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EDITORIAL/078: Liebe Leserinnen und Leser (SB)





Wochendruckausgabe 78 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
17.03.2018
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Liebe Leserinnen und Leser,

mit der Ausgabe Nr. 80 wird der MA-Verlag noch einmal den gut
vorbereiteten Versuch unternehmen, die
Schattenblick-Wochendruckausgabe dem interessierten Zeitgenossen als
Abonnement regelmäßig zugänglich zu machen.

Zu diesem Zweck sind 25,- Euro inklusive Versandkosten auf das unten
angegebene Konto für die Übersendung von vier aufeinander folgenden
Schattenblick-Wochenzeitungen zu überweisen, und bei
Fortsetzungswunsch des Abonnements ist dieser sieben Tage vor Ablauf
der ersten Abo-Bestellung mit jeweils 25,- Euro fortgesetzter
Überweisung für die entsprechenden nächsten Ausgaben zu bestätigen.

Bleibt diese Bestätigung während der entsprechenden Frist aus, gilt
das Abonnement als fristgemäß gekündigt.

Selbstverständlich kann die Wochendruckausgabe des Schattenblick auch
als Einzelbestellung erworben werden, jedoch muß auch hier mit der
jeweiligen Bestellung die Einzahlung auf das Konto sieben Tage vor
Erhalt getätigt worden sein. Ein Einzelexemplar kostet dann
allerdings 8,50 Euro.

Wie auch immer, als einzelner Leser oder im Zusammenschluß mit anderen
wünschen wir Euch und uns das Beste für die jeweils in Betracht
gezogene Form der ab Ausgabe 80 möglichen und doch sehr überschaubaren
Bestellabwicklung.

Weiterhin viel Spaß beim Lesen und Stöbern im Schattenblick wünscht
Euch

Eure Schattenblick-Redaktion


P.S. Kontoverbindung:

MA-Verlag, Commerzbank Heide

IBAN: DE54 2184 0078 0432 8720 00

BIC: COBADEFF218


16. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
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Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/257: Hambacher Forst - Stop marken ... (Michael Zobel)

Nach der Roten Linie/dem 47. Waldspaziergang - wir kommen wieder - 4
Jahre Sonntagsführungen

von Michael Zobel, 19. März 2018



Guten Tag zusammen,

Montag, 19. März 2018, der Abend nach dem 47. monatlichen Waldspaziergang
und der Roten Linie im Hambacher Wald.

War das kalt!

Und trotzdem waren zum Beginn der Roten Linie trotz Wetterbericht und der
immer noch andauernder Grippewelle sagenhafte 603 große und kleine Menschen
am Waldrand und am Tagebau, diesmal 11 Monate bis 78 Jahre, weiteste
Anreise von den Phillipinen und aus Brasilien.

Nach der Roten Linie der 47. monatliche Waldspaziergang - trotz der
klirrenden Kälte haben 132 Menschen durchgehalten, zusammen mit fast 100
individuell gebuchten Führungen für Umweltverbände, Kirchen, Schulklassen,
Lehrerkollegien sind wir jetzt bei unfassbaren 12326 TeilnehmerInnen an
Führungen im Hambacher Wald angekommen. Viel mehr, als bei RWE in den
Tagebauen und den Kraftwerken arbeiten...

Das Netzt ist voll mit Bildern, Links zu einer kleine Auswahl siehe unten
[1] und die Drohne war unterwegs: 

https://vimeo.com/260684154

• DANKE an die BesucherInnen und ganz besonders DANKE an die
Waldschützer im Hambi. Wir alle zusammen werden auch die nächste
Rodungssaison verhindern. Auch wenn seit heute schon wieder die RWE- und
Polizei-Propagandamaschine läuft...

• DANKE an all die Menschen, die in Anbetracht des kalten
Winterwetters die Waldschützer mit warmer Kleidung, Decken und mehr
unterstützen.

• DANKE an Eva und Antje, an Todde und Andreas, Anja, Tim, das
Küchenkollektiv und all die anderen fleißigen HelferInnen, ohne Euch wären
die Waldspaziergänge und die Rote Linie gestern nicht zu einer solchen
Erfolgsgeschichte geworden.

• DANKE an den BUND, der durch seinen andauernden juristischen Kampf
den diesjährigen Rodungsstopp erst möglich gemacht hat, DANKE Dirk.



Keine Zeit zum Atemholen, nach wie vor gilt, nach der Führung ist vor der
Führung...

Wir machen weiter, wir kommen wieder, bitte die Werbetrommel rühren. Der
Wald braucht uns mehr denn je. Wir haben die Rodungssaison 2017/2018
verhindert, es darf kein Baum mehr fallen!

Sonntag, 15. April, 48. Waldspaziergang im Hambacher Wald - wieder ein
Grund zum Feiern - vier Jahre Waldspaziergänge

Eine weitere Führung im wunderbaren Frühlingswald, wir werden erneut
zeigen, warum auch der kleine Rest des ehemals stolzen Waldes unbedingt
schützenswert ist.

Geänderte Anfangszeit 11.30 Uhr.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfristig mitteilen!!!!!!!

Wahrscheinlich ist es wie in den Vormonaten das Kieswerk Collas...

Anmeldung und weitere Infos bei mir per Mail info@zobel-natur.de



Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind es mehr
knapp 68000, da geht noch was... bitte unterzeichnen, weiterleiten...,
danke [2].

Wer Todde's Film "Reise in die Unterwelt" noch nicht gesehen hat:

https://vimeo.com/240797566

Lasst uns diesen Rückenwind nutzen, lasst uns weitermachen, im Hambacher
Wald, rund um Garzweiler. Wir haben die einmalige Chance, dem IrRWEg ein
Ende zu machen.

Aktuelle Informationen aus dem Hambacher Wald auf:

https://hambacherforst.org/

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 15. April, 13. Mai, 10. Juni, 15. Juli...

Verhindert weitere Rodungen, rettet den Rest des Hambacher Waldes!

Termine:

26. April, RWE-Hauptversammlung Grugahalle Essen, wir sind dabei...




Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen



[1] Link zu Bildern:

https://www.flickr.com/photos/infozentrale/sets/72157691564459442

https://twitter.com/Oliver_Krischer/status/975373901550190592

https://de-de.facebook.com/BuirerFuerBuir

https://www.flickr.com/photos/146797043@N04/sets/72157691587768552

https://www.facebook.com/bund.nrw/photos/pcb.969121893241107/969119676574662/?type=3&theater

http://www.buirerfuerbuir.de/index.php/aktuelles/pressemitteilungen/254-hunderte-herzen-fuer-den-hambacher-wald-buerger-innen-fordern-beherzten-kohleausstieg

[2] Link zur Petition

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 19. März 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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WALD/256: Hambacher Forst - auf Verhandlungswegen ... (Buirer für Buir)

Initiative Buirer für Buir - 18. März 2018

Hunderte Herzen für den Hambacher Wald:

Bürger*innen fordern beherzten Kohleausstieg



Über sechshundert rot gekleidete Menschen versammelten sich am Sonntag
trotz Eiseskälte am Tagebau Hambach, um erstmals das Ende einer
Rodungssaison zu feiern, in der RWE nur zwei Tage im Hambacher Wald roden
durfte. Mit aufgemalten roten Herzen und mit den Händen geformten Herzen
drückten die Demonstrierenden ihre Freude über den vorläufigen Erhalt des
Waldes aus, richteten aber auch klare Forderungen an die neue Große
Koalition in Berlin und an die nordrhein-westfälische Landesregierung. Auf
einem großen Banner prangte der Schriftzug
"Kohleausstieg beherzt anpacken".

"Die Bundespolitik hat über ein halbes Jahr mit Sondierungs- und
Koalitionsgesprächen verloren. Nun gilt es den Kohleausstieg umso beherzter
und ambitionierter anzupacken. Im Rheinischen Revier betreibt RWE die
ältesten und schmutzigsten Kraftwerksblöcke, die zugleich zu den klima- und
gesundheitsschädlichsten in ganz Deutschland zählen. Ebenso wie die
Tagebaue müssen sie sehr bald stillgelegt werden", fordert Antje Grothus,
die direkt am Tagebau Hambach wohnt und sich bei der Initiative Buirer für
Buir engagiert.

"Wir feiern heute die erste Rodungsverhinderungs-Saison seit 40 Jahren. Mit
der Herz-Aktion machen wir darauf aufmerksam, wie sensationell das ist und
bedanken uns bei allen, die zu diesem Erfolg beigetragen haben", sagt
Alfred Weinberg vom Bündnis gegen Braunkohle. Bei aller Freude ist den
Initiator*innen bewusst, dass nach der Saison vor der Saison ist: "Dieser
wunderbare Wald darf nicht länger der Kohleförderung geopfert werden. Die
alte A4 muss die Rote Linie sein, an der die Bagger stoppen - um den Wald,
aber auch das Klima zu retten", sagt Michael Zobel, der seit vier Jahren
informative Spaziergänge durch den Hambacher Wald anbietet. Bereichert
wurde die Rote-Linie Aktion durch den international bekannten Fotokünstler
Horst Wackerbarth und seine Rote Couch. Seit Jahren porträtiert er in
Nordrhein-Westfalen markante Menschen und Landschaften für das Projekt
heimat.nrw. " Die Rote-Linien gegen Braunkohle" - Aktionen geben
Bürger*innen auf kreative Art und Weise eine Möglichkeit ihren politischen
Willen auszudrücken. Daher freue ich mich, dass auch sie nun Teil des
fantastischen Projekts werden", sagte der am Morgen eigens aus Düsseldorf
angereiste Künstler.

Hintergrund:

Die Aktion gehört zur Reihe "Rote Linie gegen Kohle" und fand im Rahmen
eines Waldspaziergangs von Michael Zobel und Eva Töller statt. Auch das
Bündnis gegen Braunkohle und die Initiative Buirer für Buir hatten zu der
Aktion eingeladen. Die Veranstalter*innen wollten sich bei den vielen
tausend Menschen bedanken, die sich seit Oktober 2016 immer wieder aktiv
gegen die Klima-, Natur- und Heimatzerstörung durch die Braunkohle in
Nordrhein-Westfalen und weltweit einsetzen.

Michael Zobel und Eva Töller haben in den vergangenen vier Jahren bereits
über 12.000 Teilnehmer*innen bei fast 150 Waldspaziergängen durch den
Hambacher Wald geführt. Im Herbst 2016 hatte die erste Rote Linie-Aktion
stattgefunden. Seitdem gab es vier Rote Linie Aktionen mit über 5.2000
Teilnehmer*innen. Die Petition zur Rettung des Hambacher Waldes, die
zeitgleich startete, wurde von fast 67.000 Menschen unterzeichnet.

Als großen Erfolg bezeichnen die Aktiven die mittlerweile sechs Jahre
währende Waldbesetzung, die den Hambacher Forst bekannt machte und den
Rodungsstopp, der in erster Linie den nicht nachlassenden juristischen
Bemühungen des BUND NRW zu verdanken ist.


Weitere Informationen:

www.bund-nrw.de/hambach_klage

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren

https://weact.campact.de/petitions/kein-neues-braunkohlekraftwerk-in-nrw

https://vimeo.com/257992910

http://www.buirerfuerbuir.de/ 

http://bündnis-gegen-braunkohle.de/

http://naturfuehrung.com/hambacher-forst/

#SeidieRoteLinie #betheredline #endcoal #hambibleibt #hambacherforst #keepitintheground

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

Andreas Büttgen

Zum Hoover Feld 19, 50170 Kerpen

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/420: Klimakampf und Kohlefront - Ökowiderstandscamp in Leipzig ... (Klimacamp Leipziger Land)

Klimacamp Leipziger Land - Pressemitteilung vom 20. März 2018

1. Klimacamp im Leipziger Land - Eine andere Welt ist möglich



Leipzig. Diesen Sommer vom 26.07 bis 05.08. findet zum erstem Mal ein
Klimacamp im Braunkohlerevier bei Leipzig statt. Mit der Veranstaltung
soll auf die sozialen wie ökologischen Folgen des Braunkohleabbaus
aufmerksam gemacht und Alternativen für eine soziale, demokratische und
ökologische Gesellschaft erprobt werden. Bis zu 1000 Menschen werden
erwartet.

Gemeinsam lernen, diskutieren und Alternativen leben: Mit zahlreichen
Workshops und Podiumsdiskussionen bietet das Klimacamp viel Raum, um
von- und miteinander zu lernen. Pressekontakt Florian Teller erklärt:
"Auf dem Camp organisieren wir uns basisdemokratisch und treffen
Entscheidungen im Konsens. Sorgearbeit, wie Klos putzen oder kochen wird
von allen erledigt. Wir vernetzen uns mit anderen sozialen Bewegungen,
denn nur gemeinsam können wir Gesellschaft verändern. Daneben ist auch
vielfältiger Protest Bestandteil des Klimacamps".

Für den Abbau von Braunkohle werden Menschen in der Region
zwangsumgesiedelt und ganze Dörfer vernichtet. Braunkohle ist einer der
klimaschädlichsten Energieträger und beschleunigt den Klimawandel. Von
dessen Folge sind vor allem Menschen in Ländern des globalen Südens
betroffen, die am wenigsten dazu beigetragen haben. "Mit dem Klimacamp
wollen wir auf diese Ungerechtigkeit aufmerksam machen. Wir fordern
Klimagerechtigkeit: Dazu ist ein schnellstmöglicher Ausstieg aus der
Braunkohle notwendig, wichtig ist aber auch, dass dieser nicht zu Lasten
der Menschen aus der Region oder der Beschäftigten geht. Daher suchen
wir nach Wegen, wie der Kohleausstieg schnellstmöglich und
sozial-verträglich umgesetzt werden kann und als Teil eines nachhaltigen
Strukturwandels gedacht wird," so Florian Teller weiter.

Das Klimacamp findet in enger Zusammenarbeit mit lokalen Akteuren, wie
dem Bündnis "Pödelwitz bleibt" statt. Obwohl der Ausstieg aus der
Braunkohle bereits auf Bundesebene diskutiert wird und es mit
erneuerbaren Energien längst Alternativen gibt, sind immer noch Dörfer
vom Abriss bedroht. So will die Mitteldeutsche Braunkohle AG (Mibrag)
ihren Tagebau Vereinigtes Schleenhain erweitern, dem sollen die Dörfer
Pödelwitz und Obertitz zum Opfer fallen. Jens Hausner vom Bündnis
"Pödelwitz bleibt" und Anwohner erläutert: "Den Tagebau zu erweitern,
ist aus klimapolitischer Sicht vollkommen aus der Zeit gefallen. Dieser
Tagebau hat jetzt schon eine genehmigte Laufzeit bis 2040. Selbst ein
Großteil der bereits zum Abbau genehmigten Braunkohle muss im Boden
bleiben, um beim Klimaschutz nicht komplett zu scheitern. Darum muss man
öffentlich machen, welche vollkommen abwegige Planungen die Mibrag hier
verfolgt".

Auf dem Klimacamp wird auch die Degrowth-Sommerschule zu Gast sein. Nach
drei Jahren im Rheinland findet sie nun erstmals im Raum Leipzig statt.
Die Degrowth-Bewegung sieht in der Wachstums- und Profitorientierung
unserer Wirtschaft eine grundlegende Ursache für soziale, globale
Ungleichheit. "In einer Welt mit begrenzen Ressourcen ist unendliches
Wachstum nicht möglich und führt zu sozialer und ökologischer
Ausbeutung. Das sehen wir auch hier vor Ort. Während der Sommerschule
suchen wir nach Alternativen unsere Gesellschaft so zu organisieren,
dass ein gutes Leben für Alle möglich wird," so Ruth Krohn,
Pressekontakt der Sommerschule. Kernstück der Sommerschule sind
mehrtägige Kurse, die sich in diesem Jahr mit Visionen für eine soziale,
ökologische und demokratische Gesellschaft befassen.

In den Braunkohlerevieren im Rheinland und in der Lausitz haben
Klimacamps bereits Tradition. Klimacamps sind Orte des gemeinsamen
Lernens, der Vernetzung, des Lebens von Alternativen und des kreativen
Protestes. Das Klimacamp im Leipziger Land ist Teil einer wachsenden
Klimagerechtigkeitsbewegung. Diesen Sommer finden in zahlreichen
europäischen Ländern Camps und Protestaktionen gegen fossile Energie statt.
Alle Veranstaltungen sind öffentlich und Menschen aus der Region
herzlich eingeladen das Klimacamp zu besuchen.

Weiter Informationen zum Programm finden Sie zukünftig online unter:

www.klimacamp-leipzigerland.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Klimacamp Leipziger Land

E-Mail: presse@klimacamp-leipzigerland.de

Internet: www.klimacamp-leipzigerland.de
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KOHLEALARM/419: Klimakampf und Kohlefront - Rätsel um Nichtverlängerung ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16.03.2018

LEAG schweigt zu Laufzeit des Tagebaues Jänschwalde - Genehmigung bis
2019 befristet



Cottbus, 16.03.2018. Die bergrechtliche Genehmigung des
LEAG-Braunkohletagebau Jänschwalde läuft bereits 2019 aus. Dass bisher kein
Verlängerungsantrag vorliegt, wollte die LEAG In der gestrigen Sitzung des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses nicht kommentieren. Bisher war ein
Betrieb bis 2023 angekündigt.

"Es ist ungewöhnlich, wenn 21 Monate vor dem Auslaufen der Genehmigung kein
Antrag auf Verlängerung gestellt ist und die LEAG Fragen dazu nicht
beantwortet. Beim Tagebau und Kraftwerk Jänschwalde kommen für das
Unternehmen offensichtlich auch ganz andere Varianten in Frage, als in
seinem offiziellen Revierkonzept dargestellt."sagt René Schuster,
Braunkohle-Experte der GRÜNEN LIGA.

Beim Tagebau Welzow-Süd hat die LEAG vier Jahre vor Ablauf der Befristung
einen Antrag auf Verlängerung des bergrechtlichen Rahmenbetriebsplanes über
das Jahr 2023 hinaus gestellt. Der Rahmenbetriebsplan Tagebau Jänschwalde
ist in der gleichen Weise befristet, jedoch nur bis 2019. Auf die Frage
eines Ausschussmitgliedes, ob ein Verlängerungsantrag für Jänschwalde
überhaupt noch vorgesehen sei, war der LEAG-Vertreter gestern nicht bereit
zu antworten.

Ein früherer Stop des Tagebaues würde einen größeren Abstand der Grube zum
Ort Taubendorf ermöglichen und die Auswirkungen der Grundwasserabsenkung
auf die Seen der Region im Vergleich zur vollständigen Auskohlung
begrenzen. Dies wird seit Monaten von Anwohnern, Umweltverbänden und der
Gemeinde Schenkendöbern gefordert. Eine vollständige Auskohlung des
Tagebaues wäre zudem nur unter Zwangsenteignung eines privaten
Waldgrundstückes möglich, dessen Besitzer bereits öffentlich angekündigt
haben, nicht an die LEAG zu verkaufen.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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LESUNG/4029: Berlin - Heinz Bude, "Adorno für Ruinenkinder. Eine Geschichte von 1968", 11.04.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

Mi., 11.4., 19:30 Uhr

Buchvorstellung

Heinz Bude

»Adorno für Ruinenkinder. Eine Geschichte von 1968«

Hanser Verlag, 2018

Heinz Bude im Gespräch mit Hannah Lühmann



Die Achtundsechziger polarisieren noch immer. Heinz Bude hat mit
Männern und Frauen gesprochen, die damals dabei waren. Gemeinsam ist
ihnen der Aufbruch aus der Kindheit zwischen Ruinen in eine Welt des
befreiten Lebens. Aber Adorno gab ihnen auf den Weg, dass es einem
umso schwerer wird, sich in der Gesellschaft nützlich zu machen, je
mehr man von der Gesellschaft versteht. Mit einer trostlosen
Vergangenheit im Rücken wollten sie die Gesellschaft verändern, um
ein eigenes Leben zu finden. 50 Jahre nach der Revolte ist es an der
Zeit zu verstehen, wie viel Privates seinerzeit das Politische
bewegte: Heinz Bude, einer der besten Kenner der deutschen
Gesellschaft, zieht Bilanz.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: newsletter@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TAGUNG/2360: Weimar - Konzepte des »Klassischen« in ostasiatischen Kulturen, 22.-24.03.2018

idw - Pressemitteilung: Klassik Stiftung Weimar

Konzepte des »Klassischen« in ostasiatischen Kulturen

Jahrestagung mit 16 öffentlichen Vorträgen 



Von Donnerstag bis Samstag, 22. bis 24. März, findet im Festsaal des
Goethe-Nationalmuseums die Jahrestagung des Zentrums für
Klassikforschung statt. Mit insgesamt 16 öffentlichen Vorträgen geht
sie der Frage nach, inwiefern kulturelle Phänomene, die in Europa
unter dem Begriff des »Klassischen« gebündelt sind, Entsprechungen in
ostasiatischen Kulturen aufweisen. Die Teilnahme an den Vorträgen ist
kostenfrei. Gäste sind herzlich willkommen, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Den Abendvortrag am Donnerstag, 22. März, um 20 Uhr hält
Heiner Roetz, Ruhr-Universität Bochum, zu »Klassik und Kritik - Zum
Kantischen Moment im Konfuzianismus«.

In China etablierte sich der Begriff des »Klassischen« während des 17.
und 18. Jahrhunderts, als jesuitische Missionare konfuzianische und
neokonfuzianische Texte ins Lateinische übersetzten und in diesem
Zusammenhang von »klassischen« Texten sprachen. Mit seiner
Jahrestagung 2018 untersucht das Zentrum für Klassikforschung zunächst
die Übertragbarkeit dieses Begriffs auf ostasiatische Kulturen. Die
anschließenden Vorträge beleuchten das »Klassische« im Kontext
kultureller Kanonisierungsprozesse, als Kategorie der Kunst und
Literaturgeschichtsschreibung sowie in kultur- und
gesellschaftspolitischen Debatten der Gegenwart.

Unter anderem spricht Wiebke Denecke, Boston University, am
Donnerstag, 14.30 Uhr über »Prolegomena zu einer Komparatistik des
Klassischen -Werte, Institutionen, Paradoxa«. Am Samstag, 24. März, um
15 Uhr stellt Xiaoqiao Wu, Beihang University Beijing, »Die Entdeckung
eines Klassikers. Ein Forschungsprojekt zur chinesischen Goethe-
Rezeption um 1900« vor.

Das Zentrum der Klassikforschung widmet sich mit einem
transdisziplinären Anspruch dem Phänomen »Klassik«. Ausgehend von der
Weimarer Klassik und den sie dokumentierenden Sammlungen im Goethe-
und Schiller-Archiv, in der Herzogin Anna Amalia Bibliothek sowie in
den Weimarer Museen nimmt es die verschiedenen Klassiken der
Kulturgeschichte in den Blick. Die Geschäftsstelle des
Forschungszentrums ist im Referat Forschung und Bildung der Klassik
Stiftung Weimar angesiedelt.

Tagungsdaten

»Konzepte des Klassischen in ostasiatischen Kulturen«

Jahrestagung des Zentrums für Klassikforschung 2018

Donnerstag bis Samstag, 22. März bis 24. März 2018

Goethe-Nationalmuseum | Festsaal (Haupttagungsort)

Frauenplan 1 | 99423 Weimar

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.klassik-stiftung.de/uploads/pics/Programm_ZfK_2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1312

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Klassik Stiftung Weimar, Franz Löbling, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1121: Berlin - Henrietta Rose-Innes im Gespräch mit Elnathan John, 25.04.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

Mi., 25.4., 19:30 Uhr

Reihe »Elnathan's BOAT im Literaturhaus Berlin«

Henrietta Rose-Innes im Gespräch mit Elnathan John



Viermal pro Jahr führt der bekannte nigerianische Satiriker, Caine
Prize Finalist und Autor von »Born on a Tuesday« (#BOAT) Elnathan
John im Literaturhaus Berlin durch einen Abend der Literatur aus
Afrika. Zum Auftakt ist Henrietta Rose-Innes zu Gast, die bereits
vier Romane und eine Kurzgeschichtensammlung veröffentlicht hat.
Derzeit arbeitet sie an einer Trilogie über die Verflechtung von
menschlichem und nicht-menschlichem Leben in der Stadt. Die ersten
beiden Teile »Nineveh« und »Green Lion« wurden in bisher sieben
Sprachen übersetzt. Den dritten Teil »Stone Plant«, der 2018
erscheint, stellt sie nun in Berlin vor.

In englischer Sprache

Eintritt: 5 Euro

Eine Veranstaltung in Kooperation mit InterKontinental

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: newsletter@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1120: Berlin - 85.Geburtstag von György Konrád, mit Freunden und Weggefährten, 22.04.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

So., 22.4., 19:30 Uhr

Würdigung

Lesung und Gespräch anlässlich des 85.Geburtstags von György
Konrád

mit Freunden und Weggefährten

Mit: György Konrád, György Dalos, Térezia Mora und Lerke von Saalfeld



György Konrád ist einer der bekanntesten ungarischen
Gegenwartsautoren, der sich nicht zuletzt mit seinem politischen
Engagement einen Namen gemacht hat. Am 2. April 1933 in der Nähe von
Debrecen als Sohn einer jüdischen Familie geboren, entging er 1944
nur knapp der Deportation nach Auschwitz. Sein Romandebüt »Der
Besucher« erschien 1969, seitdem sind zahlreiche Texte von ihm
erschienen, zuletzt »Das Gästebuch« (2016), in dem er seinen reichen
Erfahrungen mit nazistischer, kommunistischer, reformkommunistischer,
nachwendezeitlicher und orbánistischer Herrschaft in Ungarn Ausdruck
gibt. Konrád war von 1993 bis 2007 (erster ausländischer) Präsident
der Akademie der Künste in Berlin und setzte sich in dieser Funktion
aktiv für eine geistige Annäherung zwischen Ost- und Westeuropa ein.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Akademie der Künste, Berlin

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: newsletter@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1119: Berlin - Ion Luca Caragiale, "Humbug und Variationen", 18.04.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

Mi., 18.4., 19:30 Uhr

Buchvorstellung

Ion Luca Caragiale

»Humbug und Variationen«

Guggolz Verlag, 2018

Dana Grigorcea und Eva Ruth Wemme

im Gespräch mit Gregor Dotzauer



»Im letzten Herbst machte ich eine sehr interessante Bekanntschaft -
mit einem jungen Dichter und Literaten, der kostbaren Frucht eines
Provinzgymnasiums: Mein junger Freund hatte darauf verzichtet, das
Schuljahr zu beenden, es war ihm seit September unmöglich gewesen,
die Wiederholungsprüfung zu bestehen. Die kostbare Frucht fühlte sich
also nach drei Jahren Gymnasium ausreichend reif und, empört ob
dumpfer Stundendisziplin, löste sie sich von ihrem Zweig, um ihr
Aroma auf dem großen Markt der Hauptstadt anzupreisen.« Ion Luca
Caragiale (1852-1912), der von 1904 bis zu seinem Tod im freiwilligen
Exil in Berlin lebte, galt lange Zeit als unübersetzbar. In seiner
Heimat vor allem als Dramatiker bekannt, veröffentlichte er ab 1890
auch zahlreiche Kurz- und Kürzesterzählungen, in denen er mit feinem
psychologischem Gespür und großem Sprachwitz die rumänische
Gesellschaft um 1900 porträtierte. Kongenial hat Eva Maria Wemme nun
diese von Komik und Bosheit schillernden Texte übertragen und macht
so eine der Zentralgestalten der rumänischen Literatur neu
zugänglich.

Rumänien ist Gastland der Leipziger Buchmesse 2018.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: newsletter@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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VORTRAG/8306: Braunschweig - Hybrid-elektrisch angetriebene Verkehrsflugzeuge, 26.03.2018

idw - Pressemitteilung: Haus der Wissenschaft Braunschweig GmbH

Hybrid-elektrisch angetriebene Verkehrsflugzeuge - Zukunft oder
Fiktion?

Veranstaltungsreihe "Luftfahrt der Zukunft" am Montag, den 26. März
2018 im Haus der Wissenschaft Braunschweig



Hybrid-elektrische Antriebssysteme sind bei Flugzeugen der Allgemeinen
Luftfahrt bereits in der Praxiserprobung. In seinem Vortrag am 26.
März 2018 stellt Referent Malte Schwarze neuartige Konstruktionen für
diese Art von Antrieb bei Verkehrsflugzeugen vor. Er diskutiert, ob
und wie eine Synergie zwischen innovativen und etablierten
Konfigurationen eines Verkehrsflugzeuges gelingen kann.

Der Einsatz von hybrid-elektrischen Antrieben bei Verkehrsflugzeugen
verspricht, wie in der Allgemeinen Luftfahrt auch, einen leiseren,
emissionsärmeren und treibstoffeffizienteren Betrieb. Der
mittelfristigen Verwirklichung stehen jedoch hauptsächlich das
vergleichsweise niedrige energie- und leistungsspezifische Gewicht des
elektrischen Energiespeichers entgegen. Malte Schwarze von der
Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule (RWTH) in Aachen stellt
am 26. März 2018 mehrere konstruktive Einzelmaßnahmen zu hybrid-elektrisch 
angetriebenen Verkehrsflugzeugen vor, die einen positiven
Beitrag zur Gesamteffizienz der Maschine leisten könnten. Er
diskutiert zum einen, ob diese Maßnahmen umsetzbar sind und
schließlich effizient und kostengünstig operieren könnten. Zum anderen
wird die Übertragbarkeit des Konzeptes auf heutige, noch konventionell
angetriebene, Verkehrsflugzeuge diskutiert, um auch dort die
Gesamteffizienz zu steigern.

Weitere Informationen zur Veranstaltung und einen Überblick über das
gesamte Jahresprogramm von "Luftfahrt der Zukunft" erhalten Sie unter:
www.luftfahrt-der-zukunft.de und
www.hausderwissenschaft.org/wissens-welle/luftfahrt-der-zukunft.html.

Termin:

Luftfahrt der Zukunft

Hybrid-elektrisch angetriebene Verkehrsflugzeuge - Zukunft oder Fiktion?

Referent: Malte Schwarze, Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule (RWTH) Aachen

Montag, 26. März 2018, 19 Uhr, Haus der Wissenschaft Braunschweig, Aula (3. Stock), Pockelsstr. 11

Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.luftfahrt-der-zukunft.de

http://www.hausderwissenschaft.org/wissens-welle/luftfahrt-der-zukunft.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1687

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Haus der Wissenschaft Braunschweig GmbH, Vanessa Krogmann, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASIEN/760: Terroranschlag in Kabul - Immer mehr Gewalt gegen schiitische Hazara

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 21. März 2018

Hazara sind neben Sicherheitskräften Hauptopfer der Gewalt
sunnitischer Extremisten

Lagebericht der Bundesregierung muss besondere Bedrohung der Hazara
berücksichtigen



Göttingen, den 21. März 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat nach dem heutigen Terroranschlag gegen Schiiten in Kabul
auf die besondere Gefährdung der schiitischen Hazara in Afghanistan
hingewiesen. "Sunnitische Terroristen des Islamistischen Staates (IS)
machen den Hazara das Leben zur Hölle. Kaum eine Woche vergeht ohne
Terroranschläge auf die schiitische Minderheit. So sind die Hazara in
den letzten Monaten neben Soldaten und Polizisten zu den Hauptopfern
islamistischer Gewalt in Afghanistan geworden", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in Göttingen. Allein im März
2018 wurden drei Terroranschläge auf Hazara in Kabul verübt. Im Jahr
2017 waren mindestens 315 Hazara der Gewalt sunnitischer Extremisten
in Afghanistan zum Opfer gefallen. Bei einem Anschlag auf Wartende
vor einem schiitischen Schrein waren am heutigen Persischen
Neujahrsfest in einem Wohnviertel der Hazara in Kabul mindestens 29
Menschen getötet und 52 Personen verletzt worden.

"Dieser besonderen Bedrohung der schiitischen Minderheit muss
Rechnung getragen werden in dem von uns mit Spannung erwarteten neuen
Lagebericht der Bundesregierung zur Situation in Afghanistan",
forderte Delius. Noch immer steht die Veröffentlichung des neuen
Lageberichts der Bundesregierung aus, die für Oktober 2017 geplant
war.

Erst am letzten Sonntag waren bei einem Selbstmordanschlag auf die
private Kawsar Schule in einem Wohnviertel der Hazara in Kabul elf
Schüler verletzt worden. Der Attentäter hatte versucht, sich in einem
Klassenraum in die Luft zu sprengen, in dem sich zur Tatzeit 600
Schüler aufhielten. Bevor er seinen Sprenggürtel zünden konnte, wurde
der Attentäter jedoch bei der Explosion einer Handgranate getötet. An
der Schule werden 15.000 Jungen und Mädchen unterrichtet.

Weitere zehn Hazara waren am 9. März 2018 zu Tode gekommen, als sich
ein Selbstmordattentäter in einer Warteschlange vor der
Sicherheitskontrolle einer Veranstaltung der Minderheit in Kabul in
die Luft sprengte. Bei dem Anschlag wurden weitere 22 Personen zum
Teil schwer verletzt. Bei der Veranstaltung wollten Hazara der
Ermordung ihres traditionellen Führers Abdul Ali Mazari durch die
Taliban im Jahr 1995 gedenken.

Der IS hat die Verantwortung für den heutigen Anschlag und die
vorangegangenen Terrorangriffe gegen Schiiten übernommen. Die
sunnitischen Extremisten werfen den Schiiten vor, vom rechten Glauben
abgefallen zu sein. Mit dem Terror will der IS Spannungen zwischen
Sunniten und Schiiten schüren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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LATEINAMERIKA/083: Brasilien - Verdrängung ländlicher Gemeinden durch Programm der Weltbank

Fian - Pressemitteilung vom 21.03.2018

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Brasilien: Verdrängung ländlicher Gemeinden durch Weltbank-Programm

Freifahrtschein für Landraub durch Weltbank-Programm zur Landtitelvergabe
im Nordosten Brasiliens



(21. März 2018, Köln, Heidelberg, Washington D.C.) Die Weltbank finanziert
ein Programm zur Landtitelvergabe im brasilianischen Bundesstaat Piauí. In
Piauí wurden in den letzten Jahren gewaltige Landflächen der lokalen
Bevölkerung entzogen und illegal von großen Agrarkonzernen in Besitz
genommen. Wenn das Weltbank-Programm ungeprüft weitergeführt wird, öffnet
es Tür und Tor für einen gefährlichen Ansturm von "legalisiertem"
Landgrabbing, welches tausende von Familien trifft und ein Ökosystem von
globaler Bedeutung zerstört.

Alleine in Piauí sind 11.000 Bauern von Zwangsvertreibung betroffen. Vier
Millionen Hektar Land wurden privatisiert und von internationalen
Unternehmen in Beschlag genommen. Durch ausländische Pensionsfonds -
darunter der US-amerikanische Riese TIAA sowie Universitätsstiftungen wie
die Harvard Foundation - und andere Finanzunternehmen sind Hunderte
Millionen Dollar in der Region investiert worden, um über brasilianische
Zwischenhändler Ackerland zu erwerben. Interne Dokumente zeigen, dass sich
die Weltbank des Umfangs der Landnahme und ihrer Auswirkungen in der Region
bewusst ist.

Doug Hertzler von ActionAid USA, der an der aktuell laufenden
Weltbank-Konferenz in Washington DC teilnimmt, erklärt: "Die Weltbank tritt
für Agribusiness-Investoren in dieser wichtigen Region Brasiliens die Türen
ein. Örtliche Bauern, die das Land seit Generationen bewohnen, werden auf
der Jagd nach schnellem Profit verdrängt. Dies wird viele Existenzen kosten
und gewaltige Auswirkungen auf die Umwelt haben."

"Die Rechte der lokalen Bevölkerung müssen respektiert werden. Die Weltbank
kennt den Schaden, den ihr Landtitelvergabe-Programm verursacht, und muss
es sofort aussetzen und mit den lokalen Gemeinden und
zivilgesellschaftlichen Organisationen sprechen."

Die brasilianische Staatsanwaltschaft intervenierte am 18. Dezember 2017
und gab der Weltbank eine formelle Empfehlung zur Aussetzung des
Landprogramms. Diese Maßgabe wurde jedoch ignoriert. Es wurde auch auf die
Notwendigkeit hingewiesen, die Verletzungen der Landrechte von
traditionellen Gemeinschaften anzugehen, die bereits im Rahmen des Projekts
der Weltbank aufgetreten sind.

"Die Weltbank muss sich an die Empfehlungen des Staatsanwalts halten", so
Fábio Pitta von der brasilianischen Menschenrechtsorganisation Rede Social
de Justiça e Direitos Humanos. "Piauís Landregularisierungsprogramm und die
entsprechende Gesetzgebung müssen vollständig überarbeitet werden, um den
lokalen Gemeinschaften die Kontrolle über ihr Land zu garantieren und die
destruktive und gewaltsame Expansion von monokulturellen Plantagen
umzukehren", so Pitta weiter.

Anlässlich der jährlichen Landkonferenz der Weltbank fordern brasilianische
Organisationen und ihre internationalen Partner, darunter die
Menschenrechtsorganisation FIAN, die Bank auf, ihre Unterstützung für das
Landtitelvergabe-Programm in Piauí einzustellen.



Weitere Informationen zum Landprogramm der Weltbank finden Sie in dem
4-seitigen Hintergrundpapier (Englisch):

http://www.fian.de/fileadmin/user_upload/news_bilder/2018/18_03_Worldbank_Background_note.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2018

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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ATTAC/1893: Digitalunternehmen - Apple, Google und Co. effektiv besteuern!

Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 21. März 2018

Digitalunternehmen: Apple, Google und Co. effektiv besteuern!

Attac fordert konsequente Umsetzung durch die EU-Kommission /
Gesamtkonzernsteuer bleibt weiter notwendig



Die Europäische Kommission will am heutigen Mittwoch ihre Vorschläge für
eine effektivere Besteuerung von Digitalunternehmen wie Google, Apple,
Facebook und Amazon vorlegen. Das globalisierungskritische Netzwerk
Attac begrüßt dieses Ansinnen und fordert eine konsequente Umsetzung.

"Der Schritt ist überfällig. Die derzeitigen Besteuerungsgrundlagen für
die digitale Ökonomie stammen aus dem vergangenen Jahrhundert.
Internetkonzerne vermarkten im großen Stil Nutzerdaten. Dabei haben sie
extreme Skalenvorteile: je mehr Daten, desto erfolgreicher. Das führt zu
einer starken Monopolisierung. Kleine und mittelständische Firmen haben
keine Chance. Eine stärkere Besteuerung von Google und Co. ist nur
gerecht", sagt Karl-Martin Hentschel von der Attac-Arbeitsgruppe
Finanzmärkte und Steuern. "Dazu kommt, dass Digitalunternehmen zwar in
Europa große Gewinne erzielen, hier aber keine Betriebsstandorte
unterhalten, die nach bisherigen Regeln besteuert werden könnten."

Die EU-Kommission wird voraussichtlich die Einführung eines virtuellen
Betriebsstandortes für Apple und Co. vorschlagen. Digitalkonzerne ab
einem weltweiten Umsatz von 750 Millionen Euro pro Jahr, von dem
mindestens 50 Millionen in der EU erwirtschaftet werden, sollen eine
Sonderumsatzsteuer zahlen. Der Steuersatz soll zwischen ein und fünf
Prozent liegen.

Gesamtkonzernsteuer wäre bessere Lösung

"Die Vorschläge der EU-Kommission sind sinnvoll. Sie ändern aber nichts
an der Notwendigkeit einer Gesamtkonzernsteuer, die auf Gewinne und
nicht Umsätze erhoben wird", stellt Alfred Eibl vom bundesweiten
Attac-Koordinierungskreis fest. Auch bei einer Gesamtkonzernsteuer
müssten Datensammlungen zusätzlich besteuert werden. Attac fordert
zudem, dass Unternehmen für die kommerzielle Nutzung von öffentlichen
Daten bezahlen, die vom Staat kostenlos zur Verfügung gestellt werden.

 Bundesregierung muss Blockade der EU-Steueroasen aufbrechen

Widerstand gegen ein härteres Vorgehen gegen Steuervermeidung durch
Internetkonzerne kommt in der EU vor allem von Niedrigsteuerländern wie
Luxemburg und Irland. Karl-Martin Hentschel: "Wir fordern die
Bundesregierung auf, zusammen mit Frankreich die Blockade zu durchbrechen."



Attac-Kampagne "Steuertricks stoppen - Gesamtkonzernsteuer jetzt": 

www.attac.de/steuertricks

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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APPELL/111: Syrien - Ärzteorganisation fordert Einhaltung der Menschenrechte und des Völkerrechts (IPPNW)

IPPNW-Pressemitteilung vom 21. März 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Ärzteorganisation fordert Einhaltung der Menschenrechte und des
Völkerrechts

7 Jahre Krieg in Syrien



Vor dem Hintergrund des dramatischen Leidens der Zivilbevölkerung in Afrin
und Ost-Ghouta appelliert die ärztliche Friedensorganisation IPPNW an die
Bundesregierung, jegliche Beteiligung am Krieg in Syrien einzustellen. Dazu
gehören unter anderem Waffenlieferungen an die Türkei, an Saudi Arabien und
an andere Länder in der Region sowie der Bundeswehreinsatz in Syrien,
dessen Verlängerung morgen vom Bundestag beschlossen werden soll.
Außenminister Heiko Maas solle sich gegenüber seinen KollegInnen in der
NATO, in Russland und in allen Regierungen, die sich an den Kämpfen
beteiligen, für ein Ende der Gewalt sowie die Einhaltung der Menschenrechte
und des Völkerrechts einsetzen. Insbesondere gegenüber der Türkei muss die
Bundesregierung unmissverständlich klar machen, dass ihr Einmarsch in Afrin
völkerrechtswidrig ist und den Rückzug der türkischen Truppen aus Syrien
einfordern.

Deutsche Maßnahmen auf dem Weg zu einer friedlichen Konfliktlösung könnten
beispielsweise eine Aufstockung der humanitären Hilfe, die Wiederaufnahme
von diplomatischen Beziehungen zur syrischen Regierung und die Aufhebung
der Sanktionen sein, die vor allem die syrische Zivilbevölkerung treffen.
Der Außenminister solle sich zudem für eine Fortführung der
Friedensverhandlungen mit allen am Konflikt beteiligten Parteien einsetzen.
Es gibt in Syrien vielversprechende Ansätze zur Versöhnung,
Amnestieprogramme, Wiedereingliederungsprogramme von Kämpfern,
Versöhnungskommittees und inzwischen über 2.500 lokale Waffenstillstände.
Diese hoffnungsvollen Ansätze sollten unbedingt unter dem Dach der UNO
gestärkt werden. Langfristig wäre die Errichtung einer Konferenz für
Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittleren und Nahen Osten (KSZMNO)
sinnvoll.

Seit sieben Jahren leiden die Menschen unter dem Krieg in Syrien. Er hat
ca. 500.000 Leben gekostet (mehr als 200.000 davon sind ZivilistInnen). 6,1
Millionen Menschen wurden innerhalb des Landes vertrieben und 5,6 Millionen
Geflüchtete suchten im Ausland Zuflucht, die meisten davon in den
Nachbarländern. Ging es den Syrerinnen und Syrern vor dem Krieg
vergleichsweise relativ gut, ist die Lage für die Zivilbevölkerung in
Syrien laut UNHCR heute schlimmer denn je - 69 Prozent der Menschen fristen
ein Dasein in extremer Armut. Der Anteil der Familien, die mehr als die
Hälfte ihres Jahreseinkommens für Nahrung ausgeben, sei auf 90 Prozent
angestiegen, die Preise für Lebensmittel seien im Durchschnitt achtmal
höher als vor dem Krieg. Laut WHO sind von den öffentlichen Krankenhäusern
(Stand: Januar 2018) nur etwa die Hälfte voll funktionsfähig. Ein Drittel
sind zerstört, etwa die Hälfte davon vollständig. Laut Daten des syrischen
Gesundheitsministeriums zählte das Land vor dem Krieg rund 31.000
ÄrztInnen, von denen jetzt etwa 15.000 ins Ausland geflohen sind.

Kinderarzt und IPPNW-Vorsitzender Dr. Alex Rosen erklärt dazu: "Der Krieg
in Syrien geht diesen Monat ins 8. Jahr. Es gibt keine Familie in Syrien,
die vom Krieg verschont geblieben ist. Was die Menschen in Syrien mehr als
alles andere brauchen, sind schnelle und konsequente Schritte zur
Beendigung der Gewalt sowie bedingungslose diplomatische Verhandlungen zur
Beilegung aller Kampfhandlungen. Nur so kann humanitäre Hilfe die Menschen
erreichen. Stattdessen gießen die Kriegsparteien weiter Öl ins Feuer.
Deutschland spielt als NATO-Mitglied und drittgrößter Waffenexporteur eine
verhängnisvolle Rolle."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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LESUNG/6006: Berlin - Angelika Klüssendorf, »Jahre später«, 24.04.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

Di., 24.4., 19:30 Uhr

Buchvorstellung

Angelika Klüssendorf

»Jahre später«

Kiepenheuer & Witsch, 2018

Angelika Klüssendorf im Gespräch mit Thomas Hettche



Mit »Das Mädchen« und »April« - beide auf der Shortlist zum Deutschen
Buchpreis - schrieb Angelika Klüssendorf die Geschichte einer starken
jungen Frau, die ihren Weg geht. »Jahre später«, der letzte Band der
Trilogie, erzählt nun von der intensivsten, aber auch
zerstörerischsten Beziehung des erwachsenen Mädchens April - ihrer
Ehe. Auf einer Lesung lernt sie einen Mann kennen, der ihr zunächst
durch seine raumnehmende Art auffällt. Es entwickelt sich eine
Geschichte von zarter Öffnungsbereitschaft, glühender Gemeinsamkeit,
aber auch unaufhaltsamen Fliehkräften, die das Paar
auseinandertreiben. Ohne Partei zu ergreifen oder seine Figuren zu
denunzieren, entwickelt »Jahre später« die Anatomie einer toxischen
Partnerschaft.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: newsletter@literaturhaus-berlin.de
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LESUNG/6005: Berlin - Preis der Literaturhäuser 2018, Jaroslav Rudis on Tour, 17.04.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

Di., 17.4., 19:30 Uhr

Lesung und Gespräch mit dem Preisträger des Preises der Literaturhäuser 2018

Preisträger on Tour: Jaroslav Rudis
Die Laudatio hält Martin Becker



SCHATTENBLICK - LESUNG/6004: Berlin - Jan Böttcher, »Das Kaff«, Lesekonzert, 12.04.2018
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LESUNG/6004: Berlin - Jan Böttcher, »Das Kaff«, Lesekonzert, 12.04.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

Do., 12.4., 19:30 Uhr

Buchpremiere und Lesekonzert

Jan Böttcher

»Das Kaff«

Aufbau Verlag, 2018

Jan Böttcher im Gespräch mit Jenni Zylka



Familie, Freunde, Erinnerung? Darauf hat Architekt Michael Schürtz
nie etwas gegeben. Er ist für die Karriere in die Großstadt gezogen
und kehrt nur widerwillig für einen Bauleiterjob in seinen Heimatort
zurück. Doch die Menschen kommen ihm näher, als er möchte. Und
irgendwann muss er einsehen, dass er nie mehr war als das: ein Nobody
aus einem Kaff in der norddeutschen Tiefebene. Und dass sein Leben
hier und jetzt beginnen kann.

Jan Böttcher stellt »Das Kaff« mit Gitarre und Gesang vor.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13
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LESUNG/6003: Berlin - Liebeslyrik, Ovid, Ronsard und die Minnesänger, 06.04.2018



Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

Fr., 6.4., 19:30 Uhr

Liebeslyrik

»Amor im Kreuzfeuer«
Ovid, Ronsard und die Minnesänger wetteifern um die Gunst des
Publikums

Georg Holzer, Tristan Marquardt, Tobias Roth, Asmus Trautsch, Mathias
Traxler und Jan Wagner assistieren.

Ovids antike »Liebeskunst«, in der die Freuden des gleichzeitigen
Orgasmus gefeiert werden, Ronsards »Sonette an Hélène« (1587), die in
petrarkistischer Manier die platonische Liebe in Form gießen, und die
Minnesänger, die »frisch, frei, fro, frölich,/ju, jutz, jölich,/gail,
gol, göllich, gogeleichen,/hurtig, tum tümbrisch/ knauss, bumm« die
Liebe und das Liebeswerben feiern, stehen an diesem Abend im
Mittelpunkt. Unter aktiver Beteiligung des Publikums werden die
Lyriker auf der Bühne alles geben, um ihre historischen Vorgänger
lebendig werden zu lassen - und die alles überdauernde Liebe.

Frouwen zahlen die Hälfte.

 * 
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TREFF/1028: Berlin - ZfL Literaturtage, »Sonderlinge in der Gegenwartsliteratur«, 20.-21.4.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

ZfL - Zentrum für Literatur- und Kulturforschung

Fr., 20.4./Sa 21.4.

ZfL Literaturtage im Literaturhaus Berlin

»Sonderlinge in der Gegenwartsliteratur«



Verschrobene Gelehrte und tyrannische alte Tanten, obsessive
Aussteiger und freiwillig Behinderte, selbsternannte Herrscherinnen
und begeisterte Untergründler: In der Literatur wimmelt es von
sonderlichen und sonderbaren Figuren. Die Literaturtage wollen diese
literarischen Sonderlinge angesichts aktueller Debatten über
kulturelle Vielfalt und Diversität in der Gegenwartsliteratur näher
betrachten. Verlangen sie nach Anerkennung, gar nach Inklusion, oder
pochen sie auf ihre Fremdheit? Erzeugt ihre Absonderung womöglich
eine eigentümliche Art der Autonomie? In Lesungen, Gesprächen und
einem Vortrag wird die Souveränität von Sonderlingen ebenso
diskutiert wie die Mittel ihrer literarischen Gestaltung.

Fr., 20.4.

13:45 Uhr Begrüßung

14:00 Uhr Kat Kaufmann und Janika Gelinek

(Literaturhaus Berlin)

15:00 Uhr Jonas Lüscher und Patrick Hohlweck (ZfL)

16:30 Uhr Steffen Popp und Jakob Gehlen (ZfL)

17:30 Uhr Gertraud Klemm und Claude Haas (ZfL)




Sa., 21.4.

14:00 Uhr »Sonderlinge in der Literatur«

Vortrag von Stefan Willer (ZfL/HU Berlin)

15:00 Uhr Ingo Schulze und Ulrike Vedder

(HU Berlin)

16:30 Uhr Fatma Aydemir und Sonja Longolius

(Literaturhaus Berlin)

17:30 Uhr Esther Kinsky und Mona Körte (ZfL)

19:00 Uhr Heinz Strunk und Stefan Willer

(Zfl/ HU Berlin)

Eintritt: Tageskarte 7 Euro / ermäßigt 5 Euro

Zweitageskarte 10 Euro / ermäßigt 7 Euro

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem ZfL - Zentrum für
Literatur- und Kulturforschung

 * 
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TREFF/1027: Berlin - Literarische Führung im und um das Literaturhaus Berlin, 15.04.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

So., 15.4., 11:00 Uhr

Literarische Führung im und um das Literaturhaus Berlin

Mit Sebastian Januszewski



1932 veröffentlichte Max Herrmann-Neiße einen kleinen Lyrikband in
V.O. Stomps Verlag Die Rabenpresse. Im darin enthaltenen Gedicht
»Frühlingsahnen im Tiergarten« heißt es: » ... Marmorn strahlt Diana
durch die Zweige, //die allmählich an den Frühling denken; ihrer
Nacktheit will des Bettlers Geige // seine letzten Winterlieder
schenken. ...«. Dieses Gedicht trug Herrmann-Neiße auch am 21. März
1932 beim Vortragsabend der Rabenpresse im Humboldt-Haus (heute
Literaturhaus Berlin) vor. Die Führung stellt in einem Bildvortrag
zunächst die abwechslungsreiche Geschichte des Hauses vor. Der
literarische Spaziergang im Anschluss widmet sich Künstlern und
Künstlerinnen, die in unmittelbarer Nähe wohnten und wirkten (u.a.
Essad Bey, Heinrich Mann, Rudolf Nelson, Theobald Tiger, Robert Musil
und Irmgard Keun).

Anmeldung unter: ticket@literaturhaus-berlin.de

Treffpunkt: Unteres Foyer

 * 
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AUSSICHTEN/8222: Und morgen, den 22. März 2018 (SB)

+++ Vorhersage für den 22.03.2018 bis zum 23.03.2018 +++
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ENTWICKLUNGSHILFE/045: Angemessene Berücksichtigung des Beitrags für Entwicklung im EU-Haushalt gefordert (Südwind e.V.)

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 21. März 2018

SÜDWIND fordert angemessene Berücksichtigung des Beitrags für
nachhaltige Entwicklung im EU-Haushalt



Bonn, den 21.03.2018: Die Verhandlungen über den mehrjährigen
Haushaltsrahmen (MFF) der Europäischen Union für die Zeit ab 2021 kommen in
die heiße Phase. Am 02. Mai dieses Jahres sollen die von der EU-Kommission
vorgelegten Budgetvorschläge angenommen werden. Nach gegenwärtigem Stand
ist davon auszugehen, dass Instrumente der Sicherheitspolitik und der
Migrationsbekämpfung auf Kosten wichtiger Instrumente der
Entwicklungszusammenarbeit finanziell gestärkt werden. SÜDWIND fordert die
neue Bundesregierung auf, sich für einen Haushaltsrahmen einzusetzen, der
die Ziele der Agenda 2030 für eine nachhaltige Entwicklung in den
Mittelpunkt stellt.

Zunehmende Konflikte und steigende Flüchtlingszahlen in unmittelbarer
Nachbarschaft der EU sowie ein erstarkender Nationalismus innerhalb der EU
gelten als die neuen Herausforderungen, denen die EU gegenüberstehe. Aus
Sicht des Kommissionspräsidenten Juncker müssten angesichts dieser
Situation schwierige Entscheidungen getroffen und Prioritäten neu gesetzt
werden. Die Pläne lassen befürchten, dass langfristige Orientierungen der
Entwicklungszusammenarbeit wie die gemeinsame Umsetzung der Agenda 2030
einer eher kurzfristigen Migrations- und Sicherheitsagenda geopfert werden.
Der Brexit hinterlässt in den zentralen Entwicklungsinstrumenten wie dem
Europäischen Entwicklungsfonds EDF und dem Instrument für
Entwicklungszusammenarbeit DCI ein enormes Haushaltsloch von mehr als einer
Milliarde Euro. Die Diskussionen in der Kommission konzentrieren sich daher
unter den Schlagwörtern Effizienz und Flexibilität vor allem auf
Einsparungen. Der Haushaltskommissar Günther Oettinger hat nun Vorschläge
vorgelegt, die die wichtigsten Entwicklungsinstrumente mit anderen
Programmen in einem außenpolitischen Instrument zusammenfasst.
"Insgesamt 12 Programme sollen nach diesem Vorschlag zusammengelegt werden.
Es ist symptomatisch, dass in dem neuen Instrument ein starker Fokus auf
Migration gelegt werden soll, das Wort Entwicklung aber nicht ein einziges
Mal auftaucht", meint Dr. Pedro Morazan, EU-Experte bei SÜDWIND. "Wir
brauchen unbedingt Klarheit darüber, was aus dem EDF wird und wie sich die
neue Ausrichtung auf die Zusammenarbeit mit den ärmsten Ländern
insbesondere in Afrika, der Karibik und im Pazifik auswirkt." "Es darf
nicht das Ziel europäischer Politik sein, Scheinlösungen als Kern der
Entwicklungsfinanzierung zu fördern, um europäische Populisten zu
beruhigen", ergänzt Irene Knoke von SÜDWIND. "Die Hauptursachen von
erzwungener Migration und Flucht sind Kriege und
Menschenrechtsverletzungen, Klimawandel und unfaire Handelsbeziehungen.
Hier muss die künftige Entwicklungszusammenarbeit der EU ansetzen." Positiv
ist anzumerken, dass das Instrument für Humanitäre Hilfe als eigenständiges
Instrument erhalten bleibt.

Der Koalitionsvertrag bezeichnet die Umsetzung der Agenda 2030 und die
Förderung nachhaltiger Entwicklung als Grundlage des Regierungshandelns und
bekennt sich zu den Zielen des Pariser Klimaabkommens. Beide Abkommen
bieten eine gute Grundlage als Rahmen für eine auf Demokratie,
Menschenrechten und Nachhaltigkeit ausgerichtete Entwicklungszusammenarbeit
der Europäischen Union. SÜDWIND fordert die neue Bundesregierung dazu auf,
dass diese Grundausrichtung auch in den Verhandlungen um den
EU-Haushaltsrahmen umgesetzt wird. Entwicklungszusammenarbeit muss auch
haushaltstechnisch erkennbar bleiben und klar von den Instrumenten der
Außen und Sicherheitspolitik abgekoppelt werden.

 * 
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MELDUNG/091: Kritik am geplanten EU-Schiedsgericht MIC (Campact)

Campact - Pressemitteilung vom 21. März 2018

Weiter Extrawurst für Investoren:

Campact kritisiert EU-Mandat zu Schiedsgerichten



Verden/Brüssel, 21. März 2018. Die EU-Kommission hat gestern ihr Mandat zum
geplanten "Multilateralen Gerichtshof" (MIC) vorgelegt. Damit soll eine
Schiedsgerichtsbarkeit - abseits der ordentlichen EU-Gerichte - geschaffen
werden, die exklusiv für Streitigkeiten zwischen Investoren und Staaten auf
der Basis von Handelsverträgen zuständig wäre. Campact kritisiert, dass die
Kommission an besonderen Schiedsgerichten für Investoren festhält.

"Wir sehen im MIC-Konzept ein überflüssiges und gefährliches Sondertribunal
für eine kleine, privilegierte Minderheit, nämlich für Investoren und
Konzerne", sagt Maritta Strasser von Campact. "Wo bleiben die 500 Millionen
EU-Bürgerinnen und EU-Bürger? Und warum zieht die EU-Kommission keine
Konsequenzen aus der jüngsten Rechtsprechung des EuGH?"

Bereits am 6. März hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg klar
gemacht, dass Investitionsschutz-Verträge nicht mit dem Recht in der
Europäischen Union vereinbar sind (Achmea-Urteil). Nach Auffassung von
Campact wäre es schwierig bis unmöglich, den MIC so zu gestalten, dass er
den hohen Anforderungen des EuGH genügt. Es müsste nämlich sichergestellt
sein, dass allein der EuGH über die richtige Anwendung des Rechts der EU
wacht. Der MIC ist nicht in das Rechtssystem der EU integriert.

Das geplante Schiedsgericht ist zwar etwas besser organisiert als die
früher üblichen privaten Schiedsgerichte (ISDS). Campact bleibt dennoch
dabei, dass der MIC eine konzernfreundliche Paralleljustiz darstellt, die
sich negativ auf Rechtsstaatlichkeit und Demokratie auswirkt.

Die von der EU verhandelten Handelsverträge - so auch CETA, das Abkommen
der EU mit Kanada - enthalten sehr weitgehend auslegbare Rechte für
Investoren, etwa das Recht auf "faire und gerechte Behandlung". Ihr Schutz
geht meist weit über den im nationalen Recht verankerten Eigentumsschutz
hinaus und erfasst auch "indirekte Enteignung". Dadurch sind Klagen gegen
legitime gesetzliche Maßnahmen, etwa zu hohen Umwelt-, Verbraucher- und
Sozialstandards möglich. Und diese Klagen könnten vor dem MIC verhandelt
werden, ohne dass nationale Verfassungsgerichte oder der EuGH die Abwägung
zwischen Eigentumsrechten und anderen Grundrechten treffen können.

Schon über 425.000 Menschen haben den Online-Appell zum Thema MIC
unterschrieben [1]. Die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner lehnen den MIC
ab. Auch in bestehenden Abkommen gehörten Sonderklagerechte für Konzerne
schnellstmöglich abgeschafft.

[1] https://aktion.campact.de/mic-stoppen/appell

 * 
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AGRAR/1698: Bayer-Monsanto - Eine konzerngeleitete Entscheidung der EU-Kommission (AbL)

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Brüssel / Berlin / Hamm, 21.03.2018

Eine konzerngeleitete Entscheidung der EU-Kommission

AbL fordert: Marktmacht eindämmen, konzernunabhängige Saatgutzüchtung
stärken



Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) übt scharfe Kritik
an der heutigen Entscheidung der EU-Kommission, die Fusion von Bayer und
Monsanto unter unzureichende Auflagen zu genehmigen. "Mit dieser
Entscheidung drohen den Bäuerinnen und Bauern noch mehr Abhängigkeiten,
eine weitere Einengung der Sortenauswahl und Vielfalt, noch weniger
Wettbewerb, Preisdiktat, Verschärfung der Patentsituation und
Monopolbildung im Bereich der Digitalisierung in der Landwirtschaft. Wir
werden nicht zulassen, dass multinationale Konzerne zukünftig bestimmen,
was auf unsere Äcker und Teller kommt. Deshalb setzen wir unsere Arbeit für
eine konzernunabhängige Saatguterzeugung und Daten- und Informationshoheit
der Bauern fort", so Martin Schulz, Bauer aus dem Wendland und
Bundesvorsitzender der AbL.

Die AbL hat als Drittpartei im Fusionsverfahren zwei differenzierte
Stellungnahmen mit bäuerlichen sowie wettbewerbsrechtlichen Argumenten
gegen die Vermachtung der Konzerne abgegeben. Auf Einladung der 
EU-Kommission hat sie ihre Ablehnung auch bei einer mündlichen Anhörung in
Brüssel vorgetragen.

"Das Verfahren ist nicht transparent und undemokratisch", kommentiert Georg
Janßen, Bundesgeschäftsführer der AbL. Janßen weiter: "5 Tage Zeit, um 750
Seiten der Bewertung der Kommission zu lesen und dazu Stellung zu nehmen,
wobei alle relevanten Marktdaten und Informationen geschwärzt sind und es
keine öffentlich zugänglichen aktuellen Marktdaten gibt. Das ist kein
Verfahren auf Augenhöhe. Trotzdem haben wir die Herausforderung angenommen
und insbesondere die entstehende Marktmacht von Bayer-Monsanto
problematisiert. Auch wenn die Kommission unsere Argumente und die Risiken
der Fusion durchaus gesehen und teilweise sogar aufgenommen hat, kommt sie
konzerngeleitet zu dem Schluss, der Fusion unter Auflagen zuzustimmen. Sie
bewertet damit einmal mehr die Geschäftsinteressen der Konzerne höher als
einen echten und fairen Wettbewerb und Entscheidungshoheit für alle
Beteiligten. Eine solche Entscheidung geht an den Menschen vorbei und ist
politisch verantwortungslos. Die AbL hatte die Kommission zu einer
angemessenen und mutigen Entscheidung für die Interessen der Bauern und
Verbrauchern in Europa und weltweit aufgefordert. Sie hat sich anders
entschieden. Völlig untergetaucht in dieser Fusionsdebatte sind die
Parteien der alten und neuen Bundesregierung. Von ihr fordern wir jetzt
klare Signale und Weichenstellungen, um die Marktmacht der Konzerne
einzudämmen und das Wettbewerbsrecht zu reformieren.

Trotz dieser sich schon im Vorfeld abzeichnenden konzerngewogenen
Entscheidung der EU-Kommission gibt es ermutigende Zeichen bei Bäuerinnen
und Bauern, in der Zivilgesellschaft und bei Züchterinnen und Züchtern.
Saatgut und Ernährung sind wieder Thema. Saatgutfeste und Tauschbörsen
erfahren großen Zulauf. Kleinere Züchtungsunternehmen sowie Bäuerinnen und
Bauern und Gärtner haben sich auf den Weg gemacht, eine konzernunabhängige
Saatguterzeugung aufzubauen. Wir fordern die neue Bundesregierung auf,
einen staatlichen Saatgutfonds einzurichten, der transparent und
demokratisch, ökologische und konventionelle Züchtungsprojekte fördert, die
samenfestes, nachbaufähiges, gentechnikfreies Saatgut entwickeln. Das ist
eine praktische Antwort auf die Herausforderungen des Klimawandels und für
eine gesunde vielfältige Ernährung für alle. Die Förderung der großen
Saatgutkonzerne über Millionen schwere Forschungsprogramme ist hingegen
einzustellen", so Janßen abschließend.

 * 
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ENERGIE/192: Neue Europäische Atomreaktoren erweisen sich als finanzielle und gefährliche technische Desaster (EWG)

Energy Watch Group - 21. März 2018

Neue Europäische Atomreaktoren erweisen sich als finanzielle und
gefährliche technische Desaster



Berlin, den 21. März, 2018. Bei seinem Staatsbesuch in Indien
vereinbarte Frankreichs Präsident Macron mit Indiens Regierungschef
Narendra Modi letzte Woche den Verkauf von sechs französischen
EPR-Reaktoren für das größte Atomkraftwerk, geplant in Jaitapur.
Unbeachtet bleibt, dass Indien bisher den Atomwaffensperrvertrag nicht
unterschrieben hat. Das Plutonium aus den Reaktoren könnte
vollständig, ohne internationale Kontrolle, für den Bau von Atomwaffen
eingesetzt werden. Auch energiewirtschaftlich sind alle
EPR-Bauprojekte der letzten Jahre hochproblematisch.

Der "European Pressurized Reactor" (EPR), ein Druckwasserreaktor der
in den 1990er Jahren als der Anstoß zur Renaissance der europäischen
Atomwirtschaft galt, erweist sich als finanzielles und technisches
Desaster. Ein neuer Bericht der Energy Watch Group zeigt, dass die von
der Nuklearindustrie versprochenen wirtschaftlichen und energetischen
Gewinne bei Weitem nicht realisiert wurden.

Die nach wie vor unvollendeten EPR-Reaktorbauten in Flamanville
(Frankreich), Olkiluoto (Finnland) und Hinkley Point C
(Großbritannien) stehen exemplarisch für die Verfehlungen der
Atomindustrie. Jahrelange Verzögerungen der Inbetriebnahmen,
gravierende Sicherheitsmängel sowie explodierende Baukosten in
Milliardenhöhe sind wiederkehrende Merkmale aller bisherigen
EPR-Bauprojekte.

Nur durch milliardenschwere staatliche Rettungspakete konnte der
Weiterbau bisher sichergestellt werden. In Folge dessen erhöht sich
der Druck und das Risiko für einen Bankrott vor allem für die
französischen Atomkonzerne AREVA und EDF. Eine Entwicklung, deren
Auswirkungen man bereits beim US-japanischen Atomunternehmen
Westinghouse beobachten konnte.

"Die Versprechen von "inhärent sicheren" EPR-Reaktoren haben sich
nicht bewahrheitet, vielmehr wandelte sich die Technologie zu einer
enormen Last für europäische Steuerzahler. Es ist höchste Zeit die
Atomenergie zu einem Ende kommen zu lassen, sowohl durch einen
wirksamen Ausstieg aus laufenden Projekten, als auch durch die
Verweigerung von neuen Investitionen.", äußerte sich Hans-Josef Fell,
Präsident der Energy Watch Group und Co-Autor der Übersichtsstudie.
"Erneuerbare Energien sind die sicherste und kostengünstigste Lösung
heutzutage. Das Festhalten an Nuklearen Energieträgern entbehrt
jeglicher rationaler Argumentation."

"Die Sicherheitsrisiken des alternden europäischen Atomkraftwerksparks
wachsen stetig. Die neue Generation der EPR-Reaktoren erhöht sogar
noch die Bedrohung für die Sicherheit und Finanzen der Bevölkerung.
Die nukleare Dreieckbeziehung "Fessenheim-Flamanville-Hinkley Point"
demonstriert eindrücklich die verheerende Verflechtung aus bestehenden
und neuen Mängeln." So Eva Stegen, Co-Autorin der Informationsschrift
und Energiereferentin der genossenschaftlichen Elektrizitätswerke
Schönau (EWS).

Die Veröffentlichung der Energy Watch Group "Das Desaster der
europäischen Atomwirtschaft" dokumentiert die fatalen Entwicklungen
der EPR-Bauprojekte unter den Augen der Europäischen Union.

• Bisher lässt die Fertigstellung der EPR-Bauprojekte in der EU
auf sich warten. So verschob sich die prognostizierte Inbetriebnahme
des Hinkley Point C (GB) zu Weihnachten 2017 zuletzt auf 2027.
Gleichsam rückte der Termin für Flamanville bereits von 2012 auf 2020.
Das finnische AKW Oulkilouto liegt inzwischen 12 Jahre hinter dem
geplanten Beginn der Energieproduktion.

• Massive Kostenüberschreitungen kennzeichnen die EPR-Projekte.
Die ursprünglichen Kosten haben sich von jeweils 3 Mrd. Euro auf ca.
10,5 Mrd. Euro bei Flamanville und 8,5 Mrd. Euro bei Olkiluoto, mehr
als verdreifacht.

• Mittlerweile haben sich Schulden in Höhe von 61 Mrd. Euro bei
EDF sowie bei AREVA eine Summe von 10 Mrd. Euro angesammelt. Der
französische Staat musste AREVA mit 4,5 Mrd. Euro subventionieren. EDF
konnte nur noch durch 3 Mrd. Euro Kapitalerhöhung gerettet werden.

• Im Februar 2013 wurde bekannt, dass die nukleare Reinigung des
Atomstandortes Sellafield bis zu diesem Zeitpunkt bereits fast 70 Mrd.
Pfund gekostet hatte. Jedes Jahr kommen etwa 1,6 Mrd. Pfund dazu.

• Die britische Regierung hält am Bau des neuen EPR-Atomreaktors
Hinkley Point C fest, obwohl eine nicht veröffentlichte
Regierungsstudie belegt, dass Wind- und Solarstrom im Vergleich zu dem
geplanten AKW Hinkley Point C um die Hälfte günstigeren Strom erzeugen
würden.

• Die treibende Kraft hinter der regierungsseitigen Affinität zur
Atomtechnologie ist in der Quersubventionierung des militärischen
Atomprogramms zu suchen. Die Wissenschaftler Emily Cox, Phil Johnstone
und Andrew Stirling (SPRU, Universität Sussex) haben in einer
umfassenden Studie detailliert nachgewiesen, was von militärischer
Seite offen kommuniziert, von der Energiepolitik jedoch vehement
geleugnet wird: die Aufrechterhaltung des zivilen Atomprogramms
entlastet den Verteidigungshaushalt.

• Von der durch die Atomindustrie beschworenen "inhärenten
Sicherheit" sind die EPR-Projekte weit entfernt. Die entstandenen
technischen Problematiken der EPR sind inzwischen irreversibel. Durch
schwere Mängel in Boden und Deckel des Reaktordruckbehälters in
Flamanville kann ein sicherer Betrieb nicht gewährleistet werden.
EU-weite Forschungsprojekte zur vierten Generation von Atomreaktoren
sind ein indirektes Eingeständnis für die fehlende inhärente
Sicherheit von Atomreaktoren, einschließlich der EPR.

• Die Wahrscheinlichkeit für Terroranschläge und Cyber-Angriffe
auf Atomkraftwerke wächst zunehmend. Im Atomkraftwerk Hinkley Point C
ist die gesamte Reaktorsicherheit über ein digitales Kontrollsystem
geregelt. Dies führt nicht nur zu einer hohen Fehleranfälligkeit,
sondern macht das System auch extrem empfänglich für digitale
Angriffe.

• Erneuerbare-Energien-Technologien sind wesentlich günstiger,
schneller zu installieren und fähig, unschädliche und sichere Energie
zu liefern. Eine unlängst veröffentlichte Studie der Energy Watch
Group und Lappeenranta University of Technologie belegt nachdrücklich,
dass erneuerbare Energien zusammen mit Speichersystemen die völlige
Versorgungssicherheit auch ohne Grundlast schaffen können und das zu
wettbewerbsfähigen Kosten.



Über die Energy Watch Group: Die Energy Watch Group (EWG) ist ein
unabhängiges, gemeinnütziges globales Netzwerk von Wissenschaftlern
und Parlamentariern. Die EWG erstellt Forschungen und unabhängige
Studien und Analysen über globale Energieentwicklung.



Den vollständigen Bericht finden Sie hier in deutsch, english,
français.

http://energywatchgroup.org/wp-content/uploads/2018/03/Nukleares-Desaster_EPR_Bericht-DE.pdf

http://energywatchgroup.org/wp-content/uploads/2018/03/Nucleardisaster_EPR_EN.pdf

http://energywatchgroup.org/wp-content/uploads/2018/03/Desastrenucleaires_EPR_FR.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.03.2018

Energy Watch Group

c/o DWR eco GmbH

Albrechtstr. 22, 10117 Berlin

Tel.: 030/609898810

E-Mail: office@energywatchgroup.org

Internet: www.energywatchgroup.org
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WETTBEWERB/063: Kritik an Brüsseler Entscheidung zu Bayer-Monsanto (INKOTA)

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 21. März 2018

Brüsseler Entscheidung zu Bayer-Monsanto: 

Ein schlechter Tag für Landwirte und VerbraucherInnen

NGO-Bündnis fordert Verschärfung der europäischen Fusionskontrolle



[Berlin, 21.03.2018] - Die Initiative "Konzernmacht beschränken" kritisiert
die Entscheidung der EU-Kommission, die Mega-Fusion von Bayer und Monsanto
unter Auflagen zu genehmigen. "Dies ist ein schlechter Tag für Bauern und
Bäuerinnen und Verbraucherinnen und Verbraucher - hier und in Ländern des
globalen Südens", erklärt das Bündnis aus 28 Organisationen aus den
Bereichen Entwicklung, Umwelt, Landwirtschaft, Pharma, Finanzen und
Netzpolitik. Die Initiative fordert die deutsche Politik auf, sich auf
Brüsseler Ebene für eine Verschärfung der europäischen Fusionskontrolle
einzusetzen. Sollte Bayer-Monsanto seine Marktmacht zukünftig ausnutzen,
müsste eine Entflechtung erfolgen.

Die Genehmigung der EU-Kommission reiht sich ein in eine insgesamt
verheerende Genehmigungspraxis der Behörde. Die jüngste Entscheidung ist
der Initiative zufolge auch ein falsches Signal an die Wettbewerbsbehörden
in den USA sowie Schwellenländer wie China, Indien, Argentinien und Mexiko.
In diesen Ländern steht die Entscheidung zur Mega-Fusion noch aus, die
US-Justizbehörde hatte sich bereits kritisch gegenüber den Fusionsplänen
geäußert. Untersagen einige Schwellenländer die Fusion, könnte dies das
Projekt noch zu Fall bringen, weil sie für Investoren wichtige Märkte sind.

Großes Geschenk der EU-Kommission an Bayer-Monsanto



"Mit der Genehmigung hat die EU-Kommission dem nun entstehenden
Mega-Konzern Bayer-Monsanto ein großes Geschenk gemacht. Leidtragende sind
Bauern und Bäuerinnen, hier und insbesondere im globalen Süden", kritisiert
Lena Michelsen von INKOTA. "Ihre Abhängigkeit vom Superkonzern steigt, ihre
Auswahlmöglichkeiten werden weiter eingeengt und Saatgut wird in Zukunft
zunehmend alternativlos in Kombination mit abgestimmten Pestiziden über
digitale Bayer-Monsanto-Plattformen verkauft", fügt Annemarie Volling von
der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) hinzu. Mit
Bayer-Monsanto würden die drei Superkonzerne Bayer-Monsanto, Dow-Dupont und
ChemChina-Syngenta global 60 Prozent des kommerziellen Saatgutmarktes und
70 Prozent des Pestizidmarktes kontrollieren.

Verschärfung der europäischen Fusionskontrolle notwendig


Bei der wettbewerblichen Beurteilung der Fusion von Bayer-Monsanto mussten
eigentlich die beiden vorherigen Fusionen (Dow-Dupont und
ChemChina-Syngenta) mit berücksichtigt werden. Doch dies hat die
Wettbewerbskommission nur unzureichend getan, kritisiert die
Konzernmacht-Initiative. Auch hat sie die vertikale Integration bei der
Fusion, das heißt die Bedeutung vor- und nachgelagerter Produktionsstufen,
zu unkritisch betrachtet. Dabei ist es das ausdrückliche Ziel von
Bayer-Monsanto, in Zukunft "integrierte Lösungen", sprich Kombipakete von
Saatgut und Pestiziden, anzubieten, die sie auch über ihre digitale
Plattform verkaufen wollen. Die Konzernmacht-Initiative fordert deswegen
die deutsche Politik auf, in Brüssel für eine Verschärfung der europäischen
Fusionskontrolle einzutreten.

Hintergrund

Die Initiative "Konzernmacht beschränken" ist ein zivilgesellschaftliches
Bündnis aus 28 Organisationen, das sich für eine Politisierung des
Wettbewerbsrechts und eine Verschärfung der Fusionskontrolle engagiert.
Unter anderem fordert sie, dass bei der Fusionsprüfung schon ab 20 Prozent
Marktanteil (anstatt heute 40 Prozent) eine marktbeherrschende Stellung
vermutet werden soll sowie als letzte Maßnahme die Möglichkeit einer
Entflechtung zu großer Konzerne ("missbrauchsunabhängiges
Entflechtungsinstrument"). Mit einer Novelle des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen soll in Zukunft die Entstehung übermächtiger
Konzerne verhindert werden.

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 21. März 2018

Chrysanthemenstr. 1-3, 10407 Berlin

Telefon: 030-420 820 2-0, Fax: 030-420 820 2-10

E-Mail: inkota@inkota.de

Internet: www.inkota.de
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MELDUNG/353: Neues Projekt zur mittelalterlichen Landvergabe in Schottland (idw)

Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 20.03.2018

"Man Rent or Land Rent?" - Neues DFG-Projekt zur mittelalterlichen
Landvergabe in Schottland

Zur Bedeutung und Wirkung von Landvergabe in der Herrschaftspraxis von
Königen sowie geistlichen und weltlichen Adeligen in Nordost-Schottland im
späten Mittelalter - DFG genehmigt Fördermittel in Höhe von 350.000 Euro



Ein neues Forschungsprojekt unter der Leitung von Prof. Dr. Jörg Rogge von
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) wird die Bedeutung und
Funktion der Landvergabe und Landumverteilung in den schottischen Regionen
Aberdeenshire, Perthshire und Fife während des Spätmittelalters
untersuchen. Das geschieht aus der Perspektive von wichtigen politischen
Akteuren in der Region: der schottischen Könige, der Grafen von Fife, von
Niederadelsfamilien sowie den Bischöfen und Kapiteln von St Andrews und
Aberdeen. Die Praxis der Landvergabe im Rahmen der Territorialpolitik wird
in jeweils einer Dissertation aus der Perspektive des Laienadels und des
geistlichen Adels untersucht. Dadurch können Gemeinsamkeiten und
Unterschiede im territorialpolitischen Handeln beider Gruppen
herausgearbeitet werden. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)
unterstützt die Arbeiten mit 350.000 Euro.

Die beteiligten Wissenschaftler interessiert insbesondere, welche
Bedeutung die Landvergabe und Landumverteilung für die Durchsetzung von
Herrschaftsinteressen der beteiligten Akteure hatte, wie sich die
Adelsgesellschaft selbst organisiert hat, ob und wie dadurch politische
Ordnung geschaffen wurde und welche Bedeutung die Landvergabe dabei im
Vergleich zu den "Bonds of Manrent" - einer schottischen Variante von
Freundschaftsbünden und Feudalverträgen - hatte. Außerdem bietet der
regionale Zugang die Möglichkeit, Belege für die zunehmende
Zentralisierung unter den Stewart-Königen James I., II. und III. zu
finden.

Ausgewertet wird dazu sowohl neu entdecktes bzw. noch ungedrucktes
Quellenmaterial aus den Archiven in Aberdeen, Perth, St Andrews, Hawick
und Edinburgh sowie die einschlägige edierte Überlieferung. Da Ländereien
und deren Transfer im Mittelpunkt der Untersuchung stehen, liegt der
Schwerpunkt in diesem Projekt auf der urkundlichen Überlieferung, andere
Quellen wie Chroniken und Verwaltungsschrifttum werden jedoch auch in die
Untersuchung einbezogen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/715: Frankfurt - Deutsch-italienische Wirtschaftsbeziehungen - Vorreiter Europas? 22.3.-28.2.2019

idw - Pressemitteilung: Goethe-Universität Frankfurt am Main

Deutsch-italienische Wirtschaftsbeziehungen - Vorreiter
Europas?



FRANKFURT/BAD HOMBURG. Schon in früheren Jahrhunderten gab es zwischen
Deutschland und Italien enge Wirtschaftsbeziehungen. Eine neue
Vortragsreihe im Forschungskolleg Humanwissenschaften der
Goethe-Universität in Bad Homburg beleuchtet diese Beziehungen, ihre
Voraussetzungen und ihre Bedeutung.

Der Eröffnungsvortrag der Reihe "Deutsch-italienische
Wirtschaftsbeziehungen in Neuzeit und Moderne" mit dem Titel
"Wirtschaftliche Umwälzungen: Deutschland und Italien in der
Sattelzeit (1750-1870)" von Wirtschaftshistoriker Prof. Werner Plumpe
findet am

Donnerstag, 22. März, um 19 Uhr,

im Forschungskolleg Humanwissenschaften der Goethe-Universität, Am Wingertsberg 4, Bad Homburg,

statt.

Das Rhein-Main-Gebiet und die Lombardei haben eine Reihe transalpiner
Laufbahnen hervorgebracht: so zum Beispiel die Brentanos, die aus dem
lombardischen Adel stammten und sich im Zuge mehrerer Generationen im
Frankfurter Wirtschaftsbürgertum etablierten. Die neue Vortragsreihe
des Forschungskollegs Humanwissenschaften in Kooperation mit der
Werner Reimers Stiftung und dem Deutsch-Italienischen Zentrum für
Europäische Exzellenz Villa Vigoni wird ein Licht auf die Geschichte
deutsch-italienischer Wirtschaftsbeziehungen werfen. Was kennzeichnete
die transalpinen Beziehungen? Waren die Bedingungen dafür allgemein
sehr günstig? Oder handelte es sich um Ausnahmeerscheinungen? Und
waren die gut vernetzten Unternehmer möglicherweise Vorreiter für ein
vereintes Europa?

Im Eröffnungsvortrag wird Werner Plumpe über die Epoche der
"Sattelzeit" sprechen, der Transformationsphase von Früher Neuzeit zu
Moderne. Deutschland und Italien waren damals semantische nationale
Räume, noch keine politischen Gebilde. Für die "Deutschen" fungierte
"Italien" oftmals als Wunschbild oder Kontrastfolie. Vor diesem
Hintergrund gibt Werner Plumpe einen Überblick über eine entscheidende
Phase der deutschen und italienischen Wirtschaftsgeschichte. Er bettet
die wirtschaftlichen Umwälzungen dieser Epoche in einen größeren
Kontext ein, zeigt Besonderheiten auf.

Die Vortragsreihe wird von der Stiftung Polytechnische Gesellschaft
Frankfurt am Main, der Frankfurter Stiftung für Deutsch-Italienische
Studien, der Deutsch-Italienischen Vereinigung sowie der
Rechtsanwaltskanzlei Dolce Lauda gefördert und steht unter der
Schirmherrschaft des italienischen Generalkonsulats Frankfurt am Main.

Weitere Termine und Themen im Überblick:

Dienstag, 3. April, 19 Uhr

Die deutsch-lombardischen Handelsbeziehungen in der Langzeitperspektive 1400-1800

Dr. Magnus Ressel (Frankfurt am Main)

Donnerstag, 17. Mai, 19 Uhr

Die Händlerfamilie der Brentanos in Frankfurt um 1800

Prof. Dr. Ralf Banken (Frankfurt am Main)

Dienstag, 29. Mai, 19 Uhr

Fremde Herkunft - deutsche Heimat. Die Brentanos und Italien

Prof. Dr. Wolfgang Bunzel (Frankfurt am Main)

Dienstag, 26. Juni, 19 Uhr

Kaufmännische Netzwerke der Deutschen im Zeitalter Napoleons

Monika Poettinger (Mailand)

Dienstag, 3. Juli, 19 Uhr

Weltgewandte Wirtschaftsbürger? Deutsch-italienische Netzwerke in Frankfurt am Main um 1850

Dr. Ellinor Schweighöfer (Bad Homburg)

Donnerstag, 25. Oktober, 19 Uhr

Deutsches Mäzenatentum und der italienische Kunstmarkt

Prof. Gabriele Clemens (Saarbrücken)

Dienstag, 30. Oktober

Heinrich Mylius (1769-1854). Ein Frankfurter Kaufmann in Mailand und
sein musikkulturelles Netzwerk

Viola Usselmann M.A. (Loveno di Menaggio)

Dienstag, 13. November

Johann Wolfgang von Goethes Konzept der Weltliteratur als eines
"geistigen Handelsverkehrs" vor dem Hintergrund seiner Beziehungen zu
Heinrich Mylius und Alessandro Manzoni

Freitag, 30. November

Podiumsdiskussion: Gemeinsam in Europa. Deutsch-italienische Wirtschaftsbeziehungen

Teilnehmer: Gustavo Corni (Trient), Dr. Gabriele D'Ottavio (Trient), Dr. Grazia Prontera (Salzburg)

Donnerstag, 28. Februar 2019

Buchpräsentation: Buchpräsentation: Heinrich Mylius (1769-1854) und
die deutsch-italienischen Verbindungen im Zeitalter der Revolution.
Die Lombardei und das nordalpine Europa im frühen 19. Jahrhundert

Anmeldung:

info@forschungskolleg-humanwissenschaften.de

Informationen: 

http://www.forschungskolleg-humanwissenschaften.de/index.php/projects/italien-deutschland

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, Dr. Anke Sauter, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FERIEN/897: Braunschweig - Reiterfreizeit für Mädchen vom 9. bis 14. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Reiterfreizeit für Mädchen in den Sommerferien 



Braunschweig. Eine Reiterfreizeit für Mädchen von zehn bis vierzehn
Jahren bietet das Kinder- und Jugendzentrum Querum gemeinsam mit dem
Paritätischen Kinder- und Jugendzentrum Lamme in den Sommerferien von
Montag, 9. Juli, bis Samstag, 14. Juli, an. Anmeldungen sind ab sofort
bis zum 27. April im Jugendzentrum Querum unter der Telefonnummer
373405 oder im Kinder- und Jugendzentrum Lamme unter der Telefonnummer
51688330 möglich. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt.

Die Reiterfreizeit findet auf dem Reiterhof Höper in Plockhorst in der
Gemeinde Edemissen statt. Der Umgang mit den Pferden, das Leben auf
dem Hof, Ausritte und verschiedene Ausflüge sind die Inhalte der
Ferienwoche. Die Freizeit kostet 276 Euro pro Teilnehmerin. In
besonderen Fällen ist eine Ermäßigung möglich. Im Preis enthalten sind
die Fahrt- und Übernachtungskosten, Verpflegung, Reitstunden und die
geplanten Ausflüge.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1712: Berlin - Annika Reich, »Lotto will was werden«, 25.04.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

Mi., 25.4., 10:00 Uhr

Reihe Fasanenküken & Druckfrischling

Annika Reich

»Lotto will was werden«

Hanser, 2018

Lesung und Gespräch mit Annika Reich im Kaminzimmer



So viele tolle Berufe - da will man gleich alles werden! Wenn Lotto
mit dem Ball dreimal zwischen die Bäume trifft, denkt Papa gleich,
dass sie Fußballerin werden könnte. Und wenn sie einen Wecker
aufschraubt, fragt Mama, ob sie nicht Ingenieurin werden will.
Erwachsene sind so einfallslos, und wer einfallslos ist, hat
natürlich keine Fantasie! Lotto will garantiert nicht nur einen
Beruf. Am Montag wird sie Raketenchefin, damit die Aliens endlich
Bananen und Wasser kriegen. Am Dienstag eine Zirkusdirektorin, die
Konfetti regnen lassen und Zersägetricks ausprobieren kann. Und am
Mittwoch Sultanine - nicht die im Kuchen, sondern die Chefin eines
ganzen Landes. Und wenn das nicht klappt, wird sie eben
Berufeausdenkerin. Darin ist sie nämlich richtig gut!

Im Kaminzimmer

Eintritt: frei

Nur für Schulklassen

Anmeldung: ericke@literaturhaus-berlin.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: newsletter@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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MUSEUM/790: Kassel - Workshop über die Geschichte der Webereien in Kassel am 4. April

Stadt Kassel

Webereien in Kassel - Leinen los für fröhliche Frühlingsschals



Ein Workshop über die Geschichte der Weberei in Kassel. Erfahrt etwas
über Moritz Gottschalk, Heinrich Salzmann und andere Kasseler
Industrielle, die hier in Kassel ihre Textilfabriken hatten, und die
Stadt Ende des 19. Jahrhunderts wesentlich prägten. Die Kinder lernen,
in Webtechnik einen Schal künstlerisch und individuell zu gestalten.
Der Workshop mit Ursula Kriegel ist für Kinder von neun bis 14 Jahren.
Die Teilnahme kostet fünf Euro plus drei Euro Materialkosten.

Termin: Mittwoch, 4. April, 10 bis 14 Uhr


Treffpunkt: Stadtmuseum, Ständeplatz 16


Verbindliche Anmeldung: Telefonnummer 05 61/7 87-44 05

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MUSEUM/789: Kassel - Theaterworkshop für Kinder und Erwachsene am 28. März 2018

Stadt Kassel

Theaterworkshop für Kinder und Erwachsene - Der Oberbürgermeister
und die Wohltäterin



Das Rathaus von Kassel als Ort von Entwicklungen und Verwicklungen.
Ein interessanter und lustiger Ferienworkshop: Hier können sich jung
und alt verkleiden, ausgehend von Auguste Förster und dem damaligen OB
August Müller ein Theaterstück zusammen erfinden und dabei die
tollsten Dinge erleben. Dazu gehört auch ein Rundgang ins Rathaus. Bei
einem kurzen Besuch bei Oberbürgermeister Geselle lernen die
Teilnehmer das derzeitige Stadtoberhaupt kennen. Und sie können ihm
Fragen stellen: Was muss ein Oberbürgermeister eigentlich alles tun?
Der Workshop mit Ulrike Städtler ist für für alle von acht bis 88
Jahren. Die Teilnahme kostet fünf Euro.

Termin: Mittwoch, 28. März, 10 bis 14 Uhr


Treffpunkt: Stadtmuseum, Ständeplatz 16


Verbindliche Anmeldung: Telefonnummer 05 61/7 87-44 05

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 19. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MELDUNG/361: Zur Szenografie der Ausstellung "Paul Klee. Konstruktion des Geheimnisses" (Pinakothek der Moderne)

Pinakothek der Moderne - Pressemitteilung vom 20. März 2018

Sammlung Moderne Kunst

Zur Szenografie der Ausstellung "Paul Klee. Konstruktion des
Geheimnisses" 



In der vielbeachteten Ausstellung "Paul Klee. Konstruktion des
Geheimnisses" zeigen sich Besucherinnen und Besucher immer wieder
überrascht von der neuartigen Ausstellungsarchitektur in den quadratischen
white-cube-Räumen der Pinakothek der Moderne. Die Ausstellung legt den
Fokus auf Klees Schaffen der 1920er-Jahre am Bauhaus. Im Mittelpunkt steht
die Frage, wie Klee als Maler und Zeichner auf eine zunehmend technisierte
Welt reagierte und ob sein Image als weltabgewandter Künstler oder
"Bauhausbuddha" weiterhin Gültigkeit besitzt. Die außergewöhnliche von
Juliette Israël entwickelte Szenografie in den Ausstellungsräumen zitiert
nun den geheimnisvollen Ort am Bauhaus, an dem sich diese
Auseinandersetzung im Schaffen Paul Klees kristallisiert hat: sein Atelier
im Dessauer Meisterhaus. Dieser Raum evoziert mit seiner
konstruktiv-geometrischen Anmutung das neue Umfeld, in dem sich Klee als
Künstler und Bauhauslehrer bewegte.

Mit dem Wechsel des Bauhauses nach Dessau 1926 bezieht Paul Klee eines der
von Walter Gropius neu erbauten Meisterhäuser. Die Farbgestaltung seiner
Arbeits- und Wohnräume entwickelte Klee in Zusammenarbeit mit der Klasse
für Wandmalerei. Eine Raumansicht, die der Bauhaus-Schüler Fritz Kuhr
anfertigte, dokumentiert die Originalfarben der Atelierwände. Diese
Darstellung ist der Ausgangspunkt für das Gestaltungskonzept der
Ausstellung, das die Kunsthistorikerin und Szenografin Juliette Israël
entwickelt hat. Die perspektivischen Farbflächen aus der Zeichnung wurden
auf die Wände der Pinakothek der Moderne übertragen und adaptiert.

Diese illusionistischen Raumfluchten ermöglichen einen fokussierten Blick
auf die kleinformatigen Werke Klees, da die sechs Meter hohen Wände der
Pinakothek der Moderne optisch verkleinert werden und vielfältig
variierbare Rahmen und Felder für die ausgestellten Gemälde und
Papierarbeiten zur Verfügung stellen. Das collageartige Zitat des Dessauer
Meisterhauses bleibt dabei auf einen der zentralen Säle beschränkt. In den
weiteren Ausstellungsräumen wird die Atelierperspektive abstrahiert:
Geometrische Formen wie Trapeze, Rechtecke und Dreiecke in den
Originalfarbtönen rhythmisieren den Rundgang durch die Ausstellung in
zentralperspektivischen Variationen. Zusätzlich wird der Rundgang durch die
Ausstellung mit diagonal gestellten Wänden sowie pfeilförmigen
Sitzgelegenheiten dynamisiert. So entstehen unerwartete Achsen und
Durchblicke.

Durch diese Präsentation erhalten die Werke einen eigenen fiktiven Raum und
erscheinen durch eine optische Täuschung näher und größer. Auf diese Weise
können die Ausstellungsbesucherinnen und -besucher den realen Raum der
Pinakothek der Moderne physisch erleben und assoziativ erweitern.

Die von Oliver Kase und Nadine Engel kuratierte Ausstellung "Paul Klee.
Konstruktion des Geheimnisses" ist noch bis 10. Juni 2018 in der Pinakothek
der Moderne zu sehen.


Weitere Informationen zur Ausstellung und zum Begleitprogramm finden
Sie auf unserer Website unter www.pinakothek.de/klee.

 * 

Quelle:

Pinakothek der Moderne und Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Tine Nehler M.A., Leitung Presse & Kommunikation

Barer Straße 29, 80799 München

Telefon: +49 (0)89 23805-253, Fax: +49 (0)89 23805-125

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: http://www.pinakothek.de
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AUSSTELLUNG/9416: Nürnberg - Design-Studierende interpretieren Dürers Rätselbilder, 21.03.-16.09.18

idw - Pressemitteilung: Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm

Mutig und zeitgemäß: Design-Studierende der TH Nürnberg interpretieren Dürers Rätselbilder neu

Ausstellung im Albrecht-Dürer-Haus zeigt vom 21. März bis 16. September 2018 Linolschnitte in hochaktuellem Design



Was haben Donald Trump, ein Boxer und ein Waschmittel gemeinsam?
Design-Studierende der TH Nürnberg paraphrasieren und verfremden in
einer mutigen und hochaktuellen Interpretation Albrecht Dürers
sogenannte Rätselbilder, bis heute nicht vollständig dechiffrierte
Graphiken des Meisters. 37 ausgewählte Grafiken der Design-Studierenden 
zeigt das Albrecht-Dürer-Haus in Nürnberg vom 21. März bis 16. September 2018.

Nürnberg, 19. März 2018. Design-Studierende der TH Nürnberg spürten
vier Semester lang dem Geheimnis der noch nicht dechiffrierten
Rätselbilder von Albrecht Dürer nach. Beispielsweise der berühmte
Kupferstich "Melencolia I" ist bislang noch nicht vollständig
dechiffriert und beschäftigt bis heute kunsthistorische Experten.

Die Design-Studierenden entwickelten unter der Leitung des
Lehrbeauftragten und Künstlers Fred Ziegler über 70 Linolschnitte -
über 70 Versuche, Dürers Werk neu zu interpretieren, zu transformieren
oder zu verfremden. Prof. Sybille Schenker, Professorin für
Illustration und Betreuerin des Moduls: "Für unsere
Design-Studierenden ist die Auseinandersetzung mit Albrecht Dürer als
prominente Persönlichkeit der Nürnberger Stadtgeschichte ein
spannendes Projekt. Das Graphische Kabinett des Albrecht-Dürer-Hauses
ist eine ideale Plattform, um mit den eigenen künstlerischen Arbeiten
in den Dialog mit der Öffentlichkeit zu treten."

Vom 21. März bis 16. September 2018 zeigt die Schau im
Albrecht-Dürer-Haus 35 ausgewählte Grafiken. Fred Ziegler, Künstler
und Lehrbeauftragter für Druckgrafik: "Im Medium des Linolschnitts
entwickelten die Studierenden ganz eigene Bildweiten in der
Auseinandersetzung zum Original. So karikiert Artur Brozmann zum
Beispiel Dürers Kupferstich "Die Hexe", indem er Donald Trump in den
Mittelpunkt seines Werks stellt. Beispielsweise Jonas Eberle
interpretiert Albrecht Dürer als Boxer, der alle anderen Künstler mit
seiner starken Präsenz k.o. geschlagen hat. Das Motiv spielt darauf
an, dass Dürer mit seinen Druckgraphiken eine sehr hohe Auflage
erreichte. Kaum ein anderes Werk wurde so stark rezipiert wie das des
Nürnberger Künstlers.

Pia Salzer verwandelt den Kupferstich "Das Meerwunder" dagegen in eine
farbenfrohe Brandmarke für Waschmittel und überträgt Dürers Werk damit
in unsere moderne Konsumgesellschaft.

Die TH Nürnberg zeigt damit erneut die Innovationsfähigkeit in
zeitgenössischem Design und moderner Illustration. Für die
Studierenden ist das Albrecht-Dürer-Haus ein spannender Ort der
Auseinandersetzung, indem sie wichtiges Feedback zu ihrer Arbeit
erhalten.

Dr. Thomas Schauerte, Leiter des Albrecht-Dürer-Hauses, ergänzt: "Die
spannende Zusammenarbeit mit der Fakultät Design der TH Nürnberg setzt
neue Impulse im facettenreichen sogenannten Dürer-Nachleben. Wir
freuen uns über die Ideen und das hohe Engagement der Studierenden."

Ausstellung Rätselbilder

Zeit: Vom 21. März bis 16. September 2018

Ort: Albrecht-Dürer-Haus, Albrecht-Dürer-Straße 39, 90403 Nürnberg

Öffnungszeiten: Dienstag, Mittwoch und Freitag von 10 bis 17 Uhr,

Donnerstag von 10 bis 20 Uhr, Samstag und Sonntag von 10 bis 18 Uhr

Kosten: Außer dem Museumseintritt fallen keine weiteren Kosten an.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution132

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm, Jasmin Bauer, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9415: TU Berlin - Weimar. Ambivalenzen des Städtebaus im 20. Jahrhundert, 26.3.-17.5.18

idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: Weimar - Modellstadt der Moderne? Ambivalenzen des
Städtebaus im 20. Jahrhundert

Ausstellungseröffnung am 22. März im TU-Architekturmuseum / Tagung zur
Ausstellung am 6. April 2018



Wie Berlin und Dessau erhält auch Weimar im Jahr 2019 ein neues
Bauhaus-Museum. Der nach langer Suche gewählte Standort ist besonders:
Das neue Museum wird sich zwischen dem ehemaligen und einzigen
"Gauforum" der NS-Diktatur und dem grünen "Kultur-Projekt" der
Weimarer Republik, einem Volkspark von nationaler Bedeutung, erheben.
Dazu kommt als drittes herausragendes städtebauliches Projekt der
"Lange Jakob", die Antwort der DDR auf das "Gauforum". Dieser
besondere Standort eröffnet eine Chance für Weimar.

Weimar ist ein einzigartiger Fokus deutscher Geschichte des 20.
Jahrhunderts, nicht nur der Geburtsort des Bauhauses und Bühne der
Weimarer Republik, sondern auch ein besonderer Spiegel der Diktaturen
auf deutschem Boden. Diese besondere Geschichte war Anlass für eine
außerordentliche Strategie: die Topographie der Moderne. In diesem
Sinne umfasst die Moderne in Weimar nicht nur die große Zeit des
frühen Bauhauses in den Jahren einer hart umkämpften Demokratie,
sondern auch umstrittene Projekte und Bauten der beiden äußerst
unterschiedlichen Diktaturen auf deutschem Boden. Die Moderne
verkörpert Vorbilder wie Schreckbilder und ist nicht auf einen Stil
beschränkt.

Die Ausstellung "Weimar. Modellstadt der Moderne? Ambivalenzen des
Städtebaus im 20. Jahrhundert" thematisiert die einzigartige
Städtebaugeschichte Weimars im Umfeld des künftigen Bauhaus-Museums.
Sie ist Teil der Strategie Topographie der Moderne. Jetzt wird sie im
TU-Architekturmuseum gezeigt, das herzlich zur Eröffnung und
Besichtigung einlädt:

Zeit: Donnerstag, 22. März 2018 um 19 Uhr

Ort: TU Berlin, Architekturgebäude am Ernst-Reuter-Platz, 10623
Berlin, Untergeschoss des Flachbaus

Es sprechen:

Dr. Hans-Dieter Nägelke, Leiter des TU-Architekturmuseum

Prof. Dr. Harald Bodenschatz, Center for Metropolitan Studies, TU
Berlin

Die Ausstellung kann vom 26. März bis 17. Mai 2018 in der Zeit von
Montag bis Donnerstag von 12 bis 16 Uhr und nach Vereinbarung
besichtigt werden.

Erstmals wurde die Ausstellung im alten Bauhaus-Museum in Weimar vom
30. September 2016 bis zum 27. Mai 2017 gezeigt. Sie war zugleich die
Auftaktveranstaltung der Triennale der Moderne in Weimar. Sie entstand
im Auftrag der Klassik Stiftung Weimar in Kooperation mit dem
Bauhausinstitut der Bauhaus-Universität Weimar. Kurator der
Ausstellung war Harald Bodenschatz in Zusammenarbeit mit Julia M.
Otte. Die Gesamtleitung hatten Wolfgang Holler und Ulrike Bestgen
(Klassik Stiftung Weimar). Die Gestaltung wurde von Julia M. Otte und
der Designagentur Goldwiege realisiert. Zur Ausstellung ist eine
begleitende Publikation erschienen.

Tagung zur Ausstellung

Begleitend zur Ausstellung lädt das Architekturmuseum zu einer Tagung
ein:

Zeit: Freitag, 6. April 2018, 16.15-18.30 Uhr

Ort: TU Berlin, Architekturgebäude am Ernst-Reuter-Platz, 10623
Berlin, Flachbau, Hörsaal A 053

Die Tagung ist öffentlich. Eine Anmeldung ist nicht notwendig.

Begrüßung und Einführung

Dr. Hans-Dieter Nägelke, Leiter des TU-Architekturmuseum

16.30 Uhr

Julia M. Otte, Bauhaus-Universität Weimar, kuratorische Assistentin
der Ausstellung "Weimar. Modellstadt der Moderne?"

17.00 Uhr

Weimar: Städtebau im 20. Jahrhundert

Prof. Dr. Harald Bodenschatz, Kurator der Ausstellung "Weimar. Modellstadt der Moderne?"

17.30 Uhr

Das neue Bauhaus-Museum - eine städtebauliche Herausforderung

Prof. Heike Hanada, TU Dortmund und Architektin des neuen Bauhaus-Museums Weimar

18.00 Uhr

Das neue Bauhaus-Museum als Angelpunkt der Strategie "Topographie der Moderne"

Prof. Max Welch Guerra, Bauhaus-Universität Weimar, Direktor des
Bauhaus-Instituts für Geschichte und Theorie der Architektur und
Planung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, Stefanie Terp, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUFBAU/529: Die eindimensionale Erzählung

aufbau Nr. 92, März/April 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Die eindimensionale Erzählung



MAI 68 Wenn die Zeitungen heute an 1968 erinnern, ist die Rede von
"Jugendunruhen". Sexuelle Revolution, Kunst und Selbstverwirklichung
stehen im Mittelpunkt der Betrachtungen. Wir sehen das anders:
Gegenberichte.


(az) In der gängigen Erzählung ist die moderne Gesellschaft
durch Individualismus, Egoismus und Popkultur gekennzeichnet und
dieser moderne Lifestyle soll seinen Durchbruch im Jahr 1968 gehabt
haben, so will es die bürgerliche "Analyse". Es wird ein äusserst
egozentrisches Bild der damaligen Militanten gezeichnet. "Ich hatte
genug von diesem Mief" heisst es beispielsweise in der Ausstellung in
Bern zu 1968 oder noch banaler: "Ich wollte Action und Frauen
kennenlernen". Aussagen dieser Art werden gerne zitiert. Damals soll
sich die Jugend gegen das Spiessertum erhoben und das schöne Leben
inklusive Selbstverwirklichung gefordert haben. Das ist richtig,
allerdings nebensächlich und bösartig, weil es das Hauptsächliche
unterschlägt: Das Politische.

1968 war weder ein Generationenkonflikt noch eine Lifestyle-Revolte,
es war ein Kampf für ein besseres Leben für sehr viele, nämlich für
die ganze Welt. Denn damals war die Hoffnung ganz selbstverständlich
gesellschaftlicher und kollektiver Art, indem man für eine bessere
Gesellschaft kämpfte, kämpfte man auch für sich selbst. Kollateral kam
dabei auch das Spiessertum unter die Räder, ist doch logisch!

Das schöne Leben ist kollektiv

Diese Form des Kampfes war für die Militanten erbaulich und
beflügelnd, zumindest schildert es der Kunststudent Gérard Fromanger
so: "Künstler sind nicht mehr im Atelier, sie arbeiten nicht mehr,
weil die Realität nun kraftvoller ist als ihre Erfindungen.
Selbstverständlich werden sie zu Militanten, ich unter ihnen. Wir
gründen das Atelier populaire des Beaux-Arts und machen Poster. Wir
sind Tag und Nacht da und produzieren Poster. Das ganze Land ist im
Streik und wir haben noch nie so hart gearbeitet. Endlich braucht es
uns." Teil der Gesellschaft zu sein und darin einen Beitrag leisten zu
können ist der Höhenflug. Gefordert ist dabei nichts weniger als
Gleichheit für alle, wie die politische Erklärung des besagten
"Atelier populaire des Beaux-Arts" ausführt: "Bourgeoise Kultur trennt
und isoliert Künstler von anderen Arbeitenden, indem ihnen ein
privilegierter Status zugesichert wird. Privilegien schliessen den
Künstler in ein unsichtbares Gefängnis ein. Wir haben entschieden zu
verändern, was wir in der Gesellschaft sind." Erfrischend, wie
zuversichtlich und selbstbewusst damals entschieden werden konnte.
Verwirrend, was die Nachwelt daraus gemacht hat.

Internationalistische, klassenkämpferische Praxis

Doch machen wir einen Schritt zurück und fragen uns, was so dringlich
und nachhaltig entpolitisiert werden soll. Vor 50 Jahren war die Welt
in Aufruhr und mitten im Kalten Krieg deutete vieles auf einen
positiven Aufbruch in Richtung Marxismus hin. Die Revolution in Kuba
war noch jung und in China hatte die Kulturrevolution eingesetzt.
Diese stiess in Europa auf Interesse, versprach sie doch den
sowjetischen Marxismus herauszufordern und Bewegung in die
kommunistischen Parteien zu bringen. Ähnliches schien im Ostblock
durch den Prager Frühling zu geschehen.

In Afrika und Asien war Dekolonialisierung allgegenwärtig, Algerien
hatte wenige Jahre zuvor den Befreiungskrieg gewonnen. Auch in den USA
mehrten sich militante Bewegungen, insbesondere hatten die Schwarzen
nach der Ermordung von Martin Luther King definitiv die Nase voll vom
friedlichen Warten. Besonders wichtig und beeindruckend war zu diesem
Zeitpunkt jedoch Vietnam. Die Tet-Offensive des Vietcongs führte der
Welt die Entschlossenheit der Guerilla vor Augen und überall wuchs die
Solidarität mit diesem Kampf.

Neben der immer wichtiger werdenden internationalen Solidarität waren
aber auch in Europa selbst Kämpfe auf der Tagesordnung. Die EWG hatte
erste Schritte unternommen und Zölle abgebaut, womit sie eine Krise
auslöste, insbesondere bei den Bauern, aber auch in der Industrie.
Während der 60er Jahre kam es in Frankreich und Italien zu
Demonstrationen und Streiks, die revolutionäre Wucht entwickelten. Im
wiederbewaffneten Deutschland artikulierte sich eine Generation, die
nicht länger gewillt war, die nationalsozialistische Vergangenheit
totzuschweigen und hinzunehmen. Wer also behauptet, wie aus dem Nichts
hätten StudentInnen plötzlich angefangen zu kämpfen, muss eine
beachtliche Verdrängungsarbeit leisten. Im Gegenteil 1968 war Teil und
Höhepunkt eines internationalen Kampfzyklus, die revolutionäre Linke
war stark, ihr Sieg schien möglich.

Die Kultur der Wortführer

Diese Perspektive haben die Reaktionären im Visier, wenn sie im
Fernsehstudio bei Mineralwasser und in kultivierter Stimmung über 1968
palavern. Die Entpolitisierung wird von jenen erzählt, die sich selber
sehr wichtig nehmen und ausserdem die politische Seite gewechselt
haben. Sie sind zu professionellen Alt-68ern geworden, ihre vormalige
Militanz ist ihr Karrieremodell. Und ihre Aufgabe ist es, die
Geschichte von den Arbeitern, dem Internationalismus, der
revolutionären Gewalt und der Kollektivität zu reinigen und
Jugendunruhen gegen "Autorität" daraus zu basteln - klarerweise mit
ihnen selbst an der Spitze. Kraft der Wiederholung ist diese Erzählung
hegemonial geworden.

Wir wollen beim klassischen Beispiel Frankreich bleiben, wo ehemalige
"Studenten-Führer" am ausgeprägtesten die Ereignisse in ihr eigenes
Spektakel der Eitelkeiten verdreht haben. Dabei ist gerade das
französische Beispiel (neben dem italienischen) besonders ungeeignet
für einen derartigen Geschichtsrevisionismus. In diesen zwei Ländern
trafen ideologische Kritik an den herrschenden Verhältnissen,
politische Militanz und Arbeiterbewegung aufeinander und beflügelten
sich gegenseitig.

9 Millionen Menschen arbeiten nicht

Frankreichs Aufstand wurde von den StudentInnen in Paris ausgelöst,
doch schlossen sich innerhalb weniger Tage nicht nur die StudentInnen
des restlichen Frankreichs an, sondern auch die ArbeiterInnen und
Angestellten und viele Bauern. Der Auslöser für den Generalstreik war
die Repression gegen die Studis, die derart brutal war, dass grosse
Teile der Bevölkerung sich solidarisch zeigen wollten. Doch
selbstverständlich hatten die verschiedenen Akteure auch jeweils ihre
eigenen Gründe, den Kampf aufzunehmen. 1967 war ein Jahr der Krise in
Frankreich, die Angst vor Arbeitslosigkeit war gross, allerdings auch
die Angst vor der Arbeit. Die Arbeitsbedingungen waren ungesund und
erniedrigend, bei einer Arbeitszeit von durchschnittlich 46 Stunden
die Woche verdienten die meisten knapp genug, um zu überleben. Der
kurze Filmausschnitt "la reprise du travail aux usines Wonder" zeigt
die Verzweiflung der jungen Arbeiterin, die nach dem Streik auf keinen
Fall in dieses giftige Drecksloch von Arbeitsplatz zurückkehren will.
Das lässt erahnen, dass ArbeiterInnen nicht nur (wie von den
Gewerkschaftsspitzen behauptet) für höhere Löhne und
Organisationsfreiheit kämpften. Sie wollten Würde und Wertschätzung,
die ihnen als Subjekt zustand, erst durch den gemeinsamen Kampf konnte
das zum Ausdruck kommen.

Bauern schlossen sich vielerorts der Bewegung an, sie werden besonders
gerne unterschlagen, weil sie ganz schlecht ins Bild des urbanen,
modernen Protests in Paris passen. In Tat und Wahrheit befanden sich
die Landwirte aber seit 10 Jahren in einem erbitterten Kampf, und sie
brachten neben den Traktoren militante Erfahrung mit, die für die
Bewegung wichtig war. Ausserdem konnten ihre Lebensmittel
überlebensnotwendig sein, z.B. wenn sie Streikküchen belieferten. Dass
einige den Kampf als gemeinsamen definierten und nicht als
Zweckbündnis, zeigt das Flugblatt junger Landwirte: "Die jungen
Landwirte der Loire-Atlantique begnügen sich nicht damit, die Arbeiter
und Studenten in ihrem Kampf zu unterstützen. Sie sind auf ihrer
Seite, um die gleichen Tatsachen einzuklagen und die gleichen Rechte
einzufordern."

Das Resultat der gesellschaftlichen Mobilisierung war, dass im Mai
1968 in Frankreich neun Millionen Menschen nicht arbeiteten!
Frankreich stand still, doch seine Bevölkerung nicht. Jetzt trafen
Leute aufeinander, die sich sonst nicht kennen gelernt hätten. In
Nachbarschaftskomitees oder auf der Barrikade. Eine Lehrerin erinnert
sich: "Ich habe zum ersten Mal Arbeiter getroffen. Ich hatte davor nie
welche gesehen, ich mache keinen Witz, nicht einmal in der Metro. Und
plötzlich lebte und arbeitete ich nur noch mit Arbeitern: Mit älteren
Parteimitgliedern und mit jüngeren Immigranten. Die Fabriken waren
besetzt, im Streik, wir trafen uns, um 'Theorie zu machen' ... Ich
fühlte mich wohl dabei. Und ich dachte, das würde nie aufhören."

Aussagen normaler Militanter von 1968 bringen eine spürbare
Melancholie oder sogar Verzweiflung bis hin zu nachhaltiger Wut über
den Verlust einer positiven Perspektive und des Kollektivs zum
Ausdruck. Es kennzeichnet auch Zurückhaltung und Bescheidenheit
bezüglich der eigenen Rolle in den Ereignissen ihre Aussagen. Wenn
Bewegungen verlieren, ziehen sich die Militanten zurück, das ist
normal. Doch viele sind aktiv geblieben, die 70er Jahre waren äusserst
bewegt und von dem gekennzeichnet, was 1968 angefangen werden war.


Kristin Ross: May '68 and its afterlives' Chicago 2002.

Ludivine Bantigny: 1968: De grands soirs en petits Matins.
Paris 2018.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

- Im Atelier populaire des Beaux-Arts: Der einfarbige Siebdruck war
keine ästhetische Wahl, nur so liessen sich schnell genügend Plakate
herstellen, denn der Bedarf war enorm. Unter den Plakaten hängt
handgeschrieben der Hinweis: "Für die Poster ist die Ehrlichkeit der
Technik vorzuziehen" aber auch: "Genossen, das Atelier sauber halten
ist auch am Kampf der Völker teilnehmen".
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World Socialist Web Site
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Warnstreiks im öffentlichen Dienst

Von Marianne Arens

21. März 2018



In der Tarifauseinandersetzung im öffentlichen Dienst haben am gestrigen
Dienstag 20.000 Beschäftigte das Ruhrgebiet praktisch lahmgelegt.

Die Streiks um den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD), der 2,3
Millionen Beschäftigte in Kommunen und Bund betrifft, bringen deren Wut und
Kampfbereitschaft zum Ausdruck. Die Streikenden hoffen, durch den Kampf
eine Verbesserung ihrer Bedingungen zu erreichen. Auf immer neue Sparorgien
haben die überschuldeten Kommunen mit Stellenstreichungen, Ausgliederungen
und erhöhtem Arbeitsdruck reagiert. Sehr viele öffentliche Bedienstete
arbeiten seit Jahren am Limit.

Letzte Woche streikten die Berliner Stadtreinigung, sowie
Krankenschwestern, Erzieherinnen und Azubis in Hessen und
Baden-Württemberg. Am gestrigen Dienstag legten die Warnstreiks den
öffentlichen Dienst im gesamten Ruhrgebiet still. In Dortmund, Bochum,
Gelsenkirchen, Essen, Duisburg, Moers und Wesel stand der Bus- und
Stadtbahnverkehr still, und die Kitas, die Müllabfuhr und die Jobcenters
blieben geschlossen. Die städtischen Kliniken und Seniorenheimen waren auf
einen Notdienst beschränkt.

Überall wo Warnstreiks stattfinden, werden sie weitgehend und begeistert
befolgt. Aber sie leiden an einem grundlegenden Widerspruch. Jedem
Beobachter springt ins Auge, wie unsinnig und widersprüchlich der
Tarifkampf geführt wird. Seit drei Wochen hält Verdi den Tarifkampf auf
Sparflamme [1]: mal hier ein kleiner Warnstreik, dann wieder dort eine
Kundgebung von ein paar hundert Beschäftigten.

Ganze Bereiche des öffentlichen Dienstes sind überhaupt nicht in den
Tarifkampf einbezogen, obwohl dort genauso Arbeitsstress und
Niedriglohn-Bedingungen herrschen: die Landesbediensteten, die erst wieder
im nächsten Jahr drankommen, das Pflegepersonal privatisierter Betriebe,
etc.

Mit der Ausweitung der Warnstreiks will Verdi jetzt den trügerischen
Eindruck erwecken, sie mobilisiere vor der dritten, entscheidenden
Verhandlungsrunde tatsächlich zum Arbeitskampf.

In ähnlicher Weise hatte die IG Metall Ende Januar die Warnstreiks in der
Metall- und Elektrobranche auf 24-Stunden-Streiks ausgedehnt. Damit konnte
sie eine Urabstimmung über einen unbefristeten Streik vermeiden. Schon
wenige Tage später würgte die Gewerkschaft durch einen üblen Ausverkauf [2]
den Arbeitskampf abrupt ab.

Auch im öffentlichen Dienst werden die Beschäftigten an der Nase
herumgeführt. Nach der zweiten Runde in Potsdam beklagte Frank Bsirske,
Verdi-Vorsitzender und Hauptverhandlungsführer, im Ton der Entrüstung die
Tatsache, dass die Arbeitgeber kein Angebot vorgelegt hätten. "Wir liegen
in den zentralen Punkten fundamental auseinander", rief Bsirske aus und
drohte, nun müsse "die Antwort aus den Betrieben kommen".

In Wirklichkeit waren von Anfang an drei Verhandlungsrunden fest
eingeplant. Die zweite Runde am 12. März fand nur einen Tag vor der
Amtsübergabe im Innenministerium statt. Niemand erwartete, dass Thomas de
Maizière (CDU) an seinem letzten Amtstag als Bundesinnenminister einem
Abschluss zustimmen würde.

Auch die Ausweitung und Verstärkung der Warnstreiks im Vorfeld der dritten
Verhandlungsrunde am 15. und 16. April war von Anfang an fest eingeplant
und hat nichts mit einem ernsthaften Arbeitskampf zu tun. Sie soll im
Gegenteil einen faulen Ausverkauf einleiten. Die Warnstreiks sollen den
Eindruck erwecken, als ob "alles Mögliche getan" worden und "eben nicht
mehr drin" gewesen sei.

Verdi und der Beamtenbund dbb fordern sechs Prozent Lohnerhöhung,
mindestens jedoch 200 Euro mehr für die unteren Lohngruppen, sowie eine
Entgelterhöhung für Azubis und Praktikanten um 100 Euro. Das lehnt die
Arbeitgeberseite ab.

Die Warnstreiks seien "nichts Neues", erklärte Thomas Böhle (SPD), der
Präsident und Verhandlungsführer der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA).
Die Streiks ließen "keinen Rückschluss auf den Verhandlungsstand zu", sagte
Böhle am 13. März. "Was die Forderung nach einer linearen Erhöhung von 6
Prozent für zwölf Monate sowie einen Mindestbeitrag von 200 Euro betrifft,
liegen wir jedoch noch weit auseinander. Gleichwohl gehen wir davon aus,
dass wir in der kommenden Runde zu einem Kompromiss finden werden. Die
Verhandlungen verliefen bisher konstruktiv."

Staatssekretär Hans-Georg Engelke, der Verhandlungsführer des Bundes, hat
die Forderung der Gewerkschaften ebenfalls kategorisch abgelehnt. Engelke,
ein Jurist aus Frankfurt am Main, Verfassungsschützer und
Terrorismusexperte, hat jedoch gleichzeitig erklärt, er sei
"zuversichtlich, dass es gelingt, in der Gesamtkonstellation zu einer für
alle vertretbaren Lösung zu kommen".

Auch die Gewerkschaftsführer von Verdi und dbb haben nicht die geringste
Absicht, die selbstgesetzten Ziele zu erreichen. Sie belügen die Arbeiter
über die tatsächlichen Pläne der neuen Regierung, die vom gesamten DGB und
seinen Einzelgewerkschaften unterstützt wird. Der Koalitionsvertrag
schreibt die strikte Einhaltung der "Schwarzen Null" fest und sieht vor,
dass alle freiwerdenden Gelder in die Rüstung [3] gesteckt werden.

Bezeichnenderweise hat der neue Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) den
Deutschland-Chef von Goldman Sachs, Jörg Kukies, sowie den früheren
langjährigen Haushaltsexperten Werner Gatzer zu Staatssekretären ernannt.
Allein diese Ernennungen werfen ein grelles Licht auf den Charakter der
neuen Regierung. Die Investmentbank Goldman Sachs, für die der neugebackene
Staatssekretär Kukies seit 2001 gearbeitet hat, spielte schon bei dem
Spardiktat für Griechenland eine entscheidende Rolle. Und was Gatzer
betrifft, so war er sowohl unter Peer Steinbrück (SPD) als auch unter
Wolfgang Schäuble (CDU) als Staatssekretär für die Einhaltung der
Spardisziplin und der Schuldenbremse verantwortlich.

Verdi arbeitet eng mit dieser Regierung zusammen, so wie sie es bereits mit
früheren Regierungen getan hat. Wie die Warnstreiks zeigen, verkörpern die
Beschäftigten des öffentlichen Diensts eine starke Macht. Über sechs
Millionen Menschen arbeiten in Bund, Ländern und Gemeinden, an den
Flughäfen und in den Städten, für Straßenreinigung, Müllabfuhr und im
öffentlichen Nahverkehr, in den Kitas und sozialen Einrichtungen, in
Krankenhäusern und Altersheimen, in Büchereien, Bühnen oder
Volkshochschulen, in der Verwaltung, in den Schwimmbädern, für die
Forstwirtschaft oder die Feuerwehr, usw.

Aber Verdi hat nicht die geringste Absicht, diese Macht zu mobilisieren.
Sie sieht ihre Aufgabe im Gegenteil darin, sie zu unterdrücken. Um für
bessere Löhne und Arbeitsbedingungen, die Verteidigung ihre Rechte und
sozialen Errungenschaften zu kämpfen, müssen die Beschäftigten des
öffentlichen Diensts mit der Gewerkschaft brechen und unabhängige
Aktionskomitees aufbauen.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/03/03/tvod-m03.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/02/07/stre-f07.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/02/28/grok-f27.html
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vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 07/08 vom 8. März 2018

Sexuelle Selbstbestimmung verteidigen!

vom Frauen-Café Winterthur



Seit den voranschreitenden Wahlsiegen von rechten, meist
fundamentalistisch-christlichen Parteien in Europa und anderen Teilen
der Welt, nehmen die Angriffe auf die sexuelle Selbstbestimmung (nicht
nur) gegen Frauen zu. In vielen Ländern sind Frauen gezwungen,
Verteidigungskämpfe für den Zugang zu sexueller Bildung, Verhütung und
die Entscheidung über Fortpflanzung zu führen. Frauen sehen sich mit
Angriffen konfrontiert, die sehr akut ihre Gesundheit gefährden und
ihr Leben einschränken sollen.


Abtreibungsrecht weltweit...

Weltweit werden jährlich circa 56 Millionen Abtreibungen durchgeführt,
davon werden laut Weltgesundheitsorganisation fast die Hälfte - 25,5
Millionen - mit unsicheren Methoden gemacht. Fast alle unsicheren
Schwangerschaftsabbrüche werden in Afrika, Asien und Lateinamerika
durchgeführt. In vielen ehemaligen Kolonien wurden durch europäische
Herrscher unter Einfluss der Kirchen restriktivste Abtreibungsverbote
festgeschrieben, die bis heute überdauern. 30.000 bis 70.000 Frauen
sterben jedes Jahr durch unsichere Abtreibungen, bis zu fünf Millionen
werden in der Folge lebenslang behindert.

Vor allem dort, wo Abtreibungen verboten oder nur bei Gefahr für das
Leben der Frau erlaubt sind, ist die Lage am prekärsten. Je verbotener
und stigmatisierter der Abbruch, desto grösser die Gefahr für
Gesundheit und Leben der Betroffenen. Aber auch an Orten, an denen
eine Liberalisierung der Abtreibung erkämpft worden ist, kommen
unsichere Schwangerschaftsabbrüche vor. So werden in Osteuropa mehr
als 14 Prozent aller Abtreibungen unsicher durchgeführt. Denn nicht
nur eine repressive Rechtslage hindert Frauen, eine ungewollte
Schwangerschaft zu unterbrechen, auch die soziale oder familiäre
Situation, der Wohnort, der Aufenthaltsstatus, die Klassen- oder
Religionszugehörigkeit kann dazu führen, dass Frauen ein vorhandenes
medizinisches Versorgungsangebot nicht in Anspruch nehmen können. Je
ländlicher und reaktionärer die Umgebung, je ärmer und
marginalisierter die Betroffene, desto grösser das Risiko, bei dem
Schwangerschaftsabbruch auf sich alleine gestellt zu sein. Das Recht
auf Selbstbestimmung ist immer auch eine Klassenfrage.


...Unter Beschuss von rechts

Die bereits prekäre Situation vielerorts wird durch regelmässigen
Angriffe der Rechten auf die sexuelle Selbstbestimmung von Frauen in
den Parlamenten und auf der Strasse verschärft. Obwohl in den meisten
Ländern mit liberalerer Regelung nicht die Abtreibung an sich erlaubt
ist, sondern nur gewisse Ausnahmen straffrei sind, ist dies in den
Augen der religiösen FundamentalistInnen unerträglich.

In Polen, Irland, den USA oder Brasilien sind zahlreiche Rückschritte
bei der Gesetzgebung, Kürzungen und Einschränkung der
Gesundheitsversorgung von Frauen im Zusammenhang mit Verhütung oder
Beendigung einer Schwangerschaft durch rechte Parteien vorangetrieben
worden. In Spanien und der Türkei wurden Vorstösse nach breiten
Protesten auf Eis gelegt. In der Schweiz wurde 2014 der letzte Versuch
der SVP und christlicher FundamentalistInnen anderer Parteien
abgelehnt, die per Initiative versuchten, die Kosten für eine
Abtreibung - die erst seit 2002 unter gewissen Voraussetzungen
straffrei ist - nicht mehr durch die Krankenkassen zahlen zu lassen.

Die Angriffe der Rechten betreffen nicht nur das grundlegende Recht
auf die Entscheidung, ob ein Kind ausgetragen werden soll oder nicht.
Auch das Recht auf Information über jegliche Form von Sexualität und
sexueller oder geschlechtlicher Identität, über Verhütung und
Reproduktion wird negiert und vehement bekämpft. Die christlich
unterfütterte, rechte Ideologie sieht in Frauenkämpfen und Feminismus
den Untergang des Abendlandes. Feministische Kritik an
Geschlechterrollen, Familiennormen und Arbeitsteilung wird unter dem
Kampfbegriff des "Genderismus" verteufelt. Die Frauen sollen zurück an
den Herd, zurück zur Rolle als Gebärmaschine fürs Vaterland, die
Kirche soll im Dorf bleiben, trotz sinkenden Mitgliederzahlen und
zerstörter Glaubwürdigkeit durch massenhafte sexuelle Ausbeutung von
Kindern. In diesem Zusammenhang ist die Bekämpfung der sexuellen
Bildung von Kindern und Jugendlichen zu verstehen, die von den
gleichen Kreisen propagiert wird: Unsichere und unaufgeklärte Kinder
sind einfache Opfer.


Rückschritte und Gegenproteste in Irland...

In Irland ist das Leben des Embryos jenem der Schwangeren durch die
Verfassung seit 1983 gleichgestellt. Dadurch ist Abtreibung ein
krimineller Akt. ÄrztInnen, die in Irland Abtreibungen durchführen,
drohen bis zu 14 Jahre Gefängnis. Auch Kinder, die durch eine
Vergewaltigung gezeugt wurden oder kaum überlebensfähig sind, müssen
geboren werden. Die Regelung im von Britannien besetzten Norden
Irlands ist gar noch restriktiver und wurde im Februar 2018 zum
wiederholten Mal durch die Uno als unmenschliche und brutale
Behandlung von Frauen bezeichnet.

2012 starb Savita Halappanavar, eine 31-jährige Inderin, in einem
irischen Krankenhaus an einer Fehlgeburt, weil trotz schwerer
Komplikationen keine Abtreibung gemacht wurde. Man sei in einem
katholischen Land, klärte man sie vor ihrem Tod auf. Seither hat die
Bewegung für die Entkriminalisierung einen massiven Schub erhalten.
2013 wurde unter Druck die akute Lebensgefahr als einziger
Abbruchsgrund akzeptiert. Am letzten 8. März riefen
Frauenorganisationen zum Frauenstreik auf, um den 8.
Verfassungsartikel endlich abzuschaffen. Nun hat die Regierung
versprochen, noch dieses Jahr ein Referendum abzuhalten. Die
Frauenbewegung verlangt, dass die Abstimmung noch im Mai stattfinden
müsse, da danach die Studierenden in den Semesterferien das Land in
grosser Zahl verlassen, um im Ausland Geld zu verdienen. Junge Frauen
sind besonders betroffen. So reisten alleine 2016 über 3.200 von ihnen
nach England oder Holland, um dort abzutreiben. Hinzu kommen über
1.500 per Internet bestellte Abtreibungspillen. Die Kirche und ihre
reaktionären Verbündeten drängen auf eine Abstimmung im Juni, in der
Erwartung, den frauenfeindlichen Status quo durchzusetzen.


... in Polen

In Polen hat sich in den letzten zwei Jahren eine massenhafte
Mobilisierung von Frauen dem Ansinnen der rechten, christlichen
Regierung widersetzt, das bereits sehr restriktive Abtreibungsrecht
praktisch abzuschaffen. Seit 1993 sind Abbrüche nur bei
Gesundheitsgefahr für die Frau, schwerwiegenden Behinderungen des
Fötus und bei Schwangerschaften durch Vergewaltigung erlaubt. Die von
der rechten Regierung geplante und vorerst durch Proteste verhinderte
Verschärfung macht Abtreibung bei schwerbehinderten Föten illegal, nur
bei schwerer Gefahr für das Leben der Schwangeren gibt es eine
Ausnahme. Abtreibende Frauen sollen bis zu fünf Jahre ins Gefängnis,
ÄrztInnen oder UnterstützerInnen drohen Gefängnisstrafen zwischen
einem und fünf Jahren.

Während den Grossmobilisierungen von 2016, dem Streik von mehreren
10.000 Frauen, dem so genannten "schwarzen Protest", stellten sich die
Oppositionsparteien auf die Seite der wütenden Frauen. In der neusten
Abstimmungsrunde im Januar sind sie gekippt und haben mit der
Regierung verhindert, dass eine Initiative zur Liberalisierung des
Schwangerschaftsabbruchs im Parlament behandelt wird. Dafür kam mit
ihrer Hilfe eine Initiative der klerikalen Rechten durch, die
verlangt, Abtreibungen von behinderten Föten zu verbieten - dies ist
heute der Hauptgrund, aus welchem legal abgetrieben werden kann. Der
Kampf um reproduktive Selbstbestimmung muss auch in Polen
weitergeführt werden.


... in der BRD

In der BRD hat, seit die Ärztin Kristina Hänel im November 2017 durch
ein Gericht wegen "Werbung" für Abtreibungen zu einer Strafe von 6.000
Euro verurteilt wurde, eine feministische Mobilisierung Fahrt
aufgenommen. Gefordert wird, dass der Artikel 219a des
Strafgesetzbuches abgeschafft wird, der 1933 von den Nazis eingeführt
wurde, um gegen sozialistische, liberale und meist jüdische ÄrztInnen
vorzugehen, die Aufklärung und Abtreibungen betrieben. Die
Verurteilung Hänels kam zustande, nachdem sie durch eine
Abtreibungsgegnerin angezeigt worden war, die eine Homepage namens
"Babycaust" betreibt.

Die Belästigung von Gesundheitsfachleuten und Betroffenen vor Kliniken
und Praxen hat in Europa zugenommen. Während in den USA die teils
gewalttätigen und tödlichen Angriffe auf AbtreibungsärztInnen und
-kliniken Tradition hat, ist hier erst seit einigen Jahren eine
Nachahmung zu erkennen. In den USA wurden während einem Jahr
Trump-Herrschaft die Unterstützungszahlungen an Organisationen, die
über Verhütung und Familienplanung informieren, eingestellt, die
Finanzierung von Verhütungsmitteln durch Krankenkassen abgeschafft und
das Parlament hat das Abtreibungsrecht verschärft.


Frauen wissen sich zu helfen

Trotz Repression und Reaktion gibt es einen Trost: Eine Studie hat
aktuell festgestellt, dass Frauen sehr wohl in der Lage sind, auch
unter erschwerten Bedingungen die Abtreibung durchzuführen, die sie
brauchen. Vermehrt haben Frauen mit Hilfe der Online-Unterstützung von
"women on web" sicher selber abgetrieben. Die NGO stellt per Internet
die Medikamente mit den Wirkstoffen Mifepriston und Misoprostol Frauen
bis zur 10. Schwangerschaftswoche zur Verfügung, wenn sie in Gegenden
leben, wo es keinen legalen Zugang zu einem Schwangerschaftsabbruch
gibt.


Widerstand hier und international

Wir sehen uns in Winterthur, einer Hochburg der Freikirchen, einem
beunruhigenden Machtzuwachs der fundamentalistisch-christlichen
PolitikerInnen gegenüber. Evangelikale Privatschulen werden gefördert,
Sozialarbeit wird vom Staat an die Sekten ausgelagert. Im Stadtrat
überwiegen religiöse und polizeiaffine PolitikerInnen, im Gemeinderat
stehen über 13 Prozent den rechten Evangelikalen nahe, während der
grösste Teil der Bevölkerung (45 Prozent) nicht christlich oder nicht
religiös ist und somit in der Stadtpolitik keine Vertretung hat.
Gemäss Lokalzeitung sagen zwar über 80 Prozent der GemeinderätInnen,
dass sie ein umfassendes Abtreibungsverbot ablehnen, fast 30 Prozent
glauben aber nicht an die Evolution. Wie viele dieser PolitikerInnen
an Anlässen wie dem "Marsch fürs Läbe" teilnehmen, ist unbekannt. Fest
steht, dass zahlreiche evangelikale Sekten frauenfeindliche,
homophobe, rassistische und reaktionäre Positionen vertreten.

Wir stellen uns dieser Entwicklung entgegen. Der freie und kostenlose
Zugang zu Verhütung und Abtreibung, die freie und umfassende sexuelle
Bildung und Ermächtigung aller Formen der Sexualität und
geschlechtlicher Identitäten, die Stärkung des Wissens und des
Selbstbewusstseins von Kindern und Jugendlichen gegen Übergriffe und
Diskriminierung, sind unabdingbar. Stehen wir solidarisch zusammen
gegen Angriffe von rechts!

 * 
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FESTIVAL/388: goEast 2018 - Nachwuchsprojekte East-West Talent Lab, Open Frame Award und OPPOSE OTHERING! (goEast)

18. GOEAST - FESTIVAL DES MITTEL- UND OSTEURÖPÄISCHEN FILMS

WIESBADEN, 18.04.- 24.04.2018

goEast 2018: Die Zukunft des mittel- und osteuropäischen Kinos

East-West Talent Lab ++ Open Frame Award ++ OPPOSE OTHERING!



Frische Ideen, neue Technologien, zukünftige Formate: Das
Nachwuchsprogramm von goEast - Festival des mittel- und
osteuropäischen Films bietet jungen Filmtalenten auch in der 18.
Ausgabe die Möglichkeit, neue Projekte zu entwickeln, sich zu
vernetzen und mit Ideen auf sich aufmerksam zu machen, betont
Festivalleiterin Heleen Gerritsen: "Die Nachwuchsförderung wird bei
goEast seit langem großgeschrieben. Es freut uns zu sehen, dass
ehemalige Teilnehmerinnen und Teilnehmer ihre Projekte umsetzen können
und sich international durchsetzen. In diesem Jahr kommen zwei
spannende Herausforderungen dazu: Wir haben das Spektrum der Projekte
auf Virtual Reality ausgeweitet und widmen uns 2018 zudem nicht nur
Regisseurinnen und Regisseuren, sondern auch anderen Nachwuchskräften
der Filmbranche. goEast fördert damit Diversität in der Filmindustrie,
nicht nur in Mittel- und Osteuropa, sondern auch in Deutschland", so
Gerritsen. Das East-West Talent Lab, der Open Frame Award und OPPOSE
OTHERING! bündeln ihre Energien und bieten traditionell
vielversprechende Ausblicke auf den Film von Morgen.

East-West Talent Lab

goEast fördert und vernetzt junge Film- und Kunstschaffende aus Mittel-
 und Osteuropa, der Rhein-Main-Region und ganz Deutschland. Die
insgesamt dreißig Teilnehmerinnen und Teilnehmer des East-West Talent
Lab erwartet vom 19. bis 24. April ein vielseitiges
Fortbildungsangebot: Vorträge zur Filmförderung, Podiumsdiskussionen
zur Ausstrahlung und Förderung durch die großen Fernsehanstalten sowie
eine Masterclass der Oscar©-nominierten, diesjährigen Jury-Präsidentin
Ildikó Enyedi. "Wir freuen uns über den Einreichungsrekord im East-
West Talent Lab", betonte dessen Chefin Andrea Wink: "110 Bewerbungen
aus 25 Ländern - das ist ein Plus von 20 Prozent und es bestätigt das
große Interesse aus Mittel- und Osteuropa an unserem
Nachwuchsprogramm."

Ein Workshop bereitet die jungen Talente auf den fünfminütigen Pitch
vor, bei dem 14 ausgewählte Projektideen, ob Kurzspiel- oder
Dokumentarfilm, Animations-, Experimentalfilm oder Virtual Reality
vorgestellt werden. Eine Jury bestehend aus Stefan Arsenijevi
(Regisseur, Drehbuchautor und Programmmanager von FIRST FILMS FIRST
aus Belgrad, Serbien), Anna Berthollet (Sales & Festivalmanagerin bei
Taskovski Films aus London, Großbritannien) und Holger Stern
(Redakteur für Spielfilm-Koproduktionen bei ZDF/ARTE) kürt
anschließend den Sieger des goEast Development Award, der vom
Kulturfonds Frankfurt RheinMain vergeben wird. Das Siegerprojekt
erhält ein Preisgeld in Höhe von 3.500 Euro.

Open Frame Award für Virtual Reality

2018 erfindet sich der Open Frame Award neu: Erstmals konkurrieren
acht experimentelle Virtual-Reality- und -Grad-Projekte aus Mittel-
und Osteuropa sowie aus dem Rhein-Main-Gebiet um den von der BHF BANK
Stiftung ausgelobten Open Frame Award. Der Wettbewerb wird zudem von
der Adolf und Luisa Haeuser Stiftung für Kunst und Kulturpflege
gefördert.

"Mit Virtual Reality beschreiten wir ganz neue Wege des Erzählens",
sagt Georgy Molodtsov, der die Ausstellung des Open Frame Awards in
diesem Jahr kuratiert.

"Das Schöne ist: Wir fangen alle bei Null an! Die Projekte entstehen
also nicht nur in den großen Filmstudios, sondern auch mit kleinem
Budget, in Ländern mit kleiner Filmindustrie. Kurz gesagt: Virtual
Reality ist ein frischer Start!" Besonders wichtig sei dabei, dass der
Open Frame Award Künstlerinnen und Künstler aus Mittel- und Osteuropa
international sichtbar macht mit Ausstellungen in Frankfurt und
Wiesbaden.

Eine dreiköpfige Jury, bestehend aus Julia Leeb (Filmemacherin, VR-
Expertin und Fotografin aus München), Dmitri Vrubel (Künstler und
Galerist) und Simon Ofenloch (Filmredaktion ARTE/ARTE Fiktion im ZDF)
entscheidet über den Gewinner des mit 5.000 Euro dotierten Preises.
Die Ausstellung wird vom 10. bis 16. April im Deutschen Filmmuseum,
Frankfurt am Main, und vom 19. bis 25. April im Museum Wiesbaden zu
sehen sein.

OPPOSE OTHERING!

Ein weiteres Nachwuchsprojekt geht 2018 in die dritte Runde: OPPOSE
OTHERING! In der von der Stiftung "Erinnerung, Verantwortung und
Zukunft" (EVZ) geförderten Sektion stehen ethisches Filmemachen und
die Einbeziehung von Minderheiten in die audiovisuelle Industrie im
Vordergrund, so Sektionsleiterin Rebecca Podlech: "Wir haben uns
vorgenommen, in Deutschland und Osteuropa mit konkreten
Handlungsvorgaben ein filmisches Umfeld zu entwickeln, in dem
Minderheiten gleichberechtigt sind und Vielfalt respektiert wird.
Akzeptanz, Solidarität und kreative Subversion sind dabei wichtige
Elemente." Dazu werden nicht nur Regisseurinnen und Regisseure zum
Programm eingeladen, sondern auch andere Nachwuchskräfte von
Filmverleihfirmen, Festivals, Bildungsprojekten und Produktionsfirmen,
die sich in Workshops und Diskussionsrunden über Diversität und die
europäische Filmindustrie von morgen austauschen. Zusätzlich werden
zwei Fallstudien vorgestellt. Im begleitenden Filmprogramm zeigt
OPPOSE OTHERING! vier von goEast koproduzierte Tandemfilme, die in
Wiesbaden Weltpremiere feiern: DOMASHNEE VIDEO (DEU, 2018), BOND (DEU,
UKR, 2018), IN THE FRAME (DEU, FRA, MDA, ROU, 2018) und ANTIGONNA BOND
(DEU, UKR, 2018). Filmerlebnisse, die Horizonte erweitern, sind hier
garantiert!

Das komplette Programm zur 18. Ausgabe von goEast - Festival des
mittel- und osteuropäischen Films wird Anfang April bekannt gegeben.

goEast - Festival des mittel- und osteuropäischen Films wird vom
Deutschen Filminstitut veranstaltet und von zahlreichen Partnern
unterstützt: Hauptförderer sind die Landeshauptstadt Wiesbaden, das
Hessische Ministerium für Wissenschaft und Kunst, der Kulturfonds
Frankfurt RheinMain, SKODA AUTO Deutschland, die BHF-BANK-Stiftung,
die Adolf und Luisa Haeuser-Stiftung für Kunst und Kulturpflege, die
Stiftung "Erinnerung, Verantwortung und Zukunft" (EVZ), das Auswärtige
Amt und der Deutsch-Tschechische Zukunftsfonds. Medienpartner sind
u.a. 3sat, die Frankfurter Allgemeine Zeitung und hr-iNFO.

VERANSTALTER

Deutsches Filminstitut - DIF

goEast Filmfestival

Schaumainkai 41

D-60596 Frankfurt am Main

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.03.2018

goEast Festivalbüro

Friedrichstraße 32, 65185 Wiesbaden

Telefon: +49-611-236 843-16, Fax: +49-611-236 843-49

E-Mail: presse@filmfestival-goEast.de

Internet: www.filmfestival-goEast.de
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DOKUMENTATION/1459: WDR - Die A40, Lebensader im Revier, 23.+24.3.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die A40 - Lebensader im Revier

Ein Film von Clemens Gersch und Michael Wieseler

Freitag, 23.03.2018, 20.15 - 21.00 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Sa 16.01 Uhr



Sie wird geliebt und sie wird gehasst - doch jenseits der starken
Gefühle wird sie ganz einfach nur gebraucht: die Autobahn A40, eine
Extreme im Westen. Eine der meistbefahrenen Autobahnen Deutschlands -
mit abschnittsweise mehr als 100.000 Fahrzeugen pro Tag. Als
wichtigste Ost-West-Verbindung und Lebensader im größten Ballungsraum
des Landes gilt sie ohnehin.

Doch wer die A40 befährt, braucht gute Nerven. Denn nur selten wird
der Ruhrschnellweg seinem Namen auch gerecht. In Wahrheit geht es
zwischen Duisburg und Dortmund oft nervtötend langsam zu.
Kilometerlange Staus machen die A40 zum Ruhrschleichweg. Viele haben
sich mit dem Ärger arrangiert. Oder wie es im Film heißt: "Das ist wie
mit einem kleinen Kind - das nervt auch manchmal, aber dann hat man es
auch schnell wieder gern."

In der 45-minütigen Dokumentation "Die A40 - Lebensader im Revier" von
Clemens Gersch und Michael Wieseler kommen Menschen zu Wort, die an
der Autobahn leben, arbeiten - und sich wohlfühlen: Jäger Werner
Zalisz hat seinen Hochsitz in Bochum unmittelbar neben der Leitplanke.
Familie Schneider aus Mülheim wohnt schon in dritter Generation mit
einem Ohr direkt am Straßenlärm - übrigens bewusst ohne
Schallschutzwand. Und Pfarrer Rolf Zwick erzählt die Geschichte seines
Jugendzentrums in Essen, das der Autobahn beim Neubau eine zusätzliche
Kurve abgetrotzt hat.

Straßenbauingenieurin Annegret Schaber erinnert sich, wie sie dem
Ruhrschnellweg mal eine dreimonatige Vollsperrung verordnete - und von
allen für verrückt erklärt wurde. Kabarettist Frank Goosen aus Bochum
erklärt sein Motto "A40 - Woanders ist auch scheiße", und der
ehemalige Verkehrsminister Bodo Hombach aus Mülheim offenbart, dass
ihn ein Stau auf der A40 einst zu spät zur eigenen Vereidigung beim
Ministerpräsidenten hat kommen lassen. Gemeinsam zeichnen sie das Bild
einer jahrzehntelangen Hassliebe zu der Autobahn, die das Ruhrgebiet
auf so markante Weise zerschneidet - und verbindet. Die als
Verkehrsweg ein Spiegelbild der Höhen und Tiefen im Revier ist.

Ihren spektakulärsten Auftritt hatte die A40 ironischerweise an einem
Tag, an dem überhaupt gar keine Autos auf ihr fuhren - im
Kulturhauptstadt-Jahr 2010. Drei Millionen Fußgänger und Radfahrer
bemächtigten sich damals der abgesperrten Strecke, was - natürlich -
gleich einen weiteren Stau hervorbrachte, und das Stillleben auch
deshalb unvergessen machte.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 20. März 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/402: DVB-T2 HD startet am 25. April 2018 im Münsterland und Ostwestfalen (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 20. März 2018

Besser fernsehen

DVB-T2 HD startet am 25. April 2018 im Münsterland und Ostwestfalen



In Münster und dem Münsterland sowie Bielefeld und Ostwestfalen
startet das neue Antennenfernsehen DVB-T2 HD am 25. April 2018. Ab
dann können auch die Zuschauer in diesen Regionen ihr Fernsehprogramm
über Antenne in gestochen scharfer HD-Qualität empfangen: Neben dem
Ersten, dem ZDF und dem WDR Fernsehen sind auch ONE, Phoenix und KiKA
Teil des verbesserten Angebots in HD.

Für die Zuschauerinnen und Zuschauer ergeben sich zahlreiche Vorteile
durch den Nachfolgestandard von DVB-T. Neben einem größeren
öffentlich-rechtlichen Programmangebot ist dies vor allem die deutlich
verbesserte Bildqualität: DVB-T2 HD strahlt als erster Übertragungsweg
die Fernsehsignale in Full HD (1080p50) aus und dies wie bei DVB-T
über eine einfache Zimmerantenne. Die Signale können zudem in den
Versorgungsgebieten auch portabel und mobil empfangen werden. Mit
einem HBBTV-fähigen Fernsehgerät mit Anschluss an das Internet kann
der Zuschauer über DVB-T2 HD zudem auf die Online-Angebote der Sender
sowie weitere öffentlich-rechtliche Programme zugreifen.

Für das neue Antennenfernsehen sind DVB-T2 HD-fähige Empfangsgeräte -
also TV-Geräte, Receiver oder USB-Sticks - erforderlich, vorhandene
Antennen können in der Regel weiterverwendet werden. Alle Geräte, die
mit dem grünen DVB-T2 HD-Logo gekennzeichnet sind, eignen sich für
diesen Verbreitungsweg. Die öffentlich-rechtlichen Programme von ARD
und ZDF sind auf Geräten, die für DVB-T2 HD geeignet sind, frei und
unverschlüsselt empfangbar. Die Kosten für die Programmverbreitung der
öffentlich-rechtlichen Programme werden wie gewohnt aus dem
Rundfunkbeitrag gedeckt.

Mit der Umstellung auf DVB-T2 HD sind in Münster und Umgebung sowie
voraussichtlich ab dem Sommer auch in Bielefeld erstmals die Programme
kommerzieller Veranstalter über das digitale Antennenfernsehen zu
empfangen. So werden beispielweise die Sender der Mediengruppe RTL
Deutschland und der ProSiebenSat.1 Gruppe im Programmpaket von freenet
TV gegen ein jährliches technisches Entgelt verbreitet. Für ihren
Empfang ist ein zusätzliches Entschlüsselungsmodul erforderlich, das
direkt in geeignete Fernseher oder Set-Top-Boxen eingesetzt wird.
Alternativ gibt es auch Set-Top-Boxen mit integrierter
Entschlüsselung.

Die Umstellung auf DVB-T2 HD in Siegen und Südwestfalen erfolgt am
05.12.2018. Dann ist das gesamte Sendegebiet des WDR auf DVB-T2
umgestellt. Im Ruhrgebiet, im Rheinland und in Aachen wurde bereits am
29.03.2017 erfolgreich auf DVB-T2 umgestellt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20. März 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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FEATURE/993: Deutschlandfunk - Selbstjustiz in Deutschland, 23.3.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Patrik H.

Über Selbstjustiz in Deutschland

Von Marius Elfering

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Freitag, 23. März 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der 17-jährige Akram erfährt auf einer Reise, dass seine Schwester
vergewaltigt wurde. Er fährt zurück in seine Heimat Neuenburg an der
französischen Grenze. Sein Vater erwartet ihn bereits. Beide fühlen
sich von der Polizei im Stich gelassen und machen sich daran, den
mutmaßlichen Täter auf eigene Faust zu suchen. Mit zwei anderen
Komplizen locken sie Patrik H. in eine Falle. Akram ersticht ihn mit
insgesamt 23 Messerstichen. Ende 2015 verurteilt das Gericht Vater und
Sohn zu langen Haftstrafen. Ob Patrik die Vergewaltigung wirklich
begangen hat, wird nie geklärt. Was bleibt, sind zwei zerstörte
Familien und die Frage: Was passiert, wenn Menschen das vermeintliche
Recht in die eigene Hand nehmen?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1728: Deutschlandfunk Kultur - "Sadness and Misery" von Ahmed El Ghazoly, 23.3.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

CTM Radio Lab: Sadness and Misery

Von Ahmed El Ghazoly

Deutschlandfunk Kultur/CTM/ORF 2018/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst
Freitag, 23. März 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur




Radiokunst trifft Clubkultur: Seit 2014 schreiben das CTM-Festival in
Berlin, Deutschlandfunk Kultur und ORF Kunstradio/musikprotokoll einen
gemeinsamen Wettbewerb aus. Die ausgewählten Künstler dürfen jeweils
eine Live-Präsentation und eine Radiokomposition realisieren.
Aktueller Preisträger ist der ägyptische Musiker und Produzent Ahmed
El Ghazoly. In seiner Arbeit wirft er Schlaglichter auf typische
Figuren und Orte im heutigen Kairo. Die Nachwehen des arabischen
Frühlings werden ebenso spürbar, wie die massive Überbevölkerung und
die wachsenden gesellschaftlichen Spannungen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1660: KiRaKa/WDR 5/WDR 2 - Lesen und lesen lassen, 30.3.-19.8.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 20. März 2018

Lesen und lesen lassen

WDR-Radio mit Highlights der Lit.Cologne und weiteren Bücher-Sendungen



Die 18. LitCologne ist zu Ende, doch das große Lesen geht weiter. Beim
"WDR5 Literatursommer" gibt es ein Wiederhören mit herausragenden
Veranstaltungen des internationalen Literaturfestivals. Zwischen dem
5. Juli und dem 2. September sendet WDR 5 donnerstags (20.05 bis 21.00
Uhr) Lesungen und Interviews u.a. mit Klaus Maria Brandauer (5.7.),
Joschka Fischer (12.7.) Roberto Saviano (12.8.) und Richard David
Precht (19.8.).

Der KinderRadioKanal KiRaKa hat mehr als 20 Veranstaltungen der
lit.kid.Cologne mitgeschnitten. Von Karfreitag an sind an den
Feiertagen bis Fronleichnam Ende Mai nachmittags Lesungen aus Kinder-
Klassikern oder neuen Kinderbüchern zu hören. Außerdem stellt das
Radio die Autorinnen und Autoren der Kinderbücher in ausführlichen
Portraits vor.

Beim jungen europäischen Kulturradio COSMO gibt es Ostermontag (2.4.)
ab 20.00 Uhr gleich vier Lesungen der Lit.Cologne: Bei der Premiere
von "COSMO liest" präsentiert Sasha Marianna Salzmann gemeinsam mit
COSMO-Buchexperte Ulrich Noller ihren Debütroman "Außer sich". Bis
Mitternacht folgen "Der Boxer", das neue Werk von Polens
herausragendem Gegenwartsautor Szczepan Twardoch, "Das Leben des
Vernon Subutex 2" von Virginie Despentes und Antonin Varennes
abenteuerliche Suche nach dem Äquator.

Auch über die Lit.Cologne hinaus bietet das WDR-Radio an den
Ostertagen Lesestoff: Karfreitag (30.3.) ist bei WDR 2 großer Lesetag.
Um Leselust geht es in Interviews mit Bestsellerautor Sebastian Fitzek
("Flugangst 7A"), Ingo Siegener ("Der kleine Drache Kokosnuss"),
Bernhardt Schlink ("Olga") und Margit Auer ("Schule der magischen
Tiere"). Christine Westermann fragt, wann beim Lesen das Genießen
anfängt - und Denis Scheck klärt, worauf es bei Aufzucht und Pflege
eines Lieblingsbücherregals ankommt. Bei Mike Litt geht es um den
Westen und seine Autoren, aber auch um die Frage, wie Kinder Lust aufs
Lesen bekommen. Die Hörerinnen und Hörer erfahren auch, woran es
liegt, dass sie manche Bücher nicht mehr aus der Hand legen können,
was Lesen in ihrem Gehirn auslöst und bekommen persönliche
Buchempfehlungen. Und die WDR 2-Moderatorinnen und -Moderatoren
gewähren einen Blick auf ihre Nachttische und erzählen von ihren
aktuellen Lieblingsbüchern.

WDR 3 ist am Ostermontag (2.4.) - wie stets an Feiertagen - zu Gast
bei Schriftstellerinnen und Schriftstellern. Diesmal spielt die "WDR 3
Homestory" (12.04 - 13.00 Uhr) bei Schriftsteller, Schauspieler und
Regisseur Joachim Meyerhoff. WDR-Reporterin Jenni Zylka versucht, der
großen Sympathie des Schauspielers für die Verrückten und den
alltäglichen Wahnsinn auf die Spur zu kommen - und schaut sich dabei
eingehend in dessen Dachwohnung um.

Der "WDR 5 Literaturmarathon" hat sich zur Kult-Veranstaltung der
LitCologne entwickelt. 3000 Besucher haben sich - teils rund um die
Uhr - im Kölner Funkhaus von Prominenten aus 100 Büchern über den
Neubeginn vorlesen lassen. Das Motto des "WDR 5 Literaturmarathons" im
kommenden Jahr heißt "100 Bücher fürs Leben". Schon jetzt können
Hörerinnen und Hörer ihre Wunschbücher, die sie ein Leben lang
begleiten via Mail (100buecher@wdr.de) vorschlagen. Einsendeschluss
ist der 31. Oktober 2018.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20. März 2018
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MELDUNG/1659: 1 Jahr @mediasres - Medienmagazin im Deutschlandfunk feiert Geburtstag (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 20.3.2018

1 Jahr @mediasres: Medienmagazin im Deutschlandfunk feiert Geburtstag

Konvergent produzierte Sendung setzt auf Dialog, Transparenz und die
"Schlagzeile von morgen"



Am 20. März 2017 startete das erste bundesweite werktägliche
Medienmagazin. Nach einem Jahr hat sich @mediasres als
Kompetenzzentrum der aktuellen Medienberichterstattung in Deutschland
etabliert. Von Montag bis Donnerstag berichtet die Deutschlandfunk-
Sendung ab 15.35 Uhr über Themen wie Medienwandel, Pressefreiheit oder
Medienethik. Prominente Vertreter aus Journalismus, Gesellschaft und
Politik stehen Rede und Antwort. Die Freitagssendung @mediasres im
Dialog setzt auf Hörerbeteiligung, jede Woche melden sich mehrere
Hundert Hörerinnen und Hörer zu einem vorab ausgewählten Thema. Viel
Aufmerksamkeit erfährt auch die Reihe "Schlagzeile von morgen", in der
die Nachrichtenverantwortlichen von Regional- und Lokalzeitungen die
Gründe für ihre Titelwahl erläutern. Inzwischen illustrieren fast 200
O-Ton-Beiträge von der Ostsee-Zeitung bis zum Mallorca Magazin die
herausfordernde redaktionelle Arbeit vor Ort.

Deutschlandradio-Programmdirektor Andreas-Peter Weber zieht nach 365
Tagen ein positives Fazit: "Unsere Erwartungen wurden nicht nur
erfüllt, sondern übertroffen. Wir wussten, dass es einen großen Bedarf
an tagesaktueller Information genauso wie an Einordnung und
Hintergrund gibt, doch die sehr positive Resonanz hat auch uns
überrascht. @mediasres ist mittlerweile zu einer wichtigen Säule in
der Berichterstattung über Medien geworden und leistet einen Beitrag
für fundierte und eigenständige Meinungsbildung. Glaubwürdigkeit hat
sich die Redaktion durch ihre transparente und durchaus auch
selbstkritische Arbeitsweise erarbeitet."

@mediasres wird medienkonvergent produziert. Die Sendungsseite
deutschlandfunk.de/mediasres wird ebenso wie die Social-Media-Kanäle -
unabhängig von der zentralen Onlineredaktion - durch Fachredakteure
betreut. Der Dialog im Netz spielt bei @mediasres von Beginn an eine
hervorgehobene Rolle, genauso wie die offene Berichterstattung
darüber, wie Themen in der Redaktion aufgearbeitet werden. Die
Erfahrungen bei @mediasres sollen im Rahmen der 
Deutschlandradio-Konvergenzstrategie genutzt werden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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DER FILM/377: Berlin - »Karl Marx und seine Erben«, Dokumentarfilm von Peter Dörfler, 27.04.2018

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2018

Fr., 27.4., 19:30 Uhr

Gastveranstaltungen im Kaminzimmer

ARTE-Filmpremiere

»Karl Marx und seine Erben«

Dokumentarfilm von Peter Dörfler

ARTE/WDR/SWR 2018, 52 Min.

In Anwesenheit des Regisseurs



Am 5. Mai 2018 wäre der Philosoph Karl Marx 200 Jahre alt geworden -
ein Denker, an dem sich bis heute die Geister scheiden. Wie auch
immer man zu Marx und seinen Theorien stehen mag, unstrittig ist,
dass kaum etwas die Geschichte des 20. Jahrhunderts so sehr
beeinflusst hat wie das Werk des Philosophen aus Trier. Der
Dokumentarfilm zeichnet diese unglaubliche Wirkungsgeschichte nach
und führt zu Lebensstationen von Karl Marx wie Trier, Paris oder
London sowie zu den Orten, wo Marx' Geist lebendig war oder noch ist.

Eintritt: frei

Sendetermin auf ARTE: Sa. 28.4. um 21:55 Uhr

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: newsletter@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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DER FILM/376: Hannover - Science Movie Night mit "Am Ende ein Fest" über das Sterben in Würde, 27.04.

idw - Pressemitteilung: VolkswagenStiftung

Öffentliche Veranstaltung am 27. April in Hannover

Science Movie Night mit "Am Ende ein Fest" über das Sterben in Würde 



Die Frage, wie man der Bitte um ein "Sterben in Würde" durch Suizid,
Beihilfe zum Suizid und Sterbehilfe gerecht werden kann, fordert
Politik, Wissenschaft und Rechtsprechung seit langem heraus.
Hierzulande wird zunächst geprüft, welches die Tatbestände sind und
welcher Paragraph des Strafgesetzbuches Anwendung findet - also ob
Mord, Totschlag oder Tötung auf Verlangen vorliegt. Dazu kommen
ethische Konflikte: Ist es der Freiheit des Menschen zu überlassen,
seinem Leben selbst ein Ende zu setzen? Um dieses Motiv kreist der
Film "Am Ende ein Fest" (Regie: Sharon Maymon und Tal Granit, 2014).
Er handelt von Menschen in einer Seniorengemeinde in Jerusalem, die
von Leiden geplagt ihrem Ende entgegensehen und dieses selbst
gestalten wollen. Bei der 5. Herrenhausen Science Movie Night werden
im Anschluss an die Filmvorführung Expert(inn)en aus Medizinethik,
Rechtswissenschaften sowie Palliativ- und Hospizpflege
unterschiedliche Aspekte der Sterbehilfe diskutieren: Welche
Möglichkeiten der menschlichen Sterbebegleitung und Versorgung gibt es
-und wo ist Verbesserung notwendig? Mit welchen juristischen
Konsequenzen müssen Beteiligte rechnen?

Herrenhausen Science Movie Night: "Am Ende ein Fest"

Freitag, 27. April 2018, 19 Uhr

Auditorium, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Hannover

Der Eintritt ist frei, die Kapazitäten sind begrenzt. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich, der Einlass beginnt um 18:15 Uhr.

PROGRAMM:

Einführung und Vorstellung der Diskutanten, anschließend Filmvorführung

Diskussionsrunde mit

Prof. Dr. Susanne Beck, Juristische Fakultät, Leibniz Universität
Hannover Dr. Gerald Neitzke, Medizinethik, Klinische Ethik,
Vorsitzender des Klinischen Ethik-Komitees (KEK), Medizinische
Hochschule Hannover Dr. Sven Schwabe, Referent des Landesstützpunkt
Hospizarbeit und Palliativversorgung Niedersachsen

Weitere Informationen zu Veranstaltungen der VolkswagenStiftung finden Sie unter

http://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution458

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

VolkswagenStiftung, Jens Rehländer, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3808: Blutarmut - Wenn die Zelle zu wenig Proteinfabriken herstellt (idw)

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 16.03.2018

Blutarmut: Wenn die Zelle zu wenig Proteinfabriken herstellt

Neue Einsichten in die Entstehung von Blutzellen



Jeden Tag bildet der Körper aus den Stammzellen des Knochenmarks
Milliarden neuer roter Blutkörperchen. Ist dieser Prozess gestört, kann
eine ernsthafte Erkrankung die Folge sein. Forscher der Charité -
Universitätsmedizin Berlin und der Harvard Medical School haben nun das
Verständnis für die Bildung der Blutzellen erweitert. Die Einsichten in
die molekularbiologischen Grundlagen könnten wegweisend für die Therapie
bestimmter Krankheitsformen der Blutarmut sein. Veröffentlicht wurden die
Ergebnisse der Studie jetzt in der Fachzeitschrift Cell*.

Selbst bei einem inzwischen gut verstandenen Prozess wie der Blutbildung,
gibt es noch einige Aspekte, die wissenschaftlich nicht voll erforscht
sind. So wird zum Beispiel noch nicht gänzlich verstanden, wie die
Produktionsmenge der sogenannten Transkriptionsfaktoren reguliert wird.
Diese speziellen Proteine steuern die Entwicklung von Blutstammzellen in
die unterschiedlichen Zelllinien des Blutes. Ein geeignetes Modell für
ihre Erforschung ist die Diamond-Blackfan-Anämie (DBA). Bei dieser
Erbkrankheit haben die Patienten einen Defekt in der Entwicklung der roten
Blutkörperchen, während sich die anderen Blutzelllinien normal entwickeln.

Rajiv K. Khajuria, Doktorand der Berlin-Brandenburg School for
Regenerative Therapies der Charité und die Arbeitsgruppe von Prof. Vijay
G. Sankaran vom Boston Children's Hospital der Harvard Medical School und
dem Broad Institute haben die Entwicklung von der Stammzelle zur Blutzelle
auf molekularer Ebene untersucht. Sie konnten zeigen, dass die gestörte
Bildung roter Blutkörperchen bei DBA auf einer verringerten Anzahl von
Ribosomen, den sogenannten Proteinfabriken der Zelle, beruht.
Charakteristisch für die DBA sind Mutationen in einem der Proteine, aus
denen die Ribosomen selbst aufgebaut sind. Diese Mutation verringert zwar
die Zahl der Proteinfabriken, aber nicht ihre Zusammensetzung. Außerdem
stellte sich heraus, dass bei diesen Ribosomen die Umsetzung bestimmter
Erbinformation in neue Proteine beeinträchtigt ist. Betroffen war hierbei
der für die Bildung roter Blutkörperchen wichtige Transkriptionsfaktor
GATA1 und das bereits auf der Ebene der Blutstammzellen. Die für die
Produktion des Transkriptionsfaktors benötigte Abschrift der
Erbinformation, die sogenannte Boten-RNA, zeigt eine strukturelle
Besonderheit, die diese möglicherweise bei verringerter Ribosomen-Anzahl
bei DBA anfällig macht. Die spezielle Struktur der Boten-RNA von GATA1
könnte erklären, warum sich bei DBA alle anderen Blutzelllinien völlig
normal aus den Stammzellen heraus entwickeln.

Auf der Ebene der Grundlagenforschung bietet die Studie eine Antwort auf
die fundamentale Frage der Biologie, wie die Entwicklung von Zelllinien
reguliert wird, nachdem die ursprüngliche Erbinformation in Boten-RNAs
übersetzt wurde. Demnach steuert die Zahl der Ribosomen in einer Zelle in
Wechselwirkung mit bestimmten Strukturelementen der Boten-RNAs die
Richtung, in die sich eine Stammzelle entwickelt. Darüber hinaus kann das
verbesserte Verständnis der Entstehung der Diamond-Blackfan-Anämie die
Basis für die Entwicklung neuer Therapien für Patienten mit dieser
Krankheit sein. "Derzeit entwickelt die Arbeitsgruppe ein therapeutisches
Verfahren, das gezielt am Transkriptionsfaktor GATA1 ansetzt. Eine solche
Therapie wäre zugänglich für sämtliche DBA-Patienten, unabhängig von deren
zu Grunde liegender Mutation" beschreibt Khajuria das Ziel der aktuellen
Forschung.


*Khajuria R.K., et al.

Ribosome Levels Selectively Regulate Translation and Lineage Commitment in Human Hematopoiesis. 

2018, Cell 173, 1-14. 

doi:
10.1016/j.cell.2018.02.036

Links:

Berlin-Brandenburg School for Regenerative Therapies (BSRT)

https://www.bsrt.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin, Manuela Zingl, 16.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3807: Eine bestimmte Neuronenart ist energieeffizenter als bisher angenommen (idw)

Institute of Science and Technology Austria - 15.03.2018

Eine bestimmte Neuronenart ist energieeffizenter als bisher angenommen

- Ionenkanäle in Interneuronen sind auf schnelle und energieeffiziente
Signalübertragung abgestimmt 

- Publikation erscheint im Journal Neuron



Theorie und Wirklichkeit stimmen nicht immer komplett überein. Ein
Widerspruch, wie eine Art von Neuronen Signale erzeugt, wurde nun von
Forschern am Institute of Science and Technology (IST) Austria aufgelöst.
In einer Publikation im Journal Neuron vereinen Professor Peter Jonas und
Erstautor Hua Hu (vormals Postdoc am IST Austria, jetzt Associate
Professor an der Universität von Oslo) die Beobachtung, dass schnell
feuernde, Parvalbumin exprimierende GABAerge Interneurone (PV+-BCs) Salven
schneller Signale senden, die als energieaufwändige gelten, mit der
Tatsache, dass dem Gehirn nur eine begrenzte Energie zur Verfügung steht.
Die Forscher zeigen, dass Ionenkanäle im Neuron so justiert sind, dass
schnelle Signale energieeffizient sein können.

PV+-BCs sind wichtig für höhere Funktionen von Mikroschaltkreisen, wie die
Mustertrennung. Das ist eine Form von Signalverarbeitung, die ähnliche
Muster neuronaler Aktivität unterschiedlicher macht, so dass wir zwischen
ähnlichen Erfahrungen unterscheiden können. Zuvor zeigten Jonas und Hu,
dass die schnelle Signalübertragung dieser Neurone der Schlüssel zur
Erfüllung dieser Mikroschaltkreisfunktionen ist. PV+-BCs Neuronen erzeugen
hochfrequente Salven von sehr kurzen Aktionspotentialen oder
Nervenimpulsen.

Kurze Aktionspotentiale gelten als energieaufwändig, da angenommen wird,
dass sich die Flüsse der Natrium- (Na+) und Kalium- (K+) Ionen zeitlich
überlappen. Während eines Aktionspotentials öffnen und schließen sich die
Na+- und K+-gesteuerten Ionenkanäle im Neuron. Na+ Kanäle öffnen sich zu
Beginn des Aktionspotentials, dadurch kann Na+ in das Axon einströmen, was
zu einer Depolarisation führt. Die Repolarisierung der Membran erfolgt,
wenn sich K+ Kanäle öffnen und K+ aus dem Axon strömt. Das
Aktionspotential wandert das Axon hinunter zum Axon-Terminal, wo es über
die Synapse Signale an andere Neurone sendet. Die Ionenflüsse während
eines Aktionspotentials dünnen die Ionengradienten aus und es bedarf
Energie, um diese Gradienten wiederherzustellen. Bei einem kurzen
Aktionspotential, wie denen in PV+-BCs Neuronen, wird angenommen, dass
sich die Na+ und K+ Ströme weitgehend überlappen. Solche Ionenströme in
entgegengesetzter Richtung tragen nicht zum eigentlichen Aktionspotential
bei, aber dennoch wird Energie benötigt, um sie umzukehren.

Die Kombination der kurzen Dauer und der hohen Frequenz von
Aktionspotentialen in PV+-BCs Neuronen könnte eine große Herausforderung
für den Energiehaushalt des Gehirns darstellen. Jonas und Hu untersuchten,
wie die Signaleigenschaften von PV+-BCs Neuronen mit der begrenzten
Energieversorgung des Gehirns in Einklang gebracht werden können.
Überraschenderweise übersetzt sich dieser theoretische Widerspruch nicht
in die Wirklichkeit. "Wissenschaftler neigen immer dazu, enttäuscht zu
sein, wenn Theorie und Experiment nicht übereinstimmen. Aber dieses
Projekt ist ein schönes Beispiel dafür, dass wir viel mehr aus
Abweichungen lernen können als aus perfekten Übereinstimmungen", sagt
Peter Jonas.

Die gewünschte Information kann nur durch die Untersuchung
funktionsfähiger Neurone gewonnen werden. Daher verwendeten die Forscher
Hirnschnitte, um das Axon von feuernden PV+-BCs Neuronen zu untersuchen.
Das Axon ist der Ort im Neuron, an dem Aktionspotential initiiert und
weitergeleitet werden. Um direkte Information aus dem Axon zu erhalten,
benutzen sie die sogenannte subzelluläre Patch-Clamp-Methode, oder
"Nanophysiologie". Sie fanden heraus, dass die Energie, die zur Erzeugung
des charakteristischen Aktionspotentials benötigt wird, nur das 1,6-fache
des theoretischen Minimums beträgt. So sind Aktionspotentiale in PV+-BCs
Neuronen überraschend energieeffizient.

Wie können PV+-BCs Neuronen energieeffizient sein, aber trotzdem schnell
Signale senden? Hu und Jonas fanden heraus, dass die spezialisierten
Ionenkanäle in PV+-BCs Neuronen so aufeinander abgestimmt sind, dass
sowohl die schnelle Signalübertragung als auch die Energieeffizienz
optimiert sind. Na+ Kanäle in PV+-BCs Axonen werden sehr rasch
inaktiviert, während die Kv3- K+ Kanäle vom Kv3-Typ verzögert aktiviert
werden. Diese komplementäre Steuerung minimiert die Überlappung der Na+
und K+ Ströme während kurzer Aktionspotentiale und optimiert die
Signalübertragung, so dass sie sowohl schnell als auch energieeffizient
ist. "Wir haben das Model immer realistischer gemacht und so festgestellt,
dass sich schnelle Signalübertragung und hohe Energieeffizienz vereinbaren
lassen. Das löst einen großen Widerspruch auf", erklärt Peter Jonas. Die
aus solchen Experimenten gewonnenen Erkenntnisse werden helfen, die
Modelle der neuronalen Signalübertragung weiter zu verfeinern und die
Mechanismen, die Hirnerkrankungen zugrunde liegen, besser zu verstehen.


Über das IST Austria

Das Institute of Science and Technology (IST Austria) in Klosterneuburg
ist ein Forschungsinstitut mit eigenem Promotionsrecht. Das 2009 eröffnete
Institut widmet sich der Grundlagenforschung in den Naturwissenschaften,
Mathematik und Computerwissenschaften. Das Institut beschäftigt
ProfessorInnen nach einem Tenure-Track-Modell und Post-DoktorandInnen
sowie PhD StudentInnen in einer internationalen Graduate School. Neben dem
Bekenntnis zum Prinzip der Grundlagenforschung, die rein durch
wissenschaftliche Neugier getrieben wird, hält das Institut die Rechte an
allen resultierenden Entdeckungen und fördert deren Verwertung. Der erste
Präsident ist Thomas Henzinger, ein renommierter Computerwissenschaftler
und vormals Professor an der University of California in Berkeley, USA,
und der EPFL in Lausanne, Schweiz. www.ist.ac.at

Originalartikel:

Jonas, Peter et al.: 

"Complementary tuning of Na+ and K+ channel gating
underlies fast and energy-efficient action potentials in GABAergic
interneuron axons"

DOI: 10.1016/j.neuron.2018.02.024

Weitere Informationen finden Sie unter

http://ist.ac.at/de/forschung/forschungsgruppen/jonas-gruppe/?l=0 

Webseite der Forschungsgruppe um Prof. Jonas

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institute of Science and Technology Austria, Dr. Elisabeth Guggenberger, 15.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/521: Statement - Jährlich mehr als 1,3 Millionen Unfälle und Verletzungen bei Schulpflichtigen (idw)

Frankfurt University of Applied Sciences - 15.03.2018

Statement: Jährlich mehr als 1,3 Millionen Unfälle und Verletzungen bei Schulpflichtigen

Forschungszentrum Demografischer Wandel nimmt im Rahmen der "Global Teen
Health Week" Stellung zu Verletzungen im Schulkontext



Unfälle und Verletzungen stellen die häufigste Todesursache bei Kindern
und Jugendlichen dar. Im Jahr 2016 ereigneten sich mehr als 1,3 Millionen
Unfälle und Verletzungen in der Schule oder auf dem Schulweg, 41 hiervon
endeten tödlich. Auch die Längsschnittstudie Gesundheitsverhalten und
Unfallgeschehen im Schulalter (GUS) zeigt: Mehr als jede/-r fünfte
Schüler/-in gibt an, im vergangenen Jahr mindestens eine Verletzung in der
Schule oder auf dem Schulweg erlitten zu haben, die eine medizinische
Behandlung erforderte. Die Studie wird im Zeitraum 2013 - 2020 vom
Forschungszentrum Demografischer Wandel (FZDW) der Frankfurt University of
Applied Sciences (Frankfurt UAS) durchgeführt. Sie wird durch die Deutsche
Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) gefördert.

"Zwar handelt es sich bei den weitaus meisten dieser Verletzungen um
Prellungen, Verstauchungen oder Zerrungen und nur vergleichsweise selten
um Frakturen oder andere gravierende Verletzungen, wie
Gehirnerschütterungen", erklärt Prof. Dr. Andreas Klocke, Leiter des FZDW,
"dennoch ist das schon eine erhebliche Größenordnung und zeigt, welch
große Rolle Unfälle und Verletzungen im Kindes- und Jugendalter spielen."
Das FZDW befragt im Rahmen der Studie jährlich rund 10.000 Schüler/-innen
an rund 150 weiterführenden Schulen in 14 Bundesländern. Die wichtigste
Frage bei GUS ist die nach erlittenen Verletzungen im Schulkontext in den
letzten 12 Monaten. Dabei wurden die Schüler/-innen gebeten, nur jene
Verletzungen anzugeben, die sich an einem Ort mit Schulbezug (z.B. auf dem
Schulhof, im Schulsport und oder auf dem Schulweg) ereignet haben und die
eine medizinische Behandlung erforderten.

Genau an dieser Stelle setzt das Projekt an, indem es versucht, Impulse
für die schulische Unfallprävention zu liefern. "Dafür muss man aber
wissen, welche Ursachen Unfälle und Verletzungen im schulischen Kontext
aufweisen", erklärt Klocke. Auch wenn Pech und Zufall bei Schulunfällen
naturgemäß eine entscheidende Rolle spielen, so haben die Forscherinnen
und Forscher durch die GUS-Studie bereits erste Hinweise für systematische
Einflüsse finden können. So verletzen sich Kinder und Jugendliche
häufiger, die vermehrt unter Konzentrationsstörungen leiden und sich
häufiger traurig oder deprimiert fühlen. Auch der Schlaf spielt für
Unfälle und Verletzungen eine wichtige Rolle: "Kinder, die weniger
schlafen oder einfach schlechter schlafen - also beispielsweise angeben,
nachts häufiger aufzuwachen und dann nicht direkt wieder einzuschlafen -
tragen ein signifikant höheres Risiko von Schulunfällen und
-verletzungen", so Dr. Sven Stadtmüller, wissenschaftlicher Mitarbeiter am
FZDW. Schließlich spielte auch das schulische Umfeld eine Rolle. Demnach
ereignen sich an Schulen, an denen Kinder häufiger von Mobbingerfahrungen
berichten, vergleichsweise viele Unfälle und Verletzungen.

Ziel der Studie ist es, Maßnahmen zur Unfallprävention aus den
Studienergebnissen abzuleiten. "Schon jetzt zeichnet sich ab, dass
zukünftig ein Augenmerk auf die 'Software' der Schule, das Schulklima,
gelegt werden und nicht nur die 'Hardware', der bauliche Zustand, im Blick
sein sollte", betont Klocke.

Die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in den Fokus der öffentlichen
Aufmerksamkeit zu rücken - dies ist das zentrale Ziel der Global Teen
Health Week (https://collegeofphysicians.org/thw). Vom 19. bis 23. März
2018 beteiligen sich Forscherinnen und Forscher aus aller Welt an dieser
Themenwoche, indem sie Veranstaltungen organisieren oder ihre
Forschungsergebnisse zum Thema Jugendgesundheit präsentieren. Das FZDW hat
die Woche der Jugendgesundheit zum Anlass genommen, um seine vorhandenen
Daten zu Unfällen und Verletzungen von Kindern und Jugendlichen
auszuwerten.

Zu den Personen:

Prof. Dr. Andreas Klocke ist seit 2001 Professor für Allgemeine Soziologie
am Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit der Frankfurt UAS. Seit
dessen Gründung im Jahr 2007 leitet er das Forschungszentrum
Demografischer Wandel.

Dr. Sven Stadtmüller ist als wissenschaftlicher Mitarbeiter am FZDW tätig.


Mehr zur Längsschnittstudie Gesundheitsverhalten und Unfallgeschehen im
Schulalter (GUS) unter: 

http://fzdw.de/projekte/gus/>

weitere
Informationen zum FZDW unter: 

www.fzdw.de


Das Forschungszentrum Demografischer Wandel (FZDW):

Das Forschungszentrum Demografischer Wandel (FZDW) an der Frankfurt
University of Applied Sciences untersucht mit einem interdisziplinären
Zugang die Folgen und Herausforderungen des demografischen Wandels.
Hintergrund ist die niedrige Geburtenrate und die gleichzeitige Steigerung
der Lebenserwartung in Deutschland. Dies hat schon in naher Zukunft eine
deutliche Alterung und später auch eine Schrumpfung der Bevölkerung zur
Folge. Die Konsequenzen dieser Entwicklung sind vielfältig und zeigen sich
zuvorderst auf der kommunalen Ebene. Das FZDW möchte anwendungsbezogen
wissenschaftliche Beiträge zur Gestaltung und Bewältigung der
Herausforderungen des demografischen Wandels in Hessen und in Deutschland
aufzeigen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, Sarah Blaß, 15.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2485: Jährlich 8,2 Millionen Schwangerschaftsabbrüche in Afrika - drei Viertel davon sind unsicher (DSW)

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 20. März 2018

Jährlich 8,2 Millionen Schwangerschaftsabbrüche in Afrika

Drei Viertel aller Abtreibungen sind unsicher



Hannover - In Afrika gab es zwischen 2010 und 2014 durchschnittlich
8,2 Millionen Schwangerschaftsabbrüche pro Jahr. Drei Viertel dieser
Abtreibungen fanden unter unsicheren Bedingungen statt. Die
Abtreibungsrate auf dem Kontinent liegt seit 20 Jahren nahezu
unverändert bei 34 Abtreibungen pro 1.000 Frauen, während sie in
Industrieländern um mehr als ein Viertel gesunken ist - auf 27
Abtreibungen pro 1.000 Frauen. Das gibt die Deutsche Stiftung
Weltbevölkerung (DSW) auf Grundlage einer aktuellen Studie des
US-amerikanischen Guttmacher Instituts bekannt.

In Afrika geht mindestens jeder zehnte Todesfall bei Müttern auf
unsichere Abtreibungen zurück - weltweit der höchste Anteil. Laut den
Autoren der Studie könnten viele dieser Todesfälle durch eine bessere
Gesundheitsversorgung verhindert werden. Einer der Hauptgründe für die
hohen Abtreibungszahlen in Afrika sind ungewollte Schwangerschaften:
21,6 Millionen ungewollte Schwangerschaften gibt es jedes Jahr auf dem
Kontinent, von denen 38 Prozent in einer Abtreibung enden. Um
ungewollte Schwangerschaften zu vermeiden, empfiehlt das Guttmacher
Institut, Mädchen und Frauen den Zugang zu Aufklärungsangeboten und
modernen Verhütungsmitteln zu erleichtern. Ganz besonders gelte dies
für unverheiratete Mädchen und junge Frauen. Sie sind durch
Stigmatisierung häufig von entsprechenden Angeboten ausgeschlossen.
Abtreibungsverbote hingegen verhindern laut Studie
Schwangerschaftsabbrüche nicht, sondern fördern im Gegenteil zumeist
unsichere Abtreibungen.

 * 

Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss
auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Pressesprecherin

Ute Stallmeister

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: ute.stallmeister@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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DEMENZ/358: Forschung - Per Erbgut-Schalter Alzheimer aufhalten (idw)

Universitätsklinikum Freiburg - 16.03.2018

Per Erbgut-Schalter Alzheimer aufhalten

Forscher des Universitätsklinikums Freiburg finden Mechanismus, mit dem im
Mausmodell Alzheimer-typische Veränderungen reduziert werden konnten /
Dafür klären sie die epigenetische Steuerung von Immunzellen des Gehirns /
Studie im Fachmagazin Immunity



Durch das gezielte Ausschalten zweier Gene lässt sich das Fortschreiten
der Alzheimer-Krankheit aufhalten und die kognitive Leistung verbessern.
Das haben jetzt Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Universitätsklinikums Freiburg bei Mäusen gezeigt, die Alzheimer-ähnliche
Veränderungen des Gehirns aufwiesen. Die Forscher veränderten das Erbgut
von Immun-Fresszellen im Gehirn, den sogenannten Mikrogliazellen. Dadurch
veränderten sich die Fresszellen funktionell und entfernten mehr von den
schädlichen Eiweißablagerungen, die bei Alzheimer zur Schädigung des
Gehirns führen. Die beiden ausgeschalteten Gene gehören zur epigenetischen
Steuerung und regulieren, welche Gene wann wie stark abgelesen werden.
Bislang war über diese Steuerung bei Mikroglia wenig bekannt. Die
Erkenntnisse der Freiburger Forscher könnten Grundlage für neue Therapien
bei neurodegenerativen Erkrankungen werden. Die Studie erschien am 13.
März 2018 in der Fachzeitschrift Immunity.

"Die behandelten Tiere mit Alzheimer-Symptomen erzielten deutlich
verbesserte Lern- und Erinnerungsleistungen. Sie erreichten nahezu die
Werte gesunder Tiere", sagt Studienleiter Prof. Dr. Marco Prinz,
Ärztlicher Direktor des Instituts für Neuropathologie am
Universitätsklinikum Freiburg. "Durch das Ausschalten der Gene nahmen die
Mikroglia-Fresszellen mehr Alzheimer-typische Ablagerungen im Gehirn auf,
wodurch sich die Menge dieser Ablagerungen deutlich verringerte."
Abgesehen von der erwünschten Erhöhung der Fressaktivität verhielten sich
die Zellen normal.

Mikroglia räumen im Gehirn auf

Mikroglia sind gehirnspezifische Makrophagen oder Fresszellen. Sie räumen
während der Reifung des Gehirns nicht funktionierende Zellen ab und
schützen Nervenzellen vor Krankheitserregern. Es wird aber auch
angenommen, dass Mikroglia eine entscheidende Rolle bei Krankheiten wie
Alzheimer, Multiple Sklerose oder bestimmten psychiatrischen Erkrankungen
wie Autismus und Schizophrenie spielen. Dabei können unvollständig
aktivierte Mikroglia ebenso wie übermäßig aktivierte Zellen zu einer
Hirnschädigung beitragen.

Fresszellen fressen besser dank epigenetischer Veränderung

Für die Entwicklung und Regulation von Zellen spielen neben genetischen
Informationen, welche in der DNA der Zelle kodiert sind, epigenetische
Veränderungen eine entscheidende Rolle. Diese haben Einfluss darauf,
welche DNA-Abschnitte wann und wie stark abgelesen werden. Das Team des
Instituts für Neuropathologie am Universitätsklinikums Freiburg um Prof.
Prinz, die Wissenschaftlerin Dr. Moumita Datta und den Neuropathologen Dr.
Ori Staszewski schalteten jetzt zwei dieser epigenetischen Faktoren aus,
so genannte Histondeacetylasen (Hdac1 und Hdac2). Dadurch wurden mehr Gene
abgelesen, die das Fressverhaltender Zellen lenken. "Die Epigenetik ist
von entscheidender Bedeutung für die Entwicklung und Funktion von
Mikrogliazellen", sagt Prof. Prinz.

Wie die Freiburger Forscher aber auch feststellten, wird die Reifung der
Mikroglia gehemmt, wenn die Gene bereits während der Gehirnreifung fehlen.
"Ohne die Funktion dieser epigenetischen Faktoren nimmt die Zahl der
Mikroglia während der Hirnentwicklung ab und die Zellen reifen nicht
normal aus", sagt Dr. Staszewski.

Die Arbeit ist Teil des Sonderforschungsbereichs "Medizinische Epigenetik
(MedEp)" (SFB 992). Ziel dieser Forschungsinitiative ist es, grundlegende
Mechanismen epigenetischer Regulation zu untersuchen und die gewonnenen
Erkenntnisse in klinische Anwendungen zu übertragen.


Originaltitel der Studie: 

Histone Deacetylases 1 and 2 Regulate Microglia Function during Development, Homeostasis, and Neurodegeneration in a
Context-Dependent Manner.

DOI: 10.1016/j.immuni.2018.02.016

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.cell.com/immunity/fulltext/S1074-7613(18)30075-X 

Link zur Studie

https://www.uniklinik-freiburg.de/neuropathologie.html 

Institut für Neuropathologie des Universitätsklinikums Freiburg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg, Benjamin Waschow, 16.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/2004: Forschung - Ist hoher Blutzucker Folge statt Ursache des Typ 2 Diabetes (idw)

Deutsches Krebsforschungszentrum - 15.03.2018

Diabetes: Ist hoher Blutzucker Folge statt Ursache der Erkrankung?



Insulinresistenz und erhöhte Blutzuckerspiegel gelten als Ursache eines
Typ 2-Diabetes. Doch Wissenschaftler vom Deutschen Krebsforschungszentrum
und vom Universitätsklinikum Heidelberg liefern nun Hinweise darauf, dass
es sich ganz anders verhalten könnte: An Fliegen zeigen sie, dass erhöhte
Spiegel des Stoffwechselprodukts Methylglyoxal die diabetestypischen
Entgleisungen des Stoffwechsels auslösen und zu Insulinresistenz,
Fettleibigkeit und erhöhten Zuckerwerten führen.

Zu den schweren gesundheitlichen Folgen eines Typ 2 Diabetes, auch
Alterszucker genannt, zählen erhöhte Risiken für Herzinfarkt und
Schlaganfall, massive Durchblutungsstörungen der Beine sowie schwere
Schäden an Augen, Nerven und Nieren. Als Ursache dieser gefährlichen
Spätfolgen gilt ein erhöhter Blutzuckerspiegel, der entsteht, wenn die
Körperzellen nicht mehr auf das blutzuckersenkende Hormon Insulin
reagieren.

Die Höhe des Blutzuckerspiegels korreliert mit dem Ausmaß der diabetischen
Symptome. Wird ein sehr hoher Blutzuckerspiegel mit Medikamenten gesenkt,
so geht die Rate an Infarkten und Schlaganfällen zurück, auch die
Durchblutung verbessert sich.

"Doch das gilt nur bis zu einem gewissen Punkt", sagt Peter Nawroth,
Ärztlicher Direktor der Klinik für Endokrinologie, Stoffwechsel und
Klinische Chemie am Universitätsklinikum Heidelberg. "Große klinische
Studien der letzten Jahre haben gezeigt: Auch wenn der Blutzucker mit
Medikamenten bis unter den Diabetes-Grenzwert gesenkt werden konnte,
entwickelten viele der Patienten trotzdem typische Diabetes-Schäden an
Nerven und Nieren. Das deutet darauf hin, dass ein Typ2-Diabetes
tatsächlich andere molekulare Ursachen haben könnte, die unabhängig von
Insulin und Zucker sind."

Peter Nawroth und Aurelio Teleman, der im Deutschen Krebsforschungszentrum
(DKFZ) die Abteilung Krebs- und stoffwechselassoziierte Signaltransduktion
leitet, wussten von der Beobachtung, dass Typ2-Diabetiker einen hohen
Spiegel des Zuckerabbauprodukts Methylglyoxal (MG) aufweisen. Dies hielten
Mediziner bisher für eine Folge des erhöhten Blutzuckerspiegels. MG, so
die Lehrmeinung, kann Proteine schädigen und sei dann mitverantwortlich
für die diabetestypischen Schäden. Diese Reihenfolge der Ereignisse
bezweifeln die Stoffwechselexperten Teleman und Nawroth nun jedoch
angesichts ihrer aktuellen Ergebnisse.

Erhalten Ratten über das Futter MG, so entwickeln sie viele der typischen
Diabetes-Anzeichen, unter anderem auch Insulin-Resistenz. Die Heidelberger
Forscher wollten nun prüfen, wie sich ein dauerhaft erhöhter MG-Spiegel
auf den Organismus auswirkt. Als Modell dafür wählten sie Fruchtfliegen.
"Fliege und Mensch sind zwar nicht besonders eng verwandt. Aber der
Energiestoffwechsel hat sich in der Evolution schon sehr früh entwickelt,
so dass die Ergebnisse durchaus aussagekräftig sind und sich in der Regel
auf Säugetiere und den Menschen übertragen lassen", erklärt Teleman.

Die Forscher schalteten in den Fliegen das MG-abbauende Enzym genetisch
ab. In der Folge reicherte sich das Zuckerabbauprodukt MG in den Tieren
an. Die Fliegen entwickelten schon früh eine Insulinresistenz. Später
wurden sie fettleibig, im höheren Alter entgleisten dann auch ihre
Zuckerwerte.

"Es reicht offensichtlich aus, schlicht den MG-Spiegel zu erhöhen, um
Insulinresistenz und diabetestypische Stoffwechselentgleisungen
auszulösen", resümiert Aurelio Teleman. "Das ist ein eindeutiger Hinweis
darauf, dass MG nicht die Folge, sondern eher die Ursache eines
Typ2-Diabetes ist."

Diese Beobachtung wirft wiederum die Frage nach der möglichen Ursache
eines gesteigerten MG-Spiegels auf. So haben beispielsweise auch
fettleibige Menschen, die nicht diabetisch sind, einen erhöhten
MG-Spiegel. "Woran das liegt, wissen wir nicht. Das ist ein wichtiger Aspekt
unserer zukünftigen Forschung", sagt Nawroth. Aurelio Teleman ergänzt:
"Die Produktion sowie auch der Abbau von MG werden durch zahlreiche
Stoffwechselprozesse beeinflusst, die wir noch nicht kennen und besser
verstehen müssen. Außerdem wollen wir nun dringend an Mäusen untersuchen,
welche klinischen Symptome ein dauerhaft erhöhter MG-Spiegel beim
Säugetier verursacht."


Alexandra Moraru, Janica Wiederstein, Daniel Pfaff, Thomas Fleming, Aubry
K. Miller, Peter Nawroth und Aurelio A. Teleman: 

Elevated Levels of the
Reactive Metabolite Methylglyoxal Recapitulate Progression of Type 2
Diabetes

Cell Metabolism 2018, DOI: 10.1016/j.cmet2018.02003

*Ein Messwert für die Höhe des Blutzuckerspiegels ist der HbA1c-Wert. Das
ist der Anteil des Blutfarbstoffs Hämoglobin, der Zucker gebunden hat. Er
liegt beim Gesunden bei unter sechs Prozent.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum, Dr. Sibylle Kohlstädt, 15.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/727: Potenzial neuer Techniken für Patienten und Beschäftigte wird noch nicht richtig genutzt (idw)

Hans-Böckler-Stiftung - 16.03.2018

Pflege: Potenzial neuer Techniken für Patienten und Beschäftigte wird noch nicht richtig genutzt



Die Digitalisierung wird das Gesundheitswesen verändern. Damit sie
Patienten und Pflegekräften möglichst viel Nutzen bringt, muss der Einsatz
von Technik klaren Regeln folgen und sich am Arbeitsalltag orientieren.
Ganz wichtig: maximale Bedienungsfreundlichkeit, Digitalisierung als
Weiterbildungsgegenstand, genug Zeit und Einweisung, um den Umgang mit den
neuen Techniken und Geräten sicher zu erlernen - und eine faire
Honorierung von zusätzlichen Kompetenzen.

Die elektronische Krankenakte, Telemedizin oder Pflegeroboter - moderne
Technologien verändern die Arbeit in Pflegeberufen und sind gerade auch
Thema auf dem Deutschen Pflegetag. Welche Auswirkungen diese Entwicklung
auf die Beschäftigten und die Patienten hat, kommt allerdings in der
aktuellen, häufig technikgetriebene Debatte zu kurz. Das ist das Ergebnis
einer Analyse von Michaela Evans vom Institut Arbeit und Technik, Dr.
Volker Hielscher vom Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft und
Dr. Dorothea Voss von der Hans-Böckler-Stiftung.*

Wenn neue Technologien eingeführt werden, sollten diese in erster Linie
die Arbeitsbedingungen und die Qualität in der Pflege verbessern, also dem
Wohl der Menschen dienen, betonen die Forscher: "Der Bedarf an
qualifizierten Fachkräften in der Pflege ist angesichts der demografischen
Entwicklung in den kommenden Jahren enorm. Zugleich wird allenthalben mehr
Zeit für menschliche Zuwendung in der Pflege und eine bessere
Versorgungsqualität gefordert. Durch Technikunterstützung allein wird man
diese Herausforderungen nicht meistern können, doch sollten
Technikpotenziale systematisch ausgelotet und genutzt werden", heißt es in
der Analyse. Die Wissenschaftler haben ein Leitbild entworfen, das als
Richtschnur für den Einsatz von Technik in Pflegeberufen dienen kann. Die
wichtigsten Punkte sind:

1. Drängende Probleme des Arbeitsalltags lösen 

Damit Technik von den
Beschäftigten tatsächlich als Entlastung wahrgenommen wird, muss sie sich
nahtlos in den Pflegealltag einbetten lassen. Sie darf weder neue oder
zusätzliche Probleme schaffen noch zu erhöhtem Bedienungsaufwand führen
oder durch eine umständliche Gerätebedienung die für die Pflegebedürftigen
wertvolle Zeit reduzieren.

2. Mehr Wert auf Qualifizierung legen

Nur wenn sich Beschäftigte kompetent in der Handhabung einzelner Geräte
oder ganzer technischer Systeme fühlen, sind sie in der Lage und bereit,
die Technologien auch im Arbeitsalltag zu nutzen. Werden sie nach dem
Motto "Mach einfach mal" mit den Geräten alleingelassen, stellt die
Auseinandersetzung mit der Technik eher eine Mehrbelastung in einem
ohnehin schon anstrengenden Beruf dar. In der Aus- und Weiterbildung
kommen technikunterstützte Lösungen bislang kaum vor - das muss sich
ändern.

3. Mitbestimmung stärken

Die Beteiligung der Beschäftigten bei der Einführung moderner Technik ist
zentral für nachhaltige Modernisierungsstrategien. Schließlich verfügen
die Beschäftigten über das praktische Wissen. Sie können am besten
einschätzen, an welcher Stelle die Technik sinnvoll eingesetzt werden
kann. Bislang werden jedoch Betriebs- und Personalräte, so sie vorhanden
sind, oft nur unzureichend eingebunden (siehe auch die vertiefende Studie
zur Digitalisierung im Krankenhaus; Link unten).

4. Arbeit aufwerten und Kompetenzen erweitern 

Die psychosozialen
Anforderungen in der Pflegearbeit sind jetzt schon hoch, zugleich aber
auch unterbewertet. Bei erhöhtem Technikeinsatz werden die Ansprüche an
die professionellen Kompetenzen noch größer. Das verdient mehr Anerkennung
und bessere Bezahlung. Wird die Arbeit in der Pflege gegenüber anderen
Berufsgruppen wie zum Beispiel Ärzten aufgewertet, würde dies die
Attraktivität des Berufsbildes erhöhen und zur Fachkräftegewinnung
beitragen.

5. Auf überbetrieblicher Ebene aktiv werden 

Neue digitale Technologien
betreffen das gesamte Gesundheitswesen. Die Auswirkungen auf
Arbeitsprozesse, Qualifikationen, Arbeitsbelastung und Versorgungsqualität
sollten daher nicht nur im Einzelfall, sondern auch auf überbetrieblicher
Ebene begutachtet werden. Die gewonnenen Erkenntnisse liefern Hinweise auf
erwünschte und unerwünschte Effekte. Davon ausgehend lassen sich
arbeitspolitische Forderungen formulieren und in den politischen Prozess
einbringen.


*Michaela Evans, Volker Hielscher, Dorothea Voss: 

Damit Arbeit 4.0 in der
Pflege ankommt? Wie Technik die Pflege stärken kann

Policy Brief der Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung, Nr. 004 März 2018.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_pb_004_2018.pdf

Kurze Zusammenfassungen vertiefender Studien zum Thema:

Digitalisierung im Krankenhaus:

https://www.boeckler.de/112012_112018.htm

Technikeinsatz in der Altenpflege:

https://www.boeckler.de/61693_61703.htm

Mit der Aufwertung von sozialer und personenbezogener Arbeit hat sich auch
die von der Hans-Böckler-Stiftung initiierte Expertenkommission "Arbeit
der Zukunft" intensiv auseinandergesetzt. Ihre Denkanstöße:

https://www.boeckler.de/pdf/arbeit-transformieren.pdf#page=49&zoom=100

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 16.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/909: Düsseldorf - Neue Therapieansätze bei Parkinson. Patienten-Tag am 07.04.2018

Universitätsklinikum Düsseldorf, Stefan Dreising, 20.03.2018

Neue Therapieansätze bei Parkinson: Patienten-Tag an der Uniklinik Düsseldorf

7. April: Experten im Gespräch / Selbsthilfegruppe berichtet vom Alltag



Welche neuen Medikamente und Therapieansätze gibt es bei Parkinson? Welche
Möglichkeiten bietet die Physiotherapie? Was ist bei Schluckstörungen zu
tun? Um diese Fragen geht es am 7. April (Samstag) von 10 bis 13 Uhr im
Universitätsklinikum Düsseldorf (UKD) beim 11. Düsseldorfer Patienten-Tag
Parkinson.

"Wie in den Vorjahren geht es darum, neueste Forschungsergebnisse zur
Parkinson-Erkrankung verständlich vorzustellen und gleichzeitig ganz
praktische Tipps für das Leben mit der Erkrankung zu geben. Daher setzen
wir auf den Mix aus Vorträgen, Übungen und einer abschließenden
Diskussion", erklärt Prof. Dr. Alfons Schnitzler, Leiter des Zentrums für
Bewegungsstörungen und Neuromodulation an der Düsseldorfer Uniklinik.

Das Zentrum für Bewegungsstörungen und Neuromodulation am UKD ist eine in
Deutschland einzigartige interdisziplinäre Einrichtung, die auf die
Diagnostik und Behandlung von Parkinsonsyndromen, Tremorerkrankungen,
Dystonien, Morbus Huntington und anderen neurologischen Bewegungsstörungen
sowie chronischen Schmerzsyndromen spezialisiert ist. Neben individuell
angepassten medikamentösen und Pumpentherapien stellt die
Hirnschrittmachertherapie einen besonderen Schwerpunkt des therapeutischen
Spektrums dar.

Termininformation auf einen Blick:

11. Düsseldorfer Patienten-Tag Parkinson - Vorträge, Übungen und Diskussionen

Samstag, 7. April 2018, 10.00-13.00 Uhr

MNR-Klinik, Hörsaal 13A (Gebäude 13.51), Universitätsklinikum Düsseldorf,
Moorenstraße 5


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uniklinik-duesseldorf.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2157

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Düsseldorf, Stefan Dreising, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FESTIVAL/785: Hannover - Klangbrücken 2018 - Luciano Berio, dreizehn Konzerte vom 19. bis 23. April

Staatsoper Hannover

Klangbrücken 2018 - Luciano Berio

13 Konzerte vom 19. bis 23. April



"Ich glaube nicht an simple Gegensätze, an Schwarzweiß, an richtige
und falsche Perspektiven. Es gibt ja unendlich viele gleichberechtigte
Perspektiven der Realität." Diese Aussage des italienischen
Komponisten Luciano Berio (1925-2003), der im Fokus des Festivals
Klangbrücken steht, benennt einen zentralen Aspekt seines
facettenreichen Schaffens, das sich nie einer ästhetischen Doktrin
unterordnen ließ. Zwar nahm Berio regen Anteil an der seriellen
Avantgarde der 50er-Jahre. Jedoch benutzte er die
Kompositionstechniken in undogmatischer Weise und stellte sie in den
Dienst der Sprachfähigkeit der Musik. In seinen Vokalwerken ist nicht
nur das Wort ein Baustein, sondern alle Arten stimmlicher
Artikulationsweisen, die jenseits semantischer Eindeutigkeit als
Ausdrucksmittel dienen.

Mit einem umfangreichen Programm und in Zusammenarbeit mit Musik 21
Niedersachsen, der Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover,
dem Kulturbüro der Landeshauptstadt Hannover sowie mehreren freien
Ensembles aus Hannover, wie u.a. musica assoluta, Das Neue Ensemble,
Ensemble Megaphon, widmet sich das diesjährige Festival Klangbrücken
in 13 Konzerten dem vielgestaltigen und faszinierenden Schaffen von
Luciano Berio.

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - POP-ROCK/5250: Hamburg - KALEO im Hamburger Stadtpark am 15.08.18















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5250: Hamburg - KALEO im Hamburger Stadtpark am 15.08.18

Heiliger Boden: KALEO sind zurück im Hamburger Stadtpark!

Die Isländer kommen 2018 zurück nach Deutschland



Dass der Hamburger Stadtpark heiliger Boden für KALEO ist, liegt
sicherlich daran, dass die vier Isländer hier letzten Sommer eine
ausverkaufte Stadtparkshow für sich verbuchen konnten und außerdem für
Niemanden geringeres als die Rolling Stones vor zehntausenden Fans
eröffneten.

Mit ihren Singles "Way Down We Go" und "All The Pretty Girls"
platzierten KALEO ihren neuartigen Alternative-Rocksound über Wochen
in den internationalen Chart-Spitzen. Währenddessen absolvierten die
vier Isländer ihre über 30 Konzerte umfassende EXPRESS-World-Tour
2017. Zigtausende Fans aller Nationen bejubelten den mitreißenden
Newcomer! Unumstrittener Höhepunkt und Rock'n'Roll-Ritterschlag waren
sicherlich KALEOs Opening-Konzerte für die ROLLING STONES in Hamburg
und München. Spätestens bei diesen Shows einigten sich Neo- und
Altrocker kopfnickend auf die Spitzenklasse der Band. So sollten sich
besonders die norddeutschen Besucher dieses Konzerthighlights 2017
darüber freuen, dass wir hiermit die Rückkehr KALEOs in den Hamburger
Stadtpark bekanntgeben dürfen.

Jetzt heißt es schnell sein und Tickets sichern. Das Konzert im
letzten Jahr war nach kurzer Zeit ausverkauft! Der VVK startet am
FREITAG, den 16.03., 10:00 Uhr auf www.neuland-concerts.com.

KALEO

präsentiert von Hamburger Morgenpost

15.08.18 / HAMBURG / STADTPARK

www.officialkaleo.com

www.neuland-concerts.com

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com
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Myanmars Staatsoberhaupt Htin Kyaw erklärt seinen Rücktritt

Der Präsident von Myanmar, Htin Kyaw, ist überraschend von seinem Amt
zurückgetreten. Einen Grund für seinen Rücktritt nannte der 71jährige
nicht. Inmitten internationaler Kritik wegen der Verfolgung von
Muslimen verliert Friedensnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi damit
einen ihrer engsten Vertrauten und politischen Verbündeten. Sie
selbst darf wegen einer Verfassungsklausel nicht Präsidentin werden.
Die 72jährige führt seit zwei Jahren als Staatsrätin die Regierung
des südostasiatischen Landes. Nach der Verfassung muß das Parlament
nun innerhalb von sieben Werktagen einen neuen Präsidenten wählen. In
der Übergangszeit ist nun Myanmars Vizepräsident Myint Swe
geschäftsführendes Staatsoberhaupt.
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Tausende Schußwaffen in Deutschland verschwunden

In Deutschland werden immer mehr Waffen im Nationalen Waffenregister
als abhanden gekommen registriert. Ende Januar 2018 waren 19.282
Waffen als verloren und 5.249 als gestohlen gemeldet worden. Das geht
aus einer Anfrage der Grünen hervor. Im Vergleich zum Januar 2017
entspricht das einer Zunahme von rund 18 Prozent.
Grünen-Fraktionsvize Konstantin von Notz (Grüne) sprach von
alarmierenden Zahlen und forderte ein konsequentes Vorgehen gegen
Waffenkriminalität. In einem Gespräch mit der Bild-Zeitung verwies
der Politiker darauf, daß entsprechende Vorschläge schon seit Jahren
im Parlament vorliegen. Die Bundesregierung würde aber nichts
unternehmen.
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Dutzende Tote nach Raketenangriff der Rebellen in Damaskus

Bei einem schweren Raketenangriff aus der Rebellenenklave Ost-Ghuta
auf die syrische Hauptstadt Damaskus sind 35 Menschen getötet und
weitere 40 verletzt worden. Nach Informationen der staatlichen
Nachrichtenagentur Sana schlugen die Geschosse in eine belebte
Einkaufsstraße im östlichen Vorort Dscharamana ein.
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FDP-Vizechef fordert Kurswechsel gegenüber Moskau

Der Bundestagsvizepräsident und FDP-Vizechef Wolfgang Kubicki hat die
neue Bundesregierung aufgefordert, rasch Gespräche mit Rußland
aufzunehmen und Sanktionen gegen Moskau zurückzunehmen. Einer müsse
den ersten Schritt tun, sagte Kubicki. Der außenpolitische Sprecher
der FDP-Bundestagsfraktion Bijan Djir-Sarai widersprach dem Chef der
Nord-FDP. Bevor sich die Außenpolitik Rußlands nicht substantiell
ändert, werde sich die FDP nicht für eine Lockerung der Sanktionen
einsetzen, erklärte Djir-Sarai.
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Letztes männliches Breitmaulnashorn gestorben

Das letzte männliche Exemplar des Nördlichen Breitmaulnashorns ist im
Wildtier-Reservat Ol Pejeta in Kenia gestorben. Das Tier mit dem
Namen Sudan litt an Altersschwäche und mußte eingeschläfert werden.
Nach dem Tod des 45 Jahre alten Bullen existieren weltweit nur noch
zwei weibliche Nördliche Breitmaulnashörner. Auch sie leben im
Ol-Pejeta-Reservat.
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Rußland stellt Proton-Starts im Kosmodrom Baikonur schrittweise ein

Rußland will den Startkomplex für schwere Proton-M-Trägerraketen im
kasachischen Raumbahnhof Baikonur bis 2023 schließen. Hintergrund ist
die Kritik Astanas, daß bei Havarien die Umwelt durch den
hochtoxischen Raketentreibstoff verschmutzt wird. Von den vier
Proton-Startrampen soll lediglich eine erhalten bleiben. Derzeit
prüfen Rußland und Kasachstan die Möglichkeit, diese Startvorrichtung
für leichte Raketen vom Typ Proton Medium zu nutzen.
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Erdogan-nahes Unternehmen übernimmt Hürriyet und CNN Türk

In der Türkei wird die Demirören-Gruppe die Zeitung Hürriyet und den
Nachrichtensender CNN Türk vom Mischkonzern Dogan Holding übernehmen,
wie Reuters unter Berufung auf einen Insider am Mittwoch vor der
offiziellen Bekanntgabe der Transaktion meldete. Die Präsident
Erdogan nahestehende Holding hat von Dogan 2011 die Zeitungen
Milliyet und Vatan übernommen und auf Regierungskurs gebracht. Zuvor
waren die regierungskritischen Dogan Media in einem
Steuerrechtsverfahren zur Zahlung einer Strafe von umgerechnet rund
zwei Milliarden Euro verurteilt worden.
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Masern gehen deutlich zurück

Die Gesundheitswächter vom Robert Koch-Institut (RKI) geben
Entwarnung. In den ersten sieben Wochen des Jahres sind in
Deutschland 46 Masernfälle gemeldet worden. Das ist deutlich weniger
als zum gleichen Zeitpunkt vor einem Jahr, als bereits 145 Masernfälle
gemeldet worden waren. Trotzdem wies die Deutsche Gesellschaft für
Innere Medizin (DGIM) im Vorfeld ihrer Jahrestagung darauf hin, daß
Deutschland bei der Masernelimination in Europa Schlußlicht ist. 
Bei einer zu niedrigen Durchimpfungsrate, warnt die Fachgesellschaft,
ist eine Herdenimmunität nicht mehr garantiert. In der Folge können
sich vermeidbare Infektionskrankheiten verbreiten oder sogar
wiederaufleben.
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Moskau um Aufklärung im Fall Skripal bemüht

Im Fall des mutmaßlichen Giftattentats auf den ehemaligen russischen
Spion Sergej Skripal und seine Tochter Julia am 4. März in Salisbury
bemüht sich die russische Regierung um Aufklärung. Außenminister
Sergej Lawrow sagte in Tokio, man werde dazu der Organisation für das
Verbot von Chemiewaffen (OPCW) eine Katalog von Fragen vorlegen, auf
deren Beantwortung man drängen werde. Angesichts der international
unterstützten, von der britischen Führung gegen Rußland und seinen
Präsidenten Wladimir Putin gerichteten Vorwürfe hat die russische
Seite alle akkreditierten Diplomaten nach Moskau eingeladen, um
zusammen mit Rüstungskontrollexperten die eigene Sicht des doppelten
Mordversuchs darzustellen. Laut Lawrow hat die Regierung in London
vorschnell geschlußfolgert. Die Partner Großbritanniens seien zu
verlogener Solidarität getrieben worden, sagte der Außenminister der
Agentur Interfax zufolge.
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Lange verschollenes Cranach-Gemälde wird in New York versteigert

Ein nach fast 80 Jahren wiederentdecktes Gemälde von Lucas Cranach dem
Älteren (1472 - 1553) soll am 19. April beim Auktionshaus Christie's
in New York versteigert werden. Als Schätzwert wurden bis zu zwei
US-Millionen Dollar (etwa 1,6 Mio. Euro) genannt.

Das in den 1530er Jahren entstandene "Porträt von Johann Friedrich I.
von Sachsen" war im Zweiten Weltkrieg in Deutschland verschwunden,
bevor sich vor einiger Zeit der heutige Besitzer in den USA an das
Auktionshaus wandte.

Das Bild hatte dem niederländischen Bankier und Kunstsammler Fritz
Gutmann gehört, bis die Nationalsozialisten ihn in den dreißiger 
Jahren enteigneten und Gutmann sowie seine Frau in Konzentrationslager
deportierten, wo sie umkamen.

Gutmanns Enkel Simon zeigte sich überrascht, als ein Christie's
Mitarbeiter ihm von dem Auftauchen des Porträts berichtete. Er stimmte
dem Verkauf zu.
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Aufständische schießen Rakete auf Einkaufsstraße in Damaskus ab

Auf einer belebten Einkaufsstraße des östlich der syrischen
Hauptstadt Damaskus gelegenen Vororts Dscharamana ist eine Rakete
eingeschlagen, die von Aufständischen aus der Vorortregion Ost-Ghuta
abgefeuert wurde. 35 Menschen kamen dadurch ums Leben, wie syrische
Medien berichteten. Aus Ost-Ghuta werden seit Jahren Mörsergranaten
und Raketen auf Damaskus abgefeuert. Die syrischen Truppen stehen mit
Hilfe der russischen Luftwaffe kurz davor, das Gebiet von den
Aufständischen zurückzuerobern. Die oppositionsnahe Syrische
Beobachtungsstelle für Menschenrechte in Großbritannien berichtete,
vor dem Raketenangriff am Dienstagabend seien in Damaskus etwa 50
Zivilisten durch Rebellenbeschuß getötet worden. In der Nacht hat die
Dschihadistenmiliz Islamischer Staat das Viertel Kadam im Süden von
Damaskus, möglicherweise auch nur einige Häuser am Ostrand, erobert.
Der Syrischen Beobachtungsstelle zufolge wurden dabei 62 Milizionäre
getötet, die auf der Seite der regulären syrischen Truppen kämpften.
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Bundespräsident hebt Bedeutung seriöser Medien hervor

Das britische Unternehmen Cambridge Analytica vom Netzwerkanbieter
Facebook hat vermutlich 50 Millionen Nutzerdatensätze ausgewertet, um den
Wahlkampf des amtierenden US-Präsidenten Donald Trump zu
manipulieren. Die Bundestagswahl im vergangenen Jahr wurde ebenfalls
über Soziale Netzwerke beeinflußt, wenn auch in weit geringerem
Umfang als die Trump-Wahl. Die Münchener Hochschule für Politik
belegt die Manipulationen mit einer Studie für die
Hanns-Seidel-Stiftung. Demnach sind selbst klassische Medien auf
Trends aufgesprungen, die durch starke Nutzeraktivitäten bei
Facebook, Twitter und in anderen Netzwerken ausgelöst worden waren.

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier hat anläßlich einer
Diskussionsveranstaltung im Schloß Bellevue die Verbreitung von
Falschmeldungen und Desinformation im Internet als Angriffe auf den
"Gebrauch der öffentlichen Vernunft" bezeichnet. Gleichzeitig hob
Steinmeier die Bedeutung freier und seriöser Medien, insbesondere die
öffentlich-rechtlichen Sender, sowie des kritischen Journalismus für
die Demokratie hervor. Der Bundespräsident schlug vor, mit
Faktenüberprüfungen der Verbreitung von Verschwörungstheorien
entgegenzutreten, denn "die großen Plattformen im Internet mit ihren
Hunderten Millionen von Nutzern machen es möglich, daß
Falschinformationen und Verschwörungstheorien heute in Windeseile
verbreitet und massenhaft geteilt werden".
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Androhung von Datenbank für Hundekot zeigt Wirkung

In der kleinen mittelhessischen Gemeinde Lohra zeigt bereits die
Diskussion um die Einrichtung einer Gen-Datenbank für Hundekot
Wirkung. Nachdem der parteilose Bürgermeister entsprechende Pläne
bekanntgegeben hatte, sollen viele Hundebesitzer bereits reagiert
haben. Demnach hat sich die Situation in der 5500-Einwohner-Gemeinde
bereits verbessert, sagte der Bürgervorsteher.

Die Hundehalter würden vermehrt die bereitgestellten Sammelbehälter
nutzen. Jede Woche kämen um die 240 Liter Hundedreck zusammen. Mit der
Datenbank ließen sich die Vierbeiner und ihre Hinterlassenschaft
abgleichen. Über entsprechende Gebühren für das Fehlverhalten von
Hundebesitzern sei aber noch nicht entschieden.
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Kurdenprotest gegen türkischen Einmarsch in Afrin

In Dresden haben am Dienstagabend rund 200 Kurden und Unterstützer
mit einem Marsch durch die Innenstadt gegen die türkische Invasion in
der syrischen Region Afrin und den Angriff auf die kurdischen
Volksverteidigungseinheiten dort protestiert. In Sprechchören wurde
auch die Bundesregierung für die Waffenlieferungen an die Türkei
kritisiert. In Braunschweig fand ein Prostestmarsch mit rund 150
Teilnehmern und Teilnehmerinnen statt. Für Mittwochabend waren
Kurdendemonstrationen in Göttingen und Wolfsburg angesagt. Am 21.
März feiern Kurden das Neujahrsfest Newroz. Dazu entfachten rund 200
Menschen in Hannover ein Newroz-Feuer in einer Schale.
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Bleihaltige Munition gefährdet Geierbestand

Eigentlich sollte man denken, daß eine Tierart garantiert nicht unter
Wilderern zu leiden hat. Denn die Aasfresser entsprechen so wenig dem
allgemeinen Schönheitsideal, daß ihnen kein Leid zu drohen scheint.
Trotzdem befindet sich der Weißrückengeier (Gyps africanus) dpa
zufolge seit 2016 auf der Roten Liste gefährdeter Arten und wird
somit als vom Aussterben bedroht eingestuft. Der Grund: Jäger
verwenden zur Trophäenjagd immer häufiger Munition aus Blei. Wenn die
Geier dann die Kadaver damit erlegter Tiere fressen, kann das
gefährliche Metall in den Blutkreislauf gelangen, sich im Körper
anlagern und so zu einer Bleivergiftung führen.
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EU-Kommission genehmigt Übernahme von Monsanto durch Bayer

Die EU-Kommission hat die Übernahme des Saatgutproduzenten Monsanto
aus den USA durch Bayer genehmigt. Die zuständige EU-Kommissarin
Margrethe Vestager berichtete am Mittwoch der Presse, Bayer habe
zugesagt, Überschneidungen beider Unternehmen in den Bereichen
Saatgut und Pflanzenschutzmittel abzubauen. Die Leverkusener werden
fast ihr gesamtes weltweites Geschäft für Saatgut an BASF verkaufen.
Das Paket schließt die Produktion des Pflanzenschutzmittels
Glufosinat und Forschungtätigkeiten im Bereich
Breitbandunkrautvernichtungsmittel ein. Dafür bezahlt BASF mehr als
sechs Milliarden Euro. Zudem verhandelt Bayer zur Zeit mit BASF die
Übergabe seines Gemüsesaatgutgeschäfts und den Verkauf einer Lizenz
für vorhandene und in Entwicklung befindliche IT-Produkte für die
Landwirtschaft. Bayer zahlt für Monsanto 51 Milliarden Euro und
steigt zum globalen Branchenführer auf, wenn die zuständigen
US-Behörden der Übernahme ihre Erlaubnis erteilen. Der Umsatz des
fusionierten Konzerns wird mit rund 22 Milliarden Dollar
veranschlagt. Zu den größten Konkurrenten von Bayer gehören der
US-Konzern Dow-Dupont, der europäische Anbieter Syngenta und BASF.
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Telekom bietet Smartphones ohne modifizierte Firmware an

Nicht wenige Smartphones werden von Mobilfunkanbietern wie Vodaphone
oder Telekom angeboten. Dabei ist es üblich, daß sie verschiedene
Apps vorinstallieren - nicht immer zur Freude der Kunden. Offenbar
will die Deutsche Telekom jetzt einen anderen Weg einschlagen. Wie
Heise Online meldete, will das Unternehmen künftig
Android-Smartphones von Herstellern wie Samsung, Huawei, Sony, LG und
HTC ohne modifizierte Firmware anbieten. Auch sollen die bisher
vorinstallierten Telekom-Apps und Voreinstellungen entfallen. Das
Unternehmen begründete seinen Schritt damit, daß so die Kunden mehr
Entscheidungsfreiheit erhielten. Auch sei so mehr Platz für eigene
Anwendungen vorhanden.
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Ruhr-Universität Bochum - 20.03.2018

Wie sich Muskelkraft auf das Skelett überträgt



Bei der Übertragung von Muskelkraft auf das Skelett spielt das Bindegewebe
eine wichtige Rolle: Sogenannte Aponeurosen umhüllen die Muskeln,
unterteilen sie in ihrem Innern, und gehen in Sehnen über. Dehnt man den
Muskel passiv, verhalten sich die Aponeurosen wie ein Gummiband, das
länger und schmaler wird. Beim aktiven Zusammenziehen des Muskels werden
die Aponeurosen jedoch länger und zugleich breiter. Somit werden sie auch
steifer und wirken auf den Muskel zurück. Das hat Dr. Brent Raiteri vom
Lehrstuhl Bewegungswissenschaft der Ruhr-Universität Bochum (RUB)
gemeinsam mit Kollegen der University of Queensland mit Hilfe von
Ultraschalluntersuchen herausgefunden.

Sie berichten im Journal PNAS in der Ausgabe vom 19. März 2018.

Elastisches Gewebe speichert Kraft

Eine grundlegende Aufgabe des elastischen Bindegewebes innerhalb und
außerhalb der Muskulatur wie beispielsweise Sehnen und Aponeurosen ist es,
Muskelkräfte auf das Skelett zu übertragen. Sie verhalten sich dabei
ähnlich wie ein Gummiband, das sich dehnt, wenn eine Kraft auf es wirkt,
wobei die Dehnung proportional zur wirkenden Kraft ist. Diese Elastizität
erlaubt es, mit zunehmender Kraft mehr Energie zu speichern und diese
zurückzugeben, sobald die Kraft reduziert wird oder aufhört zu wirken.
Sowohl von Sehnen als auch Aponeurosen weiß man, dass sie die Muskulatur
mir ihren elastischen Eigenschaften unterstützen effizient und kraftvoll
arbeiten zu können.

"Allerdings gibt es Hinweise aus Tierexperimenten, die nahelegen, dass
sich Aponeurosen aufgrund ihrer flächigen Struktur nicht wie einfache
elastische Gummibänder verhalten", erklärt Brent Raiteri. "Anstatt unter
der Wirkung von Muskelkräften länger und gleichzeitig schmaler zu werden,
können Aponeurosen während Muskelaktivität gleichzeitig länger und breiter
werden."

Schwierige Vorhersage

Kräfte, die in einer Richtung auf Aponeurosen wirken, verändern so deren
Steifigkeit in einer Richtung 90 Grad zur Kraftwirkung. Dadurch ist es
schwieriger vorherzusagen, wie Muskeln ihre Kraft auf das Skelett
übertragen und unter welchen Umständen Muskeln möglicherweise Verletzungen
erleiden.

Um zu untersuchen, wie die dreidimensionale Muskelstruktur die Dehnung und
Spannung der Aponeurosen während aktiver Muskelkontraktionen mit
unterschiedlicher Kraft und bei unterschiedlichen Muskellängen
beeinflusst, verwendeten Raiteri und seine Kollegen 3D-Ultraschall. Sie
bestimmten die Länge und die Breite der Aponeurose des vorderen
Schienbeinmuskels.

Ergebnis: Wurde der Muskel passiv gedehnt, dann wurde die Aponeurose
sowohl länger als auch schmaler wie ein einfaches Gummiband. "Während
willentlicher Muskelaktivität hingegen wurde die Aponeurose in der Länge
gedehnt, gleichzeitig aber auch breiter, vermutlich aufgrund des Drucks
innerhalb des Muskels und der Muskelverformung", so Brent Raiteri. Diese
Dehnung in die Breite bewirkt wiederum, dass die Aponeurose in
Längsrichtung steifer wird, wobei die Steifigkeit der Aponeurose bei
langen Muskellängen höher war als bei kürzeren.

Kraftübertragung besser verstehen

Die Änderung der Steifigkeit der Aponeurose beeinflusst während
Muskelaktivität ihrerseits die Längenänderung der Muskelfaserbündel, die
die aktive Muskelkraft erzeugen und sich dabei verkürzen. "Das ist deshalb
bedeutend, weil die Kapazität der Muskelfaserbündel Kraft zu erzeugen
maßgeblich von ihrer Länge und ihrer Verkürzungsgeschwindigkeit abhängt",
so Prof. Dr. Daniel Hahn, Inhaber des Lehrstuhls für Bewegungswissenschaft
der RUB.

"Dieses Wissen hilft uns, die Wirkung von Kräften im Muskel und die
Übertragung dieser Kräfte auf den Bewegungsapparat und somit die Effizienz
menschlicher Fortbewegung besser zu verstehen und möglicherweise zu
erklären, ob und welche Rolle Aponeurosen bei der Entstehung von
Muskelverletzungen spielen", so Hahn.

Die Vorhersage von Muskelkräften ist außerdem für Simulationen
menschlicher Bewegung wichtig. Solche Prognosen können etwa dabei helfen,
motorische Beeinträchtigungen durch Erkrankungen wie beispielsweise
Schlaganfall besser zu verstehen, orthopädische Eingriffe wie zum Beispiel
Muskelverlängerungen zu planen oder auch bioinspirierte Prothesen zu
entwickeln.


Förderung

Brent Raiteri wurde durch ein australisches Postgraduiertenstipendium
gefördert.

Originalveröffentlichung

Brent James Raiteri, Andrew Graham Cresswell, Glen Anthony Lichtwark:
Muscle-tendon length and force affect human tibialis anterior central
aponeurosis stiffness in vivo, in: Proceedings of the National Academy of
Sciences (PNAS), 2018, DOI: 10.1073/pnas.1712697115,

http://www.pnas.org/content/early/2018/03/13/1712697115

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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Georg-August-Universität Göttingen - 20.03.2018

Neue Sorten von Winterweizen blühen früher

Göttinger Agrarwissenschaftler untersuchen Auswirkungen von Klimawandel
und Züchtung
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Feldversuch mit Winterweizen: Gegenüberstellung der Sorte "Tommi" aus dem
Jahr 2002 und der Sorte "Heines VII" aus dem Jahr 1950 in der Phase
zwischen Beginn des Ährenschiebens und Beginn der Blüte.

Bild: © Universität Göttingen



(pug) Verschiebungen der Entwicklungsstadien von Pflanzen im Jahresverlauf
gelten als wichtiger Indikator für den Klimawandel. Agrarwissenschaftler
der Universität Göttingen haben in Zusammenarbeit mit Forschern der
Universität Bonn untersucht, wie sich der Blühzeitpunkt von Winterweizen
in den vergangenen 60 Jahren in Deutschland verändert hat. Die Auswertung
von fast 500.000 Beobachtungen der Pflanzenentwicklung ergab, dass der
Winterweizen heute etwa 14 Tage früher blüht als vor 60 Jahren.
Experimentell konnten sie nachweisen, dass nicht nur die gestiegenen
Temperaturen, sondern auch die Veränderung der Sorten durch Züchtung zu
dem früheren Blühzeitpunkt beitragen. Die Ergebnisse sind in der
Fachzeitschrift Scientific Reports erschienen.

Als Folge der Erderwärmung blühen die meisten Pflanzen immer früher im
Jahr, so auch der Winterweizen. Bislang ist aber kaum bekannt, wie sich
der Zeitpunkt der Aussaat und die genetischen Veränderungen durch die
Züchtung langfristig auf die Pflanzenentwicklung auswirken. Die
Wissenschaftler haben für ihre Studie phänologische Beobachtungen von
4.824 Standorten in Deutschland aus dem Zeitraum 1952 bis 2013
ausgewertet. Zusätzlich bauten sie repräsentative Sorten von Winterweizen
an, die in den vergangenen sechs Jahrzehnten angebaut wurden, und
verglichen zwei Jahre lang deren Entwicklung im Jahresverlauf.

"Wir konnten zeigen, dass die Einflüsse von Klimawandel und von
Sortenveränderungen durch Züchtung auf den Blühzeitpunkt in dem
betrachteten Zeitraum etwa gleich groß sind und in dieselbe Richtung
wirken", so der Erstautor der Studie Dr. Ehsan Eyshi Rezaei vom Department
für Nutzpflanzenwissenschaften, Abteilung Pflanzenbau. "Denn die jüngeren
Sorten benötigen im Zeitraum zwischen Feldaufgang und Blüte 14 bis 18
Prozent weniger Wärmesumme als Sorten aus den 1950-er und 1960-er Jahren."
Deutliche Effekte einer früheren oder späteren Aussaat auf den
Blühzeitpunkt konnten dagegen nicht nachgewiesen werden. "Wir schließen
daraus, dass bislang die Effekte der Erderwärmung auf den Winterweizen
überschätzt werden", ergänzt Prof. Dr. Stefan Siebert, der die Abteilung
Pflanzenbau leitet. "Zukünftige Studien und Projektionen des Einflusses
des Klimawandels sollten daher die Weiterentwicklung der Sorten
berücksichtigen."



Originalveröffentlichung: 

Ehsan Eyshi Rezaei et al.: Climate change effect
on wheat phenology depends on cultivar change. Scientific Reports, DOI
10.1038/s41598-018-23101-2 

www.nature.com/articles/s41598-018-23101-2

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-goettingen.de/de/3240.html?cid=6097

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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FORSCHUNG/1462: Exotischer Zuwachs im Teilchenzoo (RUBIN)

RUBIN - Wissenschaftsmagazin

Ruhr-Universität Bochum

Exotischer Zuwachs im Teilchenzoo

von Julia Weiler, 14. Februar 2018



Hunderte von subatomaren Teilchen sind mittlerweile entdeckt. Aber
noch immer verstehen Forscher die einfachsten zusammengesetzten
Zustände der Materie nicht.


Über 100 Jahre ist es her, dass Protonen und Elektronen als
Bausteine der Materie entdeckt wurden und dass Niels Bohr sein
Atommodell vorschlug, in dem die negativ geladenen Elektronen um
einen positiv geladenen Kern mit Protonen flitzen. Dennoch sind
Forscher weit davon entfernt, erklären zu können, wie
Elementarteilchen die festen, flüssigen und gasförmigen Stoffe
bilden, die uns umgeben. Unablässig schieben sie die Grenzen des
Erforschbaren hinaus, indem sie immer leistungsstärkere
Teilchenbeschleuniger bauen, die neue Einblicke in den fundamentalen
Aufbau der Materie ermöglichen.




[image: Bild: © Roberto Schirdewahn]

Ulrich Wiedner leitet an der RUB den
Lehrstuhl für Experimentalphysik, insbesondere Hadronenphysik.

Bild: © Roberto Schirdewahn



"Wir wissen inzwischen, dass es noch kleinere Bausteine als Protonen
im Atomkern gibt, nämlich die Quarks", sagt Prof. Dr. Ulrich Wiedner,
Leiter des Bochumer Lehrstuhls für Experimentalphysik. "Drei Quarks
bilden ein Proton - aber wie dieses einfachste zusammengesetzte
Teilchen funktioniert, verstehen wir nicht."


Das Proton, ein Mysterium

Die sogenannte starke Wechselwirkung bindet die drei Quarks im
Proton. Verantwortlich dafür sind die Gluonen, eine weitere Sorte von
Teilchen, die die Träger der starken Wechselwirkung sind. Aber wie
genau es ihnen gelingt, die Quarks zusammenzuhalten, ist bislang ein
Rätsel. Und diese Frage ist nicht das einzige Mysterium, das
Teilchenphysiker im Hinblick auf das Proton umtreibt. Denn unklar ist
auch, woher dieses eigentlich seine Masse bekommt.

Intuitiv würde man annehmen, dass die Masse der drei Quarks
zusammengenommen die Masse des Protons ergibt. Aber die Quarks wiegen
insgesamt gerade einmal 17 Mega-Elektronenvolt, eine vereinfacht
ausgedrückte Einheit, mit der Physiker das Gewicht von Teilchen
angeben. Ein Proton hingegen bringt 938 Mega-Elektronenvolt auf die
Waage. "Das Proton ist also rund 55-mal schwerer als die Massen
seiner drei Quarks zusammengenommen", verdeutlicht Wiedner. "Die
restliche Masse muss aus der starken Wechselwirkung kommen. In ihr
steckt sehr viel Energie." Und Energie ist quasi Masse, wie Einstein
mit seiner berühmten Gleichung E=mc² feststellte.


Ordnung ins System bringen

Um das Proton zu verstehen, müssen die Teilchenphysiker die starke
Wechselwirkung genauer ergründen. Ein Schritt dorthin führt über die
Vervollständigung des Teilchenzoos. Hunderte von Teilchen sind
mittlerweile entdeckt, und ähnlich wie Naturwissenschaftler die
chemischen Elemente im Periodensystem anordneten, sortieren die
Teilchenphysiker die Bausteine der Materie, um basierend auf der
Ordnung ein Verständnis des großen Ganzen zu erlangen.

In einem an die 2.000 Seiten dicken Buch, dem "Review of Particle
Physics", sind alle bislang entdeckten Teilchen und ihre
Eigenschaften aufgeführt und sortiert. "Das ist sozusagen unsere
Bibel", überspitzt Wiedner. Hier und da klaffen aber Lücken in den
Tabellen. Der Forscher erklärt: "Manche Teilchen sind im Moment nur
theoretisch vorhergesagt - danach suchen wir im Experiment, um unser
Bild von den fundamentalen Bausteinen der Materie komplett zu
machen."


Experimente in China

Verschiedene Forschungsgruppen weltweit sind mit der Suche befasst.
An Beschleunigern lassen sie Teilchen mit großen Energien
aufeinanderprallen und beobachten, welche neuen Teilchen bei den
Kollisionen entstehen. Ulrich Wiedners Team ist in das
BES-III-Experiment am chinesischen "Beijing Electron Positron
Collider" involviert. Als Teil eines internationalen Konsortiums
versuchen die Bochumer, bislang unbekannte Teilchen aufzuspüren, die
neue Erkenntnisse über die starke Wechselwirkung zutage fördern
könnten.


Merkwürdiger Materiezustand entdeckt

Rund fünfmal pro Jahr reist Ulrich Wiedner selbst nach China; immer
wieder sind auch Studierende seines Lehrstuhls vor Ort, um ein paar
Wochen an der Datenaufzeichnung mitzuwirken. Der Beschleuniger läuft
24 Stunden am Tag und bis auf die notwendigen Zeitfenster für die
Wartung auch das ganze Jahr hindurch. Unaufhörlich prallen Elektronen
mit hoher Bewegungsenergie auf ihre Antiteilchen, die Positronen.
"Energie wird dabei in Masse umgewandelt, und wir schauen, in
welche", erklärt Wiedner.

Antiteilchen



Nach dem Standardmodell der Teilchenphysik gibt es zu jedem
 bekannten Elementarteilchen auch ein Antiteilchen. Ein Teilchen
 hat stets die gleiche Masse, die gleiche Lebensdauer und den
 gleichen Spin wie sein Antiteilchen. Auch einige andere
 Eigenschaften sind identisch. Ein paar Charakteristika sind
 allerdings genau entgegengesetzt, etwa das magnetische Moment oder
 die Ladung. Hat das Teilchen, zum Beispiel ein Elektron, negative
 Ladung, so hat das Antiteilchen, in diesem Fall das Positron, eine
 positive Ladung.


Im Lauf der Zeit - das BES-III-Experiment begann 2011 - ist das
Forschungskonsortium auf einige merkwürdige Teilchen gestoßen; das
erste davon tauchte 2013 auf. "Wir haben einen exotischen Zustand
gefunden, den wir vorher noch nie in unseren Daten gesehen hatten",
erinnert sich Wiedner. Es handelte sich um ein Z+-Teilchen, von dem
mittlerweile weitere Vertreter nachgewiesen wurden, auch in
Experimenten an anderen Beschleunigern.


Zwei potenzielle Varianten für die Struktur

Welche Struktur das von ihnen entdeckte Z+-Teilchen hat, können die
Forscher nur vermuten. "Wir wissen, aus welchen Quarks es aufgebaut
ist, weil wir diese in weiteren Zerfällen nachweisen konnten",
erläutert Wiedner. Sechs Sorten von Quarks gibt es generell: Sie
tragen die Namen Up, Down, Charm, Strange, Top und Bottom. Zusätzlich
gibt es die sechs zugehörigen Antimaterie-Teilchen: das
Anti-Up-Quark, das Anti-Down-Quark und so weiter.

In dem merkwürdigen Zustand fanden die Physiker ein Charm- und ein
Anti-Charm-Quark sowie ein Up- und ein Anti-Down-Quark. Daraus lassen
sich zwei hypothetische Strukturen konstruieren: Bei dem Z+-Teilchen
könnte es sich um einen Vier-Quark-Zustand handeln, in dem die Quarks
über die starke Wechselwirkung zusammengehalten werden. Es könnte
sich aber auch um ein Molekül handeln, in dem die vier Quarks in zwei
Zweiergruppen vorliegen, die - ähnlich wie in einem chemischen
Molekül - aneinandergebunden sind. In einer Gruppe wären das
Charm- und das Anti-Charm-Quark enthalten, in der anderen Gruppe das
Up- und das Anti-Down-Quark; dazwischen gäbe es eine noch unbekannte
Art von Bindung.

"Die Molekülbindung von dieser Art von Teilchen, den Mesonen, wäre
eine völlig neue Form der starken Wechselwirkung", beschreibt
Wiedner. "Wenn wir sie detailliert beschreiben könnten, würde uns das
wieder einen Schritt beim Verständnis der starken Wechselwirkung
weiterbringen - und damit auch bei der Frage, wie Quarks in Protonen
zusammengehalten werden und wie Protonen ihre Masse erhalten."


Zwischen Strukturvarianten unterscheiden

Ideen, wie man zwischen dem Molekül- und dem Vier-Quark-Zustand
unterscheiden kann, haben die Forscherinnen und Forscher bereits. Sie
wollen sie unter anderem an einem neuen Beschleuniger testen, der
derzeit in Darmstadt entsteht: der "Facility for Antiproton and Ion
Research", kurz FAIR. Dort wird das "Panda"-Experiment laufen; der
Name steht für "Anti-Proton Anihilation at Darmstadt". Bis die Anlage
läuft, dauert es aber noch fünf bis sechs Jahre. So lange suchen die
Wissenschaftler am chinesischen Beschleuniger weiter nach unbekannten
Teilchen und versuchen, die Eigenschaften der neu entdeckten
Vertreter genauer zu bestimmen.

Neben den merkwürdigen Z+-Teilchen entdeckten sie inzwischen auch
ähnliche, aber ungeladene Zustände, die X- und Y-Teilchen. Auch diese
sind im Vergleich zu zuvor beschriebenen Materiebausteinen sonderbar,
zum Beispiel weil sie eine besonders lange Lebensdauer besitzen.


Teilchen nur aus Gluonen

Die X-, Y- und Z+-Teilchen sind dabei nicht die einzigen
ungewöhnlichen Materiezustände, denen Ulrich Wiedner auf der Spur
ist. Mit dem neuen Experiment am FAIR-Beschleuniger möchte er auch
die Struktur von derzeit nur theoretisch vorausgesagten Teilchen, den
Gluebällen, ergründen. Sie bestehen ausschließlich aus Gluonen, den
Trägern der starken Wechselwirkung.

"Die Struktur von Gluebällen zu verstehen wäre ein Traum", sagt der
Forscher. Anders als der Name suggeriert, glaubt er nicht, dass sie
rund wie eine Kugel sind. In einer theoretischen Arbeit schlug
Wiedner mit Kollegen vor, dass Gluebälle die Form eines in sich
verdrehten oder verknoteten Donuts haben könnten.

Dass die Gluebälle existieren, da ist sich der Physiker einigermaßen
sicher. "Wir haben mit dem Experiment in China ein Teilchen gefunden,
das Eta-1405, das ein heißer Kandidat für einen Glueball ist",
erzählt er. Bewiesen ist das zwar noch nicht. "Aber wir arbeiten
daran", so Wiedner.




[image: Bild: © Roberto Schirdewahn]

Das Bochumer Team baut ein sogenanntes Kalorimeter, das später im
Experiment entstehende Photonen, also Lichtteilchen, nachweisen kann.
Dazu wird der Korpus des Kalorimeters mit speziellen Kristallen aus
Bleiwolframat bestückt.

Bild: © Roberto Schirdewahn




Verbindung zur Stringtheorie

Besonders hoch ist die Motivation dafür, weil ein Nachweis der
Gluebälle nicht nur für das Verständnis der starken Wechselwirkung
interessant wäre. Es gibt auch eine Verbindung zur Stringtheorie -
also zu der Theorie, die die bislang nicht zu vereinende
Gravitationslehre mit dem Standardmodell der Teilchenphysik in
Einklang bringen könnte. "Die Stringtheorie macht bestimmte
Vorhersagen für Gluebälle", erklärt Wiedner. "Wenn wir Gluebälle
fänden und diese Vorhersagen testen könnten, wäre es das erste Mal,
dass wir Teile der Stringtheorie experimentell überprüfen könnten."

Bis es so weit ist, wird womöglich noch etwas Zeit ins Land ziehen.
Aber Ulrich Wiedner ist zuversichtlich: "Wenn man weiß, wonach man
suchen muss, kann es manchmal ganz schnell gehen", sagt er. Das
heißt: Wenn ein Glueball nachgewiesen ist, könnte in kurzer Zeit ein
ganzes Spektrum von Gluebällen in den Daten auffindbar sein. Dabei
können auch neue Experimente am FAIR-Beschleuniger helfen, an denen
die Bochumer Forscher beteiligt sein werden. Derzeit sind sie aber
erst einmal damit beschäftigt, Teile für den FAIR-Detektor zu bauen.
"Als Teilchenphysiker braucht man eben Geduld", weiß Wiedner.

So funktioniert ein Teilchendetektor



Teilchenbeschleuniger enthalten mehrere Detektoren, die
 verschiedene Arten von Teilchen nachweisen können oder mit denen
 sich bestimmte physikalische Eigenschaften messen lassen. Der
 BES-III-Detektor kann sowohl elektrisch neutrale als auch geladene
 Teilchen erfassen.


Eine sogenannte Driftkammer detektiert geladene Teilchen. Sie ist
 mit einem speziellen Gas gefüllt und in einen supraleitenden
 Magneten eingebettet. Wenn geladene Teilchen durch die Kammer
 fliegen, ionisieren sie das Gas und verlieren dabei Energie.
 Dieser Energieverlust ist messbar und hängt von der ursprünglichen
 Geschwindigkeit des Teilchens ab, auf die so zurückgerechnet
 werden kann. Durch das äußere Magnetfeld wird außerdem die
 Flugbahn des geladenen Teilchens gekrümmt, was den Forschern
 erlaubt, auf dessen Impuls zurückzuschließen. Anhand von
 Teilchengeschwindigkeit und -impuls können sie die Masse
 berechnen, die Aufschluss über die Art des Teilchens geben kann.
 Um ein Teilchen zu identifizieren, ziehen sie auch Daten weiterer
 Detektoren heran, die zum Beispiel die Flugzeit geladener Teilchen
 erfassen.


Ungeladene Teilchen wie Photonen werden mit einem Kalorimeter
 detektiert. Es stoppt die Teilchen und misst die dabei frei
 werdende Energie. Hochenergetische Teilchen zerfallen in diesem
 Prozess immer wieder in weitere Teilchen, bis die Energie
 erschöpft ist. Auch diese Zerfälle werden von dem Kalorimeter
 erfasst und helfen, das Teilchen zu identifizieren.



URL der Artikel auf der RUBIN-Homepage:

http://news.rub.de/wissenschaft/2018-02-14-physik-exotischer-zuwachs-im-teilchenzoo

Dieser Artikel wird am 2. Mai 2018 in Rubin 1/2018 erscheinen.
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PROJEKT/738: Bilderkennung zeigt Wege als Klang (idw)

idw - Pressemitteilung: Karlsruher Institut für Technologie - 20.03.2018

Bilderkennung zeigt Wege als Klang



Informatikstudierende des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT)
haben einen Bilderkennungsalgorithmus entwickelt, der Hindernisse
identifiziert und freie Wege erkennt. Die Softwarefirma iXpoint hat
daraus nun die Smartphone App Camassia als Assistenzsystem für Blinde
entwickelt. Es erzeugt akustische Signale, die es Nutzerinnen und
Nutzern ermöglichen, einem beliebigen Weg zu folgen. Es ist das erste
interaktive Assistenzsystem dieser Art und funktioniert völlig
unabhängig von Satellitennavigation, einem komplexen Sensorsystem oder
elektronischen Karten.

Informatikstudierende des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT)
haben einen Bilderkennungsalgorithmus entwickelt, der Hindernisse
identifiziert und freie Wege erkennt. Die Softwarefirma iXpoint hat
daraus nun die Smartphone App Camassia als Assistenzsystem für Blinde
entwickelt. Es erzeugt akustische Signale, die es Nutzerinnen und
Nutzern ermöglichen, einem beliebigen Weg zu folgen. Es ist das erste
interaktive Assistenzsystem dieser Art und funktioniert völlig
unabhängig von Satellitennavigation, einem komplexen Sensorsystem oder
elektronischen Karten.

Das Bedürfnis nach selbstbestimmter Mobilität stellt Blinde und
sehgeschädigte Menschen auch im 21. Jahrhundert noch vor große
Herausforderungen. Es gibt vielfältige technologische Ansätze, doch
die meisten Betroffenen nutzen lieber bewährte Hilfsmittel wie
Blindenstock oder Blindenhund. Das liegt zum einen daran, dass
verfügbare Angebote oft auf teurer Spezial-Hardware beruhen, zum
anderen aber auch daran, dass viele Erfindungen nie den Markt
erreichen, weil sie nicht über ein experimentelles Stadium hinaus
entwickelt werden. Die Softwarefirma iXpoint hat in Zusammenarbeit mit
dem KIT bewiesen, dass es auch anders geht: Sie haben ein
Assistenzsystem für Blinde entwickelt, das die Kamera und die
Bewegungssensoren eines handelsüblichen Smartphones nutzt. Ihre App
"Camassia" steht zum Download bereit und ermöglicht es den Nutzern,
Fußwege akustisch wahrzunehmen.

Ursprünglich wurde die neue Navigationsmethode für ein Roboterauto
entwickelt, mit dem die studentische Hochschulgruppe Kamaro
Engineering e.V. des KIT bereits 2015 an einem internationalen
Wettbewerb für autonome Roboter teilgenommen hat: "Grundlage war eine
Beobachtung, die jeder selbst ganz einfach nachprüfen kann: Fußwege
haben in der Regel eine geringere Farbsättigung als ihre Umgebung",
sagt der Informatikstudent Michael Fürst, der den Roboter mit dem
Namen Beteigeuze damals programmierte. Mit einem
Bilderkennungsalgorithmus, der die Farbinformationen aus der
Bordkamera in Steuerbefehle umsetzt, konnte Beteigeuze der Teststrecke
selbständig folgen. Und das so zuverlässig, dass Kamaro den Wettbewerb
mit deutlichem Abstand gewann. Der Erfolg ermutigte das Team über
weitere sinnvolle Einsatzmöglichkeiten nachzudenken und in Kooperation
mit der Softwarefirma iXpoint entstand so die automatische Wegführung
für Blinde.

Die Anwendung sei denkbar einfach, sagt Dr. Sebastian Ritterbusch,
Projektmanager bei iXpoint, der dort die Entwicklung der App geleitet
hat. "Der Nutzer hält das Smartphone in Laufrichtung und sobald die
Farbeigenschaften des Weges erfasst sind, kann es losgehen. Das
Smartphone muss dabei weder gerade noch besonders ruhig gehalten
werden." Das funktioniert, weil der Algorithmus jede Sekunde 30
Einzelbilder berücksichtigt, die zuvor mithilfe des üblichen
Bewegungssensors im Smartphone begradigt wurden. Auf einer
horizontalen Achse vor dem Nutzer berechnet der Algorithmus daraus
zuverlässig den Bereich mit der geringsten Farbsättigung und damit die
wahrscheinlichste Richtung, um einem Fußweg zu folgen. Mit einer
Verzögerung von maximal einer zehntel Sekunde wird diese Information
anschließend akustisch dargestellt. Standardmäßig verwendet das
Assistenzsystem dabei eine Skala von 24 akustischen Halbtönen, die
mittels Stereoklang, Schallintensität und Tonhöhe den Verlauf des
Weges räumlich verorten. Die Form der Sonifikation, also der
"Vertonung", kann aber entsprechend der spezifischen Bedürfnisse des
Nutzers angepasst werden. Optional stehen etwa weißes Rauschen oder
eine auf die größte Richtungswahrscheinlichkeit reduzierte akustische
Darstellung zur Verfügung.

Dass Camassia für Blinde und Sehgeschädigte so nützlich und handhabbar
geworden ist, verdankt das Assistenzsystem auch dem Informatiker
Gerhard Jaworek vom Studienzentrum für Sehgeschädigte (SZS) am KIT. Er
ist selbst blind und hat die Entwicklung von Anfang an im
Selbstversuch begleitet: "So konnte ich darauf achten, das ein Produkt
entsteht, dass wirklich hilft und nicht an der Zielgruppe vorbei
entwickelt wird." Zwar würde die App seinen Blindenstock im Alltag
keinesfalls ersetzen, aber es sei eine sehr willkommene Ergänzung. Ihn
freut dabei vor allem die interaktive Einsatzmöglichkeit an jedem Ort.
So könne er jetzt im Park auch einen Nebenpfad einschlagen oder sich
in Innenräumen orientieren.

Weitere Informationen: http://www.camassia.de/

Kurzer Videoclip zur App "Camassia":

https://www.kit.edu/downloads/camassia_demonstration.mp4

Details zum KIT-Zentrum Information · Systeme · Technologien (in englischer Sprache): 

http://www.kcist.kit.edu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, Monika Landgraf, 20.03.2018
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AUSSEN/2019: Statement von Katrin Göring-Eckardt zum Thema Syrien/Afrin



Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2018

Statement der Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt zum Thema Syrien/Afrin
 

Die schreckliche Lage in Ost-Ghuta treibt uns alle um. Das ist ein Desaster, das ist eine Katastrophe für die Menschen, die dort eingeschlossen leben. Das ist eine Katastrophe für Kinder, für Zivilisten, für die Menschen, die eigentlich nichts anderes wollen, als in Frieden leben. Die Weltgemeinschaft darf nicht wegschauen. Sie muss alles dafür tun, hoffentlich auch gemeinsam mit Herrn Putin und hoffentlich auch mit Druck auf Assad, dass wenigstens Hilfslieferungen dorthin kommen können.

Und wenn wir nach Afrin schauen, wenn wir hinschauen auf die Katastrophen, die dort gerade passieren, dann gibt es auch eine eigene Verantwortung der deutschen Bundesregierung. Es muss endlich Schluss sein mit Waffenlieferungen in Richtung Türkei. Es muss endlich Schluss sein mit einer indirekten Beteiligung an diesen fürchterlichen Massakern, die dort stattfinden. Ich finde, es muss ganz klar sein: Hier hat die deutsche Bundesregierung, und insbesondere der deutsche Außenminister, eine Verantwortung. Es muss Schluss sein mit den Waffenlieferungen und vor allen Dingen muss es klare Worte in Richtung Türkei und in Richtung Erdogan geben.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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EUROPA/1698: Bundesregierung muss eine europäische Lösung bei der Besteuerung von Digitalunternehmen vorantreiben

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. März 2018

Bundesregierung muss eine europäische Lösung bei der Besteuerung von Digitalunternehmen vorantreiben



Zu den EU-Plänen zur stärkeren Besteuerung von globalen Internetkonzernen erklären Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik, und Danyal Bayaz, Startup-Beauftragter:

Franziska Brantner:

Es ist richtig, dass die EU-Kommission Vorschläge macht, wie Internetkonzerne besteuert werden können. Das ist im Zuge der Digitalisierung von zentraler Bedeutung für eine nachhaltige Finanzierung unserer Infrastruktur. Deshalb muss die deutsche Bundesregierung die europäische Initiative unterstützen und in die richtigen Bahnen lenken. Es geht hier um das Wohl und Interesse der europäischen Bürgerinnen und Bürger. Das darf nicht aufgrund von Partikularinteressen über den Europäischen Rat ausgebremst werden.

Darüber hinaus ist für uns Grüne entscheidend, dass in Europa gemeinsame Lösungen für den Steuerwettbewerb gefunden werden. Hier muss Bundesfinanzminister Olaf Scholz jetzt mit Frankreich loslegen für eine deutsch-französische Harmonisierung der Körperschaftssteuer, so wie das in der Resolution für einen neuen Élysée-Vertrag vorgesehen ist.

Danyal Bayaz:

Unser Steuersystem muss endlich ins digitale Zeitalter überführt werden. Dabei kann eine digitale Betriebstätte Abhilfe schaffen, digitale Plattformen und große Internetkonzerne stärker dort zu besteuern, wo die Wertschöpfung stattfindet. Also dort, wo beispielsweise Kundinnen und Kunden von Online-Werbung oder Nutzerinnen und Nutzer von Vermittlungsplattformen ansässig sind.

Völlig außen vor lässt die Kommission innereuropäische Steuerlücken. Bisher haben Apple, Google, Facebook und Co. über Konstruktionen in Luxemburg, Irland oder den Niederlanden ihre Steuerlast in Europa gedrückt. Statt einem innereuropäischen Wettbewerb um die Konzern-freundlichste Besteuerung brauchen wir eine gemeinsame Antwort - nicht zuletzt auf Trumps Steuerreform.

Europäische Mindeststeuersätze und ein Weiterkommen bei der gemeinsamen Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage sind Voraussetzung für die innereuropäische Lösung des Steuerwettbewerbs. Die gemeinsame deutsch-französische Initiative für eine gemeinsame Körperschaftsteuer ist ein erstes wichtiges Etappenziel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INNEN/3076: Statement von Katrin Göring-Eckardt zum Thema Angriffe auf Moscheen



Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2018

Statement der Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt zum 
Thema Angriffe auf Moscheen
 

Heute hat sich Herr Dobrindt noch einmal zum Thema Islam in Deutschland geäußert. Ich will sehr klar sagen: Für mich persönlich gehört der Islam selbstverständlich zu Deutschland. Und ich finde, eine neue Bundesregierung hat die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass dieses Land zusammenbleibt und dass Spaltung verhindert wird. Jeder, der sich jetzt hinstellt und mit Sätzen wie "Der Islam gehört nicht zu Deutschland" durch die Lande zieht - sei es der Innenminister, sei es Herr Dobrindt - der trägt dazu bei, dass wir mehr Spaltung haben, dass wir mehr Auseinanderdriften haben. Und ich erwarte von einem Verfassungsminister, dass er in unsere Verfassung schaut. Da steht nämlich Religionsfreiheit. Wir haben heute Aiman Mazyek eingeladen als einen Vertreter der Muslime in Deutschland, aber wir haben ihn auch eingeladen, weil er Morddrohungen bekommt. Wir finden, in diesem Land gehört jede und jeder dazu, der Bürger oder Bürgerin dieses Landes ist und der oder die hier lebt. Und deswegen wollen wir heute ein eindeutiges Zeichen der Solidarität setzen. Die Morddrohungen gegen Herrn Mazyek und auch die Morddrohungen und die Angriffe gegen die Vertreter der kurdischen Gemeinde in Deutschland verurteilen wir. Wenn man Sicherheit in diesem Land schaffen will, dann muss man diese Dinge ernstnehmen. Und ich hätte von Herrn Seehofer und Herrn Dobrindt erwartet, dass sie sich zu den Anschlägen auf Moscheen äußern und dass sie hier sehr klar und sehr eindeutig sind.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INNEN/3075: Statement der Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt zum Thema Große Koalition



Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2018

Statement der Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt zum Thema Große Koalition
 
Wir haben diese Woche im Bundestag die Generaldebatte. Wir erleben eine kleine Große Koalition, eine Koalition, die sich offensichtlich mehr mit der Zukunft der jeweiligen Partner beschäftigt als mit der Zukunft des Landes. Es gibt Leerstellen im Koalitionsvertrag, aber ganz offensichtlich eben auch Leerstellen bei denen, die jetzt Verantwortung übernehmen. Wir werden die Koalition und die einzelnen Minister und Ministerinnen daran messen, was sie tun für die Zukunft dieses Landes, und nicht an den Sprüchen, die sie, wo auch immer, am Wochenende und jeden Tag in der Woche über dieses Land ausschütten.

Wir haben Pflegenotstand in Deutschland. Und ich erwarte von Herrn Spahn, dass er das angeht. Wir haben in Deutschland Kinderarmut, und ich erwarte von einer Familienministerin, dass sie sich unmittelbar darum kümmert. Und wir haben weltweit eine grassierende Klimakrise, die immer weiter fortschreitet. Und wenn ich mir anschaue, was die Weltbank für einen Befund vorgelegt hat: 140 Millionen Menschen sind bedroht davon, dass sie ihre Heimat verlieren, und zwar wegen der Klimakrise. Das ist keine grüne Studie, das ist eine Studie der Weltbank, die das sehr eindeutig gezeigt hat und die all denjenigen ins Stammbuch schreibt, die dafür sorgen müssen, dass die Erderwärmung nicht weitergeht. Klimaschutz ist eine riesige Leerstelle der großen Koalition. Eine riesige Leerstelle übrigens auch ganz konkret der Umweltministerin. Mich erschüttert es jedenfalls, dass sie meint, sie müsse jetzt Industrie und Ökologie miteinander verbinden. Nein, es geht darum, dass wir ökologischer werden und dass übrigens auch unsere Ökonomie nachhaltig und ökologisch wird, dass wir die Klimaziele einhalten und uns nicht von den Klimazielen verabschieden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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SICHERHEIT/943: Jahresabrüstungsbericht - Klare abrüstungspolitische Signale fehlen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. März 2018

Jahresabrüstungsbericht: Klare abrüstungspolitische Signale fehlen



Zum Jahresabrüstungsbericht 2017 erklärt Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Der Bericht zeigt, dass die Aufrüstungsspirale weiter dreht und die Abschreckungsrhetorik des Kalten Krieges wieder die Debatten dominiert. Heiko Maas hat die Gelegenheit, klare abrüstungspolitische Signale zu setzen, verpasst.

Wer die zugenommene Bedrohung durch Atomwaffen und den Anstieg der weltweiten Rüstungsausgaben beklagt, muss sich an die eigene Nase fassen, was er zu dieser Entwicklung beigetragen hat. Die Bundesregierung hat den Atomwaffenverbotsvertrag, den die UN-Vollversammlung beschlossen hat und für den die Initiatoren von ICAN den Friedensnobelpreis erhalten haben, von Anfang an boykottiert. Statt die erste international gelungene Abrüstungsinitiative im Bereich der nuklearen Abrüstung seit Jahrzehnten zu nutzen, um Brücken zum bestehenden aber bröckelnden Nichtverbreitungsregime zu schlagen, setzt die Bundesregierung auf Aussitzen. Darunter leidet das abrüstungspolitische Profil Deutschlands. Gleichzeitig ist es ein willkommenes Signal für all die Staatenlenker, die sich noch immer nach einer eigenen Atomwaffe sehnen, wenn es nicht gelingt, Atomwaffen weltweit für unrechtmäßig zu erklären. Wir fordern die Bundesregierung auf, den Verbotsvertrag zu unterstützen und dafür zu sorgen, dass es mit dem Abzug der Atomwaffen aus Deutschland vorangeht.

Wer 2017 Rüstungsexportgenehmigungen in Höhe von etwa 6,2 Milliarden Euro genehmigt und Saudi-Arabien für einen vertrauenswürdigen Stabilitätsanker hält, den es aufzurüsten gilt, der muss sich über eine besorgniserregende Zunahme der Aufrüstung nicht wundern. Wir fordern einen sofortigen Stopp des Exports von Rüstungsgütern an die am Krieg im Jemen beteiligten Allianzen und die anhaltenden Genehmigungen und Lieferungen an die Türkei zu beenden.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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UMWELT/1732: Weltwassertag - Medikamente, Nitrat und Plastik haben in unserem Wasser nichts verloren

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. März 2018

Weltwassertag: Medikamente, Nitrat und Plastik haben in unserem Wasser nichts verloren



Zum Weltwassertag erklären Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik, und Friedrich Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:

Der Weltwassertag ruft uns zu einem sorgsamen Umgang mit der wertvollen Ressource Wasser auf. Sauberes Wasser ist unersetzlich für unsere Gesundheit und eine intakte Umwelt.

Das diesjährige Motto "Nature for Water" weist darauf hin, dass ein gesundes Ökosystem für gutes Leben mit unseren Wasserressourcen unverzichtbar ist. Natürliche Auenlandschaften schützen uns vor Hochwasser und sind Lebensraum für viele Tiere und Pflanzen. Unversiegelte und gesunde Böden sorgen dafür, dass Wasser auf dem Weg in den Grund gefiltert wird.

Doch das Wasser und die Lebensräume, durch die das Wasser fließt, sind zunehmend von Schadstoffen bedroht. Medikamente, Nitrat und Plastik haben in unserem Wasser nichts verloren.

Der noch immer viel zu sorglose Einsatz von Antibiotika in der Humanmedizin und in der industriellen Tierhaltung führt zur Bildung von multiresistenten Keimen. Es muss uns Sorgen machen, dass multiresistente Keime und Antibiotikarückstände zunehmend in Flüssen und Seen gefunden werden. Die Tiere müssen mehr Platz, Auslauf und Beschäftigung erhalten, damit der Einsatz von Antibiotika weiter reduziert werden kann. Reserveantibiotika müssen völlig tabu sein. Darüber hinaus belastet die intensive Landwirtschaft unser Wasser mit zu viel Gülle und Ackergiften. Über zwei Drittel des weltweit verfügbaren Süßwassers werden heute in der Landwirtschaft verbraucht.

Alarmierend ist, dass inzwischen Mikroplastikpartikel fast flächendeckend auch in deutschen Flüssen zu finden sind. Mikroplastik kommt von fast überall her: Aus Reifen, aus Kleidern, aus Verpackungen und aus Kosmetika. Es ist an der Zeit, den Eintrag von Plastik ins Wasser an der Quelle zu bekämpfen. Weniger Plastik und Alternativen zum Plastik müssen das Ziel sein.
 
 *

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2790: Konjunktur - Bundesregierung muss jetzt eine langfristige Perspektive einnehmen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. März 2018

Konjunktur: Bundesregierung muss jetzt eine langfristige Perspektive einnehmen



Zur Konjunkturprognose des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung erklärt Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik

Die Sachverständigen mahnen zu Recht an, die langfristigen Herausforderungen in den Blick zu nehmen. Sie sehen allgemeine Risiken im Ausgang der Wahl in Italien, den Unsicherheiten mit Blick auf die Brexit-Verhandlungen und der Zoll-Debatte nach der Ankündigung von US-Strafzöllen. Die Sorge ist groß, dass der kurzfristige Konjunkturausblick die Bundesregierung dazu verleitet, die langfristige Perspektive aus dem Blick zu verlieren. Sich zurückzulehnen wäre ein fataler Schluss. In diese Reihe der Risiken gehören auch die vom neuen Heimatminister Seehofer verbreiteten Schlagbaum-Phantasien mit Blick auf Europa. Im Spannungsfeld zwischen protektionistischen Tendenzen in den USA und einem chinesischen Staatskapitalismus kann nur ein starkes und einiges Europa zur Sicherung unseres Wohlstands beitragen. Grenzkontrollen sind hierbei ein großes Hindernis - auch für eine liberale, offene Gesellschaft, die ein wichtiger Erfolgsfaktor für Deutschland ist.

Auf die Agenda gehört eine europäische industriepolitische Strategie im Hinblick auf Zukunftstechnologien und Forschung. Auch aus ökonomischen Gründen unterstützen wir Grüne den Wunsch der Sachverständigen, endlich eine Bepreisung von CO2-Emissionen auf den Weg zu bringen und Klimaziele engagiert zu verfolgen. Das im Koalitionsvertrag jedoch auf Ebene der G20 zu verlagern, bedeutet eine Verschiebung auf den Sankt-Nimmerleins-Tag. Vielmehr muss Deutschland gemeinsam mit Frankreich vorangehen. Investitionen in Bildung müssen Vorrang vor Steuersenkungen haben. Die Warnung vor den konjunkturdämpfenden Folgen der wachsenden Engpässe auf dem Arbeitsmarkt, nicht zuletzt mit Blick auf die Digitalisierung, muss die Bundesregierung ernst nehmen und Maßnahmen zur Fachkräftesicherung ergreifen. Das heißt auch, dass wir ein Einwanderungsgesetz brauchen, das Menschen ermöglicht, zur Arbeitsplatzsuche nach Deutschland zu kommen.
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WIRTSCHAFT/2789: Bayer-Monsanto - Schlechte Entscheidung für Wettbewerb und Umwelt

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. März 2018

Bayer-Monsanto: Schlechte Entscheidung für Wettbewerb und Umwelt



Zur Genehmigung des Bayer-Monsanto-Deals durch die EU-Kommission erklären Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, und Katharina Dröge, Sprechern für Wettbewerbspolitik:

Die Fusionsspirale in der Agrar-Chemie dreht sich durch diese Fusion erneut ein Stück weiter. Nach Syngenta und ChemChina, nach Dow und DuPont fallen jetzt auch noch die Schranken für Bayer und Monsanto. Aus sieben großen Konzernen, die es in der Agrarchemie bis vor kurzem noch gab, werden jetzt vier Giganten. Landwirte und Umwelt werden den Preis dafür zahlen. Und auch Regierungen stehen dem Lobbydruck immer größerer Konzerne gegenüber.

Die Auflagen der EU-Kommission gehen zwar in die richtige Richtung. Dass Bayer sein Geschäft bei Saatgut und Pestiziden aber ausgerechnet an den Riesen BASF verkaufen soll, ist eine schlechte Wahl. Die Marktkonzentration in der Agrarchemie ist auch ohne einen Megakonzern Bayer-Monsanto zu hoch, die Auflagen sind hier keine Abhilfe.

Schlecht ist auch, dass Umweltschutzaspekte in all diesen Verfahren offenbar keine Rolle gespielt haben. Die Bundesregierung hat sich geweigert, dies von der Kommission einzufordern. Sie muss jetzt juristische Schritte prüfen. Regierungen müssen Handlungsfähigkeit gegenüber immer mächtiger werdenden Konzernen beweisen. Die Gefahren für Umwelt und Ernährungssicherheit sind keine Nebenschauplätze. Der Schutz unserer natürlichen Ressourcen ist eines der wichtigsten Themen unserer Zeit und ist als zentrales Prinzip im Primärrecht der EU verankert.
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AGRAR/300: Tierschutz beim Transport sicherstellen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 21. März 2018

Tierschutz beim Transport sicherstellen

Union will Schlachttiertransporte beenden



Der Agrarausschuss des Deutschen Bundestages hat am heutigen Mittwoch
über Tiertransporte in Drittländer beraten. Dazu erklären der
Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, und die zuständige
Berichterstatterin Silvia Breher:

"Exporte von Tieren zur Schlachtung in Nicht-EU-Länder lehnt die
Unionsfraktion ab. Solange die Einhaltung von Tierschutzstandards
nicht gewährleistet werden kann, sind solche Transporte nicht zu
verantworten und inakzeptabel. In Deutschland werden deshalb bereits
seit Jahren keine Exporte von Schlachttieren mehr unterstützt.

Gemeinsam mit der Bundesregierung setzt sich die Unionsfraktion auf
europäischer Ebene für ein Ende von Schlachttiertransporten in
Drittländer ein. Nationale Verbote sind dagegen europarechtlich nicht
möglich und zudem wirkungslos, da sie über Exporte aus anderen
Mitgliedstaaten leicht umgangen werden können. Einem Vorschlag der
Koalition folgend, wird sich der Agrarausschuss in einem Fachgespräch
noch einmal intensiv mit den Transporten von Schlachttieren befassen.

Mit der europäischen Tierschutztransportverordnung gibt es bereits
umfangreiche Regelungen zum Transport lebender Tiere. Diese müssen
dann aber auch effizient kontrolliert und vor allem in allen
Mitgliedsstaaten einheitlich und konsequent umgesetzt werden. Die
Bemühungen der Bundesregierung, auf europäischer Ebene eine
Verbesserung des Tierschutzes beim Transport zu erreichen,
unterstützt die Unionsfraktion daher ausdrücklich."

 * 
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AGRAR/299: Deutschland muss ein starkes Waldland bleiben

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 21. März 2018

Deutschland muss ein starkes Waldland bleiben

Internationaler Tag der Wälder mahnt Verantwortung für den Wald an



Am heutigen Mittwoch ist der Internationale Tag der Wälder. Dazu
erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann, und der Sprecher für
Forstpolitik, Alois Gerig:

"Der Internationale Tag der Wälder ruft uns ins Bewusstsein, dass wir
verantwortungsvoll mit unseren Wäldern umgehen müssen. Wälder sind
für Mensch und Natur unverzichtbar - sie sind Lebensraum für Tiere
und Pflanzen, schützen Klima, Wasser und Boden, liefern den Rohstoff
Holz und bieten Ruhe und Entspannung.

Leider findet immer noch in vielen Regionen der Welt ein Raubbau am
Wald statt. Das beschleunigt den Klimawandel. Mit Nachdruck
unterstützt die CDU/CSU-Fraktion deshalb die internationale
Waldpolitik der Bundesregierung. Illegaler Holzeinschlag muss
bekämpft werden. Weltweit muss eine nachhaltige Waldbewirtschaftung
eingeführt werden. Unser Ziel: Wir müssen die globale Entwaldung
stoppen.

Deutschland ist ein starkes Waldland - rund ein Drittel des
Bundesgebietes ist mit Wald bedeckt. Unsere Wälder sind wichtige
Natur-, Wirtschafts- und Erholungsräume. Diese prägen die Identität
vieler Regionen und sind ein Stück Heimat.

Unsere Wälder sind in gutem Zustand - dies verdanken wir rund zwei
Millionen Waldbesitzern, die nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit
ihren Wald bewirtschaften. "Schützen durch Nützen" muss ein
Erfolgsmodell bleiben. Deshalb setzen wir uns für den Schutz des
Waldeigentums und den Marktzugang für Kleinwaldbesitzer ein.

Das beste Mittel gegen den Klimawandel sind stabile und
anpassungsfähige Mischwälder. Der dafür erforderliche Waldumbau muss
mit Mitteln des Waldklimafonds unterstützt werden. Zusätzliche
Baumpflanzungen in Städten helfen besser gegen Emissionen als
Verbote. Mit Eiche und Co. kann die Luft in den Zentren von Feinstaub
und Luftschadstoffen reiner gehalten werden.

Unsere Wälder erfüllen nicht nur ökologische und soziale Aufgaben.
Diese haben auch eine enorme wirtschaftliche Bedeutung: Forst- und
Holzwirtschaft erwirtschaften jährlich 178 Milliarden Euro und
beschäftigt 1,1 Millionen Menschen. Für die ländlichen Regionen ist
dieser Wirtschaftszweig unverzichtbar. Unsere Wälder sind
Alleskönner."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - FRAKTION/119: Nachwahl von Vorstandsmitgliedern















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





FRAKTION/119: Nachwahl von Vorstandsmitgliedern

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. März 2018

Nachwahl von Vorstandsmitgliedern



Die Pressestelle der CDU/CSU-Bundestagsfraktion teilt mit:

In ihrer Sitzung am heutigen Dienstag, 20. März 2018, hat die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Nachfolger für Vorstandsmitglieder
gewählt, die Funktionen in der Bundesregierung übernommen haben.

Vom CDU-Teil wurden als neue Stellvertretende Vorsitzende
gewählt:

Hermann Gröhe

für den Bereich Arbeit und Soziales, Arbeitnehmer, Wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung

mit 150 Stimmen (91,4 Prozent)

Carsten Linnemann

für den Bereich Wirtschaft und Energie, Mittelstand, Tourismus

mit 144 Stimmen (91,1 Prozent)

Außerdem wurden vom CDU-Teil als neue Parlamentarische
Geschäftsführerin gewählt:

Heike Brehmer

mit 156 Stimmen (95,7 Prozent)

Als neue Arbeitsgruppenvorsitzende (Sprecher der Fraktion in den
Bundestagsausschüssen) wurden von der Gesamtfraktion gewählt:

Für die Arbeitsgruppe Angelegenheiten der Europäischen Union:

Florian Hahn

mit 185 Stimmen (92,5 Prozent)

Für die Arbeitsgruppe Innen:

Mathias Middelberg

mit 181 Stimmen (88,3 Prozent)

Für die Arbeitsgruppe Kultur und Medien:

Elisabeth Motschmann

mit 183 Stimmen (91,0 Prozent)

 * 
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AGRAR/090: Bayer-Monsanto-Deal ist eine Gefahr für die Welternährung

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2018

Bayer-Monsanto-Deal ist eine Gefahr für die Welternährung



"Die Genehmigung der EU-Kommission für die geplante Übernahme des skandalträchtigen US-Gentechriesen Monsanto durch den Agrochemie-Konzern Bayer ist eine Bedrohung für Mensch und Umwelt. Bayer greift mit diesem Deal nach der kompletten Kontrolle der globalen Agrarmärkte, mit weitreichenden Folgen", erklärt Eva-Maria Schreiber, Sprecherin für Welternährungspolitik der Fraktion DIE LINKE. Schreiber weiter:

"Der sichere Zugang zu Nahrung ist das grundlegende Recht aller Menschen. Dieser Zugang wird durch den Bayer-Monsanto-Deal massiv bedroht. In kaum einem Bereich ist die Marktmacht einiger Unternehmen so groß wie in der Landwirtschaft. Konzernübernahmen sind dabei nur eine Strategie der Agrarkonzerne, ihre Profite weiter zu steigern - zulasten von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, die in eine gefährliche Abhängigkeit von hohen Saatgutpreisen geraten.

Dieses Monopol wird auch noch staatlich gefördert, denn schon jetzt arbeitet die Bundesregierung z.B. in den Grünen Zentren in Mali mit Bayer zusammen. Einen besonders fahlen Beigeschmack hat aber die Zulassung von Glyphosat von Monsanto, die Ex-Landwirtschaftsminister Schmidt noch auf den Weg gebracht hatte.

DIE LINKE fordert, diesen Deal zu stoppen. Wir brauchen eine Politik, die tatsächlich den Welthunger bekämpft, Kleinbäuerinnen und Kleinbauern stärkt und die Konzernmacht beschränkt. Es dürfen nicht auch noch Gelder der Entwicklungszusammenarbeit in den Konzernriesen Bayer fließen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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AUSSEN/1684: Bundesregierung muss alle Angriffe in Syrien verurteilen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2018

Bundesregierung muss alle Angriffe in Syrien verurteilen



"Das Morden in Damaskus und Ost-Ghouta muss endlich ein Ende haben. Der blutige Angriff islamistischer Terrorgruppen auf einen Marktplatz in Damaskus ist ein Kriegsverbrechen. Die Bundesregierung muss diesen Angriff ebenso verurteilen wie sie es richtigerweise mit den Angriffen auf Ost-Ghouta getan hat und sich für ein Ende aller Bombardierungen in Syrien einsetzen", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im Bundestag. Die Außenpolitikerin weiter:

"Der offenbar gezielte Raketenbeschuss von Zivilisten, bei dem nach bisherigen Angaben mindestens 43 Menschen getötet wurden, entlarvt das von der Bundesregierung aufrecht erhaltene Märchen von den sogenannten gemäßigten Rebellen in Ost-Ghouta. Tatsächlich sind in Ost-Ghouta islamistische Terrorgruppen am Werk, die für die Errichtung ihres 'Kalifats' über Kinder- und Frauenleichen gehen. Dass Bundeskanzlerin Merkel diesen jüngsten Angriff und andere Massaker syrischer 'Rebellen' in ihrer heutigen Regierungserklärung mit keinem Wort erwähnt hat, bestärkt den Eindruck dass die Bundesregierung mit zweierlei Maß misst.

DIE LINKE tritt weiter für ein Ende aller Bombardierungen in ganz Syrien ein, den Stopp aller deutschen Rüstungsexporte und ein Ende der westlichen Interventionspolitik ein. Die politischen Prozesse von Genf und Sotschi müssen vorangetrieben werden, um diesen blutigen Konflikt so schnell wie möglich zu beenden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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EUROPA/1596: EU-Digitalsteuer - Nur Bares ist Wahres

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2018

EU-Digitalsteuer: Nur Bares ist Wahres



"Es ist höchste Zeit, dass sich die EU-Kommission den Steuertricks von Google, Facebook und Co. widmet. Aber eine ambitionierte europäische Lösung zur Besteuerung digitaler Konzerne wird am Veto der EU-Steueroasen scheitern. Deutschland kann Steueroasen jedoch selbst über brutale Transparenz und Quellensteuern trockenlegen", erklärt Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, zur Vorstellung der Pläne der Europäischen Kommission für eine Besteuerung der digitalen Wirtschaft. De Masi weiter:

"Die von der EU-Kommission angestrebte Ausgleichsteuer ist heikel. Bei einer hohen Umsatzschwelle, ab der die Steuer greift, werden überwiegend US-Unternehmen getroffen und die Steuer vor der WTO angreifbar. Ohne hohe Umsatzschwellen bestünde das Risiko der Substanzbesteuerung auch von Start-Ups, bei denen Umsätze nicht immer auch Gewinne bedeuten. Eine virtuelle steuerliche Betriebsstätte für die digitale Wirtschaft ist jedoch überfällig, da sonst Google weiter Werbung in Deutschland verkauft, aber die Gewinne auf Bermuda parkt.

Die EU-Kommission will aber auch nationale Alleingänge, wie zuletzt von Italien, einschränken. Diese sind allerdings sinnvoll, da sie ohne Veto der EU-Steueroasen Irland, Luxemburg und Co. ambitionierte Schritte gegen Steuerdumping ermöglichen.

Deutschland muss mit anderen willigen EU-Staaten wie Frankreich und Italien Druck aufbauen und allgemeine Quellensteuern auf Finanzflüsse in Steueroasen einführen. Diese sind zielgerichteter und wirksamer als die Ausgleichsteuer für Digitalkonzerne. Auch eine virtuelle Betriebsstätte könnte in diesem Verbund eingeführt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. März 2018
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INNEN/4916: Mit Scholz reicht es nie wieder für eine SPD-Kanzlerschaft

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2018

Mit Scholz reicht es nie wieder für eine SPD-Kanzlerschaft



"Das Signal, welches Vizekanzler Olaf Scholz in der Woche der Regierungserklärung aussendet, ist: Versorgung zuerst, die Inhalte folgen, sobald sie von einem Ex-Goldman-Sachs-Manager ausgearbeitet wurden. Das ist so verheerend abgehoben, dass man es gar nicht glauben möchte. Für die SPD reicht es mit solch einem Personal nie wieder für eine Kanzlerschaft. Statt die Politikverdrossenheit weiter zu befeuern, müssen sich Bundesregierung und Bundestag endlich für eine wirksame Lobbyistenkontrolle und eine Parlamentsreform öffnen, um die Demokratie attraktiver zu machen. DIE LINKE hat Vorschläge dazu auf den Tisch gelegt", erklärt Jan Korte, 1. Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE im Bundestag. Korte weiter:

"Nach der letzten Bundestagswahl, der Sondierungs-Hängepartie und dem Fehlstart der schwarz-roten Koalition muss die Bundespolitik in die demokratische Offensive kommen. DIE LINKE fordert öffentliche Ausschusssitzungen und mehr Rechte für das Parlament gegenüber der Regierung. Es wird Zeit, Politik im Interesse der großen Bevölkerungsmehrheit zu machen, nicht nur für wenige Reiche und Unternehmen. Wer das ernsthaft betreibt und sich tatsächlich nur den Wählerinnen und Wählern verpflichtet sieht, kann auch gegen ein verpflichtendes Lobbyregister nichts einzuwenden haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. März 2018
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KULTUR/003: Endspurt für das Humboldt Forum

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2018

Endspurt für das Humboldt Forum



"Nach Jahren der Unklarheit über Strukturfragen, das inhaltliche Konzept und die Verteilung der Kompetenzen im Humboldt Forum ist die Bereitschaft von Prof. Dr. Hartmut Dorgerloh, das Amt des Generalintendanten zu übernehmen, eine gute Nachricht. Anderthalb Jahre vor Eröffnung des Mammutprojekts brauchen wir endlich klare Strukturen. Die Berufung des Generalintendanten und die Besetzung des neuen Sammlungsdirektors mit Lars-Christian Koch ist aber nur der erste, dringend notwendige Schritt. Jetzt brauchen wir schnell Klarheit darüber, wie die Kompetenzen zwischen Generalintendant und Sammlungsdirektor verteilt werden und wie die internen Entscheidungsstrukturen aussehen", erklärt Simone Barrientos, kulturpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Barrientos weiter:

"Im Jahr 2018 hätte die Besetzung internationaler und weiblicher sein müssen, auch wenn Dorgerloh und Koch zwei ausgewiesene Experten sind. Nach wie vor sind zu viele Fragen offen beim Humboldt Forum: Es fehlt noch immer ein überzeugendes und modernes Ausstellungskonzept, das sich klug in den Kontext der Museumsinsel einfügt und die aktuellen Debatten zur Aufarbeitung der kolonialen Geschichte, der Restitution kultureller Objekte der Kolonialzeit sowie zu einem gleichberechtigten Dialog der Kulturen untereinander aufgreift.

In der Mitte Berlins gelegen, muss das Humboldt Forum ein Ort werden, der es allen Menschen ermöglicht, Kultur zu erleben; ein Treffpunkt für Menschen aus verschiedenen Ländern und mit unterschiedlichster Herkunft. Freier Eintritt ist dafür die Voraussetzung.

Das jetzt mit Monika Grütters und Michelle Müntefering gleich zwei Staatsministerinnen zuständig sind, sollte das bisherige Wirrwarr der Funktionen, Gremien und Personen nicht noch steigern, sondern notwendige politische Entscheidungen endlich ermöglichen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. März 2018
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MEDIEN/146: Bundesregierung muss Daten ihrer Bürgerinnen und Bürger vor Datenmissbrauch schützen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2018

Bundesregierung muss Daten ihrer Bürgerinnen und Bürger vor Datenmissbrauch schützen



"Seit 2015 ist Facebook bekannt, dass durch externe Apps riesige Datenmengen gesammelt und von einem Vertragspartner illegal verwendet wurden: Drei Jahre lang wurde nichts dagegen unternommen. Internetriesen wie Facebook müssen endlich wirksam reguliert werden, denn von selber schützen sie die Nutzerinnen und Nutzer nicht", erklärt Anke Domscheit-Berg, netzpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE und Obfrau im Ausschuss Digitale Agenda. Domscheit-Berg weiter:

"Unternehmen müssen zu Transparenz und Datensparsamkeit verpflichtet werden: Nutzerinnen und Nutzer müssen leicht und informiert entscheiden können, welche Daten über sie erhoben werden, zu welchem Zweck diese gesammelt werden und mit wem sie geteilt werden. Eine Möglichkeit wären einfache AGBs, also standardisierte Vorgaben, die man auf den ersten Blick versteht - ähnlich dem Beipackzettel von Medikamenten.

Die Bundesregierung ist in der Verantwortung, die Daten ihrer Bürgerinnen und Bürger vor Datenmissbrauch zu schützen.

Wir brauchen in diesem Bereich dringend mehr Aufklärung: Haben weitere Unternehmen über Facebook auch von Nutzern in Deutschland Daten abgeschöpft und missbraucht? Hier geht es nicht nur um den Schutz der individuellen Privatsphäre, sondern um den Schutz der Grundpfeiler der Demokratie. Es gibt Hinweise darauf, dass Firmen mit Hilfe von Facebook-Daten auch hier den Wahlkampf beeinflusst haben. Das muss unbedingt unterbunden werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. März 2018
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SOZIALES/2508: Rassismus ist immer noch in allen gesellschaftlichen Bereichen allgegenwärtig

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. März 2018

Rassismus ist immer noch in allen gesellschaftlichen Bereichen allgegenwärtig



"Ein Gedenktag reicht nicht aus. Rassismus ist immer noch in allen gesellschaftlichen Bereichen allgegenwärtig", sagt Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des morgigen Internationalen Tages gegen Rassismus. Fast sechzig Jahre nach dem 'Massaker von Sharpeville', auf das der 'Internationale Tag gegen Rassismus' zurückgeht, werden auch in Deutschland jährlich mehr als tausend Menschen bei rassistisch motivierten Angriffen verletzt. Ganz zu schweigen von verbalen Anfeindungen. Nastic weiter:

"Die Einteilung von Menschen entlang von Kategorien wie Herkunft, Hautfarbe oder Religion und nach Nützlichkeitskriterien sind Teil der Strategie zur Durchsetzung neoliberaler Politik, die Hungerlöhne produziert, keinen bezahlbaren Wohnraum schafft und zu wenig Ausbildungsplätze sichert. Die eigentliche Spaltung geht aber nicht entlang solcher Kategorien, sondern sie verläuft zwischen Arm und Reich und den sich hier widersprechenden Interessen.

Rassistische Gewalt, Diskriminierung und Stereotypen sind das Ergebnis von rechten Hetzern wie der AfD oder Pegida, aber eben auch der GroKo, die die rassistische Stimmungslage durch Gesetzgebungen, wie die sog. Asylpakete befeuert hat. Sie sind durch ihre Politik zudem mitverantwortlich für die bestehenden rassistischen Strukturen in Sicherheitsbehörden, staatlichen Einrichtungen und Behörden.

Davon, dass alle Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren sind, wie es in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte heißt, sind wir noch weit entfernt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. März 2018
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VERKEHR/486: Neues Steuerungskonzept und Transparenz bei der Bahn notwendig

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2018

Neues Steuerungskonzept und Transparenz bei der Bahn notwendig



"Das Jahr 2017 war für die Bahn eines mit Pleiten, Pech und Pannen: der Tunneleinbruch von Rastatt, mehrfacher Komplettstillstand durch Stürme und das Desaster um die Inbetriebnahme der Neubaustrecke durch den Thüringer Wald. Immer wieder gibt es eine fatale Kombination aus Kostendruck und Managementfehlern, die zu großen Problemen im Bahnverkehr führen. Das hat zur Konsequenz, dass die Bahn nicht die Alternative für alle Menschen im Land ist, die sie eigentlich sein müsste", erklärt Sabine Leidig, bahnpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zur heutigen Aufsichtsratssitzung sowie zum morgigen Bericht des Deutsche-Bahn-Konzerns. Leidig weiter:

"Die DB AG benötigt endlich eine andere Steuerung: Oberstes Ziel dürfen nicht Rendite und Gewinne sein, sondern es muss um die Qualität, Zuverlässigkeit und bezahlbare Preise für die Kundinnen und Kunden der Bahn gehen. Die GroKo kündigt das zwar mit ihrem Koalitionsvertrag vollmundig an; es bleiben aber reine Lippenbekenntnisse, solange sie nicht mit konkreten Maßnahmen und vor allem einem Finanzierungskonzept unterlegt sind. An den Entscheidungen über die zukünftige Ausrichtung der Bahn müssen Bundestag sowie Fahrgast- und Umweltverbände intensiv beteiligt werden, um einen demokratischen Prozess sicherzustellen.

Dass Rüdiger Grube über Jahre seine Hausaufgaben als Bahnchef nicht gemacht hat und dafür auch noch eine millionenschwere Abfindung erhält, zeigt, wie die DB AG immer wieder als Versorgungsstelle für bundespolitisch gut vernetzte Manager missbraucht wird.

Zudem ist es ein Unding, dass wichtige Gutachten zu Projekten, die das ganze Unternehmen und damit letztlich auch den Bundeshaushalt in eine Schieflage bringen können, der Öffentlichkeit und sogar dem Parlament vorenthalten werden. Deswegen fordern wir hier endlich Transparenz und haben deswegen auch einen Antrag zur Offenlegung von Gutachten der DB AG, insbesondere im Zusammenhang mit dem Großprojekt Stuttgart 21 (Bundestags-Drucksache 18/481), in den Bundestag eingebracht."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2047: Deutsche Wirtschaft immer noch zu stark vom Export abhängig

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2018

Deutsche Wirtschaft immer noch zu stark vom Export abhängig



"Die anhaltend gute gesamtwirtschaftliche Entwicklung basiert auch auf der positiveren Entwicklung der Tariflöhne in den vergangenen Jahren und der dadurch gestiegenen Binnennachfrage. In weiten Teilen ist die Konjunktur in Deutschland aber auch ausweislich der jüngsten Prognose der Wirtschaftsweisen viel zu stark vom außenwirtschaftlichen Umfeld abhängig", kommentiert Pascal Meiser, gewerkschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Energie, die jüngste Konjunkturprognose des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Meiser weiter:

"In Zeiten von Brexit und drohenden Handelskriegen kann die Schlussfolgerung nur lauten, die extreme Exportabhängigkeit der deutschen Wirtschaft durch eine Steigerung der Binnennachfrage deutlich zu verringern. Die schwarz-rote Koalition muss dazu die Rahmenbedingungen für eine expansive Lohnpolitik der Gewerkschaften verbessern. Das heißt zuallererst, den Missbrauch von Leiharbeit und Werkverträgen zu unterbinden und die Tarifbindung durch die Erleichterung der Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen endlich wieder zu stärken."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7029: Heute im Bundestag Nr. 177 - 21.03.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 177

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. März 2018, Redaktionsschluss: 15.17 Uhr

1. Ökonomen fordern Digitalisierungs-Plan

2. Stiftung für das sorbische Volk

3. Barrieren für Hörbehinderte



1. Ökonomen fordern Digitalisierungs-Plan

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Führende Ökonomen haben die Bundesregierung dazu
aufgerufen, mehr Anstrengungen in einen durchgreifenden digitalen
Wandel von Gesellschaft und Wirtschaft zu unternehmen. Es gehe um mehr
als nur die Frage nach einer modernen Infrastruktur, sagte der
Vorsitzende des Sachverständigenrates zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Christoph M. Schmidt, bei einem
Gespräch am Mittwoch im Wirtschaftsausschuss des Bundestags. Er
verwies auf regulatorische Hemmnisse genauso wie auf die
Herausforderung, die Nutzungsmöglichkeiten des Internets in der
Gesellschaft zu verankern. Sein Kollege Peter Bofinger unterstrich
dies mit einem Blick auf China. Wenn man sehe, wie Digitalisierung
dort gelebt werde, habe man das Gefühl, hier werde der Wandel
verschlafen, sagte er. In diesem Punkt sei Deutschland
Entwicklungsland. Der Sachverständigenrat empfiehlt in seinem als
Unterrichtung vorgelegten Jahresgutachten 2017/2018 (19/80) eine
Digitalisierungskommission, die den Reformbedarf ausloten und
investitionshemmende Regulierungen identifizieren und überprüfen soll.
Eine solche Kommission wäre zunächst eine praktikable Lösung, erklärte
Schmidt im Ausschuss. Ob und wie sie funktioniere, müsste die Praxis
zeigen.

Am Morgen hatte der Sachverständigenrat seine Konjunkturprognose für
2018 leicht angehoben und geht nun von einem Wachstum des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 2,3 Prozent aus. Zugleich warnte er vor
wirtschaftlichen Risiken auf globaler und nationaler Ebene - von
Brexit und drohenden US-Strafzöllen bis hin zu fiskalpolitischen
Maßnahmen der neuen Bundesregierung. Entlastungen in Steuerfragen
sollten allenfalls behutsam durchgeführt werden, sagte Schmidt. Das
Gremium sei der Meinung, dass es weiterhin
Konsolidierungsanstrengungen brauche. Bofinger riet außerdem dazu,
angesichts der guten Wirtschaftslage den Mindestlohn über den
Tariflohn anzuheben - so könnten sowohl die Inlandsnachfrage
angekurbelt als auch die Verteilungsunterschiede verringert werden.

Ein neuer Protektionismus im Welthandel, ausgelöst etwa durch
US-Zölle, wäre nach Auffassung der Experten eine ernsthafte Bedrohung
für die globale und für die deutsche Wirtschaft. Weltoffenheit im
internationalen Handel nutze vor allem auch den unteren
Einkommensschichten, erklärte Schmidt. Insofern sah er im freien
Handel eine der zentralen Aufgaben für den neuen Wirtschaftsminister,
neben der Energiepolitik und einer Vision für mehr
Wohlstandssicherung. Bofinger wiederum wünschte sich, dass bei
ausländischen Investitionen in deutsche Firmen mehr hingeschaut werde,
wer hinter den Investoren stecke. Auch die Frage, wie ein
internationaler Steuerwettbewerb nach unten vermieden werden kann,
steht für Bofinger weit oben auf der Tagesordnung.

 * 

2. Stiftung für das sorbische Volk

Inneres/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die CDU/CSU- und die SPD-Fraktion haben Vorschläge
für die Wahl der Mitglieder des Parlamentarischen Beirats der
"Stiftung für das sorbische Volk" (19/1288) vorgelegt, die am
Mittwochnachmittag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.
Danach schlägt die Unionsfraktion als Mitglied des Beirats Klaus-Peter
Schulze sowie als Stellvertreter Andreas G. Lämmel (beide CDU) vor und
die SPD-Fraktion Gabriela Heinrich als Mitglied und Stefan Zierke als
Stellvertreter.

 * 

3. Barrieren für Hörbehinderte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Lage hörbeeinträchtigter Menschen ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/1242) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Eine
inklusive Gesellschaft sei nur zu erreichen, wenn Barrieren konsequent
abgebaut würden. Menschen mit Hörbeeinträchtigungen stießen vor allem
in der Kommunikation auf Barrieren. Um ihnen das Leben zu erleichtern,
seien gezielte Hilfestellungen nötig, etwa eine durchgehende
Untertitelung von Beiträgen in den Medien und Übersetzungen in
Gebärdensprache.

Die Abgeordneten wollen nun wissen, was die Bundesregierung plant, um
die Barrieren abzubauen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7028: Heute im Bundestag Nr. 176 - 21.03.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 176

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. März 2018, Redaktionsschluss: 14.21 Uhr

1. Kein Abriss - BER soll 2020 fertig sein

2. Stiftung Haus der Geschichte

3. Steuerfreie Rücklage für Risikoausgleich

4. Jeder fünfte Riester-Vertrag ruht



1. Kein Abriss - BER soll 2020 fertig sein

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Vorsitzende der Geschäftsführung der Flughafen
Berlin Brandenburg GmbH (FBB), Engelbert Lütke Daldrup, geht weiterhin
von der Eröffnung des neuen Hauptstadtflughafens Berlin Brandenburg
(BER) im Oktober 2020 aus. Das machte er am Mittwoch vor dem
Verkehrsausschuss deutlich. Man habe sich unternehmerisch sehr
sorgfältig mit dem Termin beschäftigt. Da ein weiteres Scheitern
unbedingt verhindern werden soll, habe man einen Termin gewählt, der
ausreichend Sicherheit gebe, sagte Lütke Daldrup. "Ich muss Sie noch
um weitere zweieinhalb Jahr Geduld bitten", sagte er vor den
Abgeordneten.

Auf der Baustelle seien die baulichen Maßnahmen "weitestgehend
abgeschlossen", sagte der FBB-Geschäftsführer. Seit knapp einem Jahr
laufe die Phase der Prüfung der technischen Anlagen. Dieser
Prüfprozess werde noch ein weiteres Jahr andauern. Während dieser Zeit
würden weiterhin Mängel behoben.

Was die Kosten angeht, so gehe er von Baukosten in einer Höhe von fünf
Milliarden Euro bis Oktober 2020 aus, sagte Lütke Daldrup. Allein drei
Milliarden Euro werde dann der Bau der Hauptterminals, "die große
Schwachstelle", gekostet haben. Die immer wieder genannte höhere Zahl
von sieben Milliarden Euro als Gesamtkosten ergebe sich zuzüglich der
Fremdfinanzierungskosten. Den zuletzt bekanntgewordenen zusätzlichen
Finanzierungsbedarf in Höhe von 770 Millionen Euro begründete der
FBB-Geschäftsführer mit zusätzlichen Baukosten, einem
Sicherheitspuffer und entgangenen Einnahmen aus dem Betrieb des
Flughafens.

Ideen, den Flughafen abzureißen und dann neu zu bauen, gebe es weder
bei der FBB noch bei den Gesellschaftern, betonte Lütke Daldrup.
Dahingehende Äußerungen seien Unsinn, sagte er mit Blick auf die
jüngsten Aussagen eines Vorstandsmitgliedes der Lufthansa. Eine solche
Strategie wäre ökonomisch und technisch nicht zielführend. Ebenso gebe
es keine Pläne für eine Privatisierung des Flughafens.

Von den Abgeordneten gefragt, unter welchen Umständen der genannte
Eröffnungstermin Oktober 2020 doch noch ins Wanken geraten könnte,
sagte der FBB-Geschäftsführer, wenn eines der drei namhaften am
Flughafen engagierten Unternehmen insolvent ginge, "haben wir ein
Problem". Gleiches gelte, wenn das Unternehmen Siemens trotz aller
gegebenen Versicherungen nicht in der Lage sein sollte, die neu
aufgesetzte Programmierung der Brandschutzanlagen zu bewerkstelligen.

Auch der Bund als Gesellschafter des BER hält an dem genannten
Eröffnungstermin fest, bestätigte Steffen Bilger (CDU),
Parlamentarischer Staatssekretär im Verkehrsministerium. Was die
Finanzierung angeht, so müsse die Aufsichtsratssitzung am 4. Mai
abgewartet werden, bei der das neue Finanzierungskonzept vorgelegt
werde. Bilger betonte, für den Bund stehe eine Privatisierung ebenso
wie ein Abriss des Flughafens nicht zur Debatte. Angesprochen auf die
Zukunft des Flughafens Tegel sagte der Staatssekretär, Union und SPD
hätten dazu im Koalitionsvertrag keine Aussage getroffen. Vielmehr
habe man sich dazu verpflichtet, an einer zügigen Fertigstellung des
BER mitzuwirken.

 * 

2. Stiftung Haus der Geschichte

Inneres/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen haben Vorschläge zur Wahl der Mitglieder des
Kuratoriums der Stiftung "Haus der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland" (19/1286) vorgelegt, die am Mittwochnachmittag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Danach sollen die Unions-
und die SPD-Fraktion mit jeweils zwei Mitgliedern und zwei
Stellvertretern in dem Kuratorium vertreten sein und die Fraktionen
von AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen mit jeweils einem
Mitglied und einem Stellvertreter.

 * 

3. Steuerfreie Rücklage für Risikoausgleich

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke verlangt die Einführung einer
steuerfreien Risikoausgleichsrücklage für Agrar-, Gartenbau- und
Forstbetriebe. Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung in einem
Antrag (19/1298) dazu auf, einen entsprechenden Gesetzentwurf
vorzulegen. Die Höhe der Rücklage soll sich aus den betrieblichen
Umsätzen der vorangegangenen drei Wirtschaftsjahre errechnen und bis
zu 20 Prozent des durchschnittlichen Jahresumsatzes betragen. Für
betriebliche Neugründungen soll die beantragte Agrarförderung aus den
Direktzahlungen der Gemeinsamen Agrarpolitik als Grundlage zur
Berechnung der Rücklagenhöhe herangezogen werden. Die Linke begründet
die Notwendigkeit damit, dass die Branche seit Jahren zunehmend
wirtschaftlichen Risiken ausgesetzt sei, die sie selbst kaum
beeinflussen könne. Dazu würden erhöhte Tierseuchenrisiken und
Wetterextreme gehören.

 * 

4. Jeder fünfte Riester-Vertrag ruht

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Etwa jeder fünfte der insgesamt rund 16,5 Millionen
in Deutschland abgeschlossenen Riester-Verträge zur zusätzlichen
Altersversorgung ist ruhend gestellt und wird nicht mehr bespart. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1207) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/909) mit. Insgesamt ist
die Entwicklung der Zahl der Riester-Verträge positiv. Waren 2008
12,248 Millionen Verträge abgeschlossen, so stieg die Zahl bis Ende
des dritten Quartals 2017 auf 16,535 Millionen. Bei den meisten
Verträgen (10,791 Millionen) handelt es sich um Versicherungsverträge.
Mit weitem Abstand folgen Investmentfondsverträge (3,245 Millionen),
Wohn-Riester und Eigenheimrenten (1,751 Millionen) sowie
Banksparverträge (748.000).

Die im Alterssicherungsbericht 2016 genannten Verwaltungskosten für
die geförderte ergänzende Altersvorsorge in Höhe von zehn Prozent der
eingezahlten Beiträge werden von der Bundesregierung als "angemessen
und sachgerecht" bezeichnet. Informationen über die tatsächliche
Kostenbelastung entsprechender Altersvorsorgeverträge würden mit den
Produktinformationsblättern gegeben.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7027: Heute im Bundestag Nr. 175 - 21.03.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 175

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. März 2018, Redaktionsschluss: 13.33 Uhr

1. 6,7 Milliarden Euro für Griechenland

2. Erste Haushaltsberatungen im Mai

3. Axel Fischer wird neuer RPA-Vorsitzender

4. Rechtsausschuss mit neuem Vize

5. Wahlvorschläge für Sondergremium

6. Lindholz als PKGr-Mitglied vorgeschlagen

7. Wahlvorschläge für Vermittlungsausschuss



1. 6,7 Milliarden Euro für Griechenland

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung kann der Auszahlung einer
vierten Tranche in Höhe von 6,7 Milliarden Euro an Griechenland im
Rahmen des ESM-Anpassungsprogrammes zustimmen. Der Haushaltausschuss
nahm in seiner Sitzung am Mittwochmorgen eine entsprechende Vorlage
des Bundesfinanzministeriums zur Kenntnis. Auf eine Stellungnahme
gemäß ESM-Finanzierungsgesetz verzichtete der Ausschuss. Die
Fraktionen der AfD und FDP scheiterten jeweils mit Anträgen, der
Auszahlung nicht zuzustimmen.

Im laufenden dritten Hilfsprogramm hat Griechenland aus dem
ESM-Programm bisher in drei Tranchen 40,2 Milliarden Euro erhalten.
Zwei Milliarden Euro zahlte das Land zurück. Das Programm, das im
Sommer ausläuft, hatte ursprünglich Kredite in Höhe von bis zu 86
Milliarden Euro vorgesehen. Die vierte Tranche soll in zwei
Teiltranchen aufgeteilt werden.

Grundlage für die Auszahlung der vierten Tranche war die dritte
Überprüfung des Programmes durch Vertreter der EU-Kommission, der EZB
und des IWF zwischen Oktober und Dezember 2017. Die Institutionen
hatten dargelegt, dass Griechenland auf dem richtigen Weg ("on track")
sei. Die Eurogruppe stellte im Januar beziehungsweise März 2018 zudem
fest, dass Griechenland alle ausstehenden Vorabmaßnahmen ("Prior
Actions") umgesetzt habe.

Die FDP hatte in ihrem Antrag unter anderem kritisiert, dass die
vereinbarten Strukturreformen nicht ausreichend umgesetzt worden
seien. Als Beispiel führt die Fraktion etwa die bisher unterlassene
Mehrwertsteuerreform an. Eine Auszahlung der Tranche dürfe daher nicht
zum jetzigen Zeitpunkt stattfinden.

Die AfD hatte in ihrem Antrag fundamentalere Kritik geübt. Die
Fraktion zweifelt darin grundsätzlich die langfristige
Schuldentragfähigkeit des Landes an. Griechenlands Wirtschaft könne
nur durch einen Austritt aus dem Euro-System gesunden. Zudem soll sich
die Bundesregierung nach Willen der AfD dafür einsetzen, dass nach
Auslaufen des aktuellen Hilfsprogramms kein weiteres aufgelegt wird.

 * 

2. Erste Haushaltsberatungen im Mai

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Bundestag wird den Haushaltsentwurf 2018
voraussichtlich in der Sitzungswoche vom 14. bis 18. Mai 2018 in
erster Lesung beraten. Wie eine Vertreterin der Bundesregierung in der
Sitzung des Haushaltsausschusses am Mittwochmorgen mitteilte, ist der
Kabinettsbeschluss zum Bundeshaushalt 2018 für den 2. Mai 2018
vorgesehen. Die zweite und dritte Lesung soll nach den Plänen der
Bundesregierung in der letzten Sitzungswoche vor der Sommerpause (2.
bis 5. Juli 2018) stattfinden. Der Bundesrat soll sich am 6. Juli
abschließend mit der Vorlage befassen.

 * 

3. Axel Fischer wird neuer RPA-Vorsitzender

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Axel E. Fischer (CDU) ist neuer Vorsitzender des
Rechnungsprüfungsausschusses (RPA). Darauf verständigten sich am
Mittwochmorgen die Mitglieder des Haushaltsausschusses. Fischer
übernimmt die Nachfolge von Norbert Brackmann (CDU), der aus dem
Ausschuss ausgeschieden ist.

Zudem hat der Haushaltsausschuss einen neuen stellvertretenden
Vorsitzenden. Dennis Rohde (SPD) übernimmt das Amt von Bettina
Hagedorn (SPD). Hagedorn amtiert seit vergangener Woche als
Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für Finanzen.

 * 

4. Rechtsausschuss mit neuem Vize

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Der Rechtsausschuss hat einen neuen
Stellvertretenden Vorsitzenden. Das Gremium bestimmte am Mittwoch auf
seiner 5. Sitzung unter Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner
(AfD) einstimmig den CDU-Abgeordneten Heribert Hirte zum Nachfolger
von Hendrik Hoppenstedt (CDU), der als Staatsminister ins Kanzleramt
wechselte.

Nach einer kontroversen Diskussion über den Antrag zu einer
öffentlichen Anhörung zu den Gesetzwürfen von FDP (19/820), Die Linke
(19/93) und Bündnis 90/Die Grünen (19/630) zur Änderung
beziehungsweise Aufhebung des Werbeverbots für
Schwangerschaftsabbrüche beschloss der Ausschuss grundsätzlich, eine
solche Anhörung durchzuführen. Der Antrag der Oppositionsparteien,
einen Termin für die Anhörung festzulegen, scheiterte an der
Koalitionsmehrheit. Dagegen setzten sich CDU/CSU und SPD mit ihrem
Antrag durch, die Zahl der einzuladenden Sachverständigen
grundsätzlich auf neun zu erhöhen. Davon sollen drei von der
Unionsfraktion, zwei von der SPD und jeweils einer von den anderen
Fraktionen benannt werden. CDU/CDU und SPD machten in der Diskussion
deutlich, dass man mit einer Terminfestlegung einer Entscheidung der
Bundesregierung nicht vorgreifen dürfe, während die
Oppositionsvertreter geltend machten, dass eine Anhörung neue
Erkenntnisse für einen möglichen Gesetzentwurf liefern könnte.

Ferner beschloss der Ausschuss eine öffentlichen Anhörung zum Komplex
Vorratsdatenspeicherung im Zusammenhang mit dem von der FDP
vorgelegten Entwurf eines Bürgerrechtsstärkungs-Gesetzes (19/204). Der
ebenfalls für die Anhörung vorgesehene Themenkomplex
Netzwerkdurchsetzungsgesetz wurde zurückgestellt.

Der Ausschuss diskutierte den EU-Entwurf für eine Harmonisierung des
Insolvenzrechts (KOM(2016)723) und nahm einen Bericht der
Bundesregierung zu den möglichen Folgen des Brexits für den
Rechtsverkehr zwischen der EU und Großbritannien entgegen. Der
Parlamentarische Staatssekretär im Bundesjustizministerium, Christian
Lange (SPD), sagte, die britische Positionierung liege nicht immer im
gewünschten Detail vor, es werde im Rahmen der Verhandlungen mit der
EU aber sichergestellt, dass man "nicht ins offene Messer laufe".

Zum Abschluss der Sitzung kritisierten mehrere Abgeordnete den
Ausschussvorsitzenden. Brandner habe in einer Rede auf einer
Veranstaltung des Deutschen Anwaltvereins in seiner Eigenschaft als
Ausschussvorsitzender explizit die politischen Vorstellungen der AfD
dargestellt, was mit dem Neutralitätsgebot in dieser Funktion nicht zu
vereinbaren sei. Brandner akzeptierte die Kritik.

Auf seiner 4. Sitzung am Vortag hatte das Gremium fünf Anträge der
Bundesregierung zum Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte in
mehreren Krisenregionen dem Auswärtigen Ausschuss zur Annahme
empfohlen (19/1093), (19/1094), (19/1095), (19/1096), (19/1079).

 * 

5. Wahlvorschläge für Sondergremium

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die CDU/CSU-Fraktion und die AfD-Fraktion haben
Vorschläge zur Wahl von Mitgliedern des Sondergremiums gemäß Paragraf
3 Absatz 3 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes (19/1284) vorgelegt.
Danach soll der CDU-Abgeordnete Uwe Feiler in dem Gremium als
stellvertretendes Mitglied dem neuen Parlamentarischen Staatssekretär
im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, Michael Stübgen
(CDU), nachfolgen. Die AfD-Fraktion schlägt für einen bisher vakanten
Sitz in dem Gremium ihren Abgeordneten Peter Boehringer und als
Stellvertreterin seine Fraktionskollegin Birgit Malsack-Winkemann vor.
Die Wahl steht am Mittwochnachmittag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums.

 * 

6. Lindholz als PKGr-Mitglied vorgeschlagen

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die CDU/CSU-Fraktion schlägt die CSU-Abgeordnete
Andrea Lindholz zur Wahl als Mitglied des Parlamentarischen
Kontrollgremiums (PKGr) vor. Dies geht aus einem Wahlvorschlag der
Unionsfraktion (19/1281) hervor, der am Mittwochnachmittag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Lindholz soll danach im PKGr
dem CSU-Parlamentarier Stephan Mayer nachfolgen, der Parlamentarischer
Staatssekretär im Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat
geworden ist.

 * 

7. Wahlvorschläge für Vermittlungsausschuss

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen haben Vorschläge für die Wahl der vom Bundestag
zu entsendenden Mitglieder des Vermittlungsausschusses von Bundestag
und Bundesrat (19/1285) vorgelegt. Die Wahl steht am
Mittwochnachmittag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums.

Für die Unionsfraktion sollen der Vorlage zufolge Ralph Brinkhaus
(CDU), Michael Grosse-Brömer (CDU), Andreas Jung (CDU), Stefan Müller
(CSU), Antje Tillmann (CDU) und Peter Weiß (CDU) dem
Vermittlungsausschuss angehören und als ihre Stellvertreter Arnold
Vaatz (CDU), Volker Kauder (CDU), Stephan Harbarth (CDU), Alexander
Dobrindt (CSU), Marco Wanderwitz (CDU) und Hermann Gröhe (CDU). Die
SPD schlägt für die Wahl Sören Bartol, Katja Mast und Carsten
Schneider sowie als Stellvertreter Andrea Nahles, Achim Post und Eva
Högl vor. Für die AfD stehen Stephan Brandner und Götz Frömming zur
Wahl sowie als Stellvertreter Dietmar Friedhoff und Wilhelm von
Gottberg, für die FDP Marco Buschmann und Christian Linder sowie als
Stellvertreter Florian Toncar und Stefan Ruppert, für Die Linke Jan
Korte und Gesine Lötzsch sowie als Stellvertreter Dietmar Bartsch und
Sahra Wagenknecht und für Bündnis 90/Die Grünen Britta Haßelmann sowie
als Stellvertreterin Steffi Lemke.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 174

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. März 2018, Redaktionsschluss: 13.02 Uhr

1. Keine Förderung für Pilotenausbildung

2. Marian Wendt leitet Petitionsausschuss

3. Sorge um Korruption in Honduras

4. Ärzte werben für neue Versorgungsformen

5. Fraunhofer bringt Innovationspush



1. Keine Förderung für Pilotenausbildung

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss sieht mehrheitlich keinen
Bedarf für eine staatliche Förderung der Pilotenausbildung. Während
der Sitzung am Mittwoch beschloss der Ausschuss mit den Stimmen der
Fraktionen von CDU/CSU, SPD und AfD, eine Petition mit der Forderung
nach einer "staatlichen Förderung von eigenfinanzierten Ausbildungen
der Verkehrsflugzeugführer" abzuschließen. Die FDP-Fraktion, die
Linksfraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stimmten gegen
den Abschluss des Petitionsverfahrens. Die Linksfraktion sprach sich
dafür aus, die Petition dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales
als Material zu überwiesen, "soweit es um die Einbeziehung der
Ausbildung zum Flugzeugführer in die staatliche Ausbildungsförderung
geht", fand für diese Forderung jedoch keine Mehrheit.

In der Petition wird darauf verwiesen, dass seit dem Frühjahr 2016 die
Piloten nicht mehr durch die deutschen Fluggesellschaften selbst
ausgebildet würden sondern dies durch von den Fluggesellschaften
unabhängigen, aber durch sie autorisierten Flugschulen übernommen
werde. Die Flugschüler müssten die Finanzierung ihrer Ausbildung
selbst tragen, schreiben die Petenten. Diese beliefen sich auf 70.000
Euro Ausbildungskosten und 10.000 Euro weitere Kosten. Dazu kämen noch
25.000 Euro für die Schulung auf einem speziellen Flugzeugtyp. Nach
Ansicht der Petenten sollte aber der Zugang zum Beruf des Piloten von
den Fähigkeiten des Bewerbers und nicht von seinem finanziellen
Hintergrund abhängig sein.

Wie aus der mehrheitlich verabschiedeten Beschlussempfehlung des
Petitionsausschusses hervorgeht, unterliegen sowohl die Ausbildung als
auch die späteren Beschäftigungsverhältnisse in der Pilotenbranche
freien marktwirtschaftlichen Regeln und richteten sich nach Angebot
und Nachfrage. Mit Blick auf den europäischen Markt sei festzustellen,
dass zuletzt nur noch der Lufthansa-Konzern eine vollständige
Vorfinanzierung der Schulungskosten über einen Darlehensvertrag
übernommen habe. Unabhängige Ausbildungsorganisationen böten zum Teil
unterschiedliche Finanzierungskonzepte an. Die Zinssätze orientierten
sich an den marktüblichen Sätzen und lägen bei sechs bis sieben
Prozent, heißt es in der Vorlage.

Eine staatliche Förderung, wie in der Petition gefordert, setzt laut
der Begründung zur Beschlussempfehlung des Ausschusses voraus, dass es
sich um eine förderfähige Berufsausbildung im Sinne des Paragrafen 57
SGB III handelt. Die Ausbildung müsste also in einem nach dem
Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung oder dem Seearbeitsgesetz
staatlich anerkannten Ausbildungsbetrieb betrieblich oder
außerbetrieblich durchgeführt werden. Das sei bei der Ausbildung zum
Piloten aber nicht der Fall.

Gleichwohl könne unter Umständen ein Bildungskredit beantragt werden,
was ein zeitlich befristeter Kredit zur Unterstützung von volljährigen
Studierenden und Schülern in fortgeschrittenen Ausbildungsphasen sei.
Ziel des Bildungskreditprogramms sei die Sicherung und Beschleunigung
der Ausbildung und die Finanzierung von außergewöhnlichen, nicht durch
das BAföG erfassten Kosten der Ausbildung. Vor diesem Hintergrund
kommt die Ausschussmehrheit zu der Ansicht, dass hinreichend Vorsorge
getroffen wurde, dass die Durchführung einer Ausbildung nicht aus
finanziellen Gründen unterbleiben muss.

 * 

2. Marian Wendt leitet Petitionsausschuss

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Marian Wendt (CDU) ist der neue Vorsitzende des
Petitionsausschusses. Der Unionsabgeordnete trat am Mittwoch die
Nachfolge von Heike Brehmer (CDU) an, die den Vorsitz nur wenige
Wochen inne hatte und gestern zur Parlamentarischen Geschäftsführerin
der Unionsfraktion gewählt wurde. Zu Wendts Stellvertreterin wurde
Martina Stamm-Fibich (SPD) bestimmt.

 * 

3. Sorge um Korruption in Honduras

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
(EZ) mit Honduras sollte nach Ansicht von honduranischen
Menschenrechtsverteidigern stärker darauf geachtet werden, dass die
Mittel auch tatsächlich der bedürftigen Bevölkerung zugute kommen. Es
gebe viele wichtige Investitionen im Land, betonte Carlos Leonel
George von der Plattform der Sozialen und Volks-Bewegungen in Honduras
am Mittwochnachmittag im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung, jedoch fehlten wirksame Mechanismen, um die weit
verbreitete Korruption einzudämmen.

Beispielhaft verwies Martin Fernandez Guzman von der "Breiten Bewegung
für Gerechtigkeit und Würde" auf die Unterstützung der
Solarenergie-Firma Desarrollo Energético S.A. (Desa) durch die
Weltbank-Gruppe. Angesichts der möglichen Verwicklung des
Desa-Geschäftsführers an der Ernordung der Umweltaktivistin Berta
Caceres vor zwei Jahren müssten die Geber sehr genau darauf achten,
wem ihre Investitionen nützen und wem sie schaden könnten, warnte
Guzman. Ein guten Beitrag könne die deutsche
Entwicklungszusammenarbeit leisten, indem sie helfe, die Vergabe von
Landtiteln an Kleinbauern und Mitglieder der indigenen Bevölkerung
durchzusetzen. Beide Menschenrechtsverteidiger wiesen im Ausschuss auf
die äußerst schwierige Lage der ländlichen Gemeinschaften hin, die
durch Enteignungen, Verhaftungen und Morddrohungen gekennzeichnet sei.
Allein 150 Kleinbauern seien seit 2009 ermordet worden.

Insgesamt zeichneten Guzman und George das Bild eines von Korruption
und Straflosigkeit geprägten Landes, in dem die Menschenrechte unter
Führung von Präsident Juan Orlando Hernández Menschenrechte massiv
verletzt würden und Aktivisten um ihr Leben fürchten müssten.

Die Abgeordneten zeigten sich besorgt angesichts dieser Schilderungen.
Ein Vertreter der Unionsfraktion verwies aber auch darauf hin, dass
die Symptome in fast allen Ländern Mittelamerikas ähnlich seien.
Anders als in Guatemala sei es in Honduras bisher aber nicht gelungen,
teilweise positive Prozesse anzustoßen.

Ein Vertreter der SPD-Fraktion bezeichnete handelspolitische
Sanktionen als einzigen Hebel, um der Regierung Hernández Einhalt zu
gebieten. Diese verstoße gegen zahlreiche soziale und
menschenrechtliche Vereinbarungen im bisher vorläufig angewandten
Assoziierungsabkommen zwischen 14 von 28 EU-Staaten und Honduras. Ohne
Sanktionsmöglichkeiten sei dies jedoch ein stumpfes Schwert. Auch die
FDP-Fraktion kritisierte fehlende Sanktionsmöglichkeiten und sprach
sich für verstärkte multilaterale Reaktionen aus.

Aus den Reihen der AfD kam der Vorschlag, sich im Bereich der Bildung
stärker auch um die Eliten des Landes zu kümmern, um sie in Zukunft
als Ansprechpartner gewinnen.

Die Grünen plädierten für ein stärkeres Engagement der Bundesregierung
für die Durchsetzung von Landtiteln in Honduras. Außerdem fragte ein
Vertreter, ob hierzulande ein Gesetz geplant sei, das illegitime oder
illegale Aneignung von Land ("Land Grabbing") durch deutsche
Unternehmen im Ausland verhindern solle. Die Linksfraktion fragte, wie
die Bundesregierung verhindern wolle, dass Entwicklungsgelder
kriminellen und korrupten organisierten Strukturen zugutekommen.

 * 

4. Ärzte werben für neue Versorgungsformen

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Die ambulante ärztliche Versorgung steht nach Angaben
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) vor großen
Herausforderungen. Der demografische Wandel und die steigende Zahl der
Behandlungsfälle erforderten neue Versorgungsformen, sagte der
KBV-Vorstandsvorsitzende Andreas Gassen am Mittwoch im
Gesundheitsausschuss des Bundestages, wo er zusammen mit zwei
Vorstandskollegen die aktuelle Versorgungslage aus Sicht der KBV
darstellte.

Als ein Kernproblem benannte Gassen das hohe Durchschnittsalter der
jetzt aktiven Mediziner, die in absehbarer Zeit nicht mehr zur
Verfügung stünden. Das Problem betreffe vor allem Hausärzte. Junge
Mediziner sind nach Angaben der KBV oft nicht mehr daran interessiert,
sich als Haus- oder Landarzt niederzulassen. Der immense
Arbeitsaufwand wirke abschreckend. Insofern würden mehr neue Mediziner
benötigt, um die alten Kräfte zu ersetzen.

Gassen sprach sich für eine sektorenübergreifende medizinische
Versorgung aus. So könnten Klinikstandorte umgewidmet werden, um eine
bessere Verflechtung von stationären und ambulanten Angeboten zu
erreichen. Ein übergeordnetes Ziel sei die Sicherstellung einer
qualitativ hochwertigen medizinischen Versorgung auch in
strukturschwachen Gebieten.

Nach Ansicht der KBV kann der technische Fortschritt zu einer
Verbesserung der medizinischen Versorgung beitragen, etwa über die
Telemedizin. Um komplexe Informationen via Internet übermitteln zu
können, sei allerdings der Breitbandausbau wichtig, der vor allem im
Osten noch nicht gewährleistet sei.

Die KBV-Vorstände machten deutlich, dass Reformdruck auch durch die
"Generation APP" entstehe. Die Menschen informierten sich im Internet
und suchten einfache Zugänge zu medizinischen Beratungen. Anfragen
müssten möglichst effizient zugeordnet werden, um den Aufwand in
Grenzen zu halten.

Denkbar wäre eine Vermittlungsplattform, die eine erste Orientierung
geben könne, um den Andrang in den Wartezimmern zu reduzieren. Nach
Angaben der KBV ist zudem der bürokratische Aufwand in Arztpraxen
erheblich und verringert die Zeit, die Ärzte für ihre Patienten übrig
haben. Die Rede ist von rund 54 Millionen Bürokratiestunden im Jahr.

Der direkte Kontakt zwischen Arzt und Patient ist nach Ansicht der KBV
unabhängig vom technischen Fortschritt weiter unerlässlich. Die KBV
äußerte sich skeptisch zu Ferndiagnosen und Fernbehandlungen mit Hilfe
des Internets, sinnvoll seien aber Fernkonsultationen.

Die Digitalisierung der Praxen kommt laut KBV voran, ist jedoch
technisch sehr anspruchsvoll. So sei die Vernetzung der Praxen, um
Behandlungsdaten austauschen zu können, an hohe Sicherheitsstandards
gekoppelt. Für den Ausbau der Telematikinfrastruktur ganz entscheidend
sei, was die Industrie überhaupt an einsatzfähigen Geräten liefern
könne. Die Ärzte seien jedenfalls "nicht digitalfeindlich".

 * 

5. Fraunhofer bringt Innovationspush

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Wir brauchen insgesamt mehr interdisziplinäre
Zusammenarbeit." Das sagte Professor Reimund Neugebauer, Präsident der
Fraunhofer-Gesellschaft und amtierender Vorsitzender der Allianz der
Wissenschaftsorganisationen, für die die Fraunhofer-Gesellschaft für
das Jahr 2018 die Federführung übernommen hat, vor dem Ausschuss für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung am Mittwochvormittag
in Berlin. Die Allianz der Wissenschaftsorganisationen ist ein
Zusammenschluss der bedeutendsten Wissenschafts- und
Forschungsorganisationen in Deutschland. Sie nimmt regelmäßig zu
Fragen der Wissenschaftspolitik, Forschungsförderung und strukturellen
Weiterentwicklung des deutschen Wissenschaftssystems Stellung.
Mitglieder der Allianz sind die Alexander von Humboldt-Stiftung, die
Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, der Deutsche
Akademische Austauschdienst, die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die
Fraunhofer-Gesellschaft, die Helmholtz-Gemeinschaft, die
Hochschulrektorenkonferenz, die Leibniz-Gemeinschaft, die
Max-Planck-Gesellschaft und der Wissenschaftsrat.

Als aktuelle Schwerpunkthemen der Allianz nannte Neugebauer den
digitalen Wandel, die Schaffung familiengerechter Strukturen für
Wissenschaftler, das Urheberrecht und die Freiheit von
Wissenschaftlern; ein Thema, das gerade auch im Hinblick auf die
Entwicklungen in der Türkei auf die Agenda gehoben worden sei.

Ferner hob Neugebauer den Pakt für Forschung und Innovation hervor,
der zuletzt im Dezember 2014 für die Jahre 2016 bis 2020
fortgeschrieben worden ist. Er plädierte für den Einbau einer
Leistungsorientierung beim Pakt. Es stimme zwar, dass Forschung frei
sein müsse, und auch ein negatives Ergebnis ein Ergebnis sei. Doch
wenn ein Forschungsvorhaben überwiegend nur negative Ergebnisse
erzielen würde, müsste man schon fragen, ob das Geld sinnvoll
eingesetzt sei.

Neugebauer lobte in diesem Zusammenhang auch die
Fraunhofer-Gesellschaft, die einen großen "Innovationspush" für die
deutsche Gesellschaft schaffen würde. Neugebauer, der seit 2012
Präsident der Fraunhofer-Gesellschaft ist, unterstrich, ohne die
Fraunhofer-Gesellschaft gebe es keine Industrie 4.0, ohne sie gebe es
keine Autoreifen aus heimischem Kautschuk auf der Basis von Löwenzahn.
Aus einer Milliarde Euro an öffentlichen Mitteln würden durch die
Entwicklung von Produkten und Prozessen 20 Milliarden entstehen,
rechnete Neugebauer vor. Pro Tag melde die Fraunhofer-Gesellschaft,
die größte Forschungsorganisation für anwendungsorientierte Forschung
in Europa, im Schnitt drei Patente an. Derzeit verfüge sie über ein
jährliches Budget von 2,3 Milliarden Euro. Davon fielen knapp 2
Milliarden Euro auf den Leistungsbereich Vertragsforschung. Rund 70
Prozent dieses Leistungsbereichs erwirtschafte die
Fraunhofer-Gesellschaft mit Aufträgen aus der Industrie und mit
öffentlich finanzierten Forschungsprojekten. Internationale
Kooperationen mit Forschungspartnern und innovativen Unternehmen
weltweit sorgten für einen direkten Zugang zu den wichtigsten
gegenwärtigen und zukünftigen Wissenschafts- und Wirtschaftsräumen.
"Das Budget verzeichnet ein stetiges Wachstum. Das zeigt, dass es uns
bisher immer wieder gelungen ist, Dinge an große und kleine Partner in
der Wirtschaft heranzutragen und in Projekte zu vermitteln, die unser
Budget sichern", sagte Neugebauer.

Gegründet wurde das Forschungsunternehmen 1949. Am Anfang stand ein
Büro mit nur drei Mitarbeitern. Heute sei Fraunhofer in Größe und
Wirkung ein wichtiger Teil des Wirtschafts- und Wissenschaftsstandorts
Deutschlands und beschäftige 25.300 Mitarbeiter an 100 Standorten und
72 Instituten. Die Forschungsfelder richteten sich nach den
Bedürfnissen der Menschen: Gesundheit, Sicherheit, Kommunikation,
Mobilität, Energie und Umwelt. Die Arbeit der Forscher und Entwickler
habe großen Einfluss auf das zukünftige Leben der Menschen. Neugebauer
hob hervor, dass das Wissenschaftssystem der Bundesrepublik insgesamt
so erfolgreich sei, dass sich regelmäßig verschiedene Regierungen
dieser Welt darüber informieren würden. Gleichwohl gebe es auch
Potenziale, die weiter entwickelt werden müssten. Dazu gehöre der
Transfer von Wissen, von originellen Ideen, zur Anwendung. Neugebauer
forderte eine bessere Infrastruktur für den Wissenschaftstransfer von
der Erkenntnis über die innovative Idee bis hin zum Produkt oder zum
Prozess.

 * 
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BUNDESTAG/7025: Heute im Bundestag Nr. 173 - 21.03.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 173

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. März 2018, Redaktionsschluss: 11.01 Uhr

1. Matthias Bartke ist neuer Vorsitzender

2. Fachgespräch zu Tiertransporten



1. Matthias Bartke ist neuer Vorsitzender

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat einen
neuen Vorsitzenden: Er wählte den SPD-Abgeordneten Matthias Bartke am
Mittwochvormittag einstimmig in dieses Amt. Die bisherige Vorsitzende
Kerstin Griese (SPD) wechselte als Parlamentarische Staatssekretärin
ins Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Im Anschluss lehnte der Ausschuss mit den Stimmen von Union, SPD und
FDP einen Antrag (19/983) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ab, in
dem diese eine Lösung für die rentenrechtlich oft schwierige Situation
der in der DDR geschiedenen Frauen gefordert hatte.

 * 

2. Fachgespräch zu Tiertransporten

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat
am Mittwochmorgen die Durchführung eines öffentlichen Fachgesprächs
zum Thema Tiertransporte beschlossen. Die Abgeordneten aller
Fraktionen stimmten für einen entsprechenden Antrag der SPD-Fraktion,
nachdem zwei Anträge der FDP-Fraktion (29/435) und der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/448) beraten worden waren. Darin fordern die
Liberalen, dass Transporte lebender Tiere zu Zielen außerhalb der EU,
die nicht die EU-Mindeststandards des Tierschutzes einhalten,
verhindert werden müssen. Die Grünen gehen einen Schritt weiter und
verlangen, dass die maximale Transportdauer bei inländischen
Transporten auf vier Stunden und bei Transporten ins Ausland auf acht
Stunden festgeschrieben werden soll. Die Abstimmung der
Oppositionsvorlagen wurde auf Wunsch der Antragsteller zurückgestellt,
bis das Fachgespräch stattgefunden hat. Ein Termin für das
Fachgespräch steht noch nicht fest.

 * 
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BUNDESTAG/7024: Heute im Bundestag Nr. 172 - 21.03.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 172

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. März 2018, Redaktionsschluss: 10.20 Uhr

1. AfD-Antrag zu Syrien abgelehnt

2. Cyberübung der EU und der Nato

3. Tragfähigkeit von Lebensversicherungen

4. Vertrieb von Finanzprodukten



1. AfD-Antrag zu Syrien abgelehnt

Inneres/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion ist im Innenausschuss mit einem
Vorstoß für ein Rückkehrabkommen für Syrer gescheitert. Mit den
Stimmen der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen lehnte das Gremium am Mittwochvormittag einen
entsprechenden Antrag der AfD-Fraktion (19/48) ab.

Der Vorlage zufolge soll die Bundesregierung "unverzüglich mit der
syrischen Regierung in Verhandlungen über ein Rückkehrabkommen" für
die Syrer eintreten, die als Schutzsuchende in Deutschland aufgenommen
worden sind. Dieses Abkommen solle sicherstellen, dass Rückkehrer
"unbeschadet wieder nach Syrien einreisen können und in die Gebiete
aufgenommen werden, die befriedet sind" und dass ihre humanitäre
Versorgung sichergestellt ist. schreibt die Fraktion in dem Antrag.

Danach soll mit dem Abkommen zudem sichergestellt werden, "dass zur
Förderung der Rückkehrbereitschaft Anreize in Form von Start- und
Aufbauhilfen für freiwillige Rückkehrer gewährt werden", die Rückreise
"sicher und kostenfrei ist" und die Rückkehrer "wegen ihres
Aufenthalts in Deutschland und eventuell gegen die Regierung
gerichteter Aktivitäten vor und während ihrer Flucht, beziehungsweise
wegen Straftaten gegen die Pflicht zum Militärdienst nicht verfolgt
werden und dass die syrische Regierung eine entsprechende
Amnestieregelung erlässt". Ferner soll das Abkommen dem Antrag zufolge
dafür sorgen, "dass ein wirksamer Überprüfungsmechanismus geschaffen
wird, der sicherstellt, dass die syrischen Zusicherungen eingehalten
werden und durch die Bundesrepublik Deutschland oder die UN überprüft
werden können".

Im Ausschuss führte die AfD-Fraktion aus, dass die jüngsten
Kampfhandlungen mit zivilen Todesopfern an "einigen wenigen"
Brennpunkten in Syrien den Antrag nicht beeinträchtigten. In weiten
Teilen des Landes habe sich die Sicherheitslage verbessert. Auch gehe
es der Fraktion zunächst nur um einen Verhandlungsprozess und nicht um
Sofortmaßnahmen oder Zwangsabschiebungen.

Die CDU/CSU-Fraktion entgegnete, dass sich die Situation in Syrien in
den vergangenen Monaten nochmals verschlechtert habe. Auch stelle sich
die Frage, mit wem Verhandlungen geführt werden sollten. Der syrische
Präsident Assad sei mit Sicherheit kein verlässlicher Vertragspartner.
Es sei "zynisch", mit dessen Regime einen Vertrag anstreben zu wollen.

Die SPD-Fraktion verwies ebenfalls darauf, dass sich die
Sicherheitslage und die humanitäre Situation in Syrien weiter
verschlechtert habe und das Sterben dort weitergehe. In dieses Land
könne man niemanden zurückschicken. Der Antrag zeige, dass die AfD
niemandem helfen wolle.

Die FDP-Fraktion kritisierte, der Antrag der AfD sei von von einer
selektiven Wahrnehmung der Realität durchzogen sowie von Zynismus. Mit
einem Regime wie dem des syrischen Präsidenten sei keine verlässliche
Vereinbarung möglich.

Auch die Fraktion Die Linke attestierte der AfD Zynismus und warf ihr
vor, in dem Antrag mit falschen Informationen zu arbeiten. Sie verwies
zugleich darauf, dass es auch nach Angaben des Hohen
UN-Flüchtlingskommissar (UNHCR) in Syrien keine Gebiete gebe, in die
man Menschen zurückbringen könne.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hob hervor, dass Assad unter
anderem im Verdacht stehe, Giftgas eingesetzt zu haben. Dass Menschen
freiwillig nach Syrien zurück wollten, hänge damit zusammen, dass sie
keine Perspektive hätten, in Deutschland mit ihrer Familie in
Sicherheit leben zu können. Mit ihrem Antrag verrate die AfD zudem die
deutsche Außenpolitik.

 * 

2. Cyberübung der EU und der Nato

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Bei der Cyberübung "Pace 18" vom 12. bis zum 30.
November dieses Jahres werden sowohl zivile als auch militärische
Krisenreaktionsszenarien im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik der EU geübt. Dies teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/1212) auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion
(19/929) mit. Die Cyberübung werde sowohl Planungsaufgaben als auch
aus eingespielten Ereignissen bestehen. Die Übung werde vom
Europäischen Auswärtigen Dienst und der Europäischen Kommission
geplant und koordiniert und werde in Brüssel (Belgien), Larissa und
Nea Santa (Griechenland) sowie Torrejon (Spanien) durchgeführt. Über
den Umfang der deutschen Beteiligung sei noch nicht entschieden.

Die Cyberübung "Locked Shields 2018" findet nach Angaben der Regierung
zwischen dem 23. bis 27 April 2018 in Tallinn (Estland) statt und
werde durch das von der Nato akkreditierte Cooperative Cyber Defence
Centre of Excellence geplant und durchgeführt. Deutschland beteilige
sich an der Übung mit einem Team des Zentrums für Cyber-Sicherheit der
Bundeswehr und Fachpersonal anderer Dienststellen.

 * 

3. Tragfähigkeit von Lebensversicherungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die derzeitige und künftige Tragfähigkeit
deutscher Lebensversicherungen im Zuge des Niedrigzinsumfeldes geht es
in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/1235). Die
Bundesregierung soll einen Überblick über die Unternehmen geben und
differenzieren, ob sie noch klassische Lebensversicherungen im Bestand
haben, noch Neugeschäft betreiben oder das Neugeschäft schon
eingestellt haben. Außerdem erwarten die Abgeordneten Auskünfte zu
Lebensversicherungsbeständen, die an Investoren verkauft wurden
("Run-Off-Plattformen"). Dabei geht es auch um die Frage, wie die
Rechte der Versicherungsnehmer bei Übertragung ihrer Verträge auf
"Run-Off-Plattformen" geschützt werden. Vor dem Hintergrund von
Forderungen, dass ein Verkauf von Lebensversicherungsbeständen an eine
"Run-Off-Plattform" nicht ohne Zustimmung der Kunden möglich sein
soll, wird die Regierung gefragt, ob sie eine entsprechende
Gesetzesänderung vorbereitet.

 * 

4. Vertrieb von Finanzprodukten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Auswirkungen der zum Jahresbeginn in Kraft
getretenen Umsetzung der MIFID II-Richtlinie fragt die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/1232). MIFID II sieht schärfere Regeln beim
Vertrieb von Finanzprodukten und eine bessere Information der Kunden
vor. Die Fraktion fragt nach den Umstellungskosten für die deutsche
Finanzwirtschaft und den Vorteilen für Kunden und Finanzwirtschaft.
Gefragt wird auch, ob sich die Informationsversorgung von
Privatanlegern über Einzelaktien und andere Finanzprodukte in
Wirklichkeit verschlechtert habe.

 * 
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BUNDESTAG/7023: Heute im Bundestag Nr. 171 - 20.03.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 171

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 20. März 2018, Redaktionsschluss: 16.00 Uhr

1. Linke will Fonds für Herero und Nama

2. Datenübermittlung an die Türkei

3. Predictive Policing bei Bundesbehörden

4. FDP fragt nach Afghanistan-Einsatz

5. AfD fragt nach Klimarisikoversicherungen



1. Linke will Fonds für Herero und Nama

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung
auf, der Regierung in Namibia die Einrichtung eine
"Strukturausgleichsfonds" vorzuschlagen. Mit dessen Hilfe sollten die
aus der deutschen Kolonialzeit resultierenden strukturellen
Benachteiligungen der indigegen Bevölkerung insbesondere hinsichtlich
der Landfrage und unzureichenden Infrastruktur ausgeglichen werden,
schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/1256).

Die Bundesregierung sollte sich ohne Vorbehalte "zur Schuld des
Deutschen Kaiserreichs für den Völkermord in der ehemaligen Kolonie
Deutsch-Südwestafrika bekennen und der daraus resultierenden
Verantwortung und Verpflichtung umfassend nachkommen", heißt es darin
weiter. Es habe mit der kolonialen Unterdrückung und Vernichtung der
indigenen Bevölkerungsgruppen der Herero und Nama schwere Schuld auf
sich geladen. Die Befehle des Generalleutnants Lothar von Trotha vom
2. Oktober 1904 gegen die Herero und vom 22. April 1905 gegen die Nama
belegten ebenso wie die praktische Kriegsführung der deutschen
Kolonialtruppen eindeutig einen Vernichtungsvorsatz.

Zwischen 1904 und 1908 waren bis zu 80 Prozent der Herero und mehr als
die Hälfte der Nama während der Aufstände im heutigen Namibia getötet
worden. Im Juni 2014 begann die Bundesregierung mit dem Ziel der
Versöhnung einen Dialogprozess mit der Regierung in Namibia.

 * 

2. Datenübermittlung an die Türkei

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Übermittlung personenbezogener Daten von
Europol an die Türkei geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/1211) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/928).
Darin schrieb die Fraktion, dass die EU Verhandlungen zu einem
Abkommen mit der Türkei über den Austausch personenbezogener Daten
zwischen Europol und den für die Bekämpfung von schwerer Kriminalität
und Terrorismus zuständigen türkischen Behörden beginnen wolle.

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, ist aus ihrer Sicht
insbesondere die fehlende Befugnis für die Übermittlung
personenbezogener Daten von Europol an die Türkei als ein Defizit in
der derzeitigen Zusammenarbeit anzusehen. Europol könne aber
personenbezogene Daten an einen Drittstaat wie die Türkei übermitteln,
sofern mit diesem ein internationales Abkommen der EU besteht, das
angemessene Garantien hinsichtlich des Schutzes der Privatsphäre, der
Grundrechte und Grundfreiheiten von Personen bietet.

Ein solches Abkommen halte sie für sinnvoll, fügt die Bundesregierung
hinzu. Die Türkei stelle "aus gesamtstrategischer Sicht für das
Bundeskriminalamt einen wichtigen bilateralen Kooperationspartner in
verschiedensten deliktisch-phänomenologischen Schwerpunktbereichen
dar". Eine intensivere Zusammenarbeit einschließlich des Austauschs
personenbezogener Daten zwischen Europol und der Türkei "unter
Gewährleistung angemessener Garantien hinsichtlich des Schutzes der
Grundrechte könnte auch für das Bundeskriminalamt gewinnbringend
sein".

 * 

3. Predictive Policing bei Bundesbehörden

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den Einsatz softwaregestützter Prognosetechnologien
im Rahmen der Verbrechensvorhersage ("Predictive Policing")
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/1234).
Darin erkundigt sie sich, ob Sicherheitsbehörden des Bundes
softwaregestützte Prognosetechnologien verwenden oder den Einsatz
solcher Technologien erwägen. Auch wollen die Abgeordneten unter
anderem wissen, inwieweit die Bundesregierung "die Erfassung und
Analyse personenbezogener Daten im Bereich des Predictive Policings
für vereinbar mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung"
hält.

 * 

4. FDP fragt nach Afghanistan-Einsatz

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über den deutschen
Afghanistan-Einsatzes. In einer Kleinen Anfrage (19/1233) will sie
unter anderem von der Bundesregierung wissen, warum sie bislang keine
umfassende Evaluation des Engagements am Hindukusch vorgelegt hat und
ob sie eine solche Evaluation plant. Zudem möchte sie über den Stand
der Ausbildung afghanischer Sicherheitskräfte informiert werden.

 * 

5. AfD fragt nach Klimarisikoversicherungen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Eine von der Bundesregierung unterstützte Initiative
zum Ausbau des Versicherungsschutzes gegen Klimarisiken in
Entwicklungsländern ("InsuResilience") ist Gegenstand einer Kleinen
Anfrage (19/1199) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen wissen,
wer die Rückversicherungspartner von InsuResilience sind und ob durch
die eventuelle Beteiligung deutscher Rückversicherer ein finanzielles
Risiko für die deutsche Versicherungsbranche oder deutsche Versicherte
auszuschließen ist. Außerdem fragen sie, in welcher Weise die
Bundesregierung auch in Deutschland Risikoversicherungen unterstützt
beziehungsweise ob sie dies beabsichtigt.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1635: Kanzlerin Merkel und der irische Premierminister Leo Varadkar, 20.03.2018 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Dienstag, 20. März
2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem irischen
Premierminister Leo Varadkar

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass ich heute den
Premierminister Irlands, Herrn Leo Varadkar, begrüßen kann. Wir haben uns
schon sehr häufig gesehen, aber der Taoiseach ist heute zum ersten Mal in
Berlin zu seiner offiziellen Visite, zu der ich ihn natürlich ganz herzlich
begrüße.

Wir haben sehr freundschaftliche Beziehungen, die von gegenseitigem
Respekt, von Sympathie getragen sind. Es gibt auch viele Deutsche, die nach
Irland reisen und sich an dem Land erfreuen. Deshalb mussten wir in unserem
Gespräch auch nicht sehr viel Zeit mit unseren bilateralen Beziehungen
verbringen, sondern haben uns im Wesentlichen mit der Vorbereitung des
Europäischen Rates übermorgen und Freitag beschäftigt, und hier natürlich
mit dem Thema, das Irland, aber auch Deutschland sehr in Beschlag nimmt,
nämlich den Brexit-Verhandlungen.

Wir haben gestern mit großer Freude vernommen, dass es eine Übereinkunft
zwischen Großbritannien und der Europäischen Union über die Übergangsphase
gegeben hat. Wir wissen aber natürlich, dass noch sehr viele Probleme zu
lösen sind und dass insbesondere auch die Frage der Grenze in Nordirland
sehr sensibel und natürlich von zentraler Bedeutung ist. Hierfür muss eine
Lösung gefunden werden, da sind sich alle Beteiligten einig. Deutschland
unterstützt hier die irische Position vollkommen. Wir werden am 23. März,
also jetzt am Freitag, auch diese Themen weiter vertiefen und auch
entsprechende Leitlinien für die Verhandlungen über die zukünftigen
Beziehungen der Europäischen Union zu Großbritannien beschließen. Es werden
sicherlich noch viele intensive Gespräche geführt werden. Die Europäische
Union der 27 Mitgliedstaaten hat hier bislang eine sehr einige Position
eingenommen, und der Taoiseach und ich waren uns einig, dass diese
Einigkeit auch in den jetzt kommenden Verhandlungsetappen gewahrt sein
muss.

Wir haben dann über die Wirtschafts- und Währungsunion und die Bankenunion
gesprochen. Hier sind wir uns im Großen und Ganzen sehr einig, was den
weiteren Fahrplan anbelangt. Wir wollen hierzu im Juni auch die
entsprechenden Entscheidungen treffen.

Darüber hinaus haben wir uns natürlich auch mit der Handelspolitik
auseinandergesetzt. Irland und Deutschland sind Unterstützer eines freien
Welthandels und wir wollen keine protektionistischen Maßnahmen, wir wollen
uns entsprechend des multilateralen Systems der Welthandelsorganisation
verhalten. Wir hoffen, dass wir nicht auf zusätzliche Zölle reagieren
müssen; dazu gibt es ja auch laufende Gespräche der Kommissarin Malmström
mit der amerikanischen Regierung. Unser neuer Wirtschaftsminister Peter
Altmaier war bei dem US-Handelsbeauftragten, Herrn Ross, und die
Finanzminister der G20-Staaten haben sich in Argentinien getroffen. Ich
hoffe, dass daraus vielleicht auch Lösungen erwachsen können; ich würde es
mir jedenfalls sehr wünschen.

Das waren die Themen, mit denen wir uns im Wesentlichen beschäftigt haben.
Danke für den Besuch! Ich glaube, man muss es nicht extra aussprechen: Wir
werden auch weiter sehr gute freundschaftliche Beziehungen haben.

PM Varadkar: (auf Deutsch) Vielen Dank, Angela! Ich freue mich, heute in
Berlin zu sein, um Bundeskanzlerin Merkel persönlich zur Wiederwahl als
Bundeskanzlerin - zum vierten Mal - gratulieren zu können. Ich habe seit
vielen Jahren sehr große Hochachtung für die Bundeskanzlerin. Es war mir
eine wirkliche Ehre, sie bei unserer Zusammenarbeit im Europäischen Rat
kennenzulernen, in die sie ihre große Erfahrung und ihre Weisheit
einbringt. Sie steht für Solidarität und Einigkeit; auch wenn sie den
größten Mitgliedstaat der Union vertritt, hört und respektiert sie die
Stimmen der kleineren Mitgliedstaaten und achtet stets auf deren Anliegen.

Deutschland und Irland sind und bleiben enge Partner in Europa. Meiner
Meinung nach hat die Bundeskanzlerin großes Verständnis für unsere
einzigartigen Sorgen wegen des Brexit gezeigt, insbesondere für die
Notwendigkeit, das Karfreitagsabkommen zu schützen und sicherzustellen,
dass es keine harte Grenze auf der Insel Irland geben wird. Ich möchte ihr
im Namen des irischen Volks meinen aufrichtigen Dank überbringen.

(auf Englisch) Erlauben Sie mir, auf Englisch fortzufahren.

Ich muss sagen, dass wir das Ergebnis der Verhandlungen, die gestern von
Michel Barnier geführt wurden, sehr zu schätzen wissen, vor allen Dingen
was den Bereich der Übergangsphase angeht. Das ist für uns natürlich
besonders wichtig. Unsere Geschäftsleute, unsere Industrie und auch unser
Handel müssen natürlich planen können. Vor allen Dingen ist auch wichtig,
was zu Irland und Nordirland gesagt wurde, auch von der Bundeskanzlerin,
damit wir dann auf jeden Fall verhindern können, dass es da irgendeine
Veränderung gibt. Auch die Backstop-Lösung wird Teil eines rechtlichen
Textes des sogenannten "Withdrawal Agreement" sein. Es ist absolut
notwendig, zu verhindern, dass hier etwa eine harte Grenze entsteht. Es
muss irgendeine Möglichkeit geben, die wirklich auch in praxi funktioniert.
Ich denke, dass wir gerade im Bereich der Brexit-Verhandlungen Fortschritte
erzielt haben. Aber in den nächsten Monaten muss noch mehr getan werden,
damit die Lücken zwischen der Position der EU und der Position des
Vereinigten Königreiches geschlossen werden. Ich darf der Bundeskanzlerin
hier für ihre Unterstützung danken, die sie uns immer gewährt hat.

Wir werden in Zukunft Michel Barnier in seiner sehr wichtigen Arbeit
unterstützen. Ich denke, wir alle sollten uns vor Augen halten, dass wir
auf der Grundlage weiterverfahren, dass nichts beschlossen ist, solange
nicht in allen Punkten eine Einigung erzielt worden ist. Das sollte auf
jeden Fall gewahrt werden.

Wir haben bei unserem Treffen auch über die Frage der digitalen Besteuerung
gesprochen, auch über die Herausforderungen der Digitalisierung für unsere
Wirtschaftssysteme. Wir erkennen an, dass es bislang noch keinen Konsens
darüber gibt, wie man darauf am besten reagiert. Aber es ist natürlich auf
jeden Fall richtig, dass die EU nicht allein handeln sollte. Denn wir sind
ja international eingebunden. Es könnte auch negative Konsequenzen geben,
wenn es solch eine Einzellösung seitens der EU gibt. Die irische Regierung
ist daher der Ansicht, dass man sich auf jeden Fall darauf konzentrieren
sollte, einen offenen Binnenmarkt - gerade auch im digitalen Bereich - zu
haben, der dem freien Handel oder auch dem freien Datenfluss keinerlei
Beschränkungen setzt.

Natürlich sollten auch die Unternehmen auf jeden Fall ihre Steuern zahlen.
Sie sollten sie dort zahlen, wo sie gezahlt werden sollten. Aber man muss
auf jeden Fall auch eine vernünftige politische Reaktion finden.

Was den Handel angeht, so machen wir uns große Sorgen über die direkten und
indirekten Folgen der Vorschläge Präsident Trumps zu Zöllen auf Stahl und
Aluminium und darüber, welche Folgen das für unsere Bevölkerung und unsere
Wirtschaftsunternehmen hat. Wir möchten von der Kommission mehr hören,
gerade was die Frage der Ausnahmeregelungen angeht, und hoffen, dass wir
das bei dem Treffen der EU auch bekommen. Vergangene Woche habe ich mit
Präsident Trump darüber gesprochen, auch darüber, wie wichtig die
Handelsbeziehungen zwischen der EU und den USA sind. Ich habe gesagt, dass
wir versuchen sollten, unsere verschiedenen Differenzen gemeinsam
miteinander zu besprechen und vielleicht darauf abzuzielen, ein
Freihandelsabkommen abzuschließen.

Ich freue mich sehr, dass ich diese Themen heute hier mit der
Bundeskanzlerin besprechen konnte. Ich freue mich auch, dass wir uns beim
EU-Rat Ende der Woche wieder treffen. Ich hoffe, dass Sie mich bald auch in
Irland besuchen werden.

Frage: Taoiseach, Sie haben über Datenschutz gesprochen. Der irische
Kommissar für Datenschutz ist hier dafür kritisiert worden, dass er, im
Grunde genommen, mindestens drei Jahre lang eine Lücke beim Datenschutz
gelassen hat, die vielleicht von Cambridge Analytica ausgenutzt wurde. Für
wie ernsthaft sehen Sie das an?

Frau Bundeskanzlerin, im Koalitionsvertrag haben Sie sich dazu
verpflichtet, gegen Steuerdumping vorzugehen. Sie nennen Firmen wie Google,
Facebook oder Apple, Firmen, die alle ihren Sitz in Irland haben. Meinen
Sie es dieses Mal ernst, und sollen sich die Iren warm anziehen?

PM Varadkar: Diese Lücke ist, soweit ich weiß, 2015 geschlossen worden.
Seitdem haben wir gerade die Rolle des Datenschutzbeauftragten wirklich
sehr gestärkt. Ich denke, das wird auch weiter so gehen. Ein robuster
Datenschutz ist natürlich wichtig. Das haben wir, denke ich. Aber auf gar
keinen Fall sollten wir uns zurücklehnen und mit dem zufrieden sein, was an
Risiken noch besteht, vor allen Dingen was den Einfluss auf Wahlen angeht.

Bisher ist es so, dass wir - zumindest was unsere Wahlen, unser Referendum
angeht - noch nicht Beweise dafür haben, dass es darauf Einfluss gegeben
hat, aber das kann natürlich in der Zukunft durchaus möglich sein. Es kann
durchaus sein, dass Menschen da private Daten für sich ausnutzen. Das ist
auf jeden Fall nichts, hinsichtlich dessen man sich einfach so zurücklehnen
und zufrieden sein kann.

Ich denke, diese neuen Technologien entwickeln sich ja sehr schnell. Sie
entwickeln sich fast noch schneller als unsere Gesetzgebung; die kann kaum
Schritt halten. Aber natürlich ist es wichtig, dass man diese Lücken
schließt. Das Büro des Datenschutzbeauftragten ist gestärkt worden, es
sollte auch weiter gestärkt werden, und wir sollten uns dabei auf keinen
Fall der Selbstzufriedenheit hingeben.

Zuruf: (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

PM Varadkar: Das trifft zu, aber diese Lücke ist ja vor drei Jahren
geschlossen worden.

BK'in Merkel: Wir erwarten jetzt Vorschläge der Kommission. Wir glauben,
dass wir ein in sich konsistentes Steuersystem brauchen. Wir werden uns
darüber auch sehr eng abstimmen.

Ich weiß nicht, ob in der deutschen Übersetzung die Frage enthalten war, ob
sich die Iren warm anziehen müssen. - Wenn, dann nur aus Witterungsgründen,
aber nicht, weil es Deutschland gibt.

Frage: Ich habe eine Frage an die Frau Bundeskanzlerin und den Herrn
Premierminister im Zusammenhang mit dem Zollkonflikt, dem Grenzkonflikt.
Haben Sie konkrete Überlegungen angestellt, was die Mindeststandards, die
Mindestbedingungen für einen Kompromiss in dieser Frage sein sollten? Ist
der Vorschlag Großbritanniens bezüglich einer Zollpartnerschaft mit der EU
vielleicht ein gangbarer Weg?

BK'in Merkel: Ich kenne einen Vorschlag Großbritanniens hinsichtlich einer
Zollpartnerschaft, also einer Zollunion, jedenfalls vonseiten der
britischen Regierung nicht, oder mir ist da etwas entgangen. Wir haben die
letzte Rede von Theresa May sehr aufmerksam verfolgt. Darin ging es um
verschiedene Körbe. Aber die Verhandlungen haben ja noch gar nicht
begonnen. Wir werden ja jetzt erst einmal unsere Leitlinien für unsere
Verhandlungen verabschieden.

Was die Frage der Zölle anbelangt, so glauben wir, dass das WTO-Regime ein
faires Regime ist, und wenn man es verhandelt, dann muss man es gemeinsam
tun und dabei nicht im Rahmen einseitiger Veränderungen vorgehen.

PM Varadkar: Nur zu dieser letzten Frage: Ich glaube, eine harte Grenze
zwischen Nordirland und der Republik Irland kann vermieden werden und
sollte vermieden werden. Es gibt mindestens zwei Mechanismen dafür, wie man
das schaffen kann. Zunächst einmal - das haben wir ja schon im Detail
dargelegt - steht im irischen Protokoll, das ja dem Entwurf angefügt ist,
dass man akzeptiert, dass es einen "backstop" für dieses "withdrawal
agreement" geben muss - der Text selbst wird ja noch abgestimmt werden -,
und dann könnte man eine sehr enge Handelsbeziehung zwischen dem
Vereinigten Königreich und der EU vorsehen. Einige dieser Papiere, die die
britische Regierung ja vorgelegt hat, sprechen über eine solche
Zollpartnerschaft. Aber man muss natürlich noch im Detail verstehen, was
sie damit eigentlich wirklich meint. Das muss auch mit ihr verhandelt
werden. Irgendetwas, das relativ nahe an einer Zollunion ist, könnte
durchaus Probleme an der irischen Grenze lösen, aber wenn es weniger ist,
dann wird das natürlich schwierig sein, dann wird es das eben nicht tun. Es
ist, denke ich, so, dass wir einfach mehr Details seitens der britischen
Regierung in Bezug darauf brauchen, wie sie das meint. Das muss dann ja
auch rechtlich verbindlich gestaltet werden.

Frage: Taoiseach, sind Sie nach diesem Treffen zuversichtlich, dass Sie in
Zukunft absolut auf die Deutschen zählen können, wenn es schwierige
Diskussionen gibt, was vor allen Dingen die Details dieses rechtlichen
"backstop" angeht, wenn der notwendig sein sollte?

An Sie, Frau Bundeskanzlerin, gerichtet: Würde es Ihr Leben politisch
einfacher machen, wenn Irland sehr schnell in Bereichen wie zum Beispiel
der digitalen Besteuerung voranschreiten würde?

PM Varadkar: Wir hatten ein sehr gutes Treffen von mehr als einer Stunde.
Ich muss sagen, dass ich angesichts der Zusicherungen der Bundeskanzlerin
absolut zufrieden bin. Man versteht hier sehr, sehr gut, was die irischen
Themen sind und dass die irischen Themen eben nicht nur irische Themen,
sondern auch europäische Themen sind. Da ist unser Ansatz sehr, sehr
ähnlich. In den nächsten Wochen und Monaten werden wir weiter darüber
sprechen. Ich weiß aber auf jeden Fall, wenn ich von hier weggehe: Hier
habe ich einen sehr guten Freund.

BK'in Merkel: Irland kann sich auf uns verlassen, und das ist auch an
keinerlei andersartige Bedingungen geknüpft. Das gilt für sich.

Dienstag, 20. März 2018

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem

irischen Premierminister Leo Varadkar, 21.03.2018
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EUROPA/1546: Digitalsteuer-Vorschlag der EU-Kommission ist kurzsichtig gedacht

FDP-Pressemitteilung vom 21. März 2018

KLINZ: Digitalsteuer-Vorschlag der EU-Kommission ist kurzsichtig
gedacht



Anlässlich der Vorschläge der EU-Kommission zur Besteuerung der
Digitalwirtschaft, erklärt das FDP-Präsidiumsmitglied und
steuerpolitischer Sprecher der FDP im Europäischen Parlament Dr. Wolf
Klinz:

Besteuerung muss dort stattfinden, wo Werte geschaffen werden.
Anstatt jedoch provisorische Regelungen übers Knie zu brechen, sollte
im Rahmen der G20 und der OECD sichergestellt werden, dass die
Digitalwirtschaft ihrer Steuerpflicht langfristig und vollständig
nachkommt.

Die von der Kommission erdachte Neugestaltung der Steuersystematik
droht gegen OECD-Prinzipien zu verstoßen und steht potentiell im
Widerspruch zu bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen. Sie ist ein
Schnellschuss, der mehr schadet als nutzt.

Die Unterstützung der Bundesregierung für das Vorhaben ist zu
kurzsichtig gedacht, ohne die Konsequenzen für die deutsche
Wirtschaft ausreichend zu bedenken. Sollte die geplante Abgabe auf
Bruttoerlöse von unseren internationalen Partnern als
Vergeltungsmaßnahme auch gegenüber deutschen Unternehmen angewandt
werden, würden die Steuereinnahmen in Deutschland in Summe
voraussichtlich sogar sinken.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4311: Radverkehrsbilanz 2017 - Die Luft ist raus (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 21. März 2018

Radverkehrsbilanz 2017: Die Luft ist raus!



Der Hamburger Senat hinkt beim Ausbau seiner Fahrradinfrastruktur den
eigenen Zielen hinterher: Statt 50 Kilometer pro Jahr wurden nur 30
Kilometer neuer Radwege gebaut, im Veloroutennetz wurden von
notwendigen 150 Kilometern nur 7,7 Kilometer angefasst (vgl. Drs.
21/12279).

"Was für eine magere Bilanz. Bei der Hauptschlagader des Radverkehrs,
den Velorouten, besteht laut Senat zwar für 150 Kilometer
Handlungsbedarf. Doch 2017 wurden sage und schreibe nur 8 Kilometer
davon gebaut. Wann und ob die Planung für den Rest realisiert wird,
ist völlig offen. Aus den Reifen der vermeintlichen Fahrradstadt
Hamburg ist die Luft raus!", kritisiert Heike Sudmann,
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Dieselskandal, Stickoxidbelastung: Was
braucht der rot-grüne Senat noch an Schreckensmeldungen, um endlich
eine echte Verkehrswende einzuleiten? Raus aus dem Auto und rauf auf
das Rad - das geht nicht mit dieser Schmalspurpolitik. Der grüne Anbau
des Senats erweist sich wieder mal als reines Luftschloss."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 21. März 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - HAMBURG/4310: Medikamente im Grundwasser - Viele weitere Schritte sind nötig (Die Linke)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4310: Medikamente im Grundwasser - Viele weitere Schritte sind nötig (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 20. März 2018

Medikamente im Grundwasser: Viele weitere Schritte sind nötig



Mit einer Aufklärungskampagne will Umweltsenator Kerstan gemeinsam mit Hamburg Wasser und den Apotheken die Entsorgung von Medikamenten ins Abwasser eindämmen. "Das Problem ist lange bekannt, nicht nur in der Fachwelt. Seit der ersten offiziellen Feststellung der Gefahren durch Arzneimittel im Grundwasser hat es fast zwei Jahre gedauert, bis der Umweltsenator reagiert hat", kritisiert Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Nach Kerstans erstem richtigen, aber sehr kleinen Schritt müsste Hamburg im Interesse sicheren Grundwassers noch viel weiter gehen, zum Beispiel durch eine Beteiligung der Pharmaindustrie mit ihren immensen Gewinnen vor allem an der Ursachenverhinderung, aber auch an der Folgenbeseitigung. Trinkwasser mit medizinischer Indikation darf es nicht geben."

Im Zentrum der Aufklärung über die Gefahren der unsachgemäßen Entsorgung von Arzneimitteln stehen die Apotheken und Ärzt_innen der Stadt. "Die Regelung, dass Apotheken nicht mehr benötigte Arzneimittel zurücknehmen müssen, hat die schwarz-gelbe Bundesregierung 2009 in ihrem Deregulierungswahn aufgekündigt", erinnert Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion. "Die Wiedereinführung dieser sinnvollen Regelung könnte nicht nur der Entsorgung durchs Klo entgegenwirken, sondern auch eine breit angelegte Verwendung nicht abgelaufener Medikamente zum Beispiel in der Nichtseßhaftenhilfe ermöglichen."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4756: Sozialtickets auch in Rheinland-Pfalz fördern (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 21.03.2018

Sozialtickets auch in Rheinland-Pfalz fördern



Zur Pressekonferenz des Bündnisses "Mobilität für alle! Ein
Sozialticket für Rheinland-Pfalz" erklärt Daniel Köbler,
sozialpolitischer Sprecher:

"Wir GRÜNE setzen uns schon lange für die Einführung von Sozialtickets
in Rheinland-Pfalz ein. Ob für den Arbeitsweg, den täglichen Einkauf,
den Arztbesuch, den Besuch von Museen und Konzerten oder
Veranstaltungen: Mobilität ist ein wesentlicher Bestandteil sozialer
Teilhabe. Leider ist auch der Anteil für Mobilität im
Hartz IV-Regelsatz von 26,44 Euro monatlich weder ausreichend noch
armutsfest. Sozialtickets sind daher ein wichtiger Baustein für
soziale Teilhabe und die Armutsbekämpfung.

Nordrhein-Westfalen macht es uns seit sieben Jahren vor. Dort fördert
das Land Kommunen, die ein Sozialticket anbieten. Was 
Nordrhein-Westfalen kann, muss auch endlich in Rheinland-Pfalz möglich sein:
Unser Ziel ist es, ein solches Angebot auch in Rheinland-Pfalz
einzuführen."

Jutta Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische Sprecherin, ergänzt:

"Es wäre notwendig, Verbünde und Kommunen bei der Einführung von
Sozialtickets für Menschen mit geringem Einkommen zu unterstützen. Wir
wollen den ÖPNV für alle attraktiv, das heißt auch bezahlbar machen.
Darüber hinaus ist ein guter und bedarfsgerechter ÖPNV im ländlichen
Raum entscheidend, um die Teilhabe an öffentlicher Mobilität auch in
der Fläche zu ermöglichen. Deshalb hat sich das Land aufgemacht, mit
neuen ÖPNV-Konzepten im Norden von Rheinland-Pfalz und im Bereich des
RNN diese Möglichkeit zu schaffen."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4755: Orte der Demokratie erleben (Landtag Rheinland-Pfalz)

Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 19. März 2018

Landtagspräsident: Orte der Demokratie erleben

Bundespräsident besucht Landtag und zieht Bilanz

Hendrik Hering ruft zur Verteidigung der Demokratie auf



Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier hat zum Abschluss seiner
Deutschlandreise in alle 16 Bundesländer heute auch den
rheinland-pfälzischen Landtag in Mainz besucht. Bei einer
Festveranstaltung mit Landtagsabgeordneten, Vertretern der
Landesregierung und jugendlichen Ehrengästen im Interimsplenarsaal im
Mainzer Landesmuseum mit dem Titel "Herausforderung Demokratie - Von
der Mainzer Republik bis heute" ging der Bundespräsident auf die
Bedeutung der "Mainzer Republik" für die Entwicklung der Demokratie in
Deutschland ein und zog eine Bilanz seiner Deutschlandreise sowie
seines ersten Amtsjahres. Auf seiner Deutschlandreise hatte
Bundespräsident Steinmeier gemeinsam mit seiner Frau Elke Büdenbender
besondere Orte der Demokratie besucht.

Landtagspräsident Hendrik Hering regte in seiner Ansprache an, dass
jede Schülerin und jeder Schüler im Laufe seiner Schulzeit einen
solchen Ort der Demokratie, wie beispielsweise den Landtag in Mainz,
besuchen sollte. Hier in Mainz sei schließlich die Wiege der
parlamentarischen Demokratie, da vor genau 225 Jahren im Deutschhaus,
dem heutigen Sitz des Landtags Rheinland-Pfalz, der Rheinisch-Deutsche
Nationalkonvent tagte und am 18. März 1793 die Mainzer Republik
ausrief. "Es war das erste, nach allgemeinem Wahlrecht gewählte
Parlament in Deutschland, das einen auf demokratischen Prinzipien -
Freiheit, Gleichheit, Volkssouveränität - beruhenden Staat gründete",
erklärte einst der inzwischen verstorbene Mainzer Historiker Franz
Dumont.


Teilhabe an Demokratie

An diesen Orten der Demokratie könnten junge Menschen sich nicht nur
Wissen über demokratische Prozesse aneignen, sondern diese auch
erleben, so Landtagspräsident Hendrik Hering. Die Demokratie könne für
uns alle Heimat sein. "Wir müssen aber auch das Gefühl haben, wirklich
ein Teil von ihr zu sein, sie selbst mitgestalten zu können und nicht
nur als Zaungast zuschauen", sagte Hendrik Hering. Und dies umso mehr
in Zeiten, in denen die Demokratie angefeindet werde, die Ungleichheit
in Deutschland zunehme und das Vertrauen in die politischen
Institutionen sinke, die wirtschaftliche Entwicklung in den Ländern
der Euro-Zone sehr unterschiedlich sei und die antidemokratischen
Entwicklungen in einigen mittel- und osteuropäischen Ländern Grund zur
Besorgnis gäben. "Es ist nicht selbstverständlich, dass wir in einer
Demokratie leben. Das zeigt der Blick zurück, das lehrt uns die
Mainzer Republik", betonte der Landtagspräsident.


"Botschafter der Demokratie"

Heute gelte es deshalb mehr denn je, die Errungenschaften der
parlamentarischen Demokratie zu verteidigen und weiter zu entwickeln.
"Wie gelingt es uns, wieder für die Demokratie zu begeistern und für
ihre Vorteile zu werben?" seien aktuelle Fragen von grundlegender
Bedeutung. Vor diesem Hintergrund kamen im Rahmen einer Talkrunde mit
Ministerpräsidentin Malu Dreyer Jugendliche zu Wort, die sich mit dem
Thema "Politik heute - was macht

Demokratie für mich attraktiv?" auseinandersetzten. Diese hatten am
kürzlich stattgefundenen Schüler-Landtag teilgenommen oder an
Veranstaltungen des Landtags zur parlamentarischen Demokratie
mitgearbeitet. Sie alle hätten laut Hendrik Hering einen Wunsch
geäußert: "Wir wollen mehr politische Bildung!". Deshalb sollte es uns
ein bedeutender Wert sein, junge Menschen mit dem notwendigen Rüstzeug
auszustatten, um sie zu "Botschaftern der Demokratie" zu machen. Und
je früher damit begonnen werde, desto größer werde die Bereitschaft
sein, sich in der Gesellschaft zu engagieren. Es sei deshalb eine
wichtige gesellschaftliche und politische Aufgabe, Demokratie schon
für Kinder erfahrbar zu machen, so Hendrik Hering. Vor diesem
Hintergrund habe der Landtag jüngst auch sein neues
Grundschul-Besuchsprogramm gestartet, das im Rahmen der Veranstaltung
filmisch vorgestellt wurde.

Die Veranstaltung moderierte Jennifer Sieglar, bekannt unter anderem
als Moderatorin der Kindernachrichtensendung "logo!". Zu Beginn der
Veranstaltung verkörperte der Schauspieler Tino Leo in seinem
Ein-Mann-Theaterstück "Der Freiheitsbaum" in der Rolle verschiedener
Protagonisten der Mainzer Republik den Mut der frühen Demokraten im
heutigen Rheinland-Pfalz.


Die Aufzeichnung der Veranstaltung finden Sie unter:

http://www.landtag.rlp.de/icc/Internet-DE/nav/9da/presse.jsp?uMen=9da2eb48-4afb-061f-c58c-6e186d35f8f4&page=1&pagesize=6&all=true&attrclass=242e0e47-4b21-41b1-d5e1-a5086d35f8f4&attrorder=8d3e0e47-4b21-41b1-d5e1-a5086d35f8f4&attrorderdir=desc&attr_datum_id=8d3e0e47-4b21-41b1-d5e1-a5086d35f8f4&plenumarchiv=true&attr_datum_von=1514761260000&attr_datum_bis=1546297140000
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AUSSEN/1574: Rassismus online und offline bekämpfen

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Rassismus online und offline bekämpfen



Gabriela Heinrich, stellvertretende menschenrechtspolitische Sprecherin:

Zum Internationalen Tag gegen Rassismus fordert die SPD-Bundestagsfraktion ein noch deutlicheres Vorgehen gegen alle Arten von rassistischem Hass und rassistischer Gewalt. Rassismus darf durch populistische Propaganda nicht salonfähig werden - nicht im Netz und nicht auf der Straße.

"Zusammenleben funktioniert nur mit gegenseitiger Achtung. Rassismus und Diskriminierung zerstören die Gesellschaft. Leider gibt es immer mehr rassistische Gewalt auf der Straße und auch immer mehr rassistische Hetzrede - vor allem im Internet, aber zunehmend auch in den politischen Debatten.

Wir müssen noch deutlicher gegen Rassismus und alle Formen von Ausgrenzung vorgehen. Nur eine Gemeinschaft, die zusammensteht, ist eine starke Gemeinschaft. Die SPD-Bundestagsfraktion fordert, den 2017 beschlossenen 'Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus' konsequent umzusetzen und weiterzuentwickeln. Auch in der neuen Wahlperiode müssen die Programme und Projekte gegen Rassismus und für Demokratieförderung gut finanziell ausgestattet werden, zum Beispiel das Programm 'Demokratie leben' des Bundesfamilienministeriums.

Wir alle können uns Rassismus entgegenstellen. Nur mit Menschlichkeit, Respekt und Empathie, aber auch mit mehr Medienkompetenz wird der Rassismus zurückgedrängt. Auch die Internet-Konzerne sind in der Pflicht, ihre Gewinne nicht durch Falschmeldungen, Hass und Ausgrenzung zu maximieren."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1599: Olaf Scholz gratuliert Udo Bullmann

SPD-Pressemitteilung vom 21. März 2018

Olaf Scholz gratuliert Udo Bullmann



Der kommissarische SPD-Vorsitzende Olaf Scholz erklärt zur Wahl von Udo Bullmann zum Vorsitzenden der S&D-Fraktion im Europäischen Parlament:

Im Namen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands gratuliere ich Udo Bullmann sehr herzlich zu seiner Wahl zum Vorsitzenden der sozialdemokratischen S&D-Fraktion im Europäischen Parlament.

Europa steht vor großen Herausforderungen, die überzeugende Antworten verlangen. Die sozialdemokratische Fraktion im Europäischen Parlament wird unter Udo Bullmanns Führung hierfür zukunftsgerichtete Impulse geben - für ein Europa, das auf Wachstum, Investitionen und Gerechtigkeit setzt.

In den nächsten Monaten werden entscheidende Weichen für die Zukunft der EU gestellt - bei der Reform der Wirtschafts- und Währungsunion, in der Migrationspolitik, mit Blick auf eine soziale Gestaltung des europäischen Binnenmarktes oder die Aufstellung des künftigen Haushaltes der EU. Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wird es für uns dabei darauf ankommen, klare und konkrete Fortschritte für ein starkes, gerechtes und demokratisches Europa zu erzielen.

Im Zusammenwirken der unterschiedlichen Ebenen in unserer Partei sowie in der Europapolitik insgesamt gilt es jetzt Schritt für Schritt sozialdemokratische Politik voranzutreiben und ein besseres Europa zu gestalten - ein Europa, das den Anfeindungen der Populisten standhält und an Vertrauen und gemeinsamer politischer Stärke hinzugewinnt.

Mit Udo Bullmann hat die S&D-Fraktion einen versierten Europa-Politiker an der Spitze, der diese Ziele mit uns gemeinsam umsetzen wird.
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FRAKTION/125: Nachwahl Ausschuss Arbeit und Soziales - Kandidat für Vorsitz gewählt

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Nachwahl Ausschuss Arbeit und Soziales: Kandidat für Vorsitz gewählt



Die Pressesprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Lena Daldrup teilt mit:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat in ihrer heutigen Sitzung ihren Kandidaten für den Vorsitz des Bundestagsausschusses für Arbeit und Soziales nachgewählt:

Matthias Bartke

Die Nachwahl wurde erforderlich, weil Kerstin Griese inzwischen Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesministerium für Arbeit und Soziales ist.

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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FRAKTION/124: Nachwahl Erweiterter Fraktionsvorstand

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2018

Nachwahl Erweiterter Fraktionsvorstand



Die Pressesprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Lena Daldrup teilt mit:

In den erweiterten Fraktionsvorstand wurden folgende zwei Abgeordnete durch die SPD-Bundestagsfraktion nachgewählt:

Diaby, Karamba (ST)

Poschmann, Sabine (NW)

Die Nachwahl wurde erforderlich, weil Kerstin Griese (Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für Arbeit und Soziales) und Michelle Müntefering (Staatsministerin im Auswärtigen Amt) inzwischen Parlamentarische Staatssekretärinnen sind.

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/256: Vorschlag für künftigen Intendanten des Humboldt Forums wird begrüßt

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. März 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

SPD-Bundestagsfraktion begrüßt Vorschlag für künftigen Intendanten des Humboldt Forums



Eva Högl, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Martin Rabanus, medienpolitischer Sprecher:

Der Generaldirektor der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg, Hartmut Dorgerloh, wurde jetzt als künftiger Generalintendant des Berliner Humboldt Forums vorgeschlagen. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt das. Hartmut Dorgerloh wird bald konzeptionelle Maßstäbe setzen müssen und die Internationalität des Forums gewährleisten. Das Humboldt Forum lädt dazu ein, im Dialog die Welt zu erkennen. Ende 2019 soll es in Berlin eröffnet werden.

"Mit dem Humboldt Forum entsteht gegenwärtig das ambitionierteste kulturpolitische Projekt des Bundes. Es wird ein neues kulturelles Zentrum, in dem die Welt bei uns zu Hause ist. Wichtige internationale kulturpolitische Debatten sollen hier auf Grundlage der großen ethnologischen Sammlungen zusammen mit der Humboldt Universität und dem Land Berlin geführt werden.

Das Humboldt Forum steht damit für Internationalität. Ein solches Haus zeigt die kulturellen Verbindungen von Innen und Außen auf, gibt Anlass zum Diskutieren, zum Staunen, ermöglicht neue Zugänge und lässt Zeit zum Nachdenken. Besucherinnen und Besucher sollen bei freiem Eintritt aktiver Teil davon werden.

Es ist ein gutes Zeichen, wenn Hartmut Dorgerloh durch sein Schaffen als Generaldirektor der Stiftung Preußischer Schlösser und Gärten seine vielfach bewährten Erfahrungen und profunden beruflichen Kenntnisse mit in die neue Tätigkeit einbringt.

Die große konzeptionelle Herausforderung ist nun, den Blick nach Außen und nach Innen gleichermaßen zu richten, um kulturelle Themenstrecken zu gestalten, die die Verflechtungen und gegenseitigen Einflüsse als ganzheitliches Bild zeichnen. Neben dieser weiteren Schärfung der konzeptionell inhaltlichen Ausrichtungen braucht das Humboldt Forum auch institutionell eine starke internationale Komponente, die unterschiedliche Perspektiven einer kreativen Kulturwelt zusammenführt und ein weltoffenes Programm mitbestimmt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2685: Echte Teilhabe von Menschen mit Down-Syndrom sicherstellen

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. März 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Echte Teilhabe von Menschen mit Down-Syndrom sicherstellen



Kerstin Tack, Sprecherin für Arbeit und Soziales:

Der heutige 21. März ist der Welt-Down-Syndrom-Tag. Dieser Tag ist nicht nur ein Anlass, um auf die Situation von Menschen mit Trisomie 21 aufmerksam zu machen, sondern bedeutet für die Betroffenen und deren Familien auch, dass sie Solidarität erfahren und ihre Würde, Fähigkeiten und Rechte anerkannt werden.

"Für die Teilhabe von Menschen mit Down-Syndrom hat die SPD-Bundestagsfraktion mit dem Bundesteilhabegesetz in der vergangenen Legislaturperiode bereits viel erreicht: Wir haben die Einkommens- und Vermögensfreigrenzen deutlich erhöht und so das Recht auf Sparen gestärkt. Durch die Ausweitung des Wunsch- und Wahlrechts haben wir außerdem sichergestellt, dass die Wünsche von Menschen mit Behinderungen gerade im Bereich des Wohnens stärker berücksichtigt werden. Die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt haben wir mit dem Budget für Arbeit spürbar verbessert und damit für mehr Selbstbestimmung durch einen Arbeitsplatz mit angemessener Bezahlung auch von Menschen mit Down-Syndrom gesorgt.

Die Maßnahmen des Bundesteilhabegesetzes sind aber noch lange nicht das Ende der Fahnenstange. Denn wir als SPD-Bundestagsfraktion haben ein echtes Interesse daran, dass Menschen mit Trisomie 21 gleichberechtigt teilhaben. Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag verankert, dass der Wahlrechtsausschluss für Bundestags- und Europawahlen von Menschen mit Behinderungen endlich abgeschafft wird. Zudem haben wir durchgesetzt, dass die Ausbildungsmöglichkeiten von Menschen mit Behinderungen deutlich verbessert werden, indem wir die Assistierte Ausbildung verlängern und weiterentwickeln. Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich außerdem erfolgreich für ein Budget für Ausbildung für Menschen mit Behinderungen stark gemacht."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - LATEINAMERIKA/1765: Mexiko - Historische Lügen im Fall Ayotzinapa (poonal)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1765: Mexiko - Historische Lügen im Fall Ayotzinapa (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko: Historische Lügen im Fall Ayotzinapa

Von Wolf-Dieter Vogel



(Mexiko-Stadt, 20. März, npl) - Mexikos Regierung steht wegen
des Falls der verschwundenen 43 Studenten erneut unter
internationalem Druck. Ein jüngst veröffentlichter Bericht der
UN-Menschenrechtskommission kommt zu dem Schluss, dass mindestens 34
der in der Tatnacht festgenommenen Verdächtigen gefoltert wurden. Die
UNO stellt damit die von den mexikanischen Strafverfolgern vertretene
Version vom Verlauf der Tatnacht grundsätzlich in Frage. Die Regierung
zeigte sich "befremdet". Der Bericht steuere keine neuen Erkenntnisse
zur Aufklärung bei, erklärte sie. Zuvor war ein weiterer mutmaßlicher
Täter festgenommen worden.

Der Bericht "Doppelte Ungerechtigkeit" stellt die Strafverfolgung, im
Fall der im September 2014 in der Stadt Iguala verschwundenen
Lehramtsanwärter, grundsätzlich in Frage. Bereits wenige Monate,
nachdem die jungen Männer von Kriminellen und Einheiten der örtlichen
Polizei verschleppt wurden, legte sich der Generalstaatsanwalt Jesús
Murillo Karam auf eine Version vom Verlauf des Verbrechens fest, die
er als "historische Wahrheit" bezeichnete. Demnach sollen die
Studenten des Lehrerseminars Ayotzinapa in der Tatnacht auf einer
Müllhalde verbrannt worden sein. Die Behörde schloss aus, dass
Angehörige des Militärs oder der Bundespolizei an dem Angriff
beteiligt waren. Diese Version basierte auf Aussagen der verhafteten
Männer und Frauen.


UN fordert die unter Folter entstandenen Beweise fallen zu
lassen

Der für Mexiko zuständige Vertreter des UN-Menschenrechtskommissariats
Jan Jarab fordert nun, dass die unter Folter entstandenen Beweise
fallen gelassen werden und eine unabhängige Staatsanwaltschaft den
Fall aufs Neue untersucht. "Wenn keine anderen Beweise als diese
muffigen Geständnisse vorliegen, müssen die Angeklagten sofort
freigelassen werden", erklärte er. Jarab wirft den Behörden eine
Verletzung der Persönlichkeitsrechte der Gefangenen vor. Auch das
Recht der Angehörigen der Studenten sowie der Gesellschaft auf
Wahrheit und Gerechtigkeit sei verletzt worden.

Für den 62 Seiten langen Bericht wurden die Fälle von 63 der insgesamt
129 verhafteten Personen untersucht. Dabei handelt es sich um lokale
Polizisten sowie Mitglieder der Bande "Guerreros Unidos". In 51 Fällen
spricht die Menschenrechtskommission von willkürlichen Verhaftungen
und möglichen Folterungen, in 34 sei der Vorwurf der Folter bestätigt.
Dabei habe es sich um "deutliche Muster von Menschenrechtsverbrechen
und eine praktisch einheitliche Vorgehensweise" gehandelt. Von
Waterboarding, Elektroschocks und Prügeln ist die Rede.


Die "historische Wahrheit" ist technisch gar nicht
möglich

Die von der Interamerikanischen Menschenrechtskommission eingesetzte
Expertengruppe GIEI kam bereits vor zwei Jahren zu dem Schluss, dass
die Aussagen der Gefangenen unter fragwürdigen Umständen zustande
gekommen seien. Die GIEI belegte zudem anhand von wissenschaftlichen
Untersuchungen, dass das Verbrennen der Studenten in der von der
Staatsanwaltschaft dargelegten Form technisch gar nicht möglich sei.
Wie die UNO forderte auch die GIEI grundlegend neue Ermittlungen.
Amnesty International sprach mit Blick auf die staatliche Version von
einer "historischen Lüge" der Regierung des Präsidenten Enrique Peña
Nieto.

Dass der angeblich für das Verbrennen der Studenten maßgeblich
Verantwortliche verhaftet wurde, werten Menschenrechtsorganisationen
als Reaktion auf den UNO-Bericht. Bereits vor dessen Veröffentlichung
war bekannt geworden, dass er hart ausfalle. Peña Nieto wolle unter
allen Umständen an der "historischen Wahrheit" festhalten, erklärten
Menschenrechtsverteidiger. "Der UN-Bericht untersucht die Ermittlungen
einer lügnerischen Regierung, die uns ihre historische Lüge aufzwingen
will," erklärte Mario González, ein Angehöriger eines der
verschwundenen Studenten.
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HOCHSCHULE/2191: Förderprogramm für digitale Lehrformen an Thüringer Hochschulen startet (idw)

Stifterverband - 20.03.2018

Förderprogramm für digitale Lehrformen an Thüringer Hochschulen
startet

Tiefensee: Akademische Lehre muss "digitaler" werden / 400.000 Euro vom
Land für bis zu zehn "Fellowships"



Das Thüringer Wissenschaftsministerium startet gemeinsam mit dem
Stifterverband ein Fellowship-Programm für digitale Innovationen in der
Hochschullehre. Für das Programm können sich ab sofort Lehrende bewerben,
die an staatlichen Hochschulen des Freistaates Thüringen tätig sind. Die
Gewinner erhalten Fellowships von bis zu 40.000 Euro, um innovative
Lehrvorhaben zu entwickeln und zu erproben. Die Bewerbungsfrist endet am
13. Juli 2018. Der Freistaat Thüringen stellt im Doppelhaushalt 2018/2019
insgesamt 400.000 Euro für die Umsetzung des Programms bereit.

"Die Digitalisierung verändert die Art und Weise, wie Hochschulen in der
Lehre Wissen vermitteln und in der Forschung neue Erkenntnisse
generieren", sagte Thüringens Wissenschaftsminister Wolfgang Tiefensee.
"Mit neuen Ansätzen wie dem Fellowship-Programm 'Digitale Lehre' wollen
wir bei diesem Thema auf der Höhe der Zeit bleiben."

"Digitale Medien müssen künftig noch selbstverständlicher im Hörsaal
eingesetzt werden", erklärte Andreas Schlüter, Generalsekretär des
Stifterverbandes. "Dafür benötigen wir Lehrinnovationen in allen
Studienfächern. Außerdem muss die Digitalisierung in der Lehre verankert
werden. Diesen notwendigen Prozess in der Hochschullehre wollen der
Stifterverband und der Freistaat Thüringen mit dem gemeinsamen Programm
vorantreiben."

Bei den Fellowships handelt es sich um individuelle, personengebundene
Förderungen, die den Lehrenden Freiräume und Ressourcen für digitale
Lehrinnovationen verschafft. Damit können z.B. Mitarbeiterstellen,
technische Voraussetzungen, Qualifizierungs-, Coaching- und
Vernetzungsangebote sowie Lehrdeputatsreduktionen finanziert werden. Die
Stipendien werden jeweils zur Hälfte vom Freistaat Thüringen und dem
Stifterverband finanziert und sind auf ein Jahr befristet. Eine Jury aus
Lehrenden und Studierenden unterschiedlicher Fachrichtungen, Experten für
digitale Hochschullehre und Vertreter der Hochschuldidaktik, wählt die
besten Konzepte aus. Es werden bis zu zehn Fellowships für Innovationen in
der digitalen Hochschullehre in Thüringen vergeben.

Den detaillierten Ausschreibungstext, weitere Unterlagen und Informationen
finden Sie unter: 

https://www.stifterverband.org/digital-lehrfellows-thueringen

Das Fellowship-Programm ist Bestandteil der Thüringer Strategie zur
Digitalisierung im Hochschulbereich, die das Wissenschaftsministerium
gemeinsam mit den Hochschulen entwickelt hat. Für ihre Umsetzung stellt
der Freistaat im Doppelhaushalt 2018/2019 insgesamt 2,2 Millionen Euro
bereit. Die Digitalstrategie für die Hochschulen umfasst insgesamt fünf
Handlungsfelder: Digitale Hochschullehre, Digitalisierte
Forschungsprozesse, Open Access, Wissenstransfer und Digitale
Infrastruktur. Das Fellowship-Programm ist eine Maßnahme aus dem Bereich
"Digitale Hochschullehre".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424
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MELDUNG/586: Weizen Initiative von Paris nach Berlin umgezogen (idw)

Julius Kühn-Institut - Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen -
20.03.2018

Weizen Initiative (Wheat Initiative) von Paris nach Berlin umgezogen

Gemeinsame Presseinformation des JKI und der Wheat Initiative



Die Weizen Initiative, die durch die G20 Agrarminister initiiert wurde,
um die globale Weizenforschung zu koordinieren, ist mit ihrem Hauptsitz an
das Julius Kühn-Institut (JKI) an dessen Standort Berlin umgezogen.

Weizen gehört zu den wichtigsten Kulturpflanzen für die Menschheit. Heute
wird Weizen in über 120 Ländern angebaut, macht 11 % der gesamten
Pflanzenproduktion aus und wird auf 16 % der bewirtschafteten Ackerfläche
angebaut. Darüber hinaus ist Weizen der meist gehandelte Agrarrohstoff,
womit er von entscheidender Bedeutung für die globale
Nahrungsmittelsicherheit ist. Er gehört zu den Hauptlieferanten für
Kohlenhydrate und macht 20 % unserer Proteinaufnahme aus. Um der
zukünftigen Nachfrage gerecht zu werden, müssen die Weizenerträge bis 2050
um mindestens 60 % steigen. Dies kann nur durch Innovation und globale
Kooperation erreicht werden.

Die Weizen Initiative (Wheat Initiative) wurde von den G20 Agrarministern
im Jahr 2011 etabliert, um die Wissenschaft zu fördern, neue
Forschungsprogramme zu erarbeiten und die Fortbildung zu unterstützen. Der
Hauptsitz der Wheat Initiative war bisher im Französischen Nationalen
Institut für landwirtschaftliche Forschung (INRA) in Paris (Frankreich)
angesiedelt und ist nun an das Julius Kühn-Institut (JKI) in Berlin-Dahlem
(Deutschland) umgezogen. Die Verlegung nach Berlin wurde durch das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) unterstützt.
"Weizen ist nicht nur eine der wichtigsten Kulturpflanzen in Deutschland,
sondern hat zudem eine enorme Bedeutung für die Nahrungsmittelsicherheit
der stetig wachsenden Weltbevölkerung. Die Produktivität in der
Landwirtschaft muss weltweit nachhaltig gesteigert werden, während
gleichzeitig die verfügbaren Ressourcen effizienter genutzt werden müssen.
Eine dynamische Wissenschaftsgemeinschaft ist die Voraussetzung, den
Herausforderungen an die zukünftige Weizenproduktion in Deutschland sowie
weltweit zu begegnen. Daher freuen wir uns, die nächste Phase der Wheat
Initiative zu unterstützen", so Clemens Neumann (Ministerialdirektor,
Abteilung 5: Biobasierte Wirtschaft, Nachhaltige Land- und
Forstwirtschaft, BMEL).

Die Wheat Initiative wurde bisher unter der engagierten Leitung von Dr.
Hélène Lucas koordiniert, welche diese mitbegründet und seit 2011 mit viel
Enthusiasmus geführt hat. Die Wheat Initiative schuldet Dr. Lucas und der
INRA großen Dank für ihr Engagement beim Aufbau der Wheat Initiative zu
einer international anerkannten Organisation.

Durch den Umzug nach Berlin wurde mit der Ernennung einer
organisationsübergreifenden Programm-Managerin die Struktur der
Geschäftsführung geändert. Dr. Alisa-Naomi Sieber hat diese Aufgabe
übernommen. Peter Langridge wurde zusätzlich zu seinem Vorsitz des
Scientific Board zum Internationalen Wissenschaftskoordinator ernannt. Dr.
Sieber hat Erfahrung im Bereich der Getreidezüchtung und der
Forschungskoordination und ist seit Februar 2018 für die Wheat Initiative
in Berlin-Dahlem tätig. Davor arbeitete sie als Roggenzüchterin bei KWS
Getreide in Wohlde (Deutschland), wobei ihre Verantwortlichkeit sowohl in
der Arbeit mit genetischen Ressourcen als auch im Bereich 
Fusarium-Resistenz und in der Linienentwicklung für Hybridroggen lag. Sie
promovierte in Agrarwissenschaften an der Universität Hohenheim
(Deutschland). Ihre Promotionsarbeit, die sie in der Arbeitsgruppe Weizen
der Landessaatzuchtanstalt anfertigte, hat ihren Schwerpunkt in der
Züchtung und Untersuchung der Frosttoleranz bei Hartweizen.




Weitere Informationen unter:

http://www.wheatinitiative.org

Webseite Wheat Initiative mit Aktivitäten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution248

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen,

Dr. Gerlinde Nachtigall, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WISSENSCHAFT/1405: Science bridges cultures - Wissenschaft verbindet (DPG)

GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG 

der Deutschen Physikalischen Gesellschaft e. V. mit dem
Dachverband der Geowissenschaften (DVGeo), der Deutschen
Mathematiker-Vereinigung (DMV), der Gesellschaft Deutscher Chemiker (GDCh)
sowie dem Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland
(VBIO)

Science bridges cultures - Wissenschaft verbindet

Gemeinsamer Aufruf von fünf naturwissenschaftlich-mathematischen
Fachgesellschaften zur Beteiligung am kommenden March for Science



Bad Honnef, 21. März 2018 - Am 14. April 2018 findet der zweite March
for Science statt. In vielen Städten Deutschlands werden wieder
tausende Menschen - nicht nur Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler - auf die Straße gehen, um für die Wissenschaft zu
demonstrieren.

Neben vielen Transparenten wird man hier und da die Worte "Science
Bridges Cultures" auf Ansteck-Buttons bemerken können. Denn unter
diesem Motto haben fünf wissenschaftliche Fachgesellschaften ihre
insgesamt über 130.000 Mitglieder zur Teilnahme aufgerufen: Der
Dachverband der Geowissenschaften (DVGeo), die Deutsche
Mathematiker-Vereinigung (DMV), die Deutsche Physikalische Gesellschaft
(DPG), die Gesellschaft Deutscher Chemiker (GDCh) sowie der Verband
Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland (VBIO)
unterstützen so den March for Science 2018.

Die großen mathematisch-naturwissenschaftlichen Fachgesellschaften wollen
damit ein gemeinsames Zeichen setzen, dass exakte und sorgfältige
Wissenschaften essentiell für eine moderne Gesellschaft sind und nicht für
populistische Thesen zurechtgebogen werden dürfen. Die Freiheit von
Forschung und Lehre und die Freiheit der Meinungsäußerung müssen gewahrt
werden. Wissenschaftliche Fakten dürfen nicht geleugnet, relativiert oder
"alternativen Fakten" als gleichwertig gegenübergestellt werden. Wenn
Erkenntnisse wie der menschenverursachte Klimawandel verharmlost und
Initiativen gegen die Erderwärmung eingestellt oder zurückgefahren
werden, dann bedroht das mittelfristig das Leben von Millionen Menschen.

Professor Rolf-Dieter Heuer, Präsident der Deutschen Physikalischen
Gesellschaft betont: "Die Physik ist das Paradebeispiel einer empirischen
Wissenschaft, die Theorien immer auf Basis von Experimenten bestätigt,
gegebenenfalls modifiziert oder als falsch erkennt und ad acta legt. Für
diese Einordnung bedarf es eines freien und mit rationalen Argumenten
geführten wissenschaftlichen Diskurses". "Wissenschaftliche Fakten bilden
die essentielle Grundlage für die politisch-gesellschaftliche Debatte",
sagt auch Professor Bernd Müller-Röber, Präsident des Verbandes Biologie,
Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland. "Wir wenden uns gegen
alle Bestrebungen, evidenzbasierte Aussagen durch 'alternative Fakten' zu
ersetzen".

Wissenschaft ist international und lebt von Kooperationen über Grenzen
hinweg. Daraus folgt, dass der freie Austausch zwischen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aller Nationalitäten nicht
eingeschränkt werden darf. "Der VBIO kritisiert alle Ansätze, die Freiheit
von Forschung und Lehre einzuschränken und den freien, nationale Grenzen
überschreitenden Austausch zwischen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern zu behindern", so VBIO-Präsident Müller-Röber. Und
Professor Martin Meschede, Präsident des Dachverbandes der
Geowissenschaften betont: "Die Geowissenschaften sind eine a priori
grenzenlose Wissenschaft. Geowissenschaftliche Fakten sind nicht an
Staatsgrenzen gebunden. Ein freier und unabhängiger Austausch von
wissenschaftlichen Erkenntnissen ist für jeden Geowissenschaftler zwingend
notwendig".


Ein Zeichen für die Wissenschaft



DMV-Präsident Professor Michael Röckner sagt: "Es ist der Deutschen
Mathematiker-Vereinigung wichtig, entschieden gegen die Verfälschung von
wissenschaftlicher Wahrheit einzutreten. Wir befürworten den grenzenlosen
Austausch von wissenschaftlichen Ideen. Alle Akteure müssen dafür frei
forschen und reisen können." Wenn die Erkenntnisse von Forschung und
Wissenschaft nur noch als eine mögliche Meinung von vielen dargestellt
werden, verlieren sie ihre Bedeutung, und der Wissenschaft wird letztlich
ihre Existenzberechtigung entzogen. Die wissenschaftliche Wahrheit muss
immer das Maß aller Dinge bleiben, auch und gerade dann, wenn sie unbequem
ist. Dr. Matthias Urmann, Präsident der Gesellschaft Deutscher Chemiker,
weist auf die Selbstverpflichtung der Chemiker hin. "Der Verhaltenskodex,
der Teil unserer Satzung ist, verpflichtet jedes Mitglied, für Freiheit,
Toleranz und Wahrhaftigkeit in der Wissenschaft einzutreten. Bei der
Erarbeitung, Anwendung und Verbreitung von chemischem Wissen sind wir der
Wahrheit verpflichtet. Wir dürfen es daher nicht hinnehmen, wenn
wissenschaftliche Erkenntnisse geleugnet oder durch 'alternative Fakten'
ersetzt werden." Wissenschaftliche Fakten als Grundlage des
gesellschaftlichen Diskurses sind nicht verhandelbar!


Informationen zu den Gesellschaften:

Dachverband der Geowissenschaften (DVGeo):

www.dvgeo.org

Deutsche Mathematiker-Vereinigung (DMV):

www.mathematik.de

Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG):

www.dpg-physik.de

Gesellschaft Deutscher Chemiker (GDCh):

www.gdch.de

Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland (VBIO):


www.vbio.de

Über weitere gemeinsame Aktivitäten der fünf Fachgesellschaften informiert
die Internetseite www.wissenschaft-verbindet.de.



Die Deutsche Physikalische Gesellschaft e. V. (DPG), deren Tradition bis in
das Jahr 1845 zurückreicht, ist die älteste nationale und mit rund 62.000
Mitgliedern auch größte physikalische Fachgesellschaft der Welt. Als
gemeinnütziger Verein verfolgt sie keine wirtschaftlichen Interessen. Die
DPG fördert mit Tagungen, Veranstaltungen und Publikationen
den Wissenstransfer innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft und
möchte allen Neugierigen ein Fenster zur Physik öffnen. Besondere
Schwerpunkte sind die Förderung des naturwissenschaftlichen Nachwuchses und
der Chancengleichheit. Sitz der DPG ist Bad Honnef am Rhein.
Hauptstadtrepräsentanz ist das Magnus-Haus Berlin.

www.dpg-physik.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 21. März 2018

Deutsche Physikalische Gesellschaft e. V.

Pressestelle

Hauptstraße 5, 53604 Bad Honnef

Telefon: 02224-9232-0, Fax.: 02224-9232-50

E-Mail: presse@dpg-physik.de

Internet: http://presse.dpg-physik.de und http://www.dpg-physik.de/presse
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WISSENSCHAFT/1404: Open Science ist in den Communities angekommen (idw)

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft - 20.03.2018

Open Science ist in den Communities angekommen



Vom 13. bis 14. März kamen über 200 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus 35
Ländern in Berlin zur Open Science Conference
(www.open-science-conference.eu) zusammen, um sich mit den
wissenschaftlichen und praktischen Dimensionen der European Open Science
Cloud (EOSC) auseinanderzusetzen. Da zuletzt die FAIR-Prinzipien für
Forschungsdaten und unterstützende Forschungsdateninfrastrukturen an
Bedeutung gewonnen haben, lag ein Themenschwerpunkt der diesjährigen Open
Science Conference auf den FAIR-Prinzipien (findable, accessible,
interoperable, reusable).

Schwerpunkte waren zum einen aktuelle Entwicklungen im
Forschungsdatenmanagement, zum anderen eine kritische Reflektion von Open
Science und zum dritten konkrete Open-Science-Umsetzungsprojekte aus den
unterschiedlichen wissenschaftlichen Communities.

Folgende Kernthesen zogen sich durch unterschiedliche Vorträge und
Diskussionsbeiträge:

1. Open Science ist in den Communities angekommen und wird zunehmend
aufgegriffen. Es gibt zahlreiche Projekte und Initiativen, die Open
Science-Praktiken fördern und entsprechende Unterstützung und Trainings
anbieten. Hintergrund ist, dass die unterschiedlichen wissenschaftlichen
Communities mit Open-Science-Praktiken wissenschaftsimmanente Hürden, wie
beispielsweise ihr fachspezifisches Reproduzierbarkeitsproblem, nehmen
wollen.

2. Open Science muss stärker in die wissenschaftliche Ausbildung
integriert werden. Technische Hürden werden für die Umsetzung der European
Open Science Cloud nicht als zentrale Herausforderung gesehen. Vielmehr
müssen Nachwuchsforschende lernen, wie Open Science funktioniert und
welche konkreten Vorteile sie von einem kulturellen Wandel haben.

3. FAIR muss in die Praxis. Zum einen wurde versucht, Open Data und
FAIR Data als unterschiedliche aber sich überschneidende Konzepte
abzugrenzen. Zum anderen wurde die konkrete Umsetzung der FAIR-Prinzipien
in der wissenschaftlichen Praxis diskutiert. Hier hat sich gezeigt, dass
es insbesondere bei "Interoperable" und "Reusable" noch die größten
Herausforderungen gibt.

Klaus Tochtermann, Chair der Open Science Conference und Direktor der ZBW
- Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft, bilanziert:
"Open Science-Praktiken sind in den Communities angekommen, weil sich
dadurch gezeigt hat, dass die Qualität wissenschaftlicher Ergebnisse erhöht
werden kann."

Werfen Sie mit uns einen Blick zurück auf die Open Science Conference
2018:

Zum Programm und den Konferenzfolien:

http://www.open-science-conference.eu/programme/

Zu den Referent/inn/en:

http://www.open-science-conference.eu/speakers2018/

Über die Open Science Conference:

Die Open Science Conference ist die 5. internationale Fachtagung des
Leibniz-Forschungsverbundes Science 2.0. Die Open Science Conference führt
die frühere Science 2.0 Conference fort und entwickelt diese weiter. Die
Tagung richtet an die Open Science Bewegung und bietet ein einmaliges
Forum, wo sich Forschende, Fachleute aus Bibliotheken sowie Fachexperten
aus der Wissenschaftspolitik zu Diskussionen zusammenfinden sowie zum
Austausch von Ideen und praktischen Erfahrungen. Die International Open
Science Conference wird veranstaltet von der ZBW -
Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft (www.zbw.eu) sowie dem
Leibniz-Forschungsverbund Science 2.0 (http://www.leibniz-science20.de/).


www.open-science-conference.eu

Über die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft:

Die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft (ZBW) ist die weltweit
größte Informationsinfrastruktur für die Wirtschaftswissenschaften. Die
Einrichtung beherbergt rund 4 Millionen Medieneinheiten und ermöglicht den
Zugang zu Millionen wirtschaftswissenschaftlicher Online-Dokumente. Allein
2016 wurden rund 4 Millionen digitale Volltexte heruntergeladen. Daneben
stellt die ZBW eine rasant wachsende Sammlung von Open-Access-Dokumenten
zur Verfügung. EconStor, der digitale Publikationsserver, verfügt aktuell
über 150.000 frei zugängliche Aufsätze und Working Papers. Mit EconBiz,
dem Fachportal für wirtschaftswissenschaftliche Fachinformationen, können
Studierende oder Forschende in über 10 Millionen Datensätzen
recherchieren. Zudem gibt die ZBW die beiden wirtschaftspolitischen
Zeitschriften Wirtschaftsdienst und Intereconomics heraus. Die ZBW ist
eine forschungsbasierte wissenschaftliche Bibliothek. Drei Professuren und
eine internationale Doktorandengruppe beschäftigen sich transdisziplinär
mit dem Thema Digitalisierung der Wissenschaft. Die ZBW ist in ihrer
Forschung international vernetzt. Hauptsächliche Kooperationspartner
kommen aus EU-Großprojekten, aus DFG-Projekten sowie aus dem
Leibniz-Forschungsverbund Science 2.0. Die ZBW ist Teil der 
Leibniz-Gemeinschaft und Stiftung des öffentlichen Rechts. Sie wurde mehrfach für
ihre innovative Bibliotheksarbeit mit dem internationalen LIBER Award
ausgezeichnet. 2014 wurde die ZBW zur "Bibliothek des Jahres" gekürt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1069

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft, Dr. Doreen Siegfried, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERVIEW/404: Antirepressionsdemo Hamburg - Strukturieren, organisieren und marschieren ...    Heinke von der MLPD im Gespräch (SB)



Wenn der Repressionsdruck von Staat und Sicherheitskräften in
schwindelerregende Dimensionen vorstößt, erzkonservative Politiker wie
Horst Seehofer als neuer Innen- und Heimatminister den Orwellschen
Alptraum von einem unumschränkten Überwachungsstaat in eine
bedrohliche Perspektive rücken, demokratische Grundrechte nach und
nach ihres Inhalts beraubt werden und das schleichende Gift der
Vereinzelung aus Menschen Atome der Wehrlosigkeit macht, sind
Solidarität und gebündelter Protest vielleicht die einzige nachhaltige
Antwort.

Die Welt ist ein Sandkasten geworden. Was im syrischen Rojava
geschieht, wo an der Grenze zur Türkei das gesellschaftliche Projekt
von Emanzipation und Sozialismus, von Geschlechtergerechtigkeit und
einer Existenz ohne kapitalistische Ausbeutung gelebt und
vorangetrieben wird, ist näher an uns dran als viele denken. Gleiches
gilt für den Widerstand gegen das G20-Regime.

Verteidigt wird, was Generationen von Revolutionären durch einen hohen
Blutzoll durchgesetzt haben. Dies wieder auf den Nullpunkt völliger
Ausgeliefertheit zurückzudrängen, hat sich die Gegenseite aus
ökonomischer Macht und politischem Kalkül vorgenommen.

Auf welchem Erdteil auch immer, ihr Motiv ist die Zerschlagung
revolutionärer Errungenschaften. Die Antirepressionsdemo am 17. März
in Hamburg setzte ein Zeichen dagegen. Es geht um elementare
Freiheiten und das Selbstbestimmungsrecht eines jeden einzelnen.
Heinke von der Marxistisch-Leninistischen Partei Deutschlands (MLPD)
hat dem Schattenblick im Rahmen der Veranstaltung United We Stand
einige Fragen zum Ziel und Zweck ihrer Teilnahme beantwortet.




[image: Vor dem Lessing-Denkmal in Hamburg ein Meer aus roten Fahnen - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Reges Treiben am Gänsemarkt

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick: Aus welchem Grund sind Sie und Ihre Genossinnen von der
MLPD heute hier auf der Antirepressionsdemo?

Heinke: Die Demonstration findet anläßlich des Internationalen Tages
des politischen Gefangenen statt und steht für die Solidarität mit
allen politisch Inhaftierten in Deutschland, aber auch weltweit. Wir
sind der Meinung, daß gerade im Zusammenhang mit dem G20-Gipfel im
vergangenen Jahr eine Verschärfung der Repressalien durch den Staat
und vor dem Hintergrund der neuen großen Koalition in Berlin ein
unmißverständlichen Rechtsruck in der Bundesrepublik stattgefunden
hat. Um so wichtiger ist es daher, auf die Straße zu gehen und sich
für demokratische Rechte und insbesondere für die sofortige
Freilassung aller politischen Gefangenen einzusetzen. Nach wie vor
sind fortschrittliche, revolutionäre Migranten aus der Türkei und
Kurdistan hier inhaftiert, denen in Hamburg und München der Prozeß
gemacht wird, was in den bürgerlichen Medien mit keinem Wort Erwähnung
findet. Sie sind unter fadenscheinigen Gründen inhaftiert und
angeklagt.




[image: Rote Fahne mit Hammer und Sichel sowie der Botschaft 'Die Rebellion ist gerechtfertigt' - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Der revolutionäre Geist läßt sich nicht bändigen

Foto: © 2018 by Schattenblick



SB: Haben Sie eigene Erfahrungen mit Repression in Verbindung mit den
G20-Protesten gemacht?

H: Ja, das haben wir. Wir sind selber von der Polizei angehalten und
auch aufgegriffen worden. Ein Teil unserer Leute vom Bündnis
Internationale Koordinierung Revolutionärer Parteien und
Organisationen (ICOR) kam danach wieder frei, aber nicht alle, obwohl
nichts vorgefallen ist. Einige verbrachten mehrere Wochen im
Gefängnis.




[image: Dutzende Bereitschaftspolizisten marschieren in doppelter Reihe den Valentinskamp hoch - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Der Staat marschiert ebenfalls

Foto: © 2018 by Schattenblick



SB: Könnten Sie das internationalistische Bündnis, in dem Sie
arbeiten, einmal vorstellen und uns sagen, welche Einzelverbände und
Gruppen darin involviert sind?

H: Mit dem Bündnis der Internationalistischen Liste MLPD hatten wir
uns auch zur letzten Bundestagswahl aufgestellt, die ja in die Phase
der G20-Proteste hineinfiel. Im Internationalistischen Bündnis sind
verschiedene fortschrittlich revolutionäre Migrantenorganisationen
organisiert. Darunter auch solche aus Palästina, wobei wir allerdings
nicht mit Kräften der Hamas, sondern mit der PFLP zusammenarbeiten,
die für die Freiheit von Palästina eintritt. Das haben wir im
Wahlkampf so vertreten und tun es auch heute noch.

SB: Unter migrantischen Organisationen stellt man sich hier in
Deutschland im ersten Moment Menschen mit türkischer oder kurdischer
Herkunft vor. Sind im Bündnis zum Beispiel auch Verbände aus Afrika
vertreten?

H: Zum Teil, wir haben über die ICOR afrikanische Verbände im Bündnis,
die in Deutschland selber noch nicht aufgetreten sind.

SB: Häufig wird auf seiten der Linken die fehlende Öffentlichkeit für
revolutionäre und migrantische Anliegen beklagt. Wie ließe sich Ihrer
Ansicht nach ein Schulterschluß mit liberalen Kräften der Gesellschaft
herstellen, um so von vornherein dem Motiv der Staatsorgane, derlei
Verbindungen zu kappen, vorzubeugen?

H: Wir sind permanent dabei, Öffentlichkeit für unser Anliegen
herzustellen, entweder durch selbstorganisierte Kundgebungen oder
regelmäßige Pressemitteilungen auf unserer Homepage. Wir geben jede
Woche Erklärungen auch an bürgerliche Medien heraus und arbeiten
insbesondere mit verschiedenen linken Organisationen zusammen, um
Protest zu organisieren.




[image: Kleines handgefertiges Plakat mit der Aussage 'Cops + Richter Hand in Hand, Repression im ganzen Land' - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Sinnspruch des Tages

Foto: © 2018 by Schattenblick



SB: Die ICOR ist eine internationale Organisation, aber welcher
Landesverband ist der stärkste innerhalb der MLPD hier in Deutschland?

H: Wir sind in Nordrhein-Westfalen stark, haben aber auch im Norden
einen Landesverband mit straffer Organisierung. Eigentlich sind wir
bundesweit mit unseren Landesverbänden vertreten.

SB: Nimmt die MLPD im Herbst an der Bayernwahl teil?

H: Zur Landtagswahl in Bayern treten wir nicht an, weil wir unsere
Kräfte konzentrieren und nicht verzetteln wollen. Wir nutzen die
bürgerlichen Wahlen, um uns bekannt zu machen, aber letzten Endes sind
die bürgerlichen Medien vor allem den bürgerlichen Parteien
verpflichtet. Insofern wird man darüber nicht ins Parlament kommen, so
daß wir im wesentlichen außerparlamentarische Arbeit leisten und
bundesweit in Betrieben und Wohngebieten aktiv sind.

SB: Könnten Sie noch ein paar Worte zur Zusammenarbeit mit den
migrantischen, kurdischen und türkischen Oppositionellen sagen und wer
sich in dem Bündnis zusammenschließt?

H: Wir veranstalten regelmäßige Treffen im Internationalistischen
Bündnis und wollen diese Zusammenarbeit auch weiter festigen und
ausbauen. Im Vordergrund steht natürlich, daß wir gemeinsame
Beteiligungen verabreden, wie heute in Hannover zu der bundesweiten
Demonstration. Wir treten aber auch in Hamburg immer wieder gemeinsam
auf, sei es über Veranstaltungen, Feste oder Erfahrungsaustausch. So
hat die ICOR bereits 2014 den Solidaritätspakt mit Kobane ausgerufen;
siebzehn Brigadisten aus der ganzen Welt sind seinerzeit nach Rojava
gegangen. Das war das einschneidendste Moment innerhalb dieser engen
Zusammenarbeit.

SB: Hat es neben der unmittelbaren Verteidigung Kobanes noch andere
Aktionen gegeben?

H: Wir haben auch Spenden in Deutschland und weltweit gesammelt zum
Aufbau eines Gesundheitszentrums, das nach wie vor in Kobane existiert
und auch genutzt wird. Natürlich hat die Region, insbesondere in
Afrin, jetzt eine militärische Verschärfung von seiten der Türkei
erfahren. In der Türkei herrscht unserer Ansicht nach ein
faschistisches Regime, das sich das gesamte kurdische Gebiet in
Nordsyrien einverleiben will. Ganz offensichtlich ist die türkische
Regierung in Ankara fest entschlossen, das sozialistische
Gesellschaftsprojekt im nordsyrischen Rojava zu zerstören. Daher muß
eine internationalistische Solidarität entwickelt werden, damit das
nicht geschieht.

SB: Wie sehen Sie persönlich die Zukunft des Rojava-Projekts, das im
Augenblick von allen Seiten attackiert wird?

H: Letzten Endes müssen die Kurden ihre Freiheit, die sie sich dort
erkämpft haben, selbst verteidigen. Dies durch verschiedenste Projekte
international immer weiter zu festigen, wird dennoch unerläßlich sein.

SB: Danke sehr, Heinke, für das Interview.




[image: Transparent mit der Aufschrift 'Kampf ihrer Klassenjustiz' - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Der Demonstrationszug zieht durch Hamburg

Foto: © 2018 by Schattenblick
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KIND/165: Gesetzesvorhaben zur Qualität in Kitas begrüßt (Caritas)

Caritas Pressemitteilung vom 21. März 2018

Caritas und KTK begrüßen Gesetzesvorhaben zur Qualität in Kitas



Berlin/Freiburg, 21. März 2018. "Endlich ist der Zeitpunkt für eine
konsequente, auch durch den Bund unterstützte Entwicklung der Qualität in
Kindertageseinrichtungen gekommen", sagt Caritas-Präsident Peter Neher. Der
Deutsche Caritasverband und der Verband Katholischer Tageseinrichtungen für
Kinder (KTK) - Bundesverband treten seit vielen Jahren dafür ein, dass die
Qualität in Kindertageseinrichtungen seitens des Bundes durch ein
Qualitätsgesetz unterstützt wird.

Der Deutsche Caritasverband und der KTK begrüßen, dass Familienministerin
Franziska Giffey ein entsprechendes Gesetz auf den Weg bringen möchte. "Für
eine angemessene Bildung, Erziehung und Betreuung in den Kitas und optimale
Rahmenbedingungen für die Arbeit der pädagogischen Fachkräfte, sind
Richtwerte bezüglich des Betreuungsschlüssels notwendig, die
länderübergreifend gelten müssen", macht Neher deutlich.

"Dafür sind bessere strukturelle Standards erforderlich, die bundesweit
gelten", bekräftigt Domkapitular Clemens Bieber, Vorsitzender des
KTK-Bundesverbandes. Dazu gehörten auch mehr zeitliche Ressourcen für
Leitungsaufgaben und mehr Personal in den Einrichtungen, so Bieber.

Der Deutsche Caritasverband und der KTK-Bundesverband bewerten in diesem
Zusammenhang den von der Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) im
Mai 2017 gefassten Beschluss für ein Bundesqualitätsentwicklungsgesetz als
einen wichtigen Meilenstein. Die darin verabschiedeten Eckpunkte bieten
eine gute Grundlage für die von Familienministerin Giffey angekündigte
Gesetzesinitiative. In den Eckpunkten der JFMK für ein
Bundesqualitätsentwicklungsgesetz ist unter anderem eine dauerhafte
Beteiligung des Bundes an den Kosten der Qualitätsentwicklung in
Kindertageseinrichtungen in Aussicht gestellt, die sich ab 2022 auf
jährlich 5 Milliarden Euro beläuft. Auf diese Unterstützung sind Länder,
Kommunen und die Träger von Kindertageseinrichtungen angewiesen, um bessere
Rahmenbedingungen in der Kindertagesbetreuung zu schaffen.

"Der Betreuungsbedarf der Eltern steigt weiter. Ein anhaltendes Engagement
des Bundes, auch finanzieller Art, ist daher unerlässlich. Einheitlichkeit
der Lebensverhältnisse, wie sie der Koalitionsvertrag als Ziel deutlich
beschreibt, fängt bei gleichwertigen Kita-Angeboten an", so Neher.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2018

Deutscher Caritasverband e.V.

Berliner Büro - Pressestelle

Haus der Deutschen Caritas

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Redaktion:

Claudia Beck (Verantwortlich)

Telefon: 030/284447-42, Telefax: 030/284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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ENERGIE/2327: Stromgestehungskosten - Photovoltaik und Onshore-Wind sind günstigste Technologien in Deutschland (idw)

Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE - 20.03.2018

Stromgestehungskosten: 

Photovoltaik und Onshore-Wind sind günstigste Technologien in
Deutschland



Forscher des Fraunhofer-Instituts für Solare Energiesysteme ISE haben
am Dienstag die vierte Auflage ihrer Studie zu den Gestehungskosten für
Strom aus erneuerbaren Energien vorgelegt. Darin analysieren sie die
aktuellen Kosten und prognostizieren die weitere Entwicklung auf Basis von
technologiespezifischen Lernraten und Marktszenarien bis zum Jahr 2035.

»Die Kostenprognosen der Vorgängerstudien haben sich bestätigt. Die
Gestehungskosten für Strom aus erneuerbaren Energien sinken kontinuierlich
und sind kein Hindernis für eine CO2-freie Stromerzeugung mehr. Neu
errichtete Photovoltaik-Anlagen und Onshore-Windenergieanlagen an
günstigen Standorten sind bereits heute günstiger als fossile Kraftwerke,
und dieser Trend wird sich bis 2035 deutlich verstärken«, so Projektleiter
Dr. Christoph Kost.

Die immer bessere Wettbewerbsposition der erneuerbaren Energien führe zu
neuen Anwendungen und stark wachsenden Märkten, die nicht mehr auf
Förderung angewiesen sind. Die Volllaststunden der konventionellen
Kraftwerke sinken durch einen höheren Anteil der Erneuerbaren dagegen
weiter, was ihre Kosten in die Höhe treibt. Hinzu kommen steigende
Brennstoff- und CO2-Zertifikatspreise. "Es ist davon auszugehen, dass
nicht unbedingt die günstigste konventionelle Erzeugungsform am Markt
bestehen wird, um die fluktuierenden Erneuerbaren zu ergänzen, sondern
diejenige, die eine hohe Flexibilität in Bezug auf Anfahr- und
Abfahrvariabilität aufweisen kann, also vorzugsweise Kraftwerke basierend
auf Erdgas", so Dr. Christoph Kost.

Aktuelle Stromgestehungskosten: PV-Anlagen am günstigsten

Die Fraunhofer-Studie greift aktuelle Trends in Technologie- und
Kostenentwicklungen auf, wie die Photovoltaik-Eigenstromversorgung,
steigende Volllaststunden für Windenergieanlagen (WEA) und neue
Finanzierungsparameter.

Die Technologieentwicklungen bei der Photovoltaik führen zu starken
Kostensenkungen, so dass sie unter allen Kraftwerkstypen im Mittel die
kostengünstigste Technologie in Deutschland ist. Aktuell erzielen 
PV-Anlagen je nach Anlagentyp und Globalstrahlung - sie liegt in Deutschland
zwischen 950 und 1300 kWh/(m²a) - Stromgestehungskosten zwischen 3,71 und
11,54 €Cent/kWh. Die spezifischen Anlagenkosten liegen je nach Anlagentyp
bei 600 bis 1400 Euro/kWp.

Beim Windstrom führten sinkende Anlagekosten und steigende Volllaststunden
zu den niedrigen Gestehungskosten von 3,99 bis 8,23 €Cent/kWh, was sie zur
zweitgünstigsten Erzeugungstechnologie macht. An guten Standorten
produzieren Onshore-Windenergieanlagen zu geringeren Kosten als neue
Kohle- oder Gas- und Dampfturbinenkraftwerke-Kraftwerke. Trotz höherer
durchschnittlicher Volllaststunden von bis zu 4500 Stunden/Jahr sind
Offshore-Windenergieanlagen mit knapp 7,49 bis 13,79 €Cent/kWh deutlich
teurer, was an den höheren Installations-, Betriebs- und
Finanzierungskosten liegt (3100 bis 4700 Euro/kW).

Für konventionelle Kraftwerke ergeben sich unter den derzeitigen
Bedingungen auf dem Strommarkt mit den jeweiligen Volllaststunden sowie
Brennstoff- und CO2-Zertifikatspreisen folgende Stromgestehungskosten:
2018 errichtete Braunkohlekraftwerke können Gestehungskosten von 4,59 bis
7,98 €Cent/kWh für die gewählten Betriebsparameter (mit einem heute sehr
niedrigen CO2-Preis und stark ansteigenden CO2-Preis) ausweisen. Es folgen
große Steinkohlekraftwerke (6,27 bis 9,86 €Cent/kWh) und Gas- und
Dampfturbinen-Kraftwerke (7,78 bis 9,96 €Cent/kWh). Gaskraftwerke sind mit
11,03 bis 21,94 €Cent/kWh deutlich teurer.

Wind- und Solarstrom: Prognose bis 2035

Durch technologische Fortschritte werden PV-Freiflächenanlagen in
Süddeutschland und Onshore-Windenergieanlagen an windreichen Standorten
bis 2035 die durchschnittlichen Stromgestehungskosten aller fossilen
Kraftwerke deutlich unterbieten.

Ab 2030 fallen die Stromgestehungskosten für PV-Anlagen unter 4,7 Cent/kWh
für Aufdachanlagen bzw. 2,41 €Cent/kWh für Freiflächenanlagen. Die
spezifischen Anlagenkosten werden bis 2035 auf 350 bis 815 Euro/kWp
sinken.

Offshore-Anlagen haben noch ein starkes Kostenreduktionspotenzial und
zugleich ist durch die technische Weiterentwicklung eine Steigerung der
Volllaststunden zu erwarten. Bis 2035 werden sie je nach Standort und
Windangebot mit 3,49 bis 10,07 €Cent/kWh vergleichbare Preise wie heutige
PV-Kraftwerke erreichen.



Weitere Informationen unter:

https://www.ise.fraunhofer.de/content/dam/ise/de/documents/publications/studies/DE2018_ISE_Studie_Stromgestehungskosten_Erneuerbare_Energien.pdf

 Download: Studie: Stromgestehungskosten erneuerbare Energien (März
2018)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution273

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE, Karin Schneider, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/906: Dem hohen Export auf der Spur (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 20.03.2018

Dem hohen Export auf der Spur



Deutschland exportiert viel. Deshalb hat es einen hohen Überschuss in
der Leistungsbilanz. Forscher der Universität Würzburg versuchen nun
herauszufinden, was diesen Überhang in die Höhe treibt und welchen Anteil
Sparen hat.

Der Präsident der USA Donald Trump hat Strafzölle auf Stahl- und
Aluminiumimporte verhängt. Grund dafür sind unter anderem Deutschlands
hohe Exporte und die Angst um den Verlust von weiteren Arbeitsplätzen. Und
auch in der Europäischen Union (EU) steht Deutschland wegen seiner hohen
Ausfuhren unter Beschuss. Denn hohe deutsche Exportzahlen bedeuten für ein
anderes Land ein hohes Exportdefizit, sprich es importiert mehr als es
ausführt.

"Es gibt den Irrglauben: Mehr zu exportieren als zu importieren ist gut,
weil es Leistungsstärke zeigt", sagt Professor Eric Mayer, Leiter der
Arbeitsgruppe Empirische Wirtschaftsforschung an der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU). "Allerdings wird hierbei
häufig übersehen, dass der Überschuss pathologische Ursachen haben kann,
wie etwa eine zu geringe Inlandsnachfrage, die auf eine
Investitionsschwäche im Unternehmenssektor oder aber mangelnde Lohndynamik
hindeutet."

Doch Ausfuhren sind nur ein Faktor des Leistungsbilanzsaldos. Dieser setzt
sich aus allen deutschen Einnahmen und Ausgaben zusammen. Gemäß dem
"Makroökonomischen Ungleichgewichtsverfahren", das die Europäische Union
als Reaktion auf die Eurokrise im Herbst 2011 etabliert hat, um
gesamtwirtschaftliche Gefahrenherde in der Union frühzeitig zu
identifizieren, gilt ein Überschuss von sechs Prozent als die kritische
Schwelle. Laut der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) liegt Deutschlands Überschuss seit 2011 nun schon im
siebten Jahr in Folge bei deutlich über sechs Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP), das entspricht für 2017 etwa 258 Milliarden
Euro.

Geringe Lohnerhöhungen

Je nachdem wen man fragt, bekomme man unterschiedliche Erklärungen,
weshalb die deutschen Exportzahlen so hoch sind, sagt Mayer. Ein
Unternehmer würde typischerweise sagen, dass deutsche Produkte im 
Preis-Leistungsverhältnis so gut sind und deshalb im Ausland gerne gekauft
würden. Im europäischen Ausland hingegen sehe man den lahmenden deutschen
Binnenmarkt, also die Nachfrage nach eigenen Produkten, zu wenig
gefördert. Vor diesem Hintergrund schlägt die Europäische Kommission
staatliche Investitionen in Infrastruktur und Bildung vor, um die
Binnenkonjunktur anzuschieben. Laut Mayer ist das zwar eine gute Idee und
kann kurzfristig auch helfen. Allerdings erhöhen diese Maßnahmen
mittelfristig die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und verschärfen das
Problem weiter, anstelle es zu lösen, erklärt der Professor.

"Was die Gemüter erhitzt, ist die Frage, ob die hohen Überschüsse mit
unlauteren Mitteln zustande kommen", sagt Mayer. Unlautere Mittel sind
beispielsweise staatliche Subventionen, ein unterbewerteter Euro oder
nicht tarifäre und tarifäre Handelshemmnisse. "Diese Methoden werden
Deutschland im Allgemeinen nicht vorgeworfen, wenngleich auch Donald Trump
genau diese kritisiert. Was Deutschland aber schon seit längerem vor allen
Dingen von europäischen Partnern vorgeworfen würde, seien zu geringe
Lohnerhöhungen. "Zu niedrige Lohnabschlüsse führen dazu, dass Produkte
vergleichsweise günstig angeboten werden können und somit Marktanteile
gewinnen, zu Lasten der ausländischen Konkurrenz. Deshalb besteht auch
immer die Gefahr, dass ein ausufernder Exportüberhang Arbeitsplätze im
europäischen Ausland vernichtet", erklärt Mayer.

Firmen legen mehr Geld zurück

Alternativ und ergänzend zu diesen Ansätzen konzentrieren sich die
Forscher der JMU auf das veränderte Spar- und Investitionsverhalten der
deutschen Firmen. Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss und die damit
einhergehenden Kapitalexporte ins Ausland sind zwei Seiten derselben
Medaille. "Es ist heute Konsens unter Ökonomen, dass die Eurokrise von
2011 eine Verschuldungskrise war", sagt der Würzburger Forscher.
Kapitalexporte aus Kerneuropa hätten die Kreditverfügbarkeit für Staaten
und Haushalte in der Peripherie Europas dramatisch erhöht und die
Immobilienmärkte überhitzt. Deshalb liegt ein Hauptaugenmerk von Mayers
Forschungsprojekt auf einem Hauptverursacher der deutschen
Sparüberschüsse, dem deutschen Unternehmenssektor.

Typischerweise seien Unternehmen in der Volkswirtschaft Nettoschuldner,
die zur Finanzierung von Investitionen insbesondere auf den Bankensektor
angewiesen seien, sagt Mayer. Dies hätte sich in den letzten Jahren
allerdings drastisch geändert, sagt Mayer. Die Firmen hätten sich zum
Nettosparer entwickelt. Insbesondere in Deutschland war die Dynamik vom
Nettoschuldner zum Nettosparer ausgeprägter als in anderen europäischen
Ländern.

"Die letzten Jahre haben gezeigt, dass Firmen ihre Sparüberschüsse nicht
vollständig investieren, sondern vor allem als liquide Mittel in der Firma
horten", sagt Eric Mayer. Das heiße, sie zahlen ihre Überschüsse nicht an
Anteilseigner aus, sondern legen sie zurück. Zwar bekommen auch die
Unternehmen kaum Zinsen auf ihr Geld, doch diese Rücklagen seien "eine Art
Vorsichtsparen", sagt Mayer. Den Firmen fehle nach der Finanzkrise immer
noch das Vertrauen in die Banken, deshalb sparen sie ihre Überschüsse
lieber intern.

Aber auch eine Steuerreform von 2001 förderte dieses Verhalten. Diese
Reform begünstige Betriebe steuerlich, die ihr Geld anhäuften anstatt es
auszuschütten. "Durch dieses Geldhorten im Firmensektor schwächen die
Firmen die gesamtwirtschaftliche Nachfrage, auch deshalb, weil sie die
Überschüsse nicht im Inland investieren", sagt Mayer. Durch diesen
Nachfrageausfall ginge die Inlandsnachfrage zurück und schlage sich im
Leistungsbilanzüberschuss nieder.

So viel wie möglich lernen

Welchen Anteil das veränderte Sparverhalten der Unternehmen am Überschuss
hat, möchten die Forscher der JMU jetzt herausfinden. "Am Ende wollen wir
dann erklären können, wie viel Prozent des Leistungsbilanzüberschusses
durch das Sparverhalten der Firmen erklärt werden kann", sagt Mayer und
ergänzt: "Die Frage ist, ob Deutschland mit seinem Überhang und seinem
Verhalten den Rest der EU an die Wand fährt."

"Wir wollen bei unserem Forschungsprojekt so viel wie möglich über den
Leistungsbilanzüberschuss lernen", sagt er. Dafür betrachten die
Wirtschaftswissenschaftler in den nächsten drei Jahren
gesamtwirtschaftliche und firmenspezifische Daten an. "Wir schauen uns zum
Beispiel Daten an, wie viel die Betriebe zurücklegen, wie sich der Lohn
entwickelt hat, welche Inlandsinvestitionen gemacht wurden und natürlich
auch den Leistungsbilanzsaldo." Eric Mayer führt das Forschungsprojekt
zusammen mit dem ifo Zentrum für Konjunkturforschung und Befragungen
durch. Finanzielle Förderung erhalten sie von der Deutschen Bundesbank.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Gunnar Bartsch, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1629: Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst - ver.di setzt Warnstreiks fort (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
21. März 2018

Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst: ver.di setzt Warnstreiks
fort - Bsirske: Alle Beschäftigten müssen an der guten
konjunkturellen Entwicklung teilhaben



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat am Mittwoch
ihre Warnstreiks im öffentlichen Dienst bundesweit fortgesetzt und
damit den Druck auf die Arbeitgeber in der laufenden
Tarifauseinandersetzung erhöht. Bundesweit beteiligten sich mehr als
20.000 Beschäftigte an den Arbeitskampfmaßnahmen.

ver.di-Chef Frank Bsirske: "In der Wirtschaft herrscht
Festtagsstimmung, die Aktionäre reiben sich die Hände, und die
Steuereinnahmen sprudeln wie noch nie. Bisher werden die
Beschäftigten aber nicht angemessen beteiligt. Das muss sich ändern."
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes
müssten an der guten konjunkturellen Entwicklung teilhaben, "und zwar
alle", so Bsirske. "Vor allem für die unteren und mittleren Einkommen
muss eine deutliche Erhöhung rauskommen. Das geht über eine rein
prozentuale Anhebung nicht."

Schwerpunkt der Streiks am Mittwoch war erneut Nordrhein-Westfalen.
Dort beteiligten sich rund 14.500 Beschäftigte an den zum Teil
ganztägigen Warnstreiks. In Düsseldorf, Köln und Bonn kam der
öffentliche Personennahverkehr zum Erliegen. Gestreikt wurde auch in
Stadtverwaltungen, Entsorgungsbetrieben, Kindertagesstätten,
Krankenhäusern und Jobcentern. Neben Nordrhein-Westfalen waren
weitere Streikschwerpunkte Bayern, Rheinland-Pfalz, das Saarland und
Hamburg.

Die Warnstreiks werden auch am Donnerstag und Freitag fortgesetzt,
insbesondere am Donnerstag in Bayern, Baden-Württemberg, Berlin,
Rheinland-Pfalz und im Saarland.

Die Gewerkschaft ver.di fordert für die rund 2,3 Millionen
Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes in Bund und Kommunen
sechs Prozent mehr Lohn und Gehalt, mindestens aber 200 Euro pro
Monat. Gleichzeitig sollen die Ausbildungsvergütungen und
Praktikantenentgelte um 100 Euro pro Monat erhöht werden. Zudem
verlangt ver.di, Auszubildende nach einem erfolgreichen Abschluss
verpflichtend zu übernehmen.

Die nächste Tarifverhandlungsrunde wurde für den 15. und 16. April in
Potsdam vereinbart.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Daniela Milutin - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1628: ver.di fordert - Keinen Verkauf der Generali Lebensversicherung AG (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
21. März 2018

ver.di fordert: Keinen Verkauf der Generali Lebensversicherung AG



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) kritisiert die
Pläne der Generali-Versicherung, ihre Altbestände im
Lebensversicherungsgeschäft an branchenfremde Investoren zu
veräußern, denn ein Verkauf der Generali-Bestände wäre angesichts der
Größe der Gesellschaft ein Dammbruch für die gesamte Branche.

Es drohe ein erheblicher und grundlegender Vertrauensverlust für
Produkte und Kundenbeziehungen der Versicherungsbranche, so der
ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske. "Wir fordern die Politik auf, nicht
zuzulassen, dass ein zentraler Bestandteil der betrieblichen und
privaten Altersversorgung ins Risiko gestellt wird", sagte der
Gewerkschafter. Mit der Auslagerung würden zudem erhebliche
Arbeitsplatzverluste und Auslagerungen einhergehen, die ver.di nicht
akzeptieren könne.

Hintergrund für die Generali-Pläne sind die Verpflichtungen aus
hochverzinslichen Altersvorsorge-Verträgen der Vergangenheit. Davon
will sich der Versicherungskonzern lossagen. Betroffen wären rund
vier Millionen Verträge. Die Pläne beunruhigen nicht nur die Kunden
und die Beschäftigten, sondern auch die Öffentlichkeit. "Das
Vertrauen von Millionen von Bürgerinnen und Bürgern in die private
Altersvorsorge wird durch derartige Managemententscheidungen
entscheidend geschwächt", so Bsirske. Im Interesse der Versicherten
und der Beschäftigten fordert ver.di das Unternehmen auf, die
Bestände der klassischen Lebensversicherung beizubehalten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Daniela Milutin - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/793: Die Sommerzeit beginnt am 25. März 2018 (BMWi)

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 20. März 2018

Die Sommerzeit beginnt am 25. März 2018



Am kommenden Sonntag, dem 25. März 2018, um 2:00 Uhr morgens
Mitteleuropäischer Zeit (MEZ) beginnt dieses Jahr in Deutschland die
Mitteleuropäische Sommerzeit (MESZ). Zu diesem Zeitpunkt wird die Uhr
um eine Stunde auf Sommerzeit, das heißt 3:00 Uhr Mitteleuropäischer
Sommerzeit (MESZ), vorgestellt. Die Zeitumstellung erfolgt in allen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie weiteren Nachbarstaaten.

Für die EU-Mitgliedstaaten ist die Zeitumstellung durch europäische
Regelungen vorgegeben. Die damit verbundene Angleichung der
Zeitzählung aller EU-Mitgliedstaaten trägt wesentlich zum
Funktionieren des europäischen Binnenmarktes bei. Die Sommerzeit gilt
bis zur nächsten Zeitumstellung am 28. Oktober 2018.

Sowohl MEZ als auch MESZ leiten sich von der Weltzeit ab. Die Weltzeit
ist auf Greenwich in London bezogen, also auf die Zeitzone westlich
von Deutschland. Die MEZ ergibt sich durch Hinzufügen einer Stunde
bzw. die nun beginnende MESZ durch Hinzufügen zweier Stunden zur
Weltzeit.

Weitere Informationen zur gesetzlichen Zeit finden Sie auf der
Internetseite der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt unter

www.ptb.de/cms/ptb/fachabteilungen/abt4/fb-44/fragenzurzeit/fragenzurzeit03.html

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 20. März 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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MELDUNG/792: RWI erhöht Konjunkturprognose für 2018 auf 2,4 Prozent (idw)

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 21.03.2018

RWI erhöht Konjunkturprognose für 2018 auf 2,4 Prozent



Das RWI erwartet für das Jahr 2018 ein Wirtschaftswachstum von 2,4
Prozent. Für nächstes Jahr bleibt es bei seiner Prognose von 1,9 Prozent.
Die Beschäftigung wird weiter zunehmen, allerdings mit nachlassender
Dynamik. Die Inflation wird allmählich anziehen, der Staatshaushalt
weiterhin Überschüsse erzielen. Die weltwirtschaftlichen Perspektiven
bleiben günstig. Größtes Risiko für die Weltkonjunktur ist, dass der
internationale Warenaustausch zunehmend durch Handelsbarrieren behindert
wird.

Das RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung erhöht seine
Konjunkturprognose für das Jahr 2018 von 2,2 auf 2,4 Prozent Wachstum des
realen Bruttoinlandsprodukts (BIP). Für das Jahr 2019 geht das RWI wie
bereits in seiner Prognose vom vergangenen Dezember von einem BIP-Wachstum
von 1,9 Prozent aus. "Nach einem voraussichtlich kräftigen
Wirtschaftswachstum im ersten Quartal dieses Jahres wird seine Dynamik
voraussichtlich im weiteren Jahresverlauf nachlassen", sagt 
RWI-Konjunkturchef Roland Döhrn. Eine Ursache hierfür sind die zunehmenden
Engpässe am Arbeitsmarkt. Zudem sind die Unternehmen über ihren Zugang zu
wichtigen Märkten verunsichert und auch die Aufwertung des Euro dürfte
nachwirken.

Auf dem Arbeitsmarkt nimmt die Beschäftigung zwar weiter zu, jedoch lässt
die Dynamik aber nach. Zum einen verlangsamt sich der Produktionsanstieg
ein wenig, zum anderen dürfte es zunehmend schwerfallen, zusätzliche
Arbeitskräfte zu rekrutieren. Darauf weist die wachsende Zahl unbesetzter
Stellen hin. Die Arbeitslosenquote dürfte weiter sinken, auf 5,2 Prozent
im Jahresdurchschnitt 2018 und auf 5,1 Prozent im Durchschnitt kommenden
Jahres.

Inflation zieht allmählich an, Haushaltsplus geht im nächsten Jahr
zurück 

Ungeachtet der Anspannungen am Arbeitsmarkt hat sich der Anstieg der
Verbraucherpreise bislang kaum beschleunigt. Zwar werden die Preise auf
der Erzeugerstufe mittlerweile kräftiger angehoben, auf die
Verbraucherebene schlug dies jedoch nur begrenzt durch, auch weil die
Aufwertung des Euro den Anstieg der Einfuhrpreise dämpfte. "Dieses und
nächstes Jahr dürfte der Lohnkostendruck zunehmen, so dass mit einem
allmählichen Anziehen der Inflation zu rechnen ist", so Roland Döhrn. Das
RWI erwartet eine Inflationsrate von 1,8 Prozent in Durchschnitt dieses
Jahres und von 1,9 Prozent im kommenden Jahr.

Der Überschuss des Staatshaushaltes stieg im Jahr 2017 von 25,7 auf 36,6
Milliarden Euro. In diesem Jahr wird er trotz einer leicht expansiv
ausgerichteten Finanzpolitik voraussichtlich nochmals auf 40 Milliarden
Euro zunehmen. Ursachen hierfür sind zum einen konjunkturbedingte
Mehreinnahmen und Minderausgaben, zum anderen der Wegfall der Belastungen
durch die Rückzahlung der Kernbrennstoffsteuer. Im kommenden Jahr wird der
Überschuss voraussichtlich auf 29 Milliarden Euro sinken, insbesondere
weil die finanzpolitischen Maßnahmen aus dem Koalitionsvertrag verstärkt
anlaufen.

Die größten Risiken für die deutsche Konjunktur sind derzeit der drohende
Handelsstreit mit den USA und die Unwägbarkeiten des Ausgangs der 
Brexit-Verhandlungen. Im vergangenen Jahr gingen 6,6 Prozent der deutschen
Ausfuhren nach Großbritannien und 8,7 Prozent in die USA. Eine Eskalation
des Handelsstreits oder eine Form des Brexit, die den Marktzugang in
Großbritannien abrupt verschlechtert, hätte daher - möglicherweise sogar
bereits recht kurzfristig - massive Auswirkungen auf die deutsche
Exportwirtschaft.

Weltwirtschaft expandiert weiter, US-Wirtschaftspolitik bleibt
Risikofaktor

Der weltwirtschaftliche Aufschwung hat sich im vergangenen Jahr deutlich
verstärkt. Insbesondere die rohstoffexportierenden Schwellenländer konnten
von der dadurch gestiegenen Nachfrage nach Rohstoffen profitieren. Auch in
diesem Jahr wird die weltweite Produktion voraussichtlich weiter kräftig
expandieren. Die dämpfenden Wirkungen des raueren handelspolitischen
Klimas dürften vorerst begrenzt bleiben. Im kommenden Jahr wird das
Expansionstempo wohl etwas nachlassen, auch weil die Geldpolitik
vielerorts die Zügel anzieht. Das RWI erwartet eine Zunahme der globalen
Wirtschaftsleistung von 3,4 Prozent in diesem und 3,2 Prozent im nächsten
Jahr.

Auch international ist das größte Risiko, dass der Welthandel zunehmend
durch Handelsbarrieren behindert wird. Ein weiteres Risiko resultiert aus
der nach wie vor hohen Bewertung von Vermögenstiteln. Sie wird
voraussichtlich durch die bevorstehende geldpolitische Straffung
korrigiert werden, wobei die Gefahr eines Überschießens besteht. Sollte
hingegen der drohende Handelskonflikt entschärft werden, könnte die
konjunkturelle Dynamik weltweit deutlich höher ausfallen als in der
Prognose unterstellt.


Weitere Informationen unter:

https://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-konjunkturberichte/rwi-kb_1-2018.pdf 

(RWI-Konjunkturbericht 1/2018)

http://www.rwi-essen.de/forschung-und-beratung/wachstum-konjunktur-oeffentliche-finanzen/projekte/konjunkturdiagnose-und-prognose/ 

(Weitere Informationen zur Konjunkturberichterstattung des RWI)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, Jörg Schäfer, 21.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FAMILIENRECHT/203: Vormundschaft der Schwester für minderjährigen Flüchtling (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 20. März 2018

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Vormundschaft der Schwester für minderjährigen Flüchtling



Hamm/Berlin (DAV). Bei der Auswahl eines Vormunds für ein Kind spielen
auch dessen Neigung und der Elternwille eine Rolle. So kann die ältere
Schwester eines minderjährigen Flüchtlings als Vormund bestellt werden
- auch wenn sie kein Deutsch spricht. Auf diese Entscheidung des
Oberlandesgerichts Hamm vom 13. Juni 2017 (AZ: 4 UF 31/17) weist die
Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
hin.

Die syrischen Geschwister gelangten als Flüchtlinge nach Deutschland.
Die Eltern hielten sich noch an einem sicheren Ort in Libyen auf.
Beide Kinder wohnten in einer Flüchtlingsunterkunft. Der zuständige
Kreis legte ein Schreiben vor, aus dem hervorging, dass nach Wunsch
der Eltern die volljährige Schwester sich um alle Angelegenheiten
ihres jüngeren Bruders kümmern solle. Das Amtsgericht lehnte ab.

Anders das Oberlandesgericht: Es bestellte die Schwester zum Vormund.
Zum einen entspreche das dem Willen der Eltern und des Jungen selbst.
Zum anderen kenne die Schwester als nahe Verwandte ihren Bruder am
besten und könne so seine Interessen am besten wahrnehmen.

Das Vormundschaftsgericht müsse als Vormund eine Person auswählen, die
unter Berücksichtigung ihrer gesamten Lebensumstände dazu geeignet
sei. Gebe es mehrere geeignete Personen, müsse das Gericht die Neigung
des Kinds, den mutmaßlichen Willen der Eltern und verwandtschaftliche
Beziehungen berücksichtigen. Die Schwester sei geeignet und
offensichtlich trotz fehlender Sprachkenntnisse in der Lage, ihre
Angelegenheiten und diejenigen ihres Bruders zu regeln.

www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 01/18 vom 20. März 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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SCHACH-SPHINX/06511: Ein verhängnisvoll langer Gedanke (SB)

Zu lange über einen Gedanken zu brüten, kann die Partie kosten, und
das aus einem einfachen Grund - nämlich dem des Vergessens. Es
erscheint seltsam, aber wer kennt nicht solche Augenblicke aus dem
eigenen Leben. Da überlegt man eine Nebensache, behält sich aber fest
im Sinn, die Hauptsache nicht aus dem Kopf zu verlieren. Solange man
es sich immer wieder vorsagen kann, geht es gut, doch dann schießt
plötzlich ein wildfremder Gedanke in die Überlegung hinein, und ehe
man den Weg wieder zurückfindet zum Eigentlichen, hat man sich in den
Nebeln verirrt. Dem armenischen Großmeister Tigran Petrosjan war es so
auf dem Kandidatenturnier in Amsterdam 1956 ergangen. Vor ihm auf dem
Brett stand eine gewonnene Stellung. Prächtig hatte er bis dahin
gespielt und seinem Kontrahenten David Bronstein jede Konterchance
genommen. Petrosjan hätte nun einfach seine angegriffene Dame
wegsetzen müssen. Statt dessen kam er ins Grübeln. Was wäre, wenn...?
Er bemerkte die Irritation wohl, unterschätzte sie jedoch. Und als er
sich mehr und mehr von der Gefahr entfernte, die seiner Dame drohte,
zog er mit dem Springer. Er hatte einfach aus dem Sinn verloren, daß
seine Dame immer noch angegriffen war. Bronstein erinnerte sich
später: "Nie werde ich den Blick des Schreckens vergessen, mit dem
Petrosjan das Verschwinden seiner Dame vom Brett registrierte. Mit
einem Ausdruck hoffnungsloser Resignation stoppte er schweigend die
Schachuhr. Tragisches Ende einer Partie, die die beste seines Lebens
hätte sein können." Später, nach Ende des Turniers, als die Herren
Großmeister zur Abschlußfeier zusammen am reichgedeckten Tisch saßen -
neben allerlei Leckerbissen stand auch eine Torte auf dem Tisch, mit
Schachfiguren aus Zuckerwerk verziert-, schnitt Bronstein jenes
Stückchen der Torte mit der weißen Dame ab und reichte sie Petrosjan,
dabei wie zur Versöhnung flüsternd: "Hier hast du deine Dame zurück."
Viele Jahre später in Hastings 1977 ließ Petrosjan seine Gedanken erst
gar nicht abschweifen, sonst ergriff sofort zu, um im heutigen Rätsel
der Sphinx mit den weißen Steinen seinen englischen Kontrahenten John
Nunn zur Kapitulation zu zwingen, Wanderer.
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Petrosjan - Nunn

Hastings 1977


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nach 1.a2-a4 war die Not nah und die Rettung schien fern, aber mit
1...Ke4-d3 2.Se3-d5 Kd3-e2 3.Sd5-f4+ Ke2xf2 4.Sf4xh3 - guter Einfall,
aber... - 4...Kf2-f1! 5.Sh3-f4 g4-g3 6.Sf4-g2 Kf1-f2 7.a4-a5 h5-h4
8.Sg2-f4 Kf2-f1 9.Sf4-g2 h4-h3 10.Sg2-e3+ Kf1-f2 11.Se3-g4+ Kf2-e2
konnte Michail Botwinnik dank der Mattdrohung 12...g3-g2# die Partie
doch noch für sich entscheiden.



Erstveröffentlichung am 25. März 2005
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MELDUNG/218: Nachhaltigkeit weltweit stärken - UNESCO-Lehrstuhl an der Uni Jena (idw)

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 20.03.2018

Nachhaltigkeit weltweit stärken

Friedrich-Schiller-Universität Jena erhält UNESCO-Lehrstuhl zur Förderung
globalen Verständnisses



Die UNESCO ehrt die Friedrich-Schiller-Universität Jena mit einem
Lehrstuhl für Weltumfassendes Verständnis für Nachhaltigkeit (UNESCO-Chair
"Global Understanding for Sustainability"). Insgesamt sind damit in
Deutschland zwölf und weltweit über 700 UNESCO-Professuren bestimmt, die
Lehr- und Forschungsziele der Weltkulturorganisation zu unterstützen.
Lehrstuhlinhaber in Jena wird der Sozialgeograph Prof. Dr. Benno Werlen.

Nachhaltige Entwicklung braucht Forschung

"Nachhaltige Entwicklung braucht Forschung. Der jetzt eingerichtete
UNESCO-Lehrstuhl an der Universität Jena zeigt ganz hervorragend, wie
wissenschaftliche Zusammenarbeit über Fach- und Ländergrenzen hinweg zur
Stärkung von Nachhaltigkeit gelingen kann. Durch seine Forschung zu
sozialen und kulturellen Hintergründen von nachhaltigen und 
nicht-nachhaltigen Lebensweisen weltweit legt er eine Grundlage für
zukunftsfähiges Leben eines jeden Einzelnen. Ich gratuliere Professor
Werlen herzlich zu der erfolgreichen Einrichtung dieses Lehrstuhls", sagt
Prof. Dr. Gerd Michelsen, Sprecher des Netzwerks der UNESCO-Lehrstühle in
Deutschland und Vorstandsmitglied der Deutschen UNESCO-Kommission.

Das Verstehen der globalen Zusammenhänge für das eigene Leben und damit
die Stärkung der Internationalität sei eine Kernaufgabe der
Friedrich-Schiller-Universität Jena, betont ihr Präsident Prof. Dr. Walter
Rosenthal. "Brückenbauende Gedanken in die Welt tragen, hat auch eine
Friedenschaffende Dimension, für die man täglich eintreten muss. Wir sind
uns dieser Aufgaben und der damit einhergehenden Verantwortung bewusst",
betont Rosenthal, der sich darüber freut, dass die Aktivitäten der Jenaer
Universität nun auch durch die UNESCO mit der neuen Professur gewürdigt
werden.

Sozial- und Geisteswissenschaften stärker in die Nachhaltigkeitsforschung
einbeziehen

Der neue Lehrstuhl soll in den kommenden vier Jahren vor allem dazu
beitragen, die Sozial- und Geisteswissenschaften stärker in die
Nachhaltigkeitsforschung einzubinden. Einen Anfang dafür hat Benno Werlen
bereits in den vergangenen Jahren gemacht. Als Initiator und Direktor des
"International Year of Global Understanding" (IYGU) warb er dafür, den
Herausforderungen der Globalisierung nicht primär aus einer
naturwissenschaftlichen Perspektive zu begegnen, sondern sie
transdisziplinär anzugehen. "In den vergangenen Jahren sind weltweit viele
Initiativen auf den Weg gebracht worden, für die Jena dank des
UNESCO-Lehrstuhls auch in Zukunft eine wichtige Koordinierungsstelle
bleibt", sagt Benno Werlen. "Das Programm des IYGU, die globalisierten
Lebensbedingungen mit Hilfe der Wissenschaft besser verstehen zu helfen,
wird somit weitergetragen und verfestigt."

Inzwischen sei ein Netzwerk von rund 40 Regionalzentren entstanden, die
ganz verschieden über nachhaltige Lebensweisen informieren und diese somit
fördern. "Die Globalisierung hat viele fundamentale Probleme aufgeworfen,
die nicht zuletzt auch auf lokaler Ebene gelöst werden müssen. Dafür
müssen wir auch die jeweiligen sozialen und kulturellen Rahmenbedingungen
und Hintergründe berücksichtigen. Nur so hält der Nachhaltigkeitsgedanke
Einzug in die Gewohnheiten jedes Einzelnen, nur so können nachhaltige
Lebensweisen etabliert werden", erklärt der Jenaer Sozialgeograph. "Der
neue UNESCO-Lehrstuhl bietet eine einzigartige Möglichkeit, genau diese
Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Alltag zu stärken, an denen die
Regionalzentren wirken."

Nachhaltigkeit als elementares Kriterium für politische Entscheidungen


Werlen sieht durch das Zusammenwirken von Forschung und Gesellschaft eine
große Chance, Nachhaltigkeit als elementares Kriterium für politische
Entscheidungen zu etablieren - und das überall auf der Welt auf die
jeweilige Kultur abgestimmt. Deshalb will er als Lehrstuhlinhaber sowohl
Forschungsprojekte als auch Bildungsoffensiven in den jeweiligen Regionen
unterstützen und umsetzen. Ziel sei es zudem, die interkulturelle
Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Zentren zu intensivieren.

Einen weiteren Fokus legt Werlen darauf, das Verstehen der globalisierten
Lebensbedingungen in Kooperation mit dem UNESCO Mahatma Gandhi Institut in
Delhi, der École Normal Supérieur Lyon und dem Paolo Freire Institut der
UCLA in Los Angeles in die Ausbildung junger Führungskräfte zu
integrieren. So sollen Nachhaltigkeitskonzepte in globaler Perspektive und
kultureller Differenzierung entwickelt und an die Entscheidungsträger von
morgen weitergegeben werden.




Weitere Informationen unter:

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, Sebastian Hollstein, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/646: TU Berlin - Wie kann ich digital unterrichten?, 23. bis 24. März 2018

idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: Wie kann ich digital unterrichten?

Einladung zum zweiten Tech Jam des Instituts für Berufliche Bildung
und Arbeitslehre vom 23. bis 24. März 2018



Die Digitalisierung der Bildung ist in aller Munde - und hat dennoch
Aufholbedarf. Es gibt viele Initiativen, die sich der Digitalisierung
der Bildung annehmen - und das Institut für Berufliche Bildung und
Arbeitslehre der TU Berlin bietet mit dem zweiten Tech Jam eine
Plattform für Kooperationen sowie direkte Austauschmöglichkeiten und
die Möglichkeit, Technikbildung für Lernende und Lehrende
vorzustellen.

Zeit: 23. März 2018, 9.00-14.00 Uhr und

24. März 2018, 10.00-14.00 Uhr

Ort: TU Berlin, Marchstraße 23, 10587 Berlin, Foyer

Wo finden Schulen Materialien und Unterstützung? Wie können Lehrende
digital unterrichtet? Und wie hilfreich ist dabei das Smartboard?
Welche neuen Ansätze gibt es? Alles Fragen, mit denen sich der zweite
Tech Jam beschäftigen wird.

Der 23. März 2018 ist den Schulen gewidmet. Es gibt Workshops für
Grundschulen (ab Klassenstufe 5) bis zum Abiturjahrgang und Angebote
für Lehrkräfte.

Am 24. März 2018 steht der Tech Jam allen interessierten Besucherinnen
und Besuchern offen zum Netzwerken, Austauschen und Kennenlernen.
Aussteller, Initiativen und Anbieter haben die Gelegenheit, sich
sowohl in kurzen Vorträgen als auch an ihren Ständen zu präsentieren
und mit den Besucherinnen und Besuchern ins Gespräch zu kommen.

Anmeldung und Informationen unter:

http://www.technik.tu-berlin.de/menue/labor/technik_digitalisierung_und_bildung

https://www.eventbrite.com/e/tech-jam-berlin-ii-tickets-42673221755

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, Stefanie Terp, 20.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INSZENIERUNG/081: Theater Bremen - "Knausgård IV: Leben", Premiere am 29.03.2018

Theater Bremen

Schauspiel-Premiere "Knausgård IV: Leben"

- vierter Teil des Knausgård-Projektes

- Premiere am 29. März im Kleinen Haus



Nach "Sterben", "Lieben" und "Spielen" kommt mit "Leben" der vierte
Teil des auf insgesamt sechs Teile angelegten Theaterprojektes nach
den Romanen Karl Ove Knausgårds in der Regie von Frank Abt auf die
Bühne des Kleinen Hauses. Das Ensemble besteht aus Darsteller Robin
Sondermann sowie sechs jungen Darstellern. Die Premiere ist am
Donnerstag, 29. März um 20 Uhr.

Für den jungen Karl Ove Knausgård beginnt nach dem Abitur ein neuer
Lebensabschnitt. Um Geld für eine Europa-Reise zu verdienen, geht er,
einem Rat seines Vaters folgend, für ein Jahr als Aushilfslehrer an
eine Dorfschule nach Nord-Norwegen. Dort bezieht er seine erste eigene
Wohnung, beginnt zu schreiben, lebt nach seinen eigenen Regeln. Nach
dem familiären Alltag des Schülers empfindet Knausgård den Schritt ins
Erwachsenendasein als Befreiung. Gleichzeitig erlebt er aber auch die
Kehrseite der neugewonnenen Entscheidungsfreiheit in Form einer
zunehmenden Haltlosigkeit und Leere, die er durch Musik, Alkohol und
Frauen zu füllen sucht. Der angehende Autor, der trotz allem in Bergen
auf einer Schreibschule angenommen wird, hat mit Schreibblockaden zu
kämpfen, gegen die er anzutrinken versucht, was jedoch regelmäßig in
Totalausfällen und Blackouts mündet.

"Eigentlich ist 'Leben' eine klassische Coming-of-Age-Geschichte",
sagt Viktorie Knotková, die die Knausgård-Reihe als Dramaturgin
betreut und gemeinsam mit Regisseur Frank Abt und Robin Sondermann aus
den Romanen die Spielfassungen destilliert. Auch für den vierten Teil
hat das Team eine eigene Form des Erzählens gefunden. "Leben" werde
ein stark durch Musik geprägter Abend, für den Torsten Kindermann, der
bereits bei "Sterben" und "Lieben" für die Musik verantwortlich
zeichnete, unter anderem Songs, die für den jungen Knausgård eine
Bedeutung hatten, neu arrangiert hat. Die Musik wird vom Ensemble mit
Schlagzeug, E-Gitarre, Keyboard, Klavier, Trompete und Akkordeon live
gespielt.

Das Team

In insgesamt sechs Abenden folgt der Regisseur Frank Abt, der bereits
seit mehreren Jahren am Theater Bremen inszeniert, Knausgårds
fesselnde Schilderungen seines Alltags. Gemeinsam mit dem Kernteam -
Schauspieler Robin Sondermann, Bühnenbildnerin Susanne Schuboth und
Dramaturgin Viktorie Knotková - wurden bisher drei Teile des
autobiografischen Romanzyklus? umgesetzt: das radikale Vaterportrait
in "Knausgard I: Sterben", die kompromisslose Suche nach Nähe und
Beziehung in "Knausgård II: Lieben" und der mitreißende Strom an
Kindheitserinnerungen in "Knausgård III: Spielen". Alle Teile des
Projektes funktionieren sowohl als eigenständige Abende als auch als
inhaltlich und ästhetisch durchkomponierte Serie.

Premiere am Donnerstag, 29. März um 20 Uhr im Kleinen Haus

Regie: Frank Abt

Bühne und Kostüme: Susanne Schuboth

Musik: Kindermann

Dramaturgie: Knotková

Mit: Robin Sondermann, Nils Bischoff, Jan Grosfeld, Tom Plückebaum,
Emil Lill, Matti Weber, Paul Wiesmann

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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QUAL/093: Millionen Schweine jährlich sterben qualvoll vor der Schlachtung als Kollateralschäden (ARIWA)

Animal Rights Watch - Pressemitteilung vom 20. März 2018

Millionen Schweine jährlich sterben qualvoll vor der Schlachtung als
Kollateralschäden der Fleischindustrie



Nach offiziellen Statistiken werden in deutschen Schlachthöfen jedes Jahr
fast 60 Millionen Schweine getötet. Nun sorgt eine Studie der
Tierärztlichen Hochschule Hannover für Aufsehen: Mehr als 13 Millionen
Schweine überleben zusätzlich erst gar nicht die Tortur der Mast und
durchleben in den Ställen unvorstellbare Qualen bis zu ihrem Tod. [1] Sie
sterben an unversorgten Wunden, Entzündungen und Krankheiten, die aus
Kostengründen nicht behandelt und angemessen gepflegt werden. Unbeachtet
enden sie in der vom Steuerzahler subventionierten Tierkörperbeseitigung.
Weitere 4 Millionen Ferkel werden nach Einschätzung von Animal Rights Watch
(ARIWA) noch am ersten Lebenstag als angeblich "nicht überlebensfähig"
getötet oder unversorgt einem langsamen Tod überlassen. [2] Und von den
rund 6 Millionen tot geborenen Ferkeln in Deutschland ersticken bis zu zwei
Drittel durch frühzeitiges Reißen der Nabelschnur zuchtbedingt noch im
Mutterleib. [3] Report Mainz berichtet am 20. März ab 21:45 Uhr mit
Bildmaterial von ARIWA, welches das grausame Sterben in Ställen
dokumentiert.



20.03.2018, Berlin: Die Bilder sind schockierend: Neugeborene Ferkel, die
qualvoll sterben - augenscheinlich ersticken sie, scheinbar unfähig,
selbstständig zu atmen. Schweine mit blutigen Schwänzen und Klauen,
angefressenen Ohren, entzündeten Beinen, schmerzhaften Gelenkgeschwüren,
handtellergroßen Wunden und Verletzungen im Gesicht und am gesamten Körper.
Manchmal sind die Verletzungen und Erkrankungen so stark, dass die Tiere
nicht einmal mehr aufstehen können. Tote Tiere liegen vereinzelt zwischen
den anderen. Krankenbuchten sind die Ausnahme: Fast nie haben die
verletzten Tiere weiche Einstreu und Ruhe, wie es gesetzlich vorgeschrieben
wäre. Diese Zustände werden immer wieder vorgefunden und stellen die
Normalität in deutschen Betrieben dar. Der Grund: Eine angemessene
tierärztliche Behandlung übersteigt die Kosten, die der Erlös des Tieres
bringen würde.

"Es ist ökonomisch günstiger, die Tiere ihrem qualvollen Schicksal zu
überlassen, statt sie vorschriftsgemäß zu behandeln", sagt Sandra Franz,
Pressesprecherin von ARIWA. "Krankheiten, Verletzungen und tote Tiere
werden von vornherein einkalkuliert und eingepreist. Tierschutzrechtliche
Verstöße sind systematisch an der Tagesordnung und werden von allen
Beteiligten in Kauf genommen, wie die Studie der Tierärztlichen Hochschule
Hannover nun bestätigt." Dieses massive alltägliche Leid ist eine logische
Folge daraus, dass empfindungsfähige Lebewesen in unserer Gesellschaft als
Objekt und Ware eingestuft werden. Nur eine Komplettabkehr von der
Tiernutzung kann diese Zustände beenden. Animal Rights Watch fordert daher
das Ende von Subventionen und jeder finanziellen Unterstützung für die
Nutztierindustrie sowie die Förderung des bio-veganen Landbaus - einer
Landwirtschaft, die komplett ohne die Nutzung von Tieren auskommt.


Animal Rights Watch e.V. (ARIWA) ist eine gemeinnützige
Tierrechtsorganisation. ARIWA deckt die Zustände in der Tierindustrie auf
und fördert eine tierfreundliche, vegane Lebensweise. Bundesweite
Bekanntheit erlangte ARIWA durch die Veröffentlichung von Recherchen in 
Bio-Betrieben und Schweinezuchtanlagen und durch die Ausrichtung des "Vegan
Street Day" in Stuttgart und Dortmund. Zahlreiche politische TV-Magazine
sowie viele Print- und Onlinemedien nutzen regelmäßig von ARIWA zur
Verfügung gestelltes Bildmaterial.


Anmerkungen:

[1] https://www.tiho-hannover.de/aktuelles-presse/aktuelle-meldungen/aktuelle-meldungen/article/untersuchungen-an-verendeteng-1/

[2] http://www.landwirtschaftskammer.de/duesse/wir/jahresbericht/2013/03_schwein.pdf

[3] https://www.susonline.de/dl/2/5/4/6/3/3/104_bernburg_zusammenfassung_diss.pdf

 * 

Quelle:

Animal Rights Watch e.V. - ARIWA

Hirschbachstraße 57, 73431 Aalen

Telefon: 07361 9754625

E-Mail: info@ariwa.org

Internet: http://www.ariwa.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - VÖGEL/1108: Entzugserscheinungen - Bayerns Zugvögel lassen auf sich warten (LBV)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





VÖGEL/1108: Entzugserscheinungen - Bayerns Zugvögel lassen auf sich warten (LBV)

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 21. März 2018

Entzugserscheinungen

Bayern wartet auf Zugvögel - Kältewelle hält tausende Vögel zurück -
Zugvögel stauen sich in Bodenseeregion



Hilpoltstein, 21.03.18 - Die skandinavische Kälte hält Bayern fest im
Griff. Zugvögel, die bereits auf dem Weg in ihre Brutgebiete im
Freistaat waren, sind nun gezwungen, am Rand der Kaltwetterfront einen
Zugstopp einzulegen und dort auf wärmeres Wetter zu warten. "Wir
sehen, dass wir nichts sehen", so Markus Erlwein, LBV-Pressesprecher.
"Zugvögel ziehen nicht gerne gegen den Wind und legen deshalb eine
Notrast ein bis der Wind wieder auf eine günstigere Strömung
umschwenkt." Aktuell wartet Bayern auf die Rückkehr von Zugvogelarten
wie Singdrossel, Kiebitz und Feldlerche. So kann deshalb zum Beispiel
im Bodenseeraum nun ein beeindruckendes Naturspektakel beobachtet
werden: tausende Vögel stehen in den Startlöchern und warten darauf,
ihren Zug nach Norden fortzusetzen.

Der erneute Wintereinbruch lässt die zurückkehrenden Zugvögel eine
Zwangspause am Rand der Kaltwetterfront einlegen. "Ornithologen
sprechen dabei von einem Zugstau, weil sich die Vögel an geeigneten
Orten mit viel Nahrung stauen", erklärt Erlwein. Oft spielt auch die
Windrichtung eine Rolle, denn Vögel fliegen nicht gerne gegen den
Wind, sondern nutzen die Strömung, um auf ihrem Weg Energie zu sparen.
Die Experten rechnen damit, dass sich der Zugstau mit wärmerem Wetter
auflöst. Bis dahin kann man ein beeindruckendes Naturschauspiel rund
um den Bodensee beobachten: Tausende rastende Zugvögel in großen
Trupps mit bis zu mehreren Hundert Drosseln, Kiebitzen und Lerchen.

Einige Kurzstreckenzieher sind bereits in ihren bayerischen
Brutgebieten angekommen, wie zum Beispiel der Star, Vogel des Jahres
2018. Diese warten zwar mit dem Brutbeginn noch bis es wärmer wird,
haben mit der Kälte aber durchaus zu kämpfen. Denn nichtsdestotrotz
bereiten sich die Vögel auf das Brutgeschäft vor, das viel Energie
bedarf. Hinzu kommt, dass in der freien Landschaft noch kein neues
Futter vorhanden ist und die Kälte ebenfalls an den Energiereserven
der Vögel zehrt. "Unsere Vögel haben im Moment mit einer
Extremsituation zu kämpfen, in der eine Fütterung im Garten wohl
tatsächlich einigen Vögeln zu überleben hilft", erklärt Erlwein. Mit
einem vielfältigen Futterangebot im heimischen Garten kann jetzt jeder
den häufigen Vogelarten unter die Flügel greifen.

Sorgen um die bereits zurückgekehrten Störche muss sich jedoch niemand
machen. "Störche kommen ohne Probleme auch einmal über eine Woche ohne
Futter aus. Dazu finden sie nach wie vor kleine Fische und ähnliches
in Fließgewässern und der Schnee verdeckt auch nicht alle
Mäuselöcher", erklärt der LBV-Pressesprecher.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 21.03.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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FORSCHUNG/1438: Forschungsflugzeug HALO misst die Emissionen von Mega-Cities in Asien (DLR)

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - Presse-Information
vom 21. März 2018

Stickoxide und Feinstaub über Asien: Forschungsflugzeug HALO misst
die Emissionen von Mega-Cities



Die Luftqualität in großen Städten ist ein aktuelles Thema besonders
mit Bezug auf Straßenverkehr und Gesundheit der Anwohner. Die
Emissionen verbleiben jedoch nicht in den Ballungszentren, sondern
Partikel und gasförmige Schadstoffe können mit dem Wind oft tausende
Kilometer weit verfrachtet werden. Besonders relevant ist dieses
Szenario in Asien, wo weltweit die größte Ansammlung an Mega-Cities zu
finden ist. Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) führt
nun vom 10. März bis zum 09. April 2018 über Tainan in Taiwan aus
Forschungsflüge durch, um die Ausbreitung und Umwandlung der
Emissionen von Großstädten wie Manila, Taipei, Seoul, Tokio, Beijing.
Shanghai und Guangzhou genauer zu untersuchen. Die wissenschaftliche
Leitung des internationalen Projekts EMeRGe (Effect of Megacities on
the transport and transformation of pollutants on the Regional and
Global scales) liegt bei der Universität Bremen. Ziel ist es, Ausmaß
und Auswirkungen der Luftverschmutzung von Ballungszentren auf die
Erdatmosphäre besser zu verstehen und vorhersagen zu können. Zuvor
hatten die Wissenschaftler bereits europäische Ballungszentren
beflogen.

"Rund 100 Flugstunden sind für die Messflüge in den Emissionsfahnen
asiatischer Metropolen geplant", sagt der Leiter des Projekts,
Professor John P. Burrows vom Institut für Umweltphysik der
Universität Bremen. Das Forschungsflugzeug HALO ist mit insgesamt 20
Messinstrumenten ausgestattet, um die verschiedenen Gas- und
Partikelemissionen der Großstädte und ihre Reaktionsprodukte zu
erfassen. "Wir wollen im Detail nachvollziehen, wie sich die
Emissionen in der Atmosphäre bei unterschiedlichen Wetterlagen
ausbreiten und umwandeln. In Asien spielen hier insbesondere die hohen
Temperaturen, Luftfeuchtigkeit, Sonneneinstrahlung und Häufigkeit von
Gewittern eine wichtige Rolle, sagt Dr. Hans Schlager vom DLR-Institut
für Physik der Atmosphäre. "Bei der Ausbreitung der Emissionen
interessiert uns beispielsweise wie viel Ozon aus den
Vorläufersubstanzen Stickstoffoxide und Kohlenwasserstoffe entsteht
sowie das Ausmaß der Neubildung von Partikeln aus gasförmigen
Vorläufern wie Schwefeldioxid und organischen Verbindungen".

Regionale Schadstoffausbreitung erfassen

Das speziell instrumentierte Forschungsflugzeug HALO (High Altitude
and Long Range Research Aircraft) startet jeweils vom Flughafen in
Tainan auf Taiwan für die Messflüge zu den verschiedenen asiatischen
Metropolen und Ballungsräumen. "Damit die Forscher ein genaues Bild
der Verteilung der städtischen Emissionen bekommen, fliegt HALO
gestaffelt zunächst in bodennahen Luftschichten, um dann schrittweise
in größere Höhen aufzusteigen", sagt Frank Probst von der
DLR-Einrichtung Flugexperimente. "In Asien bedarf es einer
langfristigen und sorgfältigen Planung der Forschungsflüge, weil viele
Flugsicherungsstellen unterschiedlicher Länder betroffen sind und eine
sehr hohe Flugverkehrsdichte im Bereich der Megacities vorliegt." Da
die Messflüge auf wolkenfreie Bedingungen angewiesen sind, um in
niedrigen Höhen in die Abgasfahnen der Städte fliegen zu können,
finden sie jetzt im Frühjahr mit vergleichsweise günstigen
Wetterbedingungen statt.

Im Sichtflug über das ostchinesische Meer

Bei den Messungen werden teilweise Flugmuster in weniger als einen
Kilometer über Grund abgeflogen, beispielsweise beim ersten lokalen
Messflug am 17. März 2018 über dem Ostchinesischen Meer, bei dem
Emissionen von Mega-Cities wie Shanghai erfasst wurden. "Im Tiefflug
sind wir im Sichtflug unterwegs und können nur in wolkenfreien
Gebieten operieren", sagt DLR-Forschungspilot Stefan Grillenbeck. Im
Sommer 2017 flogen die Wissenschaftler im ersten Teil des Projekts an
Bord von HALO bereits im Umfeld von europäischen Metropolen und
Ballungsräumen wie London, Rom, Paris, Marseille, Barcelona, das
Ruhrgebiet und die Poebene.

EMeRGe international umfasst mehr als 50 Partner aus 16 verschiedenen
Ländern. Darunter sind 27 aus Asien. "Diese Partner werden parallel zu
den HALO-Flügen ergänzende Messungen von anderen Flugzeugplattformen
sowie von bodengestützten Netzwerken durchführen", sagt Burrows
"Beispielsweise sind unbemannte Kleinflugzeuge vom Research Center for
Environmental Changes der Academia Sinica in Taipei, unserem Partner
in Taiwan, im Einsatz. Bodenmessungen werden zum Beispiel in China,
Taiwan, Südkorea, Japan, Philippinen und Thailand durchgeführt. Ein
besonderer Dank gilt dabei den Wissenschaftlern der taiwanesischen
Academia Sinica als Gastgeber darunter Direktor Prof Dr. Pao K. Wang
und Deputy Direktor Dr. Charles K. Chou und der National Taiwan
University besonders Prof. Dr. Po-Hsiung Lin", so Burrows weiter.
Insgesamt sind innerhalb der nächsten vier Wochen etwa zehn
HALO-Messflüge über Asien geplant. Das DLR wird über seine Social
Media-Kanäle informieren, wo aktuelle Flüge stattfinden.

Projekt mit rund 6 Millionen Euro gefördert

Projektpartner in Deutschland sind neben der Universität Bremen das
Max-Planck-Institut für Chemie, die Universitäten Mainz, Heidelberg
und Wuppertal sowie das Karlsruher Institut für Technologie (KIT) und
das Forschungszentrum Jülich. Das Projekt EMeRGe wird mit rund sechs
Millionen Euro von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), der
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) und dem DLR finanziert.

Über HALO

Das Forschungsflugzeug HALO ist eine Gemeinschaftsinitiative
deutscher Umwelt- und Klimaforschungseinrichtungen. HALO wurde aus
Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, der
Helmholtz-Gemeinschaft und der Max-Planck-Gesellschaft beschafft. Der
Betrieb von HALO wird von der DFG, der Max-Planck-Gesellschaft, dem
DLR, dem Forschungszentrum Jülich, dem Karlsruher Institut für
Technologie, dem Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ in Potsdam und dem
Leibniz-Institut für Troposphärenforschung in Leipzig (TROPOS)
getragen. Das DLR ist zugleich Eigner und Betreiber des Flugzeugs.

 * 

Quelle:

DLR-Presse-Information, 21.03.2018

Herausgeber:

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Kommunikation

Linder Höhe, 51147 Köln

Tel.: +49 2203 601-0, Fax: +49 2203 601-10

E-Mail: contact-dlr[at]dlr.de

Internet: www.dlr.de
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MELDUNG/450: Geleakte Dokumente zeigen Fehlplanungen bei der Fehmarnbeltquerung (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 21. März
2018

NABU: 
Geleakte Dokumente zeigen Fehlplanungen bei der Fehmarnbeltquerung

Miller: Risiko-Projekt auf Kosten von Mensch und Natur



Berlin/Fehmarn - Mit einer Serie investigativer Artikel auf Basis
geleakter Dokumente erschüttert die dänische Zeitung "Jyllands-Posten"
aktuell die Vertrauenswürdigkeit des dänischen Vorhabenträgers Femern
A/S und des gesamten Projektes zur geplanten festen
Fehmarnbeltquerung. Große Teile der Politik und Wirtschaft haben die
jahrelange Kritik des NABU an der festen Fehmarnbeltquerung bisher
ignoriert. Nun scheinen sich zahlreiche ökonomische und planerische
Vorbehalte gegen Europas größtes und teuerstes
Verkehrsinfrastrukturvorhaben zu bestätigen.

Die Medienberichte legen Punkte offen, die das Milliarden-Projekt
immer angreifbarer machen: Mangelnde Transparenz der
Projektverantwortlichen gegenüber Politik und Öffentlichkeit, ein
personeller Austausch Projekt-kritischer Experten, die Unkenntnis über
das deutsche Planfeststellungsverfahren - die Fehmarnbeltquerung
beruht auf Fehleinschätzungen und Fehlentscheidungen.

"Der dänische Vorhabenträger Femern A/S hat sich offensichtlich
besonders beim Abschluss der Verträge mit den Baukonsortien verzockt.
Nun stehen die Planer mit dem Rücken zur Wand. Der von den Dänen
selbst zu verantwortende Termindruck darf jetzt nicht auf Kosten eines
seriösen deutschen Planfeststellungsverfahrens gehen. Gegen das
Risiko-Projekt werden wir uns mit allen zur Verfügung stehenden
Mitteln wehren", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller, so wurde
von den Planern unter anderem die Einschätzung einer deutschen
Fachanwältin für Umweltrecht, Dr. Bettina Enderle, zur absehbaren
Dauer eines deutschen Planfeststellungsverfahrens vorsätzlich
ignoriert.

"Aber auch ohne die Einschätzung von Frau Dr. Enderle wissen vor allem
die zahlreichen deutschen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
dänischen Planungsstab, die extra als Experten für
Planfeststellungsverfahren beschäftigt werden, dass der Zeitplan bei
einem regulären Bundesverwaltungsgerichtsverfahren nie und nimmer
eigehalten werden kann", sagt NABU-Fehmarnbeltexperte Malte Siegert.
Stimme auch nur die Hälfte aller bisher veröffentlichten
Anschuldigungen, dürfe ein so unseriös geplantes und mit erheblichen
Risiken behaftetes Vorhaben überhaupt nicht umgesetzt werden. Deswegen
fordert der NABU Dänemark und Deutschland erneut auf, endlich über
Artikel 22 des Staatsvertrages das Vorhaben auf den Prüfstand zu
stellen. Dort heißt es: "Sollten die Voraussetzungen für das Projekt
oder Teile des Projekts sich deutlich anders entwickeln als angenommen
und anders, als es zum Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrags bekannt
ist, werden die Vertragsstaaten die Lage aufs Neue erörtern. Dies gilt
unter anderem für wesentliche Kostensteigerungen im Zusammenhang mit
dem Projekt". Da sich so ziemlich jede Annahme geändert habe, sei eine
vom NABU seit Jahren geforderte externe und vor allem unabhängige
Überprüfung überfällig, so Siegert.

Mehr Infos:

www.NABU.de/fehmarnbelt

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 032/18, 21.03.2018
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VERBRAUCHER/104: Weltwassertag - BUND fordert Verzicht auf Mikroplastik in Kosmetik (BUND BW)

BUND Landesverband Baden-Württemberg - 21. März 2018

Weltwassertag 2018

"Mikroplastik muss raus"

BUND fordert Verzicht auf Mikroplastik in Kosmetik



Stuttgart. Schockierende Bilder von unseren Weltmeeren, die in
Plastikmüll versinken, haben wir vor Augen eindringlich geführt
bekommen. Nun zeigt eine große Studie von fünf Bundesländern, dass
auch in Flüssen und Seen in Baden-Württemberg unzählige mikroskopisch
kleine Plastikpartikel schwimmen. "Unser Konsumverhalten und
Lebensstil hat auch unsere direkte Umwelt mit Plastik überschwemmt.
Das ist ein ökologisches Desaster. Das Mikroplastik muss aus unseren
Gewässern raus", sagt Brigitte Dahlbender, die Landeschefin des BUND
Baden-Württemberg.

Die Plastikpartikel stammen unter anderem aus Kosmetika und geraten
über Abwasser und Kläranlagen in unsere Gewässer. "Eine wichtige
Maßnahme, um die Belastung in unseren heimischen Gewässern zu
verringern, ist Mikroplastik in Kosmetika zu verbieten. Es dauert
immer bis Gesetze greifen und wirken. Deshalb ist jede*r von uns
aufgefordert, auf Produkte mit Mikroplastik zu verzichten."

BUND-Einkaufsratgeber hilft Verbraucher*innen

Doch für Verbraucher*innen ist es schwierig bis unmöglich
herauszufinden, in welchen Produkten Mikroplastik versteckt ist. Die
Kunststoffpartikel kommen in Kosmetik-Produkten wie Peelings, Shampoos
und Zahnpasta oder Reinigungsmitteln vor. Eine Kennzeichnungspflicht
für Mikroplastik in Kosmetikprodukten gibt es aber nicht. Daher hat
der BUND einen Einkaufsratgeber erstellt. Der Ratgeber führt die
Produkte mit Mikroplastik nach Produktart und Marke alphabetisch auf.

Studie
zu Mikroplastik in Binnengewässer in Süd- und Westdeutschland 

Im Rahmen der Studie "Mikroplastik in Binnengewässern Süd- und
Westdeutschlands" der Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern, Hessen,
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz haben die jeweils zuständigen
Behörden oberflächennahes Wasser nach Plastikpartikeln untersucht.
Dabei charakterisierten sie über 4.000 Partikel. In Baden-Württemberg
wurden in Rhein, Neckar, Körsch, Würm, Enz, Kocher, Jagst und Bodensee
Proben genommen.




Weitere Informationen:

BUND-Einkaufsratgeber: 

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/meere/meere_mikroplastik_einkaufsfuehrer.pdf

Studie "Mikroplastik in Binnengewässern Süd- und Westdeutschlands"


http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/274206/mikroplastik_in_binnengewaessern_sued-_und_westdeutschlands.pdf [1]

[1] http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/274206/mikroplastik_in_binnengewaessern_sued-_und_westdeutschlands.pdf

 * 
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MEER/288: Ozeanversauerung - Heringe könnten von veränderter Nahrungskette profitieren (idw)

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 19.03.2018

Ozeanversauerung: Heringe könnten von veränderter Nahrungskette
profitieren



Die Larven vieler Fischarten reagieren empfindlich auf
Ozeanversauerung - das konnten Studien bereits zeigen. Hervorgerufen
wird die Versauerung von großen Mengen Kohlendioxid (CO2), die von der
Atmosphäre ins Meerwasser gelangen. Dieses CO2 beeinflusst aber auch
das Nahrungsangebot für die Larven. Wie sich beide Effekte kombiniert
auf den Fisch-Nachwuchs auswirken können, haben Forscherinnen und
Forscher des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel an
Heringslarven untersucht. Ihre Ergebnisse veröffentlichen sie jetzt in
der internationalen Fachzeitschrift Nature Ecology and Evolution.




[image: Foto: Maike Nicolai / GEOMAR (CC BY 4.0)]

Die Kieler KOSMOS Offshore-Mesokosmen 2013 im schwedischen
Gullmarsfjord. In den Versuchsanlagen wurde unter anderem die Reaktion
von Heringslarven auf Ozeanversauerung getestet.

Foto: Maike Nicolai / GEOMAR (CC BY 4.0)



Kaum starten sie ins Leben, geht es für junge Fische auch schon ums
Überleben. Die Jungfische müssen lernen zu fressen und Feinden zu
entfliehen. Gleichzeitig sind sie in dieser Lebensphase am
sensibelsten gegenüber Umweltfaktoren wie Temperatur, Sauerstoff und
dem pH-Wert des Wassers. Genau diese Faktoren wandeln sich derzeit
global: Temperaturen steigen und Sauerstoff geht den Meeren verloren.
Außerdem gelangt immer mehr Kohlendioxid (CO2) aus der Atmosphäre ins
Meerwasser, bildet dort Kohlensäure und lässt den pH-Wert sinken. Doch
nicht nur direkt, auch indirekt beeinflusst zusätzliches CO2 die
Überlebenschancen von Fischlarven, denn es kann auch ihr
Nahrungsangebot verändern.

Forscherinnen und Forscher aus Deutschland, Schweden und Norwegen
unter Leitung des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel
haben jetzt anhand von Heringslarven erstmals untersucht, wie sich
diese beiden Effekte der Ozeanversauerung kombiniert auf das Überleben
und Wachstum von diesen Jungfischen auswirken können. Wie sie heute in
der internationalen Fachzeitschrift Nature Ecology and Evolution
veröffentlichen, zeigten die Experimente, dass Heringe von einer durch
Versauerung veränderten Nahrungskette profitieren könnten.
"Möglicherweise werden sie in einem saureren Ozean der Zukunft einen
Vorteil gegenüber anderen, empfindlicheren Arten haben", sagt Dr.
Michael Sswat vom GEOMAR, Erstautor der Studie.

Um die Reaktion der jungen Heringe auf Ozeanversauerung zu testen,
ließ das Team sie in einem vollständigen Nahrungsnetz unter heutigen
und zukünftigen CO2-Bedingungen aufwachsen. Dafür nutzte es die Kieler
KOSMOS Offshore-Mesokosmen, die 2013 für einen Langzeitversuch im
schwedischen Gullmarsfjord verankert waren. "Die Mesokosmen isolieren
wie in einem riesigen Reagenzglas 50 Kubikmeter Meerwasser mit allen
darin vorkommenden Planktonorganismen", erklärt Prof. Dr. Ulf
Riebesell vom GEOMAR, Ko-Autor der Studie. Fünf der Mesokosmen wurden
mit CO2 angereichert, um Konzentrationen zu simulieren, die für das
Ende des Jahrhunderts vorhergesagt werden. Fünf Mesokosmen wurden zum
Vergleich bei gegenwärtigen CO2-Werten gehalten.

In den Mesokosmen mit erhöhten CO2-Konzentrationen trat die natürliche
Algenblüte zwischen Februar und Juni verstärkt auf. "Dadurch vermehrte
sich auch das tierische Plankton besser und von diesem erhöhten
Nahrungsangebot profitierten dann die Heringslarven", erklärt Dr.
Michael Sswat. Sechs Wochen nach dem Schlupf hatten so fast 20 Prozent
mehr Heringslarven unter zukünftigen als unter heutigen CO2
Bedingungen überlebt. "Dieser insgesamt positive Effekt von
Ozeanversauerung auf Heringslarven war zunächst überraschend, da
frühere Studien für viele andere Fischarten negative direkte Effekte
von Versauerung auf das Überleben der Larven gezeigt haben", ergänzt
Dr. Catriona Clemmesen vom GEOMAR, ebenfalls Ko-Autorin der Studie.

Eine Erklärung für die überraschenden Ergebnisse bot sich in einer
parallelen Laborstudie, welche zeigte, dass Heringslarven generell
widerstandsfähiger gegenüber pH-Wert-Veränderungen sind. "Geschwister
der Heringslarven in den Mesokosmen wurden im Labor bei vergleichbaren
CO2 Werten aufgezogen, ohne Änderungen im Futterangebot. Somit konnten
wir den direkten Effekt des Kohlendioxids auf die Heringslarven von
dem indirekten Einfluss über die Nahrungskette trennen", erklärt Dr.
Sswat, der auch Erstautor der Laborstudie ist, die bereits Ende Januar
in der Fachzeitschrift PLOS ONE erschien.

Die Toleranz der Heringslarven gegenüber pH-Wert-Veränderungen könnte
an der Lebensweise der Fische liegen. "Heringe laichen meist nahe dem
Boden, wo natürlicherweise hohe CO2-Werte vorherrschen. Sie sind somit
vermutlich schon besser angepasst als andere Fischarten wie z.B. der
Kabeljau, der nahe der Wasseroberfläche laicht", erklärt Dr.
Clemmesen.

Wie sich das Überleben der Fischlarven und somit ganzer Bestände in
der Zukunft verändert, ist also von vielen Faktoren abhängig.
Zusätzlich zur Ozeanversauerung verändern auch die ansteigende
Temperatur und die Überfischung die Lebensgemeinschaften im Meer
weltweit und längst nicht alle dieser Folgen sind absehbar.
"Veränderungen im Ökosystem sind allerdings wahrscheinlich. Deshalb
ist das Risiko hoch, dass die direkten und indirekten Folgen eines
ungebremsten CO2-Ausstoßes die Fischbestände insgesamt negativ
beeinflussen", fasst Ulf Riebesell zusammen.

Originalarbeiten:

Sswat, M., M. H. Stiasny, J. Taucher, M. Algueró-Muñiz, L. T. Bach, F.
Jutfelt, U. Riebesell, C. Clemmesen (2018): Food web changes under
ocean acidification promote herring larvae survival. Nature Ecology &
Evolution. 

http://dx.doi.org/10.1038/s41559-018-0514-6

Sswat, M., M. H. Stiasny, F. Jutfelt, U. Riebesell, C. Clemmesen
(2018): Growth performance and survival of larval Atlantic herring,
under the combined effects of elevated temperatures and CO2. PLOS ONE,

 https://doi.org/10.1371/journal.pone.0191947

Weitere Informationen finden Sie unter

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

http://www.geomar.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news691023

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel,

Dr. Andreas Villwock, 19.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MEER/287: Klimawandel und Krill (Uni Oldenburg)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





MEER/287: Klimawandel und Krill (Uni Oldenburg)

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg - 16. März 2018

Klimawandel und Krill

Meeresforscher auf "Polarstern"-Expedition im Südpolarmeer



Oldenburg. Der Kleinkrebs Krill und die gelatinösen Salpen stehen im
Mittelpunkt einer Expedition von Oldenburger Meeresforschern mit dem
Forschungsschiff Polarstern in das Südpolarmeer. Unter Leitung der
Meeresbiologin Prof. Dr. Bettina Meyer, Institut für Chemie und
Biologie des Meeres (ICBM) der Universität Oldenburg und
Alfred-Wegener-Institut Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI), brechen die Wissenschaftler am 17. März von
Punta Arenas (Chile) in Richtung Antarktische Halbinsel auf. Ziel der
Forscher ist zu untersuchen, wie sich der Klimawandel auf die Bestände
von Krill und Salpen im atlantischen Teil des Südpolarmeers auswirkt.
Die Ergebnisse sollen auch dazu beitragen, eine nachhaltige
Krillfischerei in der Region zu unterstützen. Die Forschungsreise
endet am 6. Mai ebenfalls in Punta Arenas.




[image: Foto: © Carsten Pape]

Krill spielt eine zentrale Rolle im Nahrungsnetz der Antarktis. 

Foto: © Carsten Pape



Der nur wenige Zentimeter große Antarktische Krill (Euphausia superba)
ist ein wichtiger Teil des sogenannten Zooplanktons - das sind mit den
Strömungen treibende kleine Tiere. Er spielt eine zentrale Rolle im
Nahrungsnetz der Antarktis: Viele große Räuber wie Wale, Robben oder
Pinguine ernähren sich von ihm. Auch die zu den Manteltieren
gehörenden gallertartigen Salpen, hauptsächlich Salpa thompsoni,
gehören zum antarktischen Zooplankton. Im Gegensatz zum Krill
bevorzugen die tonnenförmigen Tiere jedoch wärmeres Wasser mit weniger
Eisbedeckung. Während die Krillbestände in den vergangenen Jahren
abgenommen haben, sind die Bestände der Salpen größer geworden. Eine
Ursache hierfür könnte, so vermuten Forscher, das infolge der
langfristigen Erwärmung schwindende Meereis in der Region sein. Doch
noch sind die Hinweise nicht eindeutig.




[image: Foto: © Alfred-Wegener-Institut/Yannick Kern]

Polarstern sucht sich ihren Weg durch eine dichte Mischung aus Neueis
und einjährigen Eisschollen. 

Foto: © Alfred-Wegener-Institut/Yannick Kern



Um neue Daten über den Krill und die Salpen zu sammeln, werden während
der Expedition unter anderem Forschungstaucher Proben nehmen und Foto-
und Filmaufnahmen machen. "Die Expedition soll wichtige Daten für
verschiedene Forschungsprojekte liefern, die sich mit der Biologie des
Krills und der Salpen und den ökologischen Wechselwirkungen
beschäftigen", erläutert Meyer. So untersuchen die Wissenschaftler im
Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
geförderten Projekts "PEKRIS", wie sich Krill und Salpen an steigende
Wassertemperaturen anpassen können und ob sich die Organismen in ihrer
Anpassungsfähigkeit unterscheiden. "Bisher gibt es dazu nur wenige
Studien, vor allem was die Salpen betrifft", sagt Meyer.




[image: Foto: © Alfred-Wegener-Institut/Thomas Ronge]

Seit über 30 Jahren fährt das deutsche Forschungsschiff Polarstern im
Dienste der Wissenschaft durch die Polarregionen unserer Erde. 

Foto: © Alfred-Wegener-Institut/Thomas Ronge



Das vom Niedersächsischen Wissenschaftsministerium (MWK) geförderte
Projekt POSER soll weitere Informationen liefern: Hier untersuchen die
Forscher, wie der Temperaturanstieg die Bestände von Krill im
Vergleich zu den Beständen der Salpen beeinflusst und wie sich eine
Veränderung der jeweiligen Bestände auf die gesamte
Planktongemeinschaft und den Kohlenstofffluss auswirkt.

"KrillBIS", ein Projekt, das vom Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) gefördert wird, zielt darauf ab, die Bestände
von Krill und Salpen nördlich der Antarktischen Halbinsel sowie ihre
Schwankungen langfristig zu erfassen. Die Ergebnisse aller Projekte
werden in ein mathematisches Modell einfließen. Mit diesem wollen die
Wissenschaftler vorhersagen, wie die Krillbestände auf
unterschiedliche Klima-Szenarien reagieren.

Neben den Forschern des ICBM und AWI sind Wissenschaftler von 16
Institutionen aus sieben verschiedenen Ländern an Bord der Polarstern
vertreten. Dazu gehört auch ein Team der Universität Hamburg und der
Tierärztlichen Hochschule Hannover, die untersuchen, wie verschiedene
Arten von Bartenwalen in der Region verteilt sind und wie sich diese
verhalten. Zusammen mit den Ergebnissen der Oldenburger erhoffen sich
die Forscher wichtige Erkenntnisse zur Räuber-Beute-Beziehung zwischen
Walen und Krill. Ihre Arbeiten an Bord dokumentieren die Forscher in
einem Blog.

Weblinks

icbm.de/biodiv-polarmeere

icbm-auf-see.uni-oldenburg.de

blogs.helmholtz.de/polarstern/
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FISCHEREI/268: Neues Warngerät schützt Schweinswale (idw)

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) - 20.03.2018

Neues Warngerät schützt Schweinswale



Beifangrate reduzieren, Artenvielfalt erhalten und gleichzeitig
Wirtschaftlichkeit gewährleisten - das sind wesentliche Aspekte einer
nachhaltigen Fischereiwirtschaft. In einem Forschungsprojekt wurde ein
neuartiges akustisches Warngerät entwickelt und bereits erfolgreich
erprobt. Dieses Warngerät reduzierte den Beifang von Schweinswalen in
der ersten Testphase um 70 Prozent. In einer zweiten Phase erfolgt nun
der Praxistest in der Nordsee und im Nordatlantik.




[image: Foto: © Boris Culik]

PAL Warngerät

Foto: © Boris Culik



Eine der größten Gefahren für die gefährdeten Schweinswale in der Nord-
und Ostsee geht von Stellnetzen der Fischer aus. Die Schweinswale
verfangen sich darin und verenden. Eine nachhaltige Beifangvermeidung
gewährleistet somit den Arterhalt und bietet darüber hinaus auch für
die Fischer Vorteile, da durch weniger Beifang ihre Netze seltener
reißen und der Zeitaufwand für das Einholen des Netzes geringer ist.
Das tierschutzgerechte Warngerät "PAL" ("Porpoise Alert") imitiert die
Kommunikationssignale von Schweinswalen basierend auf der von den
Tieren genutzten Schallfrequenz. Die PAL werden an den Fischernetzen
befestigt und halten die Tiere durch ein Warnsignal ständig auf
Abstand.

70 Prozent weniger Schweinswale landeten im Netz

Bereits 2014 und 2016 wurden die PAL-Geräte in der kommerziellen
Fischerei der westlichen Ostsee erprobt. Der Beifang von Schweinswalen
konnte damit um 70 Prozent verringert werden. Im Anschluss an die
erfolgreichen Praxistests in der Ostsee sind nun die Weiterentwicklung
dieses vielversprechenden Konzepts sowie weitere Tests in der Nordsee
sowie im Nordatlantik um Island gestartet.

Weiterentwicklung in der Nordsee

Nach Optimierung der akustischen Eigenschaften durch Anpassung der
Hard-und Software des Warngeräts, sollen die PAL in der Nordsee auf
ihre Wirksamkeit geprüft werden. Das derzeit verwendete Signal soll
dabei verbessert und der Einfluss weiterer Signale und
Senderfrequenzen auf andere Tierarten getestet werden. Ziel des
Folgeprojekts ist es unter anderem, das Gerät für die Vermeidung
weiteren Beifangs nutzen zu können. Die PAL-Warngeräte tragen durch
ihre spezielle Technik schon heute effektiv und überregional zu einem
aktiven Tier- und Umweltschutz bei.

Hintergrund

Das Projekt "Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Fischerei durch Entwicklung innovativer, praxistauglicher
PAL-Warngeräte zur Minimierung von Schweinswal-Beifängen (PAL)" wurde
im Innovationsprogramm des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) gefördert. Das Folgeprojekt "Innovatives
Schweinswal-Warngerät PAL: Zertifizierung, Weiterentwicklung und
Kommerzialisierung (PAL-Komm)" wird über die Deutsche
Innovationspartnerschaft Agrar (DIP) aus den Mitteln des
Zweckvermögens bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank gefördert.
Beide Projekte werden vom Projektträger Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung (ptble) fachlich betreut.



Weitere Informationen finden Sie unter

http://service.ble.de/ptdb/index2.php?detail_id=64254&site_key=141&stichw=schweinswal&zeilenzahl_zaehler=6#newContent

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news691133

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1079
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MELDUNG/333: AutorInnen neuer Glyphosat-Studie weisen EFSA-Aussagen als unrichtig zurück (Global 2000)

GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 16. März 2018

AutorInnen neuer Glyphosat-Studie weisen EFSA-Aussagen als
unrichtig zurück



In Reaktion auf die am 14.3.2018 in der peer-reviewten Fachzeitschrift
Journal of Epidemiology and Community Health erschienene Analyse
"Pesticides and public health: an analysis of the regulatory approach
to assessing the carcinogenicity of glyphosate in the European Union"
(1) erklärte ein Sprecher der Europäischen Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA) gegenüber der Austria Presseagentur,
dass einige der Vorwürfe 'schlichtweg nicht korrekt' seien. Der
Fachartikel enthielte keine Inhalte, die nicht bereits schon vorher
öffentlich gegenüber den EU-Behörden angesprochen worden wären, und wo
sich jeweils ergeben hätte, dass die EFSA- und ECHA-Bewertungen im
Einklang mit den EU-Kriterien und -Leitlinien durchgeführt wurden.

Dazu halten die Autoren der Publikation, Peter Clausing, Claire
Robinson und Helmut Burtscher-Schaden folgendes fest:

• Die Behauptung der EFSA, ihre Bewertung sei im Einklang mit den
EU-Kriterien und -Leitlinien durchgeführt worden, widerspricht den
Tatsachen. Ihre stetige Wiederholung ändert daran nichts. Die
Diskrepanz zwischen der Vorgehensweise der EU-Behörden (dokumentiert
in ihren jeweiligen Bewertungsberichten) und den Empfehlungen in den
einschlägigen Leitlinien, lässt sich anhand unserer Publikation und
der darin zitierten Dokumente leicht nachvollziehen und verifizieren.

• Zutreffend ist hingegen, dass zahlreiche der in der aktuellen
Analyse ausgeführten Kritikpunkte an der Bewertung der Behörden nicht
erstmalig formuliert wurden. Vielmehr wurde seit 2015 die
missbräuchliche Verwendung von historischen Kontrolldaten oder das
systematische Ignorieren signifikanter Tumorinzidenzen im Trendtests
mehrfach in öffentlichen Stellungnahmen und auch wissenschaftlichen
Publikationen (2) kritisiert.

• Ein systematischer Vergleich der Vorgehensweise der Behörden
mit den OECD- und EU-Leitlinien erfolgte erstmals im Juni 2017 durch
Peter Clausing in dem von Global 2000 herausgegebenen Report:
Glyphosate and cancer: Authorities systematically breach regulations.

• Obwohl sich die Kritik insbesondere auch gegen die
Vorgehensweise des deutschen Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR)
und der EFSA richtete, blieb eine Antwort seitens dieser Behörden aus.

• Einzig die EU-Chemikalienagentur ECHA reagierte auf die Kritik.
In einem öffentlichen Brief [1] begrüßte sie die von GLOBAL 2000
angestoßene wissenschaftliche Debatte, wies jedoch "Anschuldigungen"
und die (angeblich) abwertende Sprache zurück. Die ECHA stellte eine
ausführliche Antwort auf unsere Kritikpunkte für Anfang August in
Aussicht.

• Am 17.7.2017 antworteten der Autor und die Herausgeber des
Reports [2] auf das Schreiben der ECHA und begrüßten die Bereitschaft
der ECHA zu einem wissenschaftlichen Austausch.

• Am 8. August kam die angekündigte ausführliche Antwort der ECHA
[3]. Darin wies die ECHA die im Global 2000-Report geäußerten
Kritikpunkte zurück, ohne diese jedoch tatsächlich zu entkräften.

• Auf diesen Umstand machten die Autoren des Global 2000-Reports
am 21. August die ECHA aufmerksam. Sie wiesen auf die nach wie vor
offenen Kritikpunkte hin [4] und erbaten Aufklärung.

• Doch auch das Antwortschreiben der ECHA [5] vom 1. September
konnte die Kritikpunkte nicht entkräften, worauf Global 2000 und Peter
Clausing in einem letzten Brief am 14. September [6] nochmal
hinwiesen.

Da die Reaktion von ECHA bzw. die Nicht-Reaktion von EFSA und BfR auf
unsere Kritik, unbefriedigend war, formulierten wir die Kritikpunkte
in Form einer wissenschaftlichen Analyse und reichten diese am 24.
Oktober 2017 bei der wissenschaftlichen Fachzeitschrift Journal of
Epidemiology and Community Health zur Publikation ein. Das Manuskript
wurde einem Begutachtungsverfahren (Peer Review) unterzogen und am 22.
Februar akzeptiert. Die Veröffentlichung erfolgte am 14. März 2018.



(1) http://jech.bmj.com/content/jech/early/2018/03/06/jech-2017-209776.full.pdf

(2) Portier CJ, Armstrong BK, Baguley BC, et al. Differences in the
carcino-genic evaluation of glyphosate between the International
Agency for Re-search on Cancer (IARC) and the European Food Safety
Authority (EFSA). J Epidemiol Community Health 2016;70. S. 741-5:


http://jech.bmj.com/content/early/2016/03/03/jech-2015-207005

[1]
https://www.global2000.at/sites/global/files/global_2000_glyphosate_echa_response_en.pdf


[2]
https://www.global2000.at/sites/global/files/170717_Response%20to%20ECHA_final.pdf


[3]
https://www.global2000.at/sites/global/files/global_2000_glyphosate_echa_response_final_en.pdf


[4]
https://www.global2000.at/sites/global/files/Response%20to%20ECHA_20170821.pdf


[5]
https://www.global2000.at/sites/global/files/Response_ECHA_to_Global2000.pdf


[6]
https://www.global2000.at/sites/global/files/Response_to_ECHA_20170914.pdf

 * 
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AUEN/097: Weltwassertag - Auen sind unverzichtbare Lebensräume (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 21. März 2018

Weltwassertag: Auen sind unverzichtbare Lebensräume



Berlin: Vor dem Hintergrund des Rückgangs von naturnahen Flüssen und
Auen fordert der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
anlässlich des morgigen UN-Weltwassertages 'Natur für Wasser', Flüssen
und Auen mehr Raum zu geben. Dazu erklärte Hubert Weiger, Vorsitzender
des BUND: 'Intakte Auen sind die artenreichsten Lebensräume
Mitteleuropas und sie haben einen großen Nutzen für Natur und
Gesellschaft. Doch sie bedecken in Deutschland nur noch drei Prozent
ihrer ursprünglichen Fläche. Das muss sich dringend ändern.'

Die Ursachen für diesen deutlichen Verlust sind aus Sicht des
Umweltverbands vielfältig. So werden Auen immer mehr zurückgedrängt,
da die meisten Flüsse in Deutschland inzwischen künstlich vertieft,
begradigt und kanalisiert sind. Buhnen und Deiche begrenzen zudem die
Ufer, Wehre und Staustufen unterbrechen den Strom. Sandbänke,
Steilufer, Tümpel, Wiesen und Auwälder können aber nur durch einen
natürlichen Wechsel aus Hoch- und Niedrigwasser entstehen. Sind diese
Dynamik und Vielfalt vorhanden, besteht ein großer Nutzen für die
Gesellschaft. 'Der Wert von naturnahen Auen ist vielfältig', so der
BUND-Vorsitzende weiter. 'Sie schützen vor Hochwasser, filtern Nähr-
und Schadstoffe aus dem Wasser, speichern große Mengen des
klimaschädlichen Kohlendioxids. Ebenso profitieren Fischerei und
Tourismus. Nur wenn Flüsse sich wieder ausbreiten können, entstehen
Auen mit diesem großen Nutzen für Natur und Gesellschaft.'

Mit Blick auf die politischen Herausforderungen im Bereich des
Hochwasserschutzes fordert der BUND-Vorsitzende ein entschlossenes
Handeln der neuen Bundesregierung. Diese habe zwar angekündigt, mehr
für den Hochwasserschutz zu tun, doch reiche es nicht aus, allein die
finanziellen Mittel zu erhöhen. 'Die bereitgestellten Mittel müssen
richtig eingesetzt werden', sagte Weiger. 'Dort, wo Menschenleben und
Sachgüter nicht unmittelbar in Gefahr sind, muss die Priorität auf
ökologischen Hochwasserschutz gelegt werden. So können etwa durch
Deichrückverlegungen den Flüssen wieder Teile ihrer alten
Überflutungsräume zurückzugeben werden.'

Deutschland hat sich in der Vergangenheit in der Nationalen Strategie
zur biologischen Vielfalt, im Hochwasserschutzprogramm und mit dem
Bundesprogramm Blaues Band hohe Ziele gesteckt. Zudem sieht die
europäische Wasserrahmenrichtlinie eine erhebliche Verbesserung der
Gewässerzustände bis 2027 vor. 'Im europäischen Vergleich liegt
Deutschland bei der Umsetzung dieser für Flüsse, Auen und
Wasserqualität so wichtigen Richtlinie weit hinten', kritisierte
Weiger. 'Die neue Bundesregierung muss sich daher klar und deutlich
zur Wasserrahmenrichtlinie bekennen. Bund und Länder müssen endlich
ausreichend Gelder und Personal zur Verfügung stellen, um die
Richtlinie umzusetzen. Auen sind unverzichtbare Lebensräume, die wir
schützen und wieder wachsen lassen müssen.'



Weitere Informationen zum Thema Hochwasserschutz und Auen allgemein
finden Sie unter: 

www.bund.net/fluesse-gewaesser/hochwasser/

Lebendige Auen für die Elbe unter:

www.bund.net/elbauen

Zum Thema Deichrückverlegung: Die größte Deichrückverlegung
Deutschlands mit einer Entwicklung naturnaher Auenlandschaft hat beim
Jahrhunderthochwasser 2013 die Pegel vor Ort um knapp 50 cm abgesenkt:


www.burg-lenzen.de/burg_lenzen/projekte/naturschutzgrossprojekt/naturschutzgrossprojekt.html

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 21.03.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin
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MELDUNG/355: Weltwassertag - Bundesprogramm Blaues Band zügig umsetzen (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 21. März
2018

Weltwassertag, 22. März

NABU: Lebendige Flüsse arbeiten für den Menschen

Tschimpke: Die neue Regierung muss das Bundesprogramm Blaues Band
Deutschland zügig umsetzen



Berlin - Der Weltwassertag (22.3) steht unter dem Motto "Nature for
Water". Die Vereinten Nationen (UN) stellen damit in diesem Jahr
sogenannte "naturbasierte Lösungen" in den Fokus. Sie spielen eine
wichtige Rolle, um die Wasserversorgung und -qualität zu verbessern
und die Auswirkungen von Hochwasser und Dürren zu verringern.

Die UN zeigt mit ihrem Wasserentwicklungsbericht zum Weltwassertag,
dass naturnahe Ökosysteme nicht nur einen vielfältigen Lebensraum für
Tiere und Pflanzen bieten, sondern ganz konkret für den Menschen
arbeiten. Vor diesem Hintergrund begrüßt der NABU, dass die neue
Bundesregierung mit dem Bundesprogramm Blaues Band Deutschland (BBD)
in "grüne Infrastuktur" investieren will. Das Programm, das die
Bundesministerien für Verkehr und für Umwelt auf den Weg gebracht
haben, fördere genau solche naturbasierten Lösungen. Ziel des
Programms ist es, Flüsse und Auen im Bundeswasserstraßennetz
naturnäher zu entwickeln. Konkret sollen beispielsweise alte
Flussschleifen wieder mit dem Hauptstrom verbunden, nicht mehr
benötigte Ufersicherungen wie zum Beispiel Steinpackungen von den
Ufern entfernt und Auwald gepflanzt werden.

"Wir freuen uns, dass die neue Regierung das Bundesprogramm Blaues
Band weiter umsetzen will. Hier stehen nun ganz konkrete Schritte an:
die Fördergelder für das Auenprogramm müssen zügig freigegeben werden,
der Rechtsrahmen muss angepasst werden und es braucht entsprechendes
Personal, damit das Programm professionell und auf hohem Niveau
umsetzt werden kann", sagt NABU-Präsident Olaf Tschimpke. Der NABU
engagiere sich seit langem für lebendige Flüsse. An der Unteren Havel
in Brandenburg und Sachsen-Anhalt führe der NABU aktuell die größte
Flussrenaturierung Mitteleuropas durch. Dort entstehe aus einer
ehemaligen Bundeswasserstraße ein Naturparadies.

Hintergrund:

Zu "naturbasierten Lösungen" im Wassermanagement zählen unter anderem
die Anpflanzung von Wald, um die Grundwasserbildung zu fördern oder
die Renaturierung von Flüssen, Auen und Mooren, um die natürliche
Wasserspeicher- und -filterfunktion der Landschaft zu verbessern.
"Naturbasierte Lösungen" spielen auch in der Stadtentwicklung eine
zunehmende Rolle. Durch die Anlage von Gründächern und kleinen
Wasserflächen wird einerseits Regenwasser zurückgehalten und natürlich
gereinigt, das Kleinklima verbessert und eine grüne Oase für die
Bürgerinnen und Bürger geschaffen. Großstädte wie Berlin, Hamburg, New
York und Amsterdam haben dazu schon viele Projekte umgesetzt.

Mehr
Infos zum Weltwassertag 2018 und dem UN-Wasserentwicklungsbericht:


www.unwater.org/world-water-day-2018/

Zum Bundesprogramm Blaues Band Deutschland:

www.nabu.de/blauesband

www.blaues-band.bund.de

Zum NABU-Projekt an der Unteren Havel:

www.nabu.de/unterehavel

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 033/18, 21.03.2018
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MELDUNG/354: Weltwassertag - Mehr Raum für lebendige Gewässer (NABU TH)

NABU Landesverband Thüringen - 21. März 2018

Mehr Raum für lebendige Gewässer

NABU fordert zum Weltwassertag naturnähere Bewirtschaftungen an
Gewässern



Jena - Zum Weltwassertag am 22. März 2018 fordert der NABU Thüringen
mehr Engagement bei der Wiederherstellung lebendiger Gewässer in
Thüringen. "Der derzeitige ökologische Zustand unserer Gewässer lässt
vielerorts immer noch zu wünschen übrig", sagt Martin Schmidt der neue
Landesvorsitzende des NABU Thüringen. Viele der Wasserkörper im
Freistaat verfehlen die Zielsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie im
Hinblick auf einen guten Zustand beziehungsweise ein gutes Potenzial.

Der schlechte Zustand der Gewässer wirkt sich auch auf die
Wasserversorgung aus. Sogenannte diffuse Stoffeinträge aus der
Landwirtschaft erfordern immer aufwändigere Maßnahmen zur
Sicherstellung der Qualität des Trinkwassers, die sich auch auf den
Preis auswirken. "Naturnahe Bewirtschaftungsmethoden in unseren Auen
müssen stärker umgesetzt und gefördert werden", fordert Martin
Schmidt. Gleichzeitig brauchen unsere Gewässer mehr Raum. Nur so
können sie ihre Selbstreinigungskraft, Vielfalt an Lebensraum für
Pflanzen und Tiere sowie ihr gewaltiges Potential für die Erholung der
Menschen entfalten.

Laut des NABU müssen Gewässerschutz und Landwirtschaft in den Auen
zukünftig zusammen gedacht werden. Nur eine Landnutzung die
wirtschaftlich ist und dauerhaft sauberes Grundwasser sowie
biologische Vielfalt erhält, ist wirklich nachhaltig. Extensive
Weidewirtschaft, naturnahe Waldbewirtschaftung oder der Anbau neuer
Kulturen, wie zum Beispiel Sumpfpflanzen für die Dämmstoffherstellung
nennen die Naturschützer als solche Möglichkeiten. "Gerade mit der
extensiven ganzjährigen Beweidung in Feuchtgebieten haben wir gute
Erfahrungen gemacht. Diese Form der Landbewirtschaftung ist sowohl aus
ökologischer wie auch aus ökonomischer Sicht sinnvoll", sagt der
Landesvorsitzende.

Extensive Beweidungsprojekte in Feuchtgebieten schonen nicht nur die
Gewässer sondern leisten auch einen wichtigen Beitrag zum Erhalt und
zur Förderung der Artenvielfalt. In den letzten Jahren hat der NABU
verschiedene Projekte gestartet, um diese Art der Landbewirtschaftung
zu unterstützen und mehrere große Gebiete in den Auen werden
inzwischen so genutzt.

Weitere Informationen zu den Projekten des NABU finden Sie unter:

 www.NABU-Thueringen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.03.2018
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WALD/715: Kahlschlag im Paradies - Der polnische Staat plündert ein einmaliges Naturerbe (ARA Magazin)

ARA Magazin 23, 2017/18 - Arbeitsgemeinschaft Regenwald und
Artenschutz e.V.

Kahlschlag im Paradies

Der polnische Staat plündert ein einmaliges Naturerbe

Ein Bericht von Jan Carl Matysiak



Bialowieza ist der letzte verbliebene europäische Tiefland-Urwald.
Doch die Wildnis an der Grenze zwischen Polen und Weißrussland ist in
Gefahr. Denn die polnische Regierung hat beschlossen, "den Wald vor
dem Borkenkäfer zu schützen".


Bialowieza ist die Heimat schlechthin in Europa für den einst
kurz vor der Ausrottung stehenden Wisent. Und wenn zukünftig eine
Chance bestehen soll, dass wilde Wisente wieder durch Europa streifen,
dann muss ihr Lebensraum in Polens Urwald unter allen Umständen
erhalten bleiben. Das Land trägt eine einmalige Verantwortung für die
Zukunft des europäischen Wildrindes.

Im Bialowieza Urwald an der Ostgrenze Polens ist die größte
wildlebende Wisent-Population der Erde beheimatet. 25 Prozent aller
wilden Tiere leben hier. Der Park ist so wichtig für den Erhalt des
schon fast ausgestorbenen größten europäischen Säugetiers, dass auch
das Internationale Wisent-Zuchtbuch hier geführt wird. Nur an solchen
Orten können sich noch stabile Populationen bilden, die sich
prinzipiell in Polen und darüber hinaus ausbreiten könnten. Diese
wichtige Rolle hat nicht nur Polen einst begriffen und den Wald zu
einem Nationalpark erklärt, sondern auch die EU. Große Teile des
Waldes stehen unter europäischem Naturschutz. Nicht zuletzt ist die
Region auch UNESCO Welterbe, denn der alte Jagdwald der polnischen
Könige ist mittlerweile einzigartig. Da nur dem Adel die Jagd
gestattet war und der Wald bis zum Ende des Mittelalters weitgehend
unberührt blieb, konnte Bialowieza als letzter Tieflandurwald Europas
erhalten bleiben. Im Ersten und im Zweiten Weltkrieg wurden zwar Teile
des Waldes von den Deutschen gerodet und genutzt, doch das Ökosystem
blieb weitgehend intakt.

Der Kern des Nationalparks darf nicht von Menschen betreten werden.
Lediglich geführte Rundgänge an den Rändern sind möglich. Ansonsten
gibt es hier einen zusammenhängenden Wald von 14.000 ha, den seit über
100 Jahren kaum ein Mensch mehr betreten hat. Diese Kernzone ist von
verschiedenen anderen Schutzgebieten umgeben, die nach europäischem
Recht geschützt sind oder Teil des UNESCO Erbes sind. Auch diese
Gebiete sind Teil des Gesamtökosystems und wichtig für dessen Erhalt.

Vorgeschobene Gründe für den Holzeinschlag

Trotzdem hat Polen unter der PiS Regierung begonnen, große Teile
dieser Pufferzonen zu roden. Die national konservative Partei hatte
2016 beschlossen, die Abholzkontingente in der Region zu
verdreifachen. Als Grund wurde die Eindämmung des Buchdruckers
genannt. Die Larven dieses Käfers leben in der Borke von Fichten und
ernähren sich von deren Pflanzensaft, was die Bäume letztlich
absterben lässt. Die winzigen Insekten können ganze Fichtenbestände
zerstören, wenn die Bäume in Monokultur gepflanzt wurden.

Der Urwald Bialowieza ist aber alles andere als eine
Fichtenreinkultur. Über 5000 Pflanzenarten kommen in dem Nationalpark
vor. Hainbuchen, Eichen aber auch Fichten können hierzu Baumriesen
heranwachsen. Sie werden uralt, sterben ab und verrotten langsam, um
so wieder in den Naturkreislauf einzugehen. Ein Viertel des Waldes
besteht aus Totholz. Dieses vor allem bietet den über 3500 Pilzarten
der Region und zahllosen Totholzkäfern und anderen Insekten ein
Zuhause. Sie wiederum sind Nahrung für zahlreiche Vogelarten, zum
Beispiel den sehr seltenen Dreizehenspecht, der auf solche
Totholzarten angewiesen ist.

Unter den Insekten, die solche Verrottungsprozesse möglich machen,
befindet sich auch der Buchdrucker, der auf die 3 Prozent Fichten in
Bialowieza spezialisiert ist. Daher löste der fraglos vorgeschobene
Grund, den Borkenkäfer bekämpfen zu wollen, bei Umweltschützern auch
Irritationen aus. Schließlich stellen diese Arten einen wichtigen
Bestandteil des Urwaldökosystems dar. Das Leben und Sterben der Bäume
ist Teil der Wildnisprozesse, die es im Nationalpark zu schützen gilt.

Recht hat die Regierungspartei PiS, wenn sie behauptet, in den letzten
Jahrzehnten hätte sich die Situation in Bialowieza geändert. In den
60er Jahren wurde das Umland für die Landwirtschaft entwässert. Die
letzten Jahre waren zudem sehr heiß und trocken, was in den
entwässerten Gebieten zu einer Senkung des Grundwasserspiegels führte.
Da Fichten ein sehr flaches Wurzelwerk bilden, sind sie davon
unmittelbar betroffen. Sie stehen unter Trockenstress und werden
verwundbarer für den Buchdrucker. Statt die Wälder jedoch wieder zu
vernässen, wie es auf der weißrussischen Seite geschieht, will Polens
Umweltminister Jan Szyszko die befallenen Bäume fällen, um den Käfer
einzudämmen. Dass dies in einem Wald, der zu einem Viertel aus Totholz
besteht, nicht gelingen kann, ohne massiv das Ökosystem zu stören,
sollte dem Professor für Forstwissenschaften eigentlich klar sein.

Seine Kollegen kritisieren das Vorgehen in Bialowieza jedenfalls
massiv. Professoren, Fakultäten und ganze Universitäten haben in
offenen Briefen ihre Besorgnis zum Ausdruck gebracht. Zum Eklat kam es
unter den Wissenschaftlern bereits im Mai 2016. Umweltminister Szyszko
entließ damals 32 der 39 wissenschaftlichen Experten der staatlichen
Naturschutzkommission.

Protestcamp in Bialowieza

Dieses Jahr wurden dann große Abholzungen in der Heimat der Wisente
tatsächlich umgesetzt. Der einzigartige Wald läuft nun Gefahr, sich
für immer zu verändern oder sogar zu verschwinden. Doch es regt sich
auch Widerstand. Im Mai 2017 wurde ein Protestcamp in Bialowieza
eingerichtet. Dort wurden direkte Aktionen geplant und durchgeführt.
Mutige Aktivisten ketteten sich an die Holzerntefahrzeuge, um so
weitere Abholzungen zu verhindern und um auf das Verbrechen aufmerksam
zu machen. Mit Erfolg: Die Europäische Union verfolgt die
Umweltvergehen der polnischen Regierung und hat reagiert - und zwar so
hart wie selten in ihrer Geschichte. Im Juli 2017 schaltete sich die
Europäische Kommission ein und beantragte eine Unterlassung der
Fällarbeiten in Bialowieza. Dies wurde durch ein Urteil des
Europäischen Gerichtshofs bestätigt.

Auch die UNESCO äußerte sich besorgt. Doch die polnische Regierung
lenkte nicht ein. Polen behauptete, die Holzeinschläge zu reduzieren
und nur noch Sicherungsarbeiten an den Waldwegen durchzuführen. De
facto ignoriert sie den Beschluss jedoch. Jetzt drohen hohe
Geldstrafen für den größten Geldnehmer der EU, doch ein Prozess kann
Jahre dauern - Zeit, die der Wald nicht hat. Minister Szyszko meinte
lapidar: "Es ist ein Fehler gewesen, Bialowieza als UNESCO Erbe
anerkennen zu lassen".

Doch wie kommt ein Umweltminister zu solchen Aussagen? Wie kommt
dieser Mann, der selbst Professor für Forstwissenschaften ist, zu
einer so abstrusen Entscheidung wie dem Roden des Urwaldes? Die
Aktivsten vor Ort konnten dokumentieren, wie viele über 100-jährige
Eichen geschlagen wurden; eine Baumart, die überhaupt nicht vom
Buchdrucker befallen wird. Profit scheint das Hauptmotiv der
polnischen Regierung zu sein, denn in Bialowieza ist viel wertvolles,
hochstämmiges Hartholz zu finden.

Widerstand und Solidarität weiter gefordert

Die EU wird das Recht in Polen nicht durchsetzen können. Es liegt wohl
vor allem in der Hand der Aktivisten vor Ort, diesen Wald zu schützen.
Dabei werden sie nicht nur massiv von den örtlichen Behörden
drangsaliert. Auch wird das Problem vom polnischen Staatswald verzerrt
dargestellt. Große Kampagnen der Behörden versuchen, den Borkenkäfer
als Gefahr darzustellen. Im Umland werden Fläschchen mit toten Käfern
und der Aufschrift: "Glaubt ihr jetzt an den Käfer?" verteilt.

Diese Kampagnen scheinen für die polnische Regierung nötig zu sein,
denn das Thema polarisiert. Überall in Polen solidarisieren sich die
Bürger mit dem Protestcamp. Die Region selbst ist gespalten. Viele
Menschen in Bialowieza sind vom Tourismus abhängig, die Zerstörung des
Waldes bedroht auch ihre Lebensgrundlage. Einige sind aber auch im
Forst tätig und schütteln den Kopf über das Protestcamp.

Auch in Warschau und anderen Großstädten gibt es Protestkundgebungen.
Aus ganz Europa reisen Aktivisten an, um sich mit dem Protestcamp zu
solidarisieren und friedlichen Widerstand gegen die Abholzung zu
leisten. Dies ist nötig und gerechtfertigt. Denn hier wird auch
europäisches Recht gebrochen, auf dessen Einhaltung jeder Europäer
pochen kann. Das UNESCO Welterbe ist unser aller Erbe.

Während erste Wisente augenscheinlich wieder wild von Polen nach
Deutschland kommen, wird deren zentrale Heimat in Polen zerstört.
Polen hatte sie bislang streng geschützt. Doch nun soll eine der
letzten großen Wildnisse Europas aus Profitgier abgeholzt werden.

Es darf nicht sein, dass in Polen dieser einzigartige Wald trotz des
gemeinsamen Widerspruches der EU, der Wissenschaft und der Bevölkerung
abgeholzt wird. Daher ist es nötig, das Protestcamp aufrecht zu
erhalten und die Aktivisten aus Polen und ganz Europa, die hier
europäisches Recht durchsetzen wollen, zu unterstützen.



Mehr Informationen finden sich auf der Internetseite des Protestcamps


www.save-bialowieza.net



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Über 1400 km² erstreckt sich der letzte große Urwald Europas.

- Im August 2017 hat der Europäische Gerichtshof eine Beendigung des
Holzeinschlags in Bialowieza gefordert ... Solange die polnische
Forstbehörde sich nicht an EU-Recht hält, gehen die Proteste weiter.
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STELLUNGNAHME/469: Bayer-Monsanto-Deal - schädliche Folgen für Mensch und Natur (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 21. März
2018

NABU-Stellungnahme zum Bayer-Monsanto-Deal

Tschimpke: EU-Kommission sendet falsches Signal / Milliarden-Deal mit
schädlichen Folgen für Mensch und Natur



Berlin/Brüssel - Die EU-Wettbewerbsbehörde hat die milliardenschwere
Übernahme des US-Saatgutproduzenten Monsanto durch den Bayer-Konzern
unter Auflagen erlaubt. Dazu erklärt NABU-Präsident Olaf Tschimpke:

"Die EU-Kommission sendet das falsche Signal aus Brüssel für die
dringend notwendige weltweite Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen. Das
derzeitige EU-Fusionsrecht ist ganz offensichtlich nicht mehr
zeitgemäß und ignoriert die Forderungen der Bürgerinnen und Bürger
nach mehr demokratischer Kontrolle und Transparenz von Entscheidungen.
Mit dem grünen Licht für den Milliarden-Deal wird die industrielle
Landwirtschaft mit ihren schädlichen Folgen für Mensch und Natur
weltweit zementiert. Profiteure sind Agrarkonzerne, die die Preise
diktieren und Milliarden mit dem Pestizid-Geschäft verdienen. Damit
werden bestehende Strukturen befördert, die Artenvielfalt bleibt auf
der Strecke. Die Entscheidung steht im Gegensatz zu den Forderungen
von Umweltschützern und Verbrauchern auf der ganzen Welt, die sich
eine umweltverträglichere, gift- und gentechnikfreie Landwirtschaft
wünschen."

Der NABU hatte 2016 den Vorstandsvorsitzenden der Bayer AG, Werner
Baumann mit Deutschlands peinlichstem Umweltpreis, dem "Dinosaurier
des Jahres 2016" für die von ihm eingefädelte milliardenschwere
Rekordübernahme des US-Saatgutriesen Monsanto ausgezeichnet.

Mehr Infos:

www.NABU.de/dino2016

www.NABU.de/agrarreform2021

NABU-Pestizidstudie "Artenschwund durch Spritzmittel": 

www.NABU.de/natur-und-landschaft/landnutzung/landwirtschaft/pestizide/16722.html

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 21.03.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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STELLUNGNAHME/468: EU zementiert überholtes Landwirtschaftsmodell (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - BUND-Kommentar 
vom 21. März 2018

EU zementiert überholtes Landwirtschaftsmodell



Berlin: Zur heutigen Entscheidung der EU-Kommission, dem
Agrarchemiekonzern Bayer die geplante Übernahme des US-Konkurrenten
Monsanto unter strengen Auflagen zu erlauben, erklärte Silvia Bender,
Abteilungsleiterin Biodiversität beim Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND):

"Mit dieser Entscheidung zementiert die EU-Kommission ein überholtes
und gescheitertes Landwirtschaftsmodell. Die Fusion von Bayer und
Monsanto zum größten Agrarkonzern der Welt ist schlecht für
Verbraucher, Landwirte sowie für die Natur und Umwelt weltweit. Diese
weitere Konzentration der Marktmacht auf dem weltweiten Markt für
kommerzielles Saatgut und für Agrarchemikalien bedeutet weniger
Wettbewerb, weniger Auswahl für Landwirte, weniger Vielfalt auf den
Feldern und weniger Innovation für eine bäuerlich-ökologische
Landwirtschaft. Daran ändert auch die Auflage der EU-Kommission
nichts, dass Bayer bestimmte Teile seiner Agrarsparte an die BASF,
einen weiteren Agrarriesen, verkauft.

An der Monopolisierung des Saatguts und der Pestizidabhängigkeit
krankt schon jetzt das gesamte Landwirtschafts- und Ernährungssystem.
Mit der Fusion wird Bayer auch das umstrittene Ackergift Glyphosat
übernehmen. Der dramatische Verlust der Artenvielfalt durch die
industrialisierte Landwirtschaft droht sich weiter zu beschleunigen.
Das Wachstumsmodell des Konzerns ernährt nicht die wachsende
Weltbevölkerung, sondern speist vor allem die Renditen der Aktionäre.

Die EU-Kommission wendet sich mit ihrer Entscheidung gegen die
europäischen Bürgerinnen und Bürger. Eine Mehrheit von 54 Prozent
fanden es einer Umfrage* zu Folge wichtig, dass die EU-Kommission die
Fusion blockiert."



Die Ergebnisse der von Friends of the Earth Europe (*) beauftragten
Umfrage finden Sie unter:

http://www.foeeurope.org/eu-citizens-reject-bayer-monsanto-merger-new-polling-270218

Die Umfrageergebnisse für Deutschland finden Sie unter:

https://cloud.foeeurope.org/index.php/s/beGEjV9eSEOfcJq/download?path=%2FGermany&files=DE_YouGov%20Results_Bayer_Monsato_SumOfUs_DE.xlsx

(*) Friends of the Earth Europe - das größte Umweltnetzwerk in Europa
Friends of the Earth Europe (FoEE) ist das größte europäische Netzwerk
selbständiger Umweltverbände. Der BUND ist Mitglied im Netzwerk
Friends of the Earth.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 21.03.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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INTERVIEW/272: Das Ende der Natur - aufgewacht ...     Dr. Susanne Dohrn im Gespräch (SB)
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"Das kenne ich doch von früher! Das ist ja toll, so zauberhaft schön!
Warum ist das bei uns alles weg?"

(Dr. Susanne Dohrn schildert bei ihrer Lesung, wie sie auf dem
Baltikum blütenreiche Äcker und Wiesen entdeckt hat, wie es sie bei
uns heute nicht mehr gibt.)

Foto: © 2018 by Schattenblick



Die Landwirtschaft von heute ist so sehr auf Effizienz getrimmt, daß
alles, was nicht der unmittelbaren Ertrags- und Profitsteigerung
dient, vernachlässigt, verdrängt oder vernichtet wird. Der
ursprüngliche Lebensraum von Acker- und Wiesenwildkräutern, Insekten
und Vögeln wird der ausschließlichen Nutzung durch den Menschen
zugeführt. Niemand braucht sie, der Mais, Weizen oder Kartoffeln
anbaut. Im Gegenteil, der Wildwuchs wird sogar als Licht- und
Nahrungskonkurrenz für die eigenen Kulturpflanzen angesehen, Insekten
gelten meist als bloße Schädlinge und Vögel gar als Saaträuber.

So wurde in den letzten Jahrzehnten die Vielfalt der Arten und auch
die Abundanz (Anzahl an Organismen) einer Art sprichwörtlich
herabgewirtschaftet. Zu dieser Problematik hat die promovierte
Historikerin, Journalistin und Autorin Dr. Susanne Dohrn das Buch
"Das Ende der Natur. Die Landwirtschaft und das stille Sterben vor
unserer Haustür" [1] geschrieben. Daraus las sie am 14. März 2018 bei
der Naturschutzorganisation NABU in Hamburg vor und hielt einen
Vortrag zur Entstehung des Buchs. Anschließend stellte sie sich
gemeinsam mit Oliver Schumacher vom NABU-Landesverband Hamburg und
Sebastian Strumann vom NABU-Bundesverband in Berlin unter der
Moderation von Alexander Porschke, Vorsitzender des NABU Hamburg,
Fragen aus dem Publikum. Im Anschluß an die Veranstaltung war die
Autorin bereit, dem Schattenblick einige Fragen zu beantworten.

Schattenblick (SB): Vor vier Jahren haben Sie Estland besucht und
dort jene blütenreichen Kornfelder und Wiesen entdeckt, die wir in
Ihrem Vortrag sehen konnten. Wissen Sie, wie es dort heute aussieht?
Hat sich Estlands Landwirtschaft der in der übrigen Europäischen
Union angenähert?

Dr. Susanne Dohrn (SD): Ich weiß nicht, wie es heute dort aussieht.
Estland ist 2004 Mitglied der Europäischen Union geworden. Dort kennt
man also die gemeinsame EU-Agrarpolitik, wie wir sie seit den
fünfziger Jahren mit all ihren Auswüchsen erleben, noch nicht so
lange. Man sah den Unterschied jedenfalls deutlich. Die
EU-Agrarpolitik hat dazu geführt, daß hier bei uns die Vielfalt
verlorengegangen ist.

SB: Als Journalistin haben Sie schon zu vielen Themen gearbeitet.
Umweltfragen haben Sie dabei zwar nicht ausgespart, wie Ihrer Website
[2] zu entnehmen ist, aber bislang scheinen sie auch nicht Ihr
Schwerpunkt gewesen zu sein. War es für Sie Neuland, ein ganzes Buch
zum Ende der Natur zu schreiben?

SD: Vieles davon war Neuland. Andererseits bin ich in einem Dorf
aufgewachsen. Tornesch war früher ein Dorf, in dem es keine
befestigten Bürgersteige gab, als wir da hinzogen. An jeder Straße,
die aus dem Ort herausführte, lagen ein oder mehrere Bauernhöfe. Das
waren für uns Kinder die liebsten Spielplätze. Eigentlich haben wir
uns fast immer draußen aufgehalten. Hinzu kommt, daß ich aus einer
Imkerfamilie stamme. Mein Großvater war Imker, mein Vater ist Imker,
mein Neffe wird Imker. Dadurch geht man in der Familie auch anders
mit der Natur um. Weil man ja weiß, daß man die Pflanzen braucht,
damit die Bienen Honig produzieren. Und immer wenn mein Vater mit den
Bienen im Raps war oder in der Heide, sind dort mein Bruder und ich
mit meiner Mutter spazierengegangen. Da war man in der freien Natur
und hat dann auch botanisiert. Wir haben geschaut, was dort wächst
und wie es heißt. Zur Bestimmung der Pflanzen hatten wir den Kosmos
Naturführer "Was blüht denn da?" mitgenommen. Durch mein Studium und
meinen Beruf war ich ein bißchen davon abgekommen. Jetzt bin ich im
Grunde genommen wieder dahin zurückgekehrt.

SB: Sie haben geschildert, daß Sie bei sich zu Hause eine
Wildkräuterwiese angelegt haben. Ist das Thema nun für Sie zu einer
Art journalistischer Heimat geworden?

SD: Ja, das kann man so sagen. Zur Zeit bin ich mit diesem Thema fast
"full time" beschäftigt. Ich gehe viel auf Lesereise, trage aus dem
Buch vor, halte den Vortrag und versuche, das Thema in Zeitungen,
Zeitschriften, etc. unterzubringen, wo ich meine, daß es paßt.
Inzwischen verstehe ich auch viel davon und weiß darüber eine Menge
zu berichten.

SB: Naturschutzfragen würde man üblicherweise eher mit den Grünen
verbinden. Wollen Sie etwas von der Komplementärfarbe ins
sozialdemokratische Rot bringen, für das Sie in der Ratsversammlung
von Tornesch sitzen?

SD (lacht): Im Moment haben wir Sozialdemokraten dort noch die
absolute Mehrheit. Die Grünen sind letztes Mal nicht angetreten. Aber
sie werden wieder antreten und sicherlich auch ihre Mandate erhalten.
Ich glaube, daß das gar nicht mal schlecht ist, denn ich sehe da
eigentlich auch Koalitionspartner für jene Themen, die mich bewegen
und die auch meine Fraktion - natürlich nicht alle gleichermaßen, das
ist ja in der Politik immer so -, aber die viele Leute aus meiner
Fraktion ebenfalls bewegen. So daß wir hoffentlich dann auch noch
mehr in Gang bringen können, als wir jetzt schon erreicht haben. Wir
haben ja schon damit angefangen.

SB: Heute abend wurde auch die Große Koalition angesprochen. Kennen
Sie den Koalitionsvertrag?

SD: Ja, ich habe ihn vorhin nochmals gelesen. Es steht viel drin,
auch viel Gutes, aber messen muß man immer, was hinten rauskommt. Wir
werden sehen, was davon umgesetzt wird. Deswegen würde ich immer dazu
auffordern: Macht Druck auf die Politik!

SB: In der zweiten Säule der gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) werden
seit 1999 eine schonendere Bewirtschaftung, Extensivierung
landwirtschaftlicher Flächen und weitere Entwicklungsmaßnahmen des
ländlichen Raums gefördert. Hat das nichts in Sachen Naturschutz
gebracht?

SD: Nein, das reicht definitiv nicht. Zum Beispiel werden
Greening-Maßnahmen gefördert, bei denen die Landwirte im Herbst eine
Zwischenfrucht aussäen müssen. Die soll den Stickstoff im Boden
binden, was dazu führt, daß dieser nicht so leicht wegweht oder
wegschwimmt. Die Landwirte könnten aber im Frühjahr mit Glyphosat
darüber gehen und das wieder zunichte machen. Da kann mir keiner
sagen, daß das die Biodiversität fördert.

SB: Ungefähr zwei Monate nach Erscheinen Ihres Buchs wurde im
Wissenschaftsjournal PLOS One [3] ein Bericht publiziert, an dem
unter anderem der Entomologische Verein Krefeld beteiligt war, von
dem Sie berichteten. Die Experten haben einen mehr als 75prozentigen
Insektenrückgang in Schutzgebieten von NRW, Brandenburg und
Rheinland-Pfalz beobachtet. Was besagen Ihre eigenen Recherchen - wie
groß muß da erst der Insektenschwund außerhalb der geschützten
Flächen sein?

SD: Es ist ein Problem, daß die Krefelder im Grunde genommen die
einzigen waren, die über diesen langen Zeitraum überhaupt
Untersuchungen über die Biomasse durchgeführt haben. Insofern
existieren meines Erachtens kaum vergleichbare Zahlen. Aus anderen
Ländern liegen natürlich schon einzelne Daten vor. Der Rückgang wird
überall beobachtet, den kann man sogar selber feststellen. Sie müssen
ja nur mal mit dem Auto über die Autobahn fahren. Es gibt kaum
Insekten auf der Windschutzscheibe. Anfangs hatte ich gedacht, ach,
das liegt daran, daß die Autos heute anders gebaut sind. Aber das
stimmt einfach nicht, es sind keine Insekten mehr da. Auch an den
Lampen und Laternen findet man sie nicht mehr. Wenn man einmal selber
bei sich nachschaut, was man früher gesehen hat - welcher Nachtfalter
hat sich bei Ihnen das letzte Mal im Haus verirrt, wenn Sie das
Fenster abends offen hatten? Das ist sicherlich lange, lange her.

SB: Das stimmt. Einer der Autoren jener Studie, Dr. Martin Sorg, den
Sie persönlich gesprochen haben, sagte kürzlich auf einer Tagung in
Münster, egal, welche Untersuchungen zum Insektenschwund jetzt noch
durchgeführt werden, man werde nie mehr den Stand von vor 20, 30 oder
40 Jahren als Vergleichsgrundlage haben. [4] Haben Sie selbst, ganz
subjektiv, weitere Beobachtungen zur Verbreitung von Insekten
gemacht?

SD: Damit kann er recht haben, er ist ja der Experte. Ich war 15
Jahre in Berlin und habe dort hart gearbeitet. Ich war
Chefredakteurin der Zeitung "Vorwärts" und hatte nicht viel Zeit für
solche Dinge. Übrigens war einer der Gründe, der mich mitmotiviert
hat, dieses Buch zu schreiben, das Erschrecken über die eigene - wie
kann ich das am besten sagen - Unachtsamkeit dieser Veränderung
gegenüber. Aber es ist natürlich auch so, daß, wenn sich etwas
langsam verändert, man das nicht immer schnell genug merkt. Das ist
ein bißchen so wie der Frosch im heißen Wasser auf der Herdplatte. Er
bemerkt das Aufheizen erst, wenn es zu spät ist.

SB: Die Umweltbewegung ist in der Frage gespalten, ob man die Natur
monetarisieren sollte. Einige befürworten das, weil dann die Natur
oder die sogenannten Ökosystemdienstleistungen einen ökonomischen
Wert erhalten und darüber geschützt werden könnten. Andere
kritisieren, daß Natur zu einer Ware verkommt und die Monetarisierung
dazu führen wird, daß sich einige wenige Menschen am Allgemeingut
bereichern. Wo würden Sie innerhalb dieser Spanne Ihren Standpunkt
einordnen?

SD: Ich glaube, es ist durchaus sinnvoll, wenn die Landwirte mit
Naturschutz Geld verdienen können. Ich finde das einen sinnvollen
Ansatz, den Herr Strumann vorhin beim Podiumsgespräch genannt hat.
Die Landwirte sollen ja auch leben.

SB: Sie hatten vorhin Rachel Carsons Klassiker, das 1962 erschienene
Buch "Der stumme Frühling" [5], erwähnt. Welche Bedeutung hat das Buch
für Sie?

SD: Ich habe es damals gelesen und habe es mir jetzt nochmals
vorgenommen. Es ist richtig erschütternd, was Carson darin
beschreibt, richtig erschütternd.

SB: Spielt der Untertitel Ihres Buches, "Die Landwirtschaft und das
stille Sterben vor unserer Haustür", ein bißchen auf Carsons Buch an?

SD (lacht): Das hat sich der Verlag ausgedacht! Natürlich erinnert es
schon ein bißchen daran. Nur den roten Falter auf dem Einband, den
wollten sie nicht. Aber ich habe das Rot durchgesetzt.

SB: Kam der Titel "Das Ende der Natur" ebenfalls vom Verlag?

SD: Wissen Sie, das ist immer so: Man denkt sich Titel aus und
verwirft sie wieder, überlegt weitere Titel und verwirft sie
ebenfalls. Irgendwann weiß man nicht mehr, was eigentlich von wem
kam. Daher kann man das heute nicht mehr sagen.

SB: Würden Sie sagen, daß nur die Natur, wie wir sie kennen, zu Ende
ist?

SD: Sicherlich ist die Natur nicht zu Ende. Sie ist noch da, wenn wir
weg sind. Aber es stellt sich doch die Frage: Wollen wir in einer
Landschaft leben, die so aussieht, wie sie jetzt aussieht? Sie macht
ja keine Freude mehr! Darin spazierenzugehen, Fahrrad zu fahren, an
einem Maisfeld vorbei oder einem Feld, das nach Gülle stinkt - das
ist doch kein Genuß mehr! Außerdem bin ich der Ansicht, daß
Landschaft auch etwas ist, was allen gehört.

SB: Das ist ein schönes, nachdenkliches Schlußwort. Herzlichen Dank,
Frau Dohrn.


Fußnoten:

[1]

Susanne Dohrn

Das Ende der Natur. Die Landwirtschaft und das stille Sterben vor unserer Haustür

Ch. Links Verlag

2. Auflage, Dezember 2017

272 Seiten

18,- Euro

ISBN: 978-3-86153-960-5

[2] http://www.susanne-dohrn.de/was-ich-schreibe

[3] Hallmann CA, Sorg M, Jongejans E, Siepel H, Hofland N, Schwan H,
et al. (2017) More than 75 percent decline over 27 years in total
flying insect biomass in protected areas. PLoS ONE 12(10):
e0185809.

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0185809

[4] Die Berichterstattung des Schattenblick zu der Tagung finden Sie unter
UMWELT / REPORT → BERICHT und UMWELT → REPORT →
INTERVIEW, jeweils mit dem kategorischen Titel "Insektenschwund"
versehen.

[5]

Rachel Carson

Der stumme Frühling

Mit einem Vorwort von Theo Löbsack, übersetzt von Margaret Auer

C.H. Beck

2. Auflage, April 1987

348 Seiten

ISBN: 978-3-40604-944-6
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MELDUNG/151: Weltwassertag - Kein Wachsen ohne Wasser (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 21. März 2018

Weltwassertag: Kein Wachsen ohne Wasser

UNO startet internationale Aktionsdekade "Wasser für Nachhaltige
Entwicklung 2018-2028"



Der Weltwassertag am 22. März steht in diesem Jahr unter dem Motto
"Natur für Wasser". Die Vereinten Nationen rufen an diesem Tag in New
York auch die internationale Aktionsdekade "Wasser für Nachhaltige
Entwicklung 2018-2028" aus. In Deutschland wird der ökologische und
chemische Zustand der Gewässer überwiegend als unbefriedigend oder
schlecht eingeschätzt. Bundesumweltministerin Svenja Schulze weist
daher auf den hohen Stellenwert einer konsequent nachhaltigen und
ressortübergreifenden Wasserpolitik hin.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Wasser ist die wichtigste
Grundlage für das Leben auf diesem Planeten. Beim Wasser hängt alles
mit allem zusammen. Wie wir mit Abwässern umgehen und wie intensiv wir
Gewässer, Ufer und Auen nutzen, hat direkte Auswirkungen im Krei